
Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 

Drucksache V/3582 

Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/3 — 42100 — 3082/68 IV 
Bonn, den 3. Dezember 1968 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be-
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die am 14. Juli 1967 

in Stockholm unterzeichneten Übereinkünfte auf 

dem Gebiet des geistigen Eigentums 

mit Begründung, den Wortlaut des Übereinkommens zur Errich-
tung der Weltorganisation für geistiges Eigentum in englischer, 
französischer, russischer und spanischer Sprache und den amt-
lichen deutschen Text, die unterzeichneten Übereinkünfte, Ab-
kommen, Zusatz- und Ergänzungsvereinbarungen sowie eine 
Denkschrift (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 329. Sitzung am 25. Oktober 1968 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein-
wendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes 
über die am 14. Juli 1967 in Stockholm unterzeichneten Übereinkünfte 

auf dem Gebiet des geistigen Eigentums 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel 1 

Den folgenden von der Bundesrepublik Deutsch-
land am 14. Juli 1967 in Stockholm unterzeichneten 
Übereinkünften wird zugestimmt: 

1. dem Übereinkommen zur Errichtung der Welt-
organisation für geistiges Eigentum, 

2. der Stockholmer Fassung der Berner Überein-
kunft vom 9. September 1886 zum Schutz von 
Werken der Literatur und Kunst (bisherige Fas-
sung: Bundesgesetzbl. 1965 II S. 1213), 

3. der Stockholmer Fassung der Pariser Verbands-
übereinkunft vom 20. März 1883 zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums (bisherige Fassung: Bun-
desgesetzbl. 1961 II S. 273), 

4. der Stockholmer Fassung des Madrider Abkom-
mens vom 14. April 1891 über die internationale 
Registrierung von Marken (bisherige Fassung: 
Bundesgesetzbl. 1962 II S. 125), 

5. der Stockholmer Fassung des Abkommens von 
Nizza vom 15. Juni 1957 über die internationale 
Klassifikation von Waren und Dienstleistungen 
für die Eintragung von Marken (bisherige Fas-
sung: Bundesgesetzbl. 1964 II S. 1217), 

6. der Stockholmer Zusatzvereinbarung zum Madri-
der Abkommen vom 14. April 1891 über die 
Unterdrückung falscher oder irreführender Her-
kunftsangaben auf Waren (Bundesgesetzbl. 1961 
II S. 273, 293), 

7. der Stockholmer Ergänzungsvereinbarung zum 
Haager Abkommen vom 6. November 1925 über 
die internationale Hinterlegung gewerblicher 
Muster und Modelle (Reichsgesetzbl. 1937 II 
S. 583, 617). 

Die Übereinkünfte werden nachstehend veröffent-
licht. 

Artikel 2 

§ 133 des Gesetzes über Urheberrecht und ver-
wandte Schutzrechte vom 9. September 1965 (Bun-
desgesetzbl. I S. 1273) tritt zwei Jahre nach dem 

Tage außer Kraft, an dem die Stockholmer Fassung 
der Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken 
der Literatur und Kunst für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest-
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem 

1. das Übereinkommen zur Errichtung der Welt-
organisation für geistiges Eigentum nach seinem 
Artikel 15, 

2. die Stockholmer Fassung der Berner Übereinkunft 
vom 9. September 1886 zum Schutz von Werken 
der Literatur und Kunst nach ihrem Artikel 28, 

3. die Stockholmer Fassung der Pariser Verbands-
übereinkunft vom 20. März 1883 zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums nach ihrem Artikel 21, 

4. die Stockholmer Fassung des Madrider Abkom-
mens vom 14. April 1891 über die internationale 
Registrierung von Marken nach ihrem Artikel 15, 

5. die Stockholmer Fassung des Abkommens von 
Nizza vom 15. Juni 1957 über die internationale 
Klassifikation von Waren und Dienstleistungen 
für die Eintragung von Marken nach ihrem Ar-
tikel 9, 

6. die Stockholmer Zusatzvereinbarung zum Madri-
der Abkommen vom 14. April 1891 über die 
Unterdrückung falscher oder irreführender Her-
kunftsangaben auf Waren nach ihrem Artikel 5, 

7. die Stockholmer Ergänzungsvereinbarung zum 
Haager Abkommen vom 6. November 1925 über 
die internationale Hinterlegung gewerblicher 
Muster und Modelle nach ihrem Artikel 9 

für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 

Zu Artikel 1 

Die Übereinkünfte bedürfen nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften 
in  Form  eines Bundesgesetzes, da sie sich auf Ge-
genstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Zu Artikel 2 

Das ausschließliche Recht des Urhebers eines Wer-
kes der Musik, das Werk auf Tonträger aufzuneh-
men, ist nach dem bisherigen Artikel 13 Abs. 3 der 
Berner Übereinkunft für die Werke ausgeschlossen, 
die schon vor Inkrafttreten der Berliner Fassung auf 
Tonträger aufgenommen worden waren. Diese Aus-
nahmevorschrift soll nach Artikel 13 Abs. 2 der 
Stockholmer Fassung für ein Verbandsland nach 
Ablauf einer Frist von zwei Jahren nach dem Zeit-
punkt außer Kraft treten, in dem dieses Verbands-
land durch die Stockholmer Fassung gebunden wird. 
§ 133 des Urheberrechtsgesetzes, der eine dem 
früheren Artikel 13 Abs. 3 entsprechende Ausnahme-
vorschrift für die Bundesrepublik Deutschland vor-
sieht, muß daher nach Ablauf dieser Frist außer 
Kraft treten. 

Zu Artikel 3 

Die Übereinkünfte sollen auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er

-

fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist jeweils der Zeitpunkt, in dem die 
Übereinkünfte nach den jeweils in ihnen vorgesehe-
nen Bestimmungen für die Bundesrepublik Deutsch-
land in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekannt-
zugeben. 

Schlußbemerkung 

Durch die Ausführung des Gesetzes wird der Bund 
mit Kosten belastet. 

In der Stockholmer Fassung der Berner Überein-
kunft (Artikel 25 Absatz 6), der Pariser Verbands-
übereinkunft (Artikel 16 Absatz 6), des Madrider 
Markenabkommens (Artikel 12 Absatz 6) und des 
Nizzaer Klassifikationsabkommens (Artikel 7 Ab-
satz 6) ist für jede dieser Übereinkünfte die Errich-
tung eines Betriebsmittelfonds vorgesehen, der durch 
eine einmalige Zahlung jedes der Verbandsländer 
gebildet werden soll. Die Höhe des auf jedes Land 
entfallenden Betrages soll proportional zu dem Bei-
trag des Landes für das Jahr festgesetzt werden, in 
dem der Fonds gebildet wird. Das Verhältnis zum 
Jahresbeitrag und die Zahlungsbedingungen werden 
von der Versammlung jedes Verbands festgesetzt. 
Daher läßt sich noch nicht mit Sicherheit übersehen, 
welcher genaue Betrag auf die Bundesrepublik 
Deutschland entfallen wird. Nach den bisher vor-
liegenden Berechnungen wird es sich um einen Be-
trag von etwa 45 000,— DM handeln. 

Die Stockholmer Ergänzungsvereinbarung zum Haa-
ger Abkommen über die internationale Hinterlegung 
gewerblicher Muster und Modelle sieht in Artikel 4 
Absatz 6 a ebenfalls die Errichtung eines Betriebs-
mittelfonds vor. Dieser Fonds soll aber zunächst aus 
den Überschüssen der Gebühren für die Hinter-
legung gebildet werden; die Vertragsstaaten sollen 
nur dann zur Leistung eines bestimmten Betrags 
verpflichtet sein, wenn die Überschüsse nicht aus-
reichen. Die Höhe des Betrags wird wie bei den 
übrigen Übereinkünften festgesetzt. 

Durch die Ratifizierung des Übereinkommens zur 
Errichtung der Weltorganisation für geistiges Eigen

-

tum  wird der Bund nicht mit zusätzlichen Kosten 
belastet. Die für die Verwaltung dieses Überein-
kommens notwendigen Beträge werden nach Arti-
kel 11 nicht unmittelbar von den Mitgliedstaaten, 
soweit sie wie die Bundesrepublik Deutschland den 
Verbänden auf dem Gebiet des geistigen Eigentums 
angehören, sondern von diesen Verbänden zur Ver-
fügung gestellt. 
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Convention 
establishing the World Intellectual Property Organization 

signed at Stockholm on July 14, 1967 

Convention 
instituant l'Organisation Mondiale de la Propriété Intellectuelle 

signée à Stockholm le 14 juillet 1967 

Convenio 
que establece la Organización Mundial de la Propiedad Intelectual 

firmado en Estocolmo el 14 de Julio de 1967 

The Contracting Parties, 

Desiring to contribute to better 
understanding and cooperation among 
States for their mutual benefit on the 
basis of respect for their sovereignty 
and equality, 

Desiring, in order to encourage 
creative activity, to promote the pro-
tection of intellectual property 
throughout the world, 

Desiring to modernize and render 
more efficient the administration of 
the Unions established in the fields 
of the protection of industrial property 
and the protection of literary and 
artistic works, while fully respecting 
the independence of each of the 
Unions, 

Agree as follows: 

Article 1 

Establishment of the Organization 

The World Intellectual Property 
Organization is hereby established. 

Article 2 

Definitions 

For the purposes of this Conven-
tion: 

(i) "Organization" shall mean the 
World Intellectual Property Or-
ganization (WIPO); 

(ii) "International Bureau" shall 
mean the International Bureau 
of Intellectual Property; 

(iii) "Paris Convention" shall mean 
the Convention for the Protec-
tion of Industrial Property 
signed on March 20, 1883, in-
cluding any of its revisions; 

(iv) "Berne Convention" shall mean 
the Convention for the Protec-
tion of Literary and Artistic 
Works signed on September 9, 
1886, including any of its revi-
sions; 

Les Parties Contractantes, 

Animées du désir de contribuer 
une meilleure compréhension et colla-
boration entre les Etats, pour leur pro-
fit mutuel et sur la base du respect de 
leur souveraineté et égalité, 

Désirant, afin d'encourager l'activité 
créatrice, promouvoir la protection de 
la propriété intellectuelle à travers le 
monde, 

Désirant moderniser et rendre plus 
efficace l'administration des Unions 
instituées dans les domaines de la 
protection de la propriété industrielle 
et de la protection des oeuvres litté-
raires et artistiques, tout en respectant 
pleinement l'autonomic de chacune des 
Unions, 

Sont convenues de ce qui suit: 

Article 1 

Institution de l'Organisation 

L'Organisation Mondiale de la Pro-
priété Intellectuelle est instituée par 
la présente Convention. 

Article 2 

Définitions 

Au sens de la présente Convention, 
il faut entendre par: 

i) « Organisation », l'Organisation 
Mondiale de la Propriété Intel-
lectuelle (O.M.P.I.); 

ii) « Bureau international », le Bu-
reau international de la propriété 
intellectuelle; 

iii) « Convention de Paris », la Con-
vention pour la protection de la 
propriété industrielle signée le 
20 mars 1883, y compris chacun 
de ses Actes revisés; 

iv) « Convention de Berne », la Con-
vention pour la protection des 
oeuvres littéraires et artistiques 
signée le 9 septembre 1886, y 
compris chacun de ses Actes re

-

visés; 

Las Partes contratantes, 

Animadas del deseo de contribuir 
a una mejor comprensión y colabora-
ción entre los Estados, para su mutuo 
beneficio y sobre la base del respeto 
a su soberanía e igualdad, 

Deseando, a fin de estimular la 
actividad creadora, promover en todo 
el mundo la protección de la propie-
dad intelectual, 

Deseando modernizar y hacer más 
eficaz la administración de las Uniones 
instituidas en el campo de la pro-
tección de la propiedad industrial y 
de la protección de las obras literarias 
y artísticas, respetando al mismo tiem-
po plenamente la autonomía de cada 
una de las Uniones, 

Han convenido lo siguiente: 

Artículo 1 

Establecimiento de la Organización 

Por el presente Convenio se esta-
blece la Organización Mundial de la 
Propiedad Intelectual. 

Artículo 2 

Definiciones 

A los efectos del presente Convenio 
se entenderá por: 

i) "Organización", la Organización 
Mundial de la Propiedad Intelec-
tual (OMPI); 

ii) "Oficina Internacional", la Ofi-
cina Internacional de la Propie-
dad Intelectual; 

iii) "Convenio de París", el Convenio 
para la Protección de la Propie-
dad Industrial, firmado el 20 de 
marzo de 1883, incluyendo todas 
sus revisiones; 

iv) "Convenio de Berna", el Con-
venio para la Protección de las 
Obras Literarias y Artísticas, 
firmado el 9 de septiembre de 
1886, incluyendo todas sus re-
visiones; 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 	Drucksache  V/3582  

Übereinkommen 
zur Errichtung der Weltorganisation für geistiges Eigentum 

unterzeichnet in Stockholm am 14. Juli 1967 

- Amtlicher deutscher Text gemäß Ar-
tikel 20 Abs. 2 — 

Die Vertragsparteien — 

in  dem Wunsch, zu einem besseren 
Verständnis und einer besseren Zu-
sammenarbeit zwischen den Staaten 
zu ihrem gegenseitigen Nutzen und 
auf der Grundlage der Wahrung ihrer 
Souveränität und Gleichheit beizutra-
gen, 

in dem Wunsch, zur Ermutigung 
der schöpferischen Tätigkeit den 
Schutz des geistigen Eigentums welt-
weit zu fördern, 

in dem Wunsch, die Verwaltung der 
Verbände, die auf den Gebieten des 
Schutzes des gewerblichen Eigentums 
und des Schutzes von Werken der 
Literatur und Kunst errichtet sind, zu 
modernisieren und wirksamer zu ge-
stalten, unter voller Wahrung der 
Unabhängigkeit jedes Verbandes — 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Errichtung der Organisation 

Die Weltorganisation für geistiges 
Eigentum wird durch dieses Überein-
kommen errichtet. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinn dieses Übereinkommens be-
deutet: 

i) „Organisation" die Weltorgani-
sation für geistiges Eigentum 
(WIPO/OMPI) ; 

ii) „Internationales Büro" das In-
ternationale Büro für geistiges 
Eigentum; 

iii) „Pariser Verbandsübereinkunft" 
die Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigen-
tums vom 20. März 1883 ein-
schließlich aller revidierten Fas-
sungen; 

iv) „Berner Übereinkunft" die Über-
einkunft zum Schutz von Werken 
der Literatur und Kunst vom 
9. September 1886 einschließlich 
aller revidierten Fassungen; 
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(v) "Paris Union" shall mean the In-
ternational Union established by 
the Paris Convention; 

(vi) "Berne Union" shall mean the 
International Union established 
by the Berne Convention; 

(vii) "Unions" shall mean the Paris 
Union, the Special Unions and 
Agreements established in re-
lation with that Union, the 
Berne Union, and any other in-
ternational agreement designed 
to promote the protection of in-
tellectual property whose ad-
ministration is assumed by the 
Organization according to Ar-
ticle 4 (iii). 

(viii) "intellectual property" shall in-
clude the rights relating to: 
— literary, artistic and scientific 

works, 
— performances of performing 

artists, phonograms, and 
broadcasts, 

— inventions in all fields of 
human endeavor, 

— scientific discoveries, 

— industrial designs, 

— trademarks, service marks, 
and commercial names and 
designations, 

— protection against unfair 
competition, 

and all other rights resulting 
from intellectual activity in the 
industrial, scientific, literary or 
artistic fields. 

Article 3 

Objectives of the Organization 

The objectives of the Organization 
are: 

(i) to promote the protection of in-
tellectual property throughout the 
world through cooperation among 
States and, where appropriate, in 
collaboration with any other in-
ternational organization, 

(ii) to ensure administrative coopera-
tion among the Unions. 

Article 4 

Functions 

In order to attain the objectives 
described in Article 3, the Organiza-
tion, through its appropriate organs, 
and subject to the competence of each 
of the Unions: 

v) « Union de Paris », l'Union inter-
nationale créée par la Conven-
tion de Paris; 

vi) « Union de Berne », l'Union inter-
nationale créée par la Conven-
tion de Berne; 

vii) « Unions », l'Union de Paris, les 
Unions particulières et les Arran-
gements particuliers établis en 
relation avec cette Union, l'U-
nion de Berne, ainsi que tout 
autre engagement international 
tendant à promouvoir la protec-
tion de la propriété intellectuelle 
dont l'administration est assurée 
par l'Organisation en vertu de 
l'article 4.iii) ; 

viii) «propriété intellectuelle », les 
droits relatifs: 
— aux oeuvres littéraires, artisti-

ques et scientifiques, 
— aux interprétations des artis-

tes interprètes et aux exécu-
tions des artistes exécutants, 
aux phonogrammes et aux 
émissions de radiodiffusion, 

— aux inventions dans tous les 
domaines de l'activité hu-
maine, 

— aux découvertes scientifiques, 

— aux dessins et modèles indus-
triels, 

— aux marques de fabrique, de 
commerce et de service, ainsi 
qu'aux noms commerciaux et 
dénominations commerciales, 

— à la protection contre la con-
currence déloyale; 

et tous les autres droits afférents 
à l'activité intellectuelle dans les 
domaines industriel, scientifique, 
littéraire et artistique. 

Article 3 

But de l'Organisation 

L'Organisation a pour but: 

i) de promouvoir la protection de la 
propriété intellectuelle à travers le 
monde par la coopération des 
Etats, en collaboration, s'il y a lieu, 
avec toute autre organisation inter-
nationale, 

ii) d'assurer la coopération adminis-
trative entre les Unions. 

Article 4 

Fonctions 

Aux fins d'atteindre le but défini à 
l'article 3, l'Organisation, par ses or-
ganes compétents et sous réserve de 
la compétence de chacune des Unions: 

y)  "Unión de París", la Unión inter-
nacional creada por el Convenio 
de París; 

vi) "Unión de Berna", la Unión in-
ternacional creada por el Con-
venio de Berna; 

vii) "Uniones", la Unión de París, las 
Uniones particulares y los Arre-
glos particulares establecidos en 
relación con esa Unión, la Unión 
de Berna, así como cualquier 
otro acuerdo internacional desti-
nado a fomentar la protección 
de la propiedad intelectual y de 
cuya administración se encargue 
la Organización en virtud del 
Artículo 4. iii); 

viii) "Propiedad intelectual", los de-
rechos relativos: 
— a las obras literarias, artísti-

cas y científicas, 
— a las interpretaciones de los 

artistas intérpretes y a las 
ejecuciones de los artistas 
ejecutantes, a los fonogramas 
y a las emisiones de radio-
difusión, 

— a las invenciones en todos 
los campos de la actividad 
humana, 

— a los descubrimientos científi-
cos, 

— a los dibujos y modelos in-
dustriales, 

— a las marcas de fábrica, de 
comercio y de servicio, así 
como a los nombres y de-
nominaciones comerciales, 

- a la protección contra la com-
petencia desleal, 

y todos los demás derechos rela-
tivos a la actividad intelectual 
en los terrenos industrial, cien-
tífico, literario y artístico. 

Artículo 3 

Fines de la Organización 

Los fines de la Organización son: 

i) fomentar la protección de la pro-
piedad intelectual en todo el mundo 
mediante la cooperación de los 
Estados, en colaboración, cuando 
así proceda, con cualquier otra 
organización internacional, y 

ii) asegurar la cooperación adminis-
trativa entre las Uniones. 

Artículo 4 

Funciones 

Para alcanzar los fines señalados 
en el Artículo 3, la Organización, a 
través de sus órganos competentes y 
sin perjuicio de las atribuciones de 
cada una de las diversas Uniones: 
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v) „Pariser Verband" der durch die 
Pariser Verbandsübereinkunft er-
richtete internationale Verband; 

vi) „Berner Verband" der durch die 
Berner Übereinkunft errichtete 
internationale Verband; 

vii) „Verbände" der Pariser Verband, 
die im Rahmen dieses Verbandes 
errichteten besonderen Verbände 
und Sonderabkommen, der Ber-
ner Verband sowie jede andere 
internationale Vereinbarung zur 
Förderung des Schutzes des 
geistigen Eigentums, deren Ver-
waltung durch die Organisation 
nach Artikel 4 Ziffer iii über-
nommen wird; 

viii) „geistiges Eigentum" die Rechte 
betreffend 
— die Werke der Literatur, Kunst 

und Wissenschaft, 

— die Leistungen der ausüben-
den Künstler, die Tonträger 
und Funksendungen, 

— die Erfindungen auf allen Ge-
bieten der menschlichen Tä-
tigkeit, 

— die wissenschaftlichen Ent-
deckungen, 

— die gewerblichen Muster und 
Modelle, 

— die Fabrik-, Handels- und 
Dienstleistungsmarken sowie 
die Handelsnamen und Ge-
schäftsbezeichnungen, 

— den Schutz gegen unlauteren 
Wettbewerb 

und alle anderen Rechte, die sich 
aus der geistigen Tätigkeit auf 
gewerblichem, wissenschaft-
lichem, literarischem oder künst-
lerischem Gebiet ergeben. 

Artikel 3 

Zweck der Organisation 

Zweck der Organisation ist es, 

i) den Schutz des geistigen Eigen-
turns durch Zusammenarbeit der 
Staaten weltweit zu fördern, ge-
gebenenfalls im Zusammenwirken 
mit jeder anderen internationalen 
Organisation, 

ii) die verwaltungsmäßige Zusammen-
arbeit zwischen den Verbänden zu 
gewährleisten. 

Artikel 4 

Aufgaben 

Zur Erreichung des in Artikel 3 be-
zeichneten Zwecks nimmt die Organi-
sation durch ihre zuständigen Organe 
und vorbehaltlich der Zuständigkeit 
der einzelnen Verbände folgende Auf-
gaben wahr: 
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(i) shall promote the development 
of measures designed to facili-
tate the efficient protection of 
intellectual property throughout 
the world and to harmonize na-
tional legislation in this field; 

(ii) shall perform the administrative 
tasks of the Paris Union, the 
Special Unions established in 
relation with that Union, and the 
Berne Union; 

(iii) may agree to assume, or part-
icipate in, the administration of 
any other international agree-
ment designed to promote the 
protection of intellectual pro-
perty; 

(iv) shall encourage the conclusion 
of international agreements de-
signed to promote the protec-
tion of intellectual property; 

(v) shall offer its cooperation to 
States requesting legal-technical 
assistance in the field of intel-
lectual property; 

(vi) shall assemble and disseminate 
information concerning the pro-
tection of intellectual property, 
carry out and promote studies 
in this field, and publish the 
results of such studies; 

(vii) shall maintain services facilitat-
ing the international protection 
of intellectual property and, 
where appropriate, provide for 
registration in this field and the 
publication of the data concern-
ing the registrations; 

(viii) shall take all other appropriate 
action. 

Article 5 

Membership 

(1) Membership in the Organization 
shall be open to any State which is 
a member of any of the Unions as 
defined in Article 2 (vii). 

(2) Membership in the Organization 
shall be equally open to any State 
not a member of any of the Unions, 
provided that: 

(i) it is a member of the United Na-
tions, any of the Specialized Agen-
cies brought into relationship with 
the United Nations, or the Inter-
national Atomic Energy Agency, 
or is a party to the Statute of the 
International Court of Justice, or 

(ii) it is invited by the General As-
sembly to become a party to this 
Convention. 

i) s'emploie à promouvoir l'adop-
tion de mesures destinées à amé-
liorer la protection de la pro-
priété intellectuelle à travers le 
monde et à mettre en harmonie 
les législations nationales dans 
ce domaine; 

ii) assure les services administratifs 
de l'Union de Paris, des Unions 
particulières établies en relation 
avec cette Union et de l'Union 
de Berne; 

iii) peut accepter d'assumer l'admi-
nistration qu'implique la mise en 
oeuvre de tout autre engagement 
international tendant à promou-
voir la protection de la propriété 
intellectuelle ou de participer à 
une telle administration; 

iv) encourage la conclusion de tout 
engagement international tendant 
à promouvoir la protection de la 
propriété intellectuelle; 

y) offre sa coopération aux Etats 
qui lui demandent une assistance 
technico-juridique dans le do-
maine de la propriété intellec-
tuelle; 

vi) rassemble et diffuse toutes in-
formations relatives à la protec-
tion de la propriété intellectuelle, 
effectue et encourage des études 
dans ce domaine et en publie les 
résultats; 

vii) assure les services facilitant la 
protection internationale de la 
propriété intellectuelle et, le cas 
échéant, procède à des enregis-
trements en la matière et publie 
les indications relatives à ces 
enregistrements; 

viii) prend toutes autres mesures ap-
propriées. 

Article 5 

Membres 

1) Peut devenir membre de l'Orga-
nisation tout Etat qui est membre de 
l'une des Unions telles qu'elles sont 
définies à l'article 2.vii). 

2) Peut également devenir membre 
de l'Organisation tout Etat qui n'est 
pas membre de l'une des Unions, à la 
condition: 

i) qu'il soit membre de l'Organisa-
tion des Nations Unies, de l'une 
des institutions spécialisées qui 
sont reliées à l'Organisation des 
Nations Unies ou de l'Agence in-
ternationale de l'Energie atomique, 
ou partie au statut de la Cour In-
ternationale de Justice, ou 

ii) qu'il soit invité par l'Assemblée 
générale à devenir partie à la pré-
sente Convention. 

i) fomentará la adopción de medi-
das destinadas a mejorar la pro-
tección de la propiedad intelec-
tual en todo e' mundo y a ar-
monizar las legislaciones nacio-
nales sobre esta materia; 

ii) se encargará de los servicios 
administrativos de la Unión de 
París, de las Uniones particu-
lares establecidas en relación 
con esa Unión, y de la Unión de 
Berna; 

iii) podrá aceptar el tomar a su car-
go la administración de cual-
quier otro acuerdo internacional 
destinado a fomentar la protec-
cion de la propiedad intelectual, 
o el participar en esa administra-
ción; 

iv) favorecerá la conclusión de todo 
acuerdo internacional destinado 
a fomentar la protección de la 
propiedad intelectual; 

y)  prestará su cooperación a los 
Estados que le pidan asistencia 
técnico-jurídica en el campo de 
la propiedad intelectual; 

vi) reunirá y difundirá todas las in-
formaciones relativas a la pro-
tección de la propiedad intelec-
tual y efectuará y fomentará los 
estudios sobre esta materia pu-
blicando sus resultados; 

vii) mantendrá los servicios que fa-
ciliten la protección internacio-
nal de la propiedad intelectual 
y, cuando así proceda, efectuará 
registros en esta materia y pu-
blicará los datos relativos a esos 
registros; 

viii) adoptará todas las demás me-
didas apropiadas. 

Artículo 5 

Miembros 

1) Puede ser miembro de la Organi-
zación todo Estado que sea miembro 
de cualquiera de las Uniones, tal co-
mo se definen en el Artículo 2. vii). 

2) Podrá igualmente adquirir la ca-
lidad de miembro de la Organización 
todo Estado que no sea miembro de 
cualquiera de las Uniones, a condi-
ción de que: 

i) sea miembro de las Naciones Uni-
das, de alguno de los organismos 
especializados vinculados a las 
Naciones Unidas, del Organismo 
Internacional de Energía Atómica 
o parte en el Estatuto de la Corte 
Internacional de Justicia, o 

ii) sea invitado por la Asamblea Ge-
neral a ser parte en el presente 
Convenio. 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 	Drucksache V/3582  

i) Sie fördert Maßnahmen zur welt-
weiten Verbesserung des Schutzes 
des geistigen Eigentums und zur 
Angleichung der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften auf diesem Ge-
biet; 

ii) sie erfüllt die Verwaltungsauf-
gaben des Pariser Verbandes, 
der im Rahmen dieses Verbandes 
errichteten besonderen Verbände 
und des Berner Verbandes; 

iii) sie kann sich damit einverstan-
den erklären, die Verwaltung 
jeder anderen internationalen 
Vereinbarung zur Förderung des 
Schutzes des geistigen Eigentums 
zu übernehmen oder sich an 
einer solchen Verwaltung zu be-
teiligen; 

iv) sie unterstützt das Zustandekom-
men internationaler Vereinbarun-
gen zur Förderung des Schutzes 
des geistigen Eigentums; 

v) sie bietet den Staaten, die sie 
um juristisch-technische Hilfe auf 
dem Gebiet des geistigen Eigen-
tums ersuchen, ihre Mitarbeit an; 

vi) sie sammelt und verbreitet alle 
Informationen über den Schutz 
des geistigen Eigentums, unter-
nimmt und fördert Untersuchun-
gen auf diesem Gebiet und ver-
öffentlicht deren Ergebnisse; 

vii) sie unterhält Einrichtungen zur 
Erleichterung des internationalen 
Schutzes des geistigen Eigen-
tums, nimmt gegebenenfalls Re-
gistrierungen auf diesem Gebiet 
vor und veröffentlicht Angaben 
über diese Registrierungen; 

viii) sie trifft alle anderen geeigneten 
Maßnahmen. 

Artikel 5 

Mitgliedschaft 

(1) Mitglied der Organisation kann 
jeder Staat werden, der Mitglied eines 
der in Artikel 2 Ziffer vii bezeichne-
ten Verbände ist. 

(2) Mitglied der Organisation kann 
ferner jeder Staat werden, der nicht 
Mitglied eines der Verbände ist, so-
fern er 

i) Mitglied der Vereinten Nationen, 
einer der mit den Vereinten 
Nationen in Beziehung gebrachten 
Sonderorganisationen oder der 
Internationalen Atomenergie-Or-
ganisation oder Vertragspartei des 
Statuts des Internationalen Ge-
richtshofs ist oder 

ii) von der Generalversammlung ein-
geladen wird, Vertragspartei die-
ses Übereinkommens zu werden. 
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Article 6 

General Assembly 

(1) (a) There shall be a General As-
sembly consisting of the 
States party to this Conven-
tion which, are members of 
any of the Unions. 

(b) The Government of each 
State shall be represented by 
one delegate, who may be 
assisted by alternate dele-
gates, advisors, and experts. 

(c) The expenses of each dele-
gation shall be borne by the 
Government which has ap-
pointed it. 

(2) The General Assembly shall: 

(i) appoint the Director General 
upon nomination by the Coordi-
nation Committee; 

(ii) review and approve reports of 
the Director General concerning 
the Organization and give him 
all necessary instructions; 

(iii) review and approve the reports 
and activities of the Coordina-
tion Committee and give in-
structions to such Committee; 

(iv) adopt the triennial budget of ex-
penses common to the Unions; 

(v) approve the measures proposed 
by the Director General con-
cerning the administration of the 
international agreements refer-
red to in Article 4 (iii) ; 

(vi) adopt the financial regulations 
of the Organization; 

(vii) determine the working languages 
of the Secretariat, taking into 
consideration the practice of the 
United Nations; 

(viii) invite States referred to under 
Article 5 (2) (ii) to become party 
to this Convention; 

(ix) determine which States not 
Members of the Organization 
and which intergovernmental 
and international non-govern-
mental organizations shall be 
admitted to its meetings as ob-
servers; 

(x) exercise such other functions as 
are appropriate under this Con-
vention. 

(3) (a) Each State, whether member 
of one or more Unions, shall 
have one vote in the General 
Assembly. 

Article 6 

Assemblée générale 

1) a) Il est établi une Assemblée 
générale comprenant les Etats 
parties à la présente Conven-
tion qui sont membres de 
l'une au moins des Unions. 

b) Le Gouvernement de chaque 
Etat membre est représenté 
par un délégué, qui peut être 
assisté de suppléants, de con-
seillers et d'experts. 

c) Les dépenses de chaque dé-
légation sont supportées par 
le Gouvernement qui l'a dé-
signée. 

2) L'Assemblée générale: 

i) nomme le Directeur général sur 
présentation du Comité de coor-
dination; 

ii) examine et approuve les rapports 
du Directeur général relatifs à 
l'Organisation et lui donne toutes 
directives nécessaires; 

iii) examine et approuve les rap-
ports et les activités du Comité 
de coordination et lui donne des 
directives; 

iv) adopte le budget triennal des dé-
penses communes aux Unions; 

v) approuve les dispositions propo-
sées par le Directeur général 
concernant l'administration rela-
tive à la mise en oeuvre des en-
gagements internationaux visés à 
l'article 4.iii); 

iv) adopte le règlement financier de 
l'Organisation; 

vii) détermine les langues de travail 
du Secrétariat, compte tenu de la 
pratique des Nations Unies; 

viii) invite à devenir parties à la pré-
sente Convention les Etats visés 
à l'article 5.2) ii); 

ix) décide quels sont les Etats non 
membres de l'Organisation et 
quelles sont les organisations in-
tergouvernementales et interna-
tionales non gouvernementales 
qui peuvent être admis à ses 
réunions en qualité d'observa-
teurs; 

x) s'acquitte de toutes autres tâches 
utiles dans le cadre de la pré-
sente Convention. 

3) a) Chaque Etat, qu'il soit mem-
bre d'une ou de plusieurs 
Unions, dispose d'une voix à 
l'Assemblée générale. 

Artículo 6 

Asamblea General 

1) a) Se establece una Asamblea 
General formada por los Es-
tados parte en el presente 
Convenio que sean miembros 
al menos de una de las Unio-
nes. 

b) El gobierno de cada Estado 
miembro estará representado 
por un delegado que podrá 
ser asistido por suplentes, ase-
sores y expertos. 

c) Los gastos de cada delega-
ción serán sufragados por el 
gobierno que la haya designa-
do. 

2) La Asamblea General: 

i) designará al Director General a 
propuesta del Comité de Coordi-
nación; 

ii) examinará y aprobará los infor-
mes del Director General relati-
vos a la Organización y le dará 
las instrucciones necesarias; 

iii) examinará y aprobará los infor-
mes y las actividades del Co-
mité de Coordinación y le dará 
instrucciones; 

iv) adoptará el presupuesto trienal 
de los gastos comunes a las 
Uniones; 

y)  aprobará las disposiciones que 
proponga el Director General 
concernientes a la administra-
ción de los acuerdos internacio-
nales mencionados en el Arti-
culo 4. iii); 

vi) adoptará el reglamento finan-
ciero de la Organización; 

vii) determinará los idiomas de tra-
bajo de la Secretaría, teniendo 
en cuenta la práctica en las Na-
ciones Unidas; 

viii) invitará a que sean parte en el 
presente Convenio a aquellos Es-
tados señalados en el Artícu-
lo 5. 2) ii) ; 

ix) decidirá qué Estados no miem-
bros de la Organización y qué 
organizaciones intergubernamen-
tales e internacionales no gu-
bernamentales, podrán ser ad-
mitidos en sus reuniones a titu-
lo de observadores; 

x) ejercerá las demás funciones 
que sean convenientes dentro 
del marco del presente Conve-
nio. 

3) a) Cada Estado, sea miembro de 
una o de varias Uniones, dis-
pondrá de un voto en la 
Asamblea General. 
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Artikel 6 

Generalversammlung 

(1) a) Es wird eine Generalver-
sammlung gebildet, bestehend 
aus den Vertragsstaaten die-
ses Übereinkommens, die Mit-
glied mindestens eines der 
Verbände sind. 

b) Die Regierung jedes Staates 
wird durch einen Delegierten 
vertreten, der von Stellver-
tretern, Beratern und Sach-
verständigen unterstützt wer-
den kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation 
werden von der Regierung 
getragen, die sie entsandt hat. 

(2) Die Generalversammlung 

i) ernennt den Generaldirektor auf 
Vorschlag des Koordinierungs-
ausschusses; 

ii) prüft und billigt die Berichte des 
Generaldirektors betreffend die 
Organisation und erteilt ihm alle 
erforderlichen Weisungen; 

iii) prüft und billigt die Berichte und 
die Tätigkeit des Koordinierungs-
ausschusses und erteilt ihm Wei-
sungen; 

iv) beschließt den Dreijahres-Haus-
haltsplan für die gemeinsamen 
Ausgaben der Verbände; 

v) billigt die vom Generaldirektor 
vorgeschlagenen Maßnahmen be-
treffend die Verwaltung der in 
Artikel 4 Ziffer iii vorgesehenen 
internationalen Vereinbarungen; 

vi) beschließt die Finanzvorschriften 
der Organisation; 

vii) bestimmt die Arbeitssprachen des 
Sekretariats unter Berücksichti-
gung der Praxis der Vereinten 
Nationen; 

viii) lädt die in Artikel 5 Absatz 2 
Ziffer ii bezeichneten Staaten ein, 
Vertragspartei dieses Überein-
kommens zu werden; 

ix) bestimmt, welche Nichtmitglied-
staaten der Organisation, welche 
zwischenstaatlichen und welche 
internationalen nichtstaatlichen 
Organisationen zu ihren Sitzun-
gen als Beobachter zugelassen 
werden; 

x) nimmt alle anderen im Rahmen 
dieses Übereinkommens zweck-
dienlichen Aufgaben wahr. 

(3) a) Jeder Staat, gleichgültig ob 
er Mitglied eines oder mehre-
rer Verbände ist, verfügt in 
der Generalversammlung über 
eine Stimme. 
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(b) One-half of the States mem-
bers of the General As-
sembly shall constitute a 
quorum. 

(c) Notwithstanding the provi-
sions of subparagraph (b), if, 
in any session, the number 
of States represented is less 
than one-half but equal to 
or more than one-third of the 
States members of the Gen-
eral Assembly, the General 
Assembly may make deci-
sions but, with the excep-
tion of decisions concerning 
its own procedure, all such 
decisions shall take effect 
only if the following condi-
tions are fulfilled. The Inter-
national Bureau shall commu-
nicate the said decisions to 
the States members of the 
General Assembly which were 
not represented and shall in-
vite them to express in writ-
ing their vote or abstention 
within a period of three 
months from the date of the 
communication. If, at the ex-
piration of this period, the 
number of States having 
thus expressed their vote or 
abstention attains the num-
ber of States which was lack-
ing for attaining the quorum 
in the session itself, such 
decisions shall take effect 
provided that at the same 
time the required majority 
still obtains. 

(d) Subject to the provisions of 
subparagraphs (e) and (f), 
the General Assembly shall 
make its decisions by a ma-
jority of two-thirds of the 
votes cast. 

(e) The approval of measures 
concerning the administra-
tion of international agree-
ments referred to in Ar-
ticle 4 (iii) shall require a 
majority of three-fourths of 
the votes cast. 

(f) The approval of an agree-
ment with the United Na-
tions under Articles 57 and 
63 of the Charter of the 
United Nations shall require 
a majority of nine-tenths of 
the votes cast. 

(g) For the appointment of the 
Director General (paragraph 
(2) (i)), the approval of meas-
ures proposed by the Direc-
tor General concerning the 
administration of internatio-
nal agreements (paragraph 

b) La moitié des Etats membres 
de l'Assemblée générale cons-
titue le quorum. 

c) Nonobstant les dispositions 
du sous-alinéa b), si, lors 
d'une session, le nombre des 
Etats représentés est inférieur 
à la moitié mais égal ou su-
périeur au tiers des Etats 
membres de l'Assemblée gé-
nérale, celle-ci peut prendre 
des décisions; toutefois, les 
décisions de l'Assemblée gé-
nérale, à l'exception de celles 
qui concernent sa procédure, 
ne deviennent exécutoires 
que lorsque les conditions 
énoncées ci-après sont rem-
plies. Le Bureau international 
communique lesdites déci-
sions aux Etats membres de 
l'Assemblée générale qui n'é-
taient pas représentés, en les 
invitant à exprimer par écrit, 
dans un délai de trois mois à 
compter de la date de ladite 
communication, leur vote ou 
leur abstention. Si, à l'expira-
tion de ce délai, le nombre 
des Etats ayant ainsi exprimé 
leur vote ou leur abstention 
est au moins égal au nombre 
d'Etats qui faisait défaut pour 
que le quorum fût atteint lors 
de la session, lesdites déci-
sions deviennent exécutoires, 
pourvu qu'en même temps la 
majorité nécessaire reste ac-
quise. 

d) Sous réserve des dispositions 
des sous-alinéas e) et f), l'As-
semblée générale prend ses 
décisions à la majorité des 
deux tiers des votes exprimés. 

e) L'acceptation des dispositions 
concernant l'administration 
relative à la mise en oeuvre 
des engagements internatio-
naux visés à l'article 4.iii) re-
quiert la majorité des trois 
quarts des votes exprimés. 

f) L'approbation d'un accord 
avec l'Organisation des Na-
tions Unies en conformité 
avec les dispositions des ar-
ticles 57 et 63 de la Charte 
des Nations Unies requiert la 
majorité des neufs dixièmes 
des votes exprimés. 

g) La nomination du Directeur 
général [alinéa 2) i)], l'appro-
bation des dispositions propo-
sées par le Directeur général 
concernant l'administration 
relative à la mise en oeuvre 
des engagements internatio- 

b) La mitad de los Estados miem-
bros de la Asamblea General 
constituirá el quórum. 

c) No obstante las disposiciones 
del apartado b), si el número 
de Estados representados en 
cualquier sesión es inferior a 
la mitad pero igual o superior 
a la tercera parte de los Es-
tados miembros de la Asam-
blea General, ésta podrá to-
mar decisiones; sin embargo, 
las decisiones de  la  Asam-
blea General, salvo aquéllas 
relativas a su propio proce-
dimiento, sólo serán ejecuti-
vas si se cumplen los siguien-
tes requisitos: la Oficina In-
ternacional comunicará dichas 
decisiones a los Estados 
miembros de la Asamblea Ge-
neral que no estaban repre-
sentados, invitándolos a ex-
presar por escrito su voto o 
su abstención dentro de un 
período de tres meses a con-
tar desde la fecha de la co-
municación. Si, al expirar 
dicho plazo, el número de Es-
tados que hayan así expresa-
do su voto o su abstención 
asciende al número de Esta-
dos que faltaban para que se 
lograse el quórum en la se-
sión, dichas decisiones serán 
ejecutivas, siempre que al 
mismo tiempo se mantenga la 
mayoría necesaria. 

d) Sin perjuicio de las disposi-
ciones de los apartados e) y 
f), la Asamblea General toma-
rá sus decisiones por una ma-
yoría de dos tercios de los 
votos emitidos. 

e) La aprobación de las disposi-
ciones concernientes a la ad-
ministración de los acuerdos 
internacionales mencionados 
en el Artículo 4. iii) requerirá 
una mayoría de tres cuartos 
de los votos emitidos. 

f) La aprobación de un acuerdo 
con las Naciones Unidas con-
forme a las disposiciones de 
los Artículos 57 y 63 de la 
Carta de las Naciones Unidas 
requerirá una mayoría de nue-
ve décimos de los votos emi-
tidos. 

g) La designación del Director 
General [párrafo 2) i)], la 
aprobación de las disposicio-
nes propuestas por el Direc-
tor General en lo concer-
niente a la administración de 
los acuerdos internacionales 
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b) Die Hälfte der Mitgliedstaa-
ten der Generalversammlung 
bildet das Quorum (die für 
die Beschlußfähigkeit erfor-
derliche Mindestzahl). 

c) Ungeachtet des Buchstaben b 
kann die Generalversamm-
lung Beschlüsse fassen, wenn 
während einer Tagung die 
Zahl der vertretenen Staaten 
zwar weniger als die Hälfte, 
aber mindestens ein Drittel 
der Mitgliedstaaten der Ge-
neralversammlung beträgt; je-
doch werden diese Beschlüsse  
mit Ausnahme der Beschlüsse 
über das Verfahren der Ge-
neralversammlung nur dann 
wirksam, wenn die folgenden 
Bedingungen erfüllt sind: Das 
Internationale Büro teilt diese 
Beschlüsse den Mitgliedstaa-
ten der Generalversammlung 
mit, die nicht vertreten wa-
ren, und lädt sie ein, inner-
halb einer Frist von drei Mo-
naten vom Zeitpunkt dieser 
Mitteilung an schriftlich ihre 
Stimme oder Stimmenthaltung 
bekanntzugeben. Entspricht 
nach Ablauf der Frist die 
Zahl der Staaten, die auf 
diese Weise ihre Stimme 
oder Stimmenthaltung be-
kanntgegeben haben, minde-
stens der Zahl der Staaten, 
die für die Erreichung des 
Quorums während der Ta-
gung gefehlt hatte, so wer-
den die Beschlüsse wirksam, 
sofern gleichzeitig die erfor-
derliche Mehrheit noch vor-
handen ist. 

d) Vorbehaltlich der Buchstaben 
e und f faßt die Generalver-
sammlung ihre Beschlüsse mit 
einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen 
Stimmen. 

e) Die Billigung von Maßnah-
men betreffend die Verwal-
tung der in Artikel 4 Ziffer iii 
bezeichneten internationalen 
Vereinbarungen bedarf der 
Mehrheit von drei Vierteln 
der abgegebenen Stimmen. 

f) Die Billigung eines Abkom-
mens mit den Vereinten Na-
tionen nach den Artikeln 57 
und 63 der Charta der Ver-
einten Nationen bedarf einer 
Mehrheit von neun Zehnteln 
der abgegebenen Stimmen. 

g) Für die Ernennung des Gene-
raldirektors (Absatz 2 Zif-
fer i), die Billigung der vom 
Generaldirektor vorgeschla-
genen Maßnahmen betreffend 
die Verwaltung der interna-
tionalen Vereinbarungen (Ab- 



Drucksache V/3582 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

(2) (y)),  and the transfer of 
headquarters (Article 10), the 
required majority must be 
attained not only in the Gen-
eral Assembly but also in 
the Assembly of the Paris 
Union and the Assembly of 
the Berne Union. 

(h) Abstentions shall not be con-
sidered as votes. 

(i) A delegate may represent, 
and vote in the name of, 
one State only. 

(4) (a) The General Assembly shall 
meet once in every third 
calendar year in ordinary 
session, upon convocation 
by the Director General. 

(b) The General Assembly shall 
meet in extraordinary ses-
sion upon convocation by 
the Director General either 
at the request of the Co-
ordination Committee or at 
the request of one-fourth of 
the States members of the 
General Assembly. 

(c) Meetings shall be held at 
the headquarters of the Or-
ganization. 

(5) States party to this Convention 
which are not members of any of the 
Unions shall be admitted to the meet-
ings of the General Assembly as 
observers. 

(6) The General Assembly shall 
adopt its own rules of procedure. 

Article 7 

Conference 

(1) (a) There shall be a Conference 
consisting of the States party 
to this Convention whether 
or not they are members of 
any of the Unions. 

(b) The Government of each 
State shall be represented by 
one delegate, who may be 
assisted by alternate dele-
gates, advisors, and experts. 

(c) The expenses of each delega-
tion shall be borne by the 
Government which has ap-
pointed it. 

(2) The Conference shall: 

(i) discuss matters of general in-
terest in the field of intellectual 
property and may adopt recom-
mendations relating to such 
matters, having regard for the 
competence and autonomy of 
the Unions; 

(ii) adopt the triennial budget of the 
Conference; 

naux [alinéa 2) y)] et le trans-
fert du siège (article 10) re-
quièrent la majorité prévue, 
non seulement dans l'Assem-
blée générale, mais également 
dans l'Assemblée de l'Union 
de Paris et dans l'Assemblée 
de l'Union de Berne. 

h) L'abstention n'est pas con-
sidérée comme un vote. 

i) Un délégué ne peut repré-
senter qu'un seul Etat et ne 
peut voter qu'au nom de ce-
lui-ci. 

4) a) L'Assemblée générale se ré-
unit une fois tous les trois 
ans en session ordinaire, sur 
convocation du Directeur gé-
néral. 

b) L'Assemblée générale se ré-
unit en session extraordinaire 
sur convocation du Directeur 
général à la demande du Co-
mité de coordination ou à la 
demande d'un quart des Etats 
membres de l'Assemblée gé-
nérale. 

c) Les réunions se tiennent au 
siège de l'Organisation. 

5) Les Etats parties à la présente 
Convention qui ne sont pas membres 
de l'une des Unions sont admis aux 
réunions de l'Assemblée générale en 
qualité d'observateurs. 

6) L'Assemblée générale établit son 
règlement intérieur. 

Article 7 

Conférence 

1) a) Il est établit une Conférence 
comprenant les Etats parties 
à la présente Convention, 
qu'ils soient ou non membres 
de l'une des Unions. 

b) Le Gouvernement de chaque 
Etat est représenté par un 
délégué, qui peut être assisté 
de suppléants, de conseillers 
et d'experts. 

c) Les dépenses de chaque délé-
gation sont supportées par le 
Gouvernement qui l'a dési-
gnée. 

2) La Conférence: 

i) discute des questions d'intérêt 
général dans le domaine de la 
propriété intellectuelle et peut 
adopter des recommandations re-
lativement à ces questions, tout 
en respectant la compétence et 
l'autonomie des Unions; 

ii) adopte le budget triennal de la 
Conférence; 

[párrafo 2) v)] y al traslado 
de la Sede (Artículo 10) re-
querirán la mayoría prevista, 
no sólo en la Asamblea Ge-
neral sino también en la 
Asamblea de la Unión de Pa-
rís y en la Asamblea de la 
Unión de Berna. 

h) La abstención no se consi-
derará como un voto. 

i) Un delegado no podrá repre-
sentar más que a un solo Es-
tado y no podrá votar más 
que en nombre de dicho Estado. 

4) a) La Asamblea General se re-
unirá una vez cada tres años 
en sesión ordinaria, mediante 
convocatoria del Director Ge-
neral. 

b) La Asamblea General se re-
unirá en sesión extraordina-
ria, mediante convocatoria del 
Director General, a petición 
del Comité de Coordinación o 
a petición de una cuarta parte 
de los Estados miembros de 
la Asamblea General. 

c) Las reuniones se celebrarán 
en la Sede de la Organización. 

5) Los Estados parte en el presente 
Convenio que no sean miembros de 
alguna de las Uniones serán admitidos 
a las reuniones de la Asamblea Gene-
ral en calidad de observadores. 

6) La Asamblea General adoptará 
su propio reglamento interior. 

Artículo 7 

Conferencia 

1) a) Se establece una Conferencia 
formada por los Estados parte 
en el presente Convenio, sean 
o no miembros de una de las 
Uniones. 

b) El gobierno de cada Estado 
estará representado por un 
delegado que podrá ser asis-
tido por suplentes, asesores y 
expertos. 

c) Los gastos de cada delega-
ción serán sufragados por el 
gobierno que la haya desi-
gnado. 

2) La Conferencia: 

i) discutirá las cuestiones de interés 
general en el campo de la pro-
piedad intelectual y podrá adop-
tar recomendaciones relativas a 
esas cuestiones, respetando, en 
todo caso, la competencia y auto-
nomía de las Uniones; 

ii) adoptará el presupuesto trienal de 
la Conferencia; 
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satz 2 Ziffer v) und für die 
Verlegung des Sitzes (Ar-
tikel 10) ist die vorgesehene 
Mehrheit nicht nur in der Ge-
neralversammlung, sondern 
auch in der Versammlung des 
Pariser Verbandes und in der 
Versammlung des Berner Ver-
bandes erforderlich. 

h) Stimmenthaltung gilt nicht als 
Stimmabgabe. 

i) Ein Delegierter kann nur 
einen Staat vertreten und 
nur in dessen Namen ab-
stimmen. 

(4) a) Die Generalversammlung tritt 
nach Einberufung durch den 
Generaldirektor alle drei 
Jahre einmal zu einer ordent-
lichen Tagung zusammen. 

b) Die Generalversammlung tritt 
nach Einberufung durch den 
Generaldirektor zu einer au-
ßerordentlichen Tagung zu-
sammen, wenn der Koordi-
nierungsausschuß oder ein 
Viertel der Mitgliedstaaten 
der Generalversammlung es 
verlangt. 

c) Die Sitzungen finden am Sitz 
der Organisation statt. 

(5) Die Mitgliedstaaten dieses Über-
einkommens, die nicht Mitglied eines 
Verbandes sind, werden zu den Sit-
zungen der Generalversammlung als 
Beobachter zugelassen. 

(6) Die Generalversammlung gibt 
sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 7 

Konferenz 

(1) a) Es wird eine Konferenz ge-
bildet, bestehend aus den 
Vertragstaaten dieses Über

-

einkommens, gleichgültig ob 
sie Mitglied eines der Ver-
bände sind oder nicht. 

b) Die Regierung jedes Staates 
wird durch einen Delegierten 
vertreten, der von Stellver-
tretern, Beratern und Sach-
verständigen unterstützt wer-
den kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation 
werden von der Regierung 
getragen, die sie entsandt 
hat. 

(2) Die Konferenz 

i) erörtert Fragen von allgemeinem 
Interesse auf dem Gebiet des ge-
stigen Eigentums und kann Emp-
fehlungen zu diesen Fragen be-
schließen, wobei die Zuständigkeit 
und die Unabhängigkeit der Ver-
bände zu wahren sind; 

ii) beschließt den Dreijahres-Haus-
haltsplan der Konferenz; 
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(iii) within the limits of the budget 
of the Conference, establish the 
triennial program of legal

-

technical assistance; 

(iv) adopt amendments to this Con-
vention as provided in Ar-
ticle 17; 

(y)  determine which States not 
Members of the Organization 
and which intergovernmental 
and international non-govern-
mental organizations shall be ad-
mitted to its meetings as ob-
servers; 

(vi) exercise such other functions as 
are appropriate under this Con-
vention. 

(3) (a) Each Member State shall 
have one vote in the Con-
ference. 

(b) One-third of the Member 
States shall constitute a 
quorum. 

(c) Subject to the provisions of 
Article 17, the Conference 
shall make its decisions by 
a majority of two-thirds of 
the votes cast. 

(d) The amounts of the con-
tributions of States party to 
this Convention not members 
of any of the Unions shall 
be fixed by a vote in which 
only the delegates of such 
States shall have the right 
to vote. 

(e) Abstentions shall not be 
considered as votes. 

(f) A delegate may represent, 
and vote in the name of, one 
State only. 

(4) (a) The Conference shall meet 
in ordinary session, upon 
convocation by the Director 
General, during the same 
period and at the same place 
as the General Assembly. 

(b) The Conference shall meet 
in extraordinary session, 
upon convocation by the 
Director General, at the re-
quest of the majority of the 
Member States. 

(5) The Conference shall adopt its 
own rules of procedure. 

Article 8 

Coordination Committee 

(1) (a) There shall be a Coordination 
Committee consisting of the 
States party to this Conven-
tion which are members of 
the Executive Committee of 
the Paris Union, or the Exe-
cutive Committee of the 

iii) établit, dans les limites de ce bud-
get, le programme triennal d'as-
sistance technico-juridique; 

iv) adopte les modifications à la pré-
sente Convention selon la procé-
dure définie à l'article 17; 

y) décide quels sont les Etats non 
membres de l'Organisation et 
quelles sont les organisations in-
tergouvernementales et interna-
tionales non gouvernementales 
qui peuvent être admis à ses ré-
unions en qualité d'observateurs; 

vi) s'acquitte de toutes autres tâches 
utiles dans le cadre de la présente 
Convention. 

3) a) Chaque Etat membre dispose 
d'une voix à la Conférence. 

b) Le tiers des Etats membres 
constitue le quorum. 

c) Sous réserve des dispositions 
de l'article 17, la Conférence 
prend ses décisions à la ma-
jorité des deux tiers des vo-
tes exprimés. 

d) Le montant des contributions 
des Etats parties à la présente 
Convention qui ne sont pas 
membres de l'une des Unions 
est fixé par un vote auquel 
seuls les délégués de ces Etats 
ont le droit de participer. 

e) L'abstention n'est pas consi-
dérée comme un vote. 

f) Un délégué ne peut représen-
ter qu'un seul Etat et ne peut 
voter qu'au nom de celui-ci. 

4) a) La Conférence se réunit en 
session ordinaire sur convo-
cation du Directeur général 
pendant la même période et 
au même lieu que l'Assem-
blée générale. 

b) La Conférence se réunit en 
session extraordinaire sur 
convocation du Directeur gé-
néral à la demande de la ma-
jorité des Etats membres. 

5) La Conférence établit son règle-
ment intérieur. 

Article 8 

Comité de coordination 

1) a) Il est établi un Comité de co-
ordination comprenant les 
Etats parties à la présente 
Convention qui sont membres 
du Comité exécutif de l'Union 
de Paris, du Comité exécutif 
de l'Union de Berne ou de 

iii) establecerá, dentro de los límites 
de dicho presupuesto, el programa 
trienal de asistencia técnico-juri-
dica; 

iv) adoptará las modificaciones al 
presente Convenio, según el pro-
cedimiento establecido en el Ar-
tículo 17; 

y)  decidirá qué Estados no miembros 
de la Organización y qué organi-
zaciones intergubernamentales e 
internacionales no gubernamenta-
les, podrán ser admitidos en sus 
reuniones en calidad de observa-
dores; 

vi) ejercerá las demás funciones que 
sean convenientes dentro del mar-
co del presente Convenio. 

3) a) Cada Estado Miembro dispon-
drá de un voto en la Confe-
rencia. 

b) Un tercio de los Estados 
miembros constituirá el quó-
rum. 

c) Sin perjuicio de lo dispuesto 
en el Artículo 17, la Conferen-
cia tomará sus decisiones por 
mayoría de dos tercios de los 
votos emitidos. 

d) La cuantía de las contribucio-
nes de los Estados parte en 
el presente Convenio que no 
sean miembros de alguna de 
las Uniones se fijará mediante 
una votación en la que sólo 
tendrán derecho a participar 
los delegados de esos Estados. 

e) La abstención no se conside-
rará como un voto. 

f) Un delegado no podrá repre-
sentar más que a un solo Esta-
do y no podrá votar más que 
en nombre de dicho Estado. 

4) a) La Conferencia se reunirá en 
sesión ordinaria, mediante 
convocatoria del Director Ge-
neral, durante el mismo perío-
do y en el mismo lugar que 
la Asamblea General. 

b) La Conferencia se reunirá en 
sesión extraordinaria, me-
diante convocatoria del Di-
rector General, a petición de 
la mayoría de los Estados 
miembros. 

5) La Conferencia adoptará su pro-
pio reglamento interior. 

Artículo 8 

Comité de Coordinación 

1) a) Se establece un Comité de 
Coordinación formado por los 
Estados parte en el presente 
Convenio que sean miembros 
del Comité Ejecutivo de la 
Unión de París o del Comité 
Ejecutivo de la Unión de Ber- 
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iii) stellt im Rahmen dieses Haushalts-
plans das Dreijahres-Programm 
für die juristisch-technische Hilfe 
aufs 

iv) beschließt Änderungen dieses Über-
einkommens nach dem in Arti-
kel 17 vorgesehenen Verfahren; 

v) bestimmt, welche Nichtmitglied-
staaten der Organisation, welche 
zwischenstaatlichen und welche 
internationalen nichtstaatlichen Or-
ganisationen zu ihren Sitzungen 
als Beobachter zugelassen werden; 

vi) nimmt alle anderen im Rahmen 
dieses Übereinkommens zweck-
dienlichen Aufgaben wahr. 

(3) a) Jeder Mitgliedstaat verfügt in 
der Konferenz über eine 
Stimme. 

b) Ein Drittel der Mitgliedstaa-
ten bildet das Quorum. 

c) Vorbehaltlich des Artikels 17 
faßt die Konferenz ihre Be-
schlüsse mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der abge-
gebenen Stimmen. 

d) Die Höhe der Beiträge der 
Vertragsstaaten dieses Über-
einkommens, die nicht Mit-
glied eines Verbandes sind, 
wird durch eine Abstimmung 
festgesetzt, an der teilzuneh-
men nur die Delegierten die-
ser Staaten berechtigt sind. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht als 
Stimmabgabe. 

f) Ein Delegierter kann nur 
einen Staat vertreten und 
nur in dessen Namen ab-
stimmen. 

(4) a) Die Konferenz tritt nach Ein-
berufung durch den General-
direktor zu derselben Zeit 
und an demselben Ort wie 
die Generalversammlung zu 
einer ordentlichen Tagung 
zusammen. 

b) Die Konferenz tritt nach Ein-
berufung durch den General-
direktor zu einer außer-
ordentlichen Tagung zusam-
men, wenn die Mehrheit der 
Mitgliedstaaten es verlangt. 

(5) Die Konferenz gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

Artikel 8 

Koordinierungsausschuß 

(1) a) Es wird ein Koordinierungs

-

ausschuß gebildet, bestehend 
aus den Vertragstaaten die-
ses Übereinkommens, die Mit-
glied des Exekutivausschusses 
des Pariser Verbandes, des 
Exekutivausschusses des Ber- 
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Berne Union, or both. How-
ever, if either of these Exe-
cutive Committees is compos-
ed of more than one-fourth 
of the number of the coun-
tries members of the Assem-
bly which elected it, then 
such Executive Committee 
shall designate from among 
its members the States which 
will be members of the Co-
ordination Committee, in 
such a way that their num-
ber shall not exceed the one

-

fourth referred to above, it 
being understood that the 
country on the territory of 
which the Organization has 
its headquarters shall not be 
included in the computation 
of the said one-fourth. 

(b) The Government of each 
State member of the Coordi-
nation Committee shall be 
represented by one delegate, 
who may be assisted by al-
ternate delegates, advisors, 
and experts. 

(c) Whenever the Coordination 
Committee considers either 
matters of direct interest to 
the program or budget of 
the Conference and its a-
genda, of proposals for the 
amendment of this Conven-
tion which would affect the 
rights or obligations of 
States party to this Conven-
tion not members of any of 
the Unions, one-fourth of 
such States shall participate 
in the meetings of the Co-
ordination Committee with 
the same rights as members 
of that Committee. The Con-
ference shall, at each of its 
ordinary sessions, designate 
these States. 

(d) The expenses of each dele-
gation shall be borne by the 
Government which has ap-
pointed it. 

(2) If the other Unions administer
-ed by the Organization wish to be 

epresented as such in the Coordina
-ion Committee, their representatives 

oust be appointed from among the 
States members of the Coordination 
Committee. 

(3) The Coordination Committee 
hall: 

(i) give advice to the organs of the 
Unions, the General Assembly, 
the Conference, and the Direc-
tor General, on all administra-
tive, financial and other matters 
of common interest either to 

l'un et l'autre de ces deux 
Comités exécutifs. Toutefois, 
si l'un de ces Comités exé-
cutifs comprend plus du quart 
des pays membres de l'As-
semblée qui l'a élu, ledit Co-
mité désigne, parmi ses mem-
bres, les Etats qui seront 
membres du Comité de co-
ordination, de telle sorte que 
leur nombre n'excède pas le 
quart susvisé, étant entendu 
que le pays sur le territoire 
duquel l'Organisation a son 
siège n'entre pas en ligne de 
compte pour le calcul de ce 
quart. 

b) Le Gouvernement de chaque 
Etat membre du Comité de 
coordination est représenté 
par un délégué, qui peut être 
assisté de suppléants, de con-
seillers et d'experts. 

c) Lorsque le Comité de coordi-
nation examine soit des ques-
tions intéressant directement 
le programme ou le budget 
de la Conférence et son ordre 
du jour, soit des propositions 
de modification de la présente 
Convention de nature à affec-
ter les droits ou obligations 
des Etats parties à la présente 
Convention qui ne sont pas 
membres de l'une des Unions, 
un quart de ces Etats partici-
pent aux réunions du Comité 
de coordination avec les 
mêmes droits que les mem-
bres de ce Comité. La Confé-
rence élit à chaque session 
ordinaire les Etats appelés à 
participer à de telles ré-
unions. 

d) Les dépenses de chaque délé-
gation sont supportées par le 
Gouvernement qui l'a dési-
gnée. 

2) Si les autres Unions adminis-
trées par l'Organisation désirent être 
représentées en tant que telles au 
sein du Comité de coordination, leurs 
représentants doivent être désignés 
parmi les Etats membres du Comité 
de coordination. 

3) Le Comité de coordination: 

i) donne des avis aux organes des 
Unions, à l'Assemblée générale, à 
la Conférence et au Directeur gé-
néral sur toutes les questions 
administratives et financières et 
sur toutes autres questions d'in- 

na o de ambos Comités Eje-
cutivos. Sin embargo, si uno 
de esos Comités Ejecutivos 
estuviese compuesto por más 
de un cuarto de los paises 
miembros de la Asamblea que 
le ha elegido, ese Comité de-
signará, entre sus miembros, 
los Estados que serán miem-
bros del Comité de Coordina-
ción, de tal modo que su nú-
mero no exceda del cuarto in-
dicado y en la inteligencia 
de que el país en cuyo terri-
torio tenga su Sede la Orga-
nización no se computará para 
el cálculo de dicho cuarto. 

b) El gobierno de cada Estado 
miembro del Comité de Co-
ordinación estará representado 
por un delegado, que podrá 
ser asistido por suplentes, 
asesores y expertos. 

c) Cuando el Comité de Coordi-
nación examine cuestiones que 
interesen directamente al pro-
grama o al presupuesto de la 
Conferencia y a su orden del 
dia, o bien propuestas de en-
mienda al presente Convenio 
que afecten a los derechos o a 
las obligaciones de los Estados 
parte en el presente Convenio 
que no sean miembros de al-
guna de las Uniones, una 
cuarta parte de esos Estados 
participará en las reuniones 
del Comité de Coordinación 
con los mismos derechos que 
los miembros de ese Comité. 
La Conferencia determinará en 
cada reunión ordinaria los 
Estados que hayan de partici-
par en dichas reuniones. 

d) Los gastos de cada delegación 
serán sufragados por el go-
bierno que la haya designado. 

2) Si las demás Uniones administra-
das por la Organización desean estar 
representadas como tales en el seno 
del Comité de Coordinación, sus re-
presentantes deberán ser designados 
entre los Estados miembros del Comi-
té de Coordinación. 

3) El Comité de Coordinación: 

i) aconsejará a los órganos de las 
Uniones, a la Asamblea General, 
a la Conferencia y al Director 
General sobre todas las cuestio-
nes administrativas y financieras 
y sobre todas las demás cuestio- 
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ner Verbandes oder beider 
Ausschüsse sind. Besteht je-
doch einer dieser Exekutiv-
ausschüsse aus mehr als einem 
Viertel der Mitgliedländer der 
Versammlung, die ihn ge-
wählt hat, so bestimmt dieser 
Ausschuß aus dem Kreis sei-
ner Mitglieder die Staaten, 
die Mitglied des Koordinie-
rungsausschusses sein sollen, 
in der Weise, daß ihre Zahl 
dieses Viertel nicht übersteigt; 
das Land, in dessen Hoheits-
gebiet die Organisation ihren 
Sitz hat, bleibt bei der Be-
rechnung dieses Viertels außer 
Betracht. 

b) Die Regierung jedes Mitglied-
staates des Koordinierungs-
ausschusses wird durch einen 
Delegierten vertreten, der 
von Stellvertretern, Beratern 
und Sachverständigen unter-
stützt werden kann. 

c) Behandelt der Koordinie-
rungsausschuß Fragen, die 
unmittelbar das Programm 
oder den Haushaltsplan der 
Konferenz und ihre Tages-
ordnung betreffen, oder be-
handelt er Vorschläge zur 
Änderung dieses Überein-
kommens, die die Rechte oder 
Verpflichtungen der Vertrags-
staaten dieses Übereinkom-
mens berühren, die nicht Mit-
glied eines der Verbände 
sind, so nimmt ein Viertel 
dieser Staaten an den Sit-
zungen des Koordinierungs-
ausschusses mit den gleichen 
Rechten teil, wie sie den Mit-
gliedern dieses Ausschusses 
zustehen. Die Konferenz be-
stimmt bei jeder ordentlichen 
Tagung die Staaten, die zur 
Teilnahme an solchen Sitzun-
gen einzuladen sind. 

d) Die Kosten jeder Delegation 
werden von der Regierung 
getragen, die sie entsandt hat. 

(2) Wünschen die anderen Verbände, 
die von der Organisation verwaltet 
werden, als solche im Koordinierungs

-

ausschuß vertreten zu sein, so sind 
ihre Vertreter aus dem Kreis der Mit-
gliedstaaten des Koordinierungsaus-
schusses zu bestimmen. 

(3) Der Koordinierungsausschuß 

i) äußert sich den Organen der Ver-
bände, der Generalversammlung, 
der Konferenz und dem General-
direktor gegenüber zu allen Ver-
waltungs- und Finanzfragen und 
zu allen anderen Fragen, die ent- 
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two or more of the Unions, or 
to one or more of the Unions 
and the Organization, and in 
particular on the budget of ex-
penses common to the Unions; 

(ii) prepare the draft agenda of the 
General Assembly; 

(iii) prepare the draft agenda and 
the draft program and budget 
of the Conference; 

(iv) on the basis of the triennial 
budget of expenses common to 
the Unions and the triennial 
budget of the Conference, as 
well as on the basis of the trien-
nial program of legal-technical 
assistance, establish the cor-
responding annual budgets and 
programs; 

(v) when the term of office of the 
Director General is about to 
expire, or when there is a va-
cancy in the post of the Direc-
tor General, nominate a candi-
date for appointment to such 
position by the General Assem-
bly; if the General Assembly 
does not appoint its nominee, 
the Coordination Committee 
shall nominate another candi-
date; this procedure shall be 
repeated until the latest nomi-
nee is appointed by the Gen-
eral Assembly; 

(vi) if the post of the Director Gen-
eral becomes vacant between 
two sessions of the General As-
sembly, appoint an Acting Di-
rector General for the term pre-
ceding the assuming of office 
by the new Director General; 

(vii) perform such other functions as 
are allocated to it under this 
Convention. 

(4) (a) The Coordination Commit-
tee shall meet once every 
year in ordinary session, 
upon convocation by the 
Director General. It shall 
normally meet at the head-
quarters of the Organization. 

(b) The Coordination Commit-
tee shall meet in extraordi-
nary session, upon convoca-
tion by the Director Gen-
eral, either on his own ini-
tiative, or at the request of 
its Chairman or one-fourth 
of its members. 

(5) (a) Each State, whether a mem-
ber of one or both of the 
Executive Committees re- 

térêt commun soit à deux ou plu-
sieurs Unions, soit à une ou plu-
sieurs Unions et à l'Organisation, 
et notamment sur le budget des 
dépenses communes aux Unions; 

ii) prépare le projet d'ordre du jour 
de l'Assemblée générale; 

iii) prépare le projet d'ordre du jour 
et les projets de programme et de 
budget de la Conférence; 

iv) se prononce, sur la base du bud-
get triennal des dépenses commu-
nes des Unions et du budget 
triennal de la Conférence, ainsi 
que sur la base du programme 
triennal d'as istance technico-
juridique, sur les budgets et pro-
grammes annuels correspondants; 

v) à l'expiration des fonctions du 
Directeur général, ou en cas de 
vacance de ce poste, propose le 
nom d'un candidat en vue de sa 
nomination à c poste par l'As-
semblée générale; si l'Assemblée 
générale ne nomme pas le candi-
dat qu'il a présenté, le Comité de 
coordination présente un autre 
candidat; la même procédure est 
reprise jusqu'à la nomination par 
l'Assemblée générale du dernier 
candidat présenté ;  

vi) si une vacance du poste de Direc-
teur général survient entre deux 
sessions de l'Assemblée générale, 
nomme un Directeur général par 
interim pour la durée précédant 
l'entrée en fonctions du nouveau 
Directeur général; 

vii) s'acquitte de toutes autres tâches 
qui lui sont attribuées dans le ca-
dre de la présente Convention. 

4) a) Le Comité de coordination se 
réunit une fois par an en ses-
sion ordinaire sur convoca-
tion du Directeur général. Il 
se réunit en principe au siège 
de l'Organisation. 

b) Le Comité de coordination se 
réunit en session extraordi-
naire, sur convocation adres-
sée par le Directeur général, 
soit à l'initiative de celui-ci, 
soit à la demande de son pré-
sident ou d'un quart de ses 
membres. 

5) a) Chaque Etat, qu'il soit mem-
bre de l'un seulement des 
deux Comités exécutifs men- 

nes de interés común a dos o 
varias Uniones, o a una o varias 
Uniones y a la Organización, y 
especialmente respecto al pre-
supuesto de los gastos comunes 
a las Uniones; 

ii) preparará el proyecto de orden 
del día de la Asamblea General; 

iii) preparará el proyecto de orden 
dei día y los proyectos de pro-
grama y de presupuesto de la 
Conferencia; 

iv) sobre la base del presupuesto 
trienal de los gastos comunes a 
las Uniones y del presupuesto 
trienal de la Conferencia, así 
como sobre la base del programa 
trienal de asistencia técnico

-

jurídica, adoptará los presupues-
tos y programas anuales corres-
pondientes; 

v) al cesar en sus funciones el Di-
rector General o en caso de que 
quedara vacante dicho cargo, pro-
pondrá el nombre de un candidato 
para ser designado para ese 
puesto por la Asamblea General; 
si la Asamblea General no de-
signa al candidato propuesto, el 
Comité de Coordinación presen-
tará otro candidato, repitiéndose 
este procedimiento hasta que la 
Asamblea General designe al úl-
timo candidato propuesto; 

vi) si quedase vacante el puesto de 
Director General entre dos re-
uniones de la Asamblea General, 
designará un Director General 
interino hasta que entre en fun-
ciones el nuevo Director General; 

vii) ejercerá todas las demás funcio-
nes que le estén atribuidas dentro 
del marco del presente Convenio. 

4) a) El Comité de Coordinación se 
reunirá en sesión ordinaria 
una vez al año, mediante con-
vocatoria del Director Gene-
ral. Se reunirá en principio, 
en la Sede de la Organización. 

b) El Comité de Coordinación se 
reunirá en sesión extraordi-
naria, mediante convocatoria 
del Director General, bien a 
iniciativa de éste, bien a pe-
tición de su Presidente o de 
una cuarta parte de sus miem-
bros. 

5) a) Cada Estado miembro tendrá 
un solo voto en el Comité de 
Coordinación, tanto si es 
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weder für zwei oder mehrere 
Verbände oder für einen oder 
mehrere Verbände und die  Orga-
nisation  von gemeinsamem Inter-
esse sind, und insbesondere zu 
Fragen des Haushaltsplans für 
die gemeinsamen Ausgaben der 
Verbände; 

ii) bereitet den Entwurf der Tages-
ordnung der Generalversammlung 
vor; 

iii) bereitet die Entwürfe der Tages-
ordnung, des Programms und des 
Haushaltsplans der Konferenz vor; 

iv) stellt auf der Grundlage des Drei

-

jahres-Haushaltsplans für die ge-
meinsamen Ausgaben der Ver-
bände und des Dreijahres-Haus-
haltsplans der Konferenz sowie 
auf der Grundlage des Dreijahres-
Programms für die juristisch-tech-
nische Hilfe die entsprechenden 
Jahreshaushaltspläne und Jahres-
programme auf; 

v) schlägt der Generalversammlung 
einen Kandidaten für das Amt 
des Generaldirektors vor, wenn 
die Amtszeit des Generaldirektors 
abläuft oder dessen Posten nicht 
besetzt ist; ernennt die General-
versammlung den vorgeschlage-
nen Kandidaten nicht, so schlägt 
der Koordinierungsausschuß einen 
anderen Kandidaten vor; dieses 
Verfahren wird wiederholt, bis 
der zuletzt vorgeschlagene Kandi-
dat von der Generalversammlung 
ernannt ist; 

vi) ernennt einen geschäftsführenden 
Generaldirektor für die Zeit bis 
zur Amtsübernahme durch den 
neuen Generaldirektor, wenn der 
Posten des Generaldirektors zwi-
schen zwei Tagungen der Gene-
ralversammlung frei wird; 

vii) nimmt alle anderen Aufgaben 
wahr, die ihm im Rahmen dieses 
Übereinkommens übertragen wer-
den; 

(4) a) Der Koordinierungsausschuß 
tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor jedes 
Jahr einmal zu einer ordent-
lichen Tagung zusammen. Er 
tritt in der Regel am Sitz 
der Organisation zusammen. 

b) Der Koordinierungsausschuß 
tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor zu einer 
außerordentlichen Tagung zu-
sammen, entweder auf Initia-
tive des Generaldirektors oder 
wenn der Vorsitzende oder 
ein Viertel der Mitglieder des 
Koordinierungsausschusses es 
verlangt. 

(5) a) Jeder Staat, gleichgültig ob er 
Mitglied eines oder beider in 
Absatz 1 Buchstabe a bezeich- 
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ferred to in paragraph (1) 
(a), shall have one vote in 
the Coordination Commit-
tee. 

(b) One-half of the members of 
the Coordination Committee 
shall constitute a quorum. 

(c) A delegate may represent, 
and vote in the name of, 
one State only. 

(6) (a) The Coordination Commit-
tee shall express its opin-
ions and make its decisions 
by a simple majority of the 
votes cast. Abstentions shall 
not be considered as votes. 

(b) Even if a simple majority 
is obtained, any member of 
the Coordination Committee 
may, immediately after the 
vote, request that the votes 
be the subject of a special 
recount in the following 
manner: two separate lists 
shall be prepared, one con-
taining the names of the 
States members of the Exe-
cutive Committee of the 
Paris Union and the other 
the names of the States mem-
bers of the Executive Com-
mittee of the Berne Union; 
the vote of each State shall 
be inscribed opposite its 
name in each list in which it 
appears. Should this special 
recount indicate that a sim-
ple majority has not been 
obtained in each of those 
lists, the proposal shall not 
be considered as carried. 

(7) Any State Member of the Or-
ganization which is not a member of 
the Coordination Committee may be 
represented at the meetings of the 
Committee by observers having the 
right to take part in the debates but 
without the right to vote. 

(8) The Coordination Committee 
shall establish its own rules of proce-
dure. 

Article 9 

International Bureau 

(1) The International Bureau shall 
be the Secretariat of the Organiza-
tion. 

(2) The International Bureau shall 
be directed by the Director General, 
assisted by two or more Deputy Di

-

rectors General. 

tionnés à l'alinéa 1) a) ou de 
ces deux Comités, dispose 
d'une seule voix au Comité 
de coordination. 

b) La moitié des membres du 
Comité de coordination cons-
titue le quorum. 

c) Un délégué ne peut représen-
ter qu'un seul Etat et ne peut 
voter qu'au nom de celui-ci. 

6) a) Le Comité de coordination 
exprime ses avis et prend ses 
décisions à la majorité simple 
des votes exprimés. L'absten-
tion n'est pas considérée com

-

me un vote. 

b) Même si une majorité simple 
est obtenue, tout membre du 
Comité d4 coordination peut, 
immédiatement après le vote, 
demander qu'il soit procédé 
de la manière suivante à un 
décompte spécial des votes: 
deux listes distinctes seront 
établies, sur lesquelles figu-
rent respectivement les noms 
des Etat membres du Comité 
exécutif de l'Union de Paris 
et ceux des Etats membres du 
Comité exécutif de l'Union de 
Berne; le vote de chaque Etat 
sera inscrit en regard de son 
nom sur chacune des listes où 
il figure. Dans le cas où ce 
décompte spécial indiquerait 
que la majorité simple n'est 
pas obtenue dans chacune de 
ces listes, la proposition ne 
serait pas considérée comme 
adoptée. 

7) Tout Etat membre de l'Organisa-
tion qui n'est pas membre du Comité 
de coordination peut être représenté 
aux réunions de ce Comité par des 
observateurs, avec le droit de parti-
ciper aux délibérations, mais sans 
droit de vote. 

8) Le Comité de coordination établit 
son règlement intérieur. 

Article 9 

Bureau international 

1) Le Bureau international consti-
tue le secrétariat de l'Organisation. 

2) Le Bureau international est dirigé 
par le Directeur général assisté de 
deux ou plusieurs Vice-directeurs 
généraux. 

miembro solamente de uno 
de los dos Comités Ejecutivos 
a los que se hace referencia 
en el párrafo 1) a) cuanto 
si es miembro de ambos Co-
mités. 

b) La mitad de los miembros del 
Comité de Coordinación cons-
tituirá el quórum. 

c) Un delegado no podrá repre-
sentar más que a un solo 
Estado y no podrá votar más 
que en nombre de dicho Esta-
do. 

6) a) El Comité de Coordinación 
formulará sus opiniones y 
tomará sus decisiones por ma-
yoría simple de los votos emi-
tidos. La abstención no se con-
siderará como un voto. 

b) Incluso si se obtuviera una 
mayoría simple, todo miembro 
del Comité de Coordinación 
podrá pedir, inmediatamente 
después de la votación, que 
se proceda a un recuento espe-
cial de votos de la manera 
siguiente: se prepararán dos 
listas separadas en las que 
figurarán respectivamente, los 
nombres de los Estados miem-
bros del Comité Ejecutivo de 
la Unión de París y los nom-
bres de los Estados miembros 
del Comité Ejecutivo de la 
Unión de Berna; el voto de 
cada Estado será inscrito 
frente a su nombre en cada 
una de las listas donde figure. 
En caso de que este recuento 
especial indique que no se ha 
obtenido la mayoría simple en 
cada una de las listas, se con-
siderará que la propuesta no 
ha sido adoptada. 

7) Todo Estado miembro de la Or-
ganización que no sea miembro del 
Comité de Coordinación podrá estar 
representado en las reuniones de ese 
Comité por medio de observadores, 
con derecho a participar en las de-
liberaciones, pero sin derecho de voto. 

8) El Comité de Coordinación esta-
blecerá su propio reglamento interior. 

Artículo 9 

Oficina Internacional 

1) La Oficina Internacional consti-
tuye la Secretaría de la Organización. 

2) La Oficina Internacional estará 
dirigida por el Director General, asis-
tido por dos o varios Directores Gene-
rales Adjuntos. 
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neten Exekutivausschüsse ist, 
verfügt im Koordinierungs

-

ausschuß über eine Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitglieder des 
Koordinierungsausschusses 
bildet das Quorum. 

c) Ein Delegierter kann nur ei-
nen Staat vertreten und nur 
in dessen Namen abstimmen. 

(6) a) Der Koordinierungsausschuß 
nimmt Stellung und faßt seine 
Beschlüsse mit einfacher Mehr-
heit der abgegebenen Stim-
men. Stimmenthaltung gilt 
nicht als Stimmabgabe. 

b) Selbst wenn eine einfache 
Mehrheit erreicht ist, kann 
jedes Mitglied des Koordi-
nierungsausschusses unmittel-
bar nach der Abstimmung 
verlangen, daß eine beson-
dere Stimmenzählung nach 
folgendem Verfahren statt-
findet: Es werden zwei ge-
trennte Listen angelegt, von 
denen eine die Namen der 
Mitgliedstaaten des Exekutiv-
ausschusses des Pariser Ver-
bandes und die andere die 
Namen der Mitgliedstaaten 
des Exekutivausschusses des 
Berner Verbandes enthält; die 
Stimmabgabe jedes Staates 
wird in jeder Liste, in der er 
aufgeführt ist, neben seinem 
Namen eingetragen. Ergibt 
diese besondere Zählung, daß 
eine einfache Mehrheit nicht 
auf jeder dieser Listen er-
reicht worden ist, so gilt der 
Vorschlag nicht als angenom-
men. 

(7) Jeder Mitgliedstaat der Organi-
sation, der nicht Mitglied des Koordi-
nierungsausschusses ist, kann bei den 
Sitzungen dieses Ausschusses durch 
Beobachter vertreten sein; diese sind 
berechtigt, an den Beratungen teilzu-
nehmen, haben jedoch kein Stimm-
recht. 

(8) Der Koordinierungsausschuß gibt 
sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 9 

Internationales Büro 

(1) Das Internationale Büro ist das 
Sekretariat der Organisation. 

(2) Das Internationale Büro wird 
von dem Generaldirektor geleitet, der 
von zwei oder mehreren Stellvertre-
tenden Generaldirektoren unterstützt 
wird. 
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(3) The Director General shall be 
appointed for a fixed term, which shall 
be not less than six years. He shall 
be eligible for reappointment for fixed 
terms. The periods of the initial ap-
pointment and possible subsequent 
appointments, as well as all other 
conditions of the appointment, shall 
be fixed by the General Assembly. 

(4) (a) The Director General shall 
be the chief executive of the 
Organization. 

(b) He shall represent the Or-
ganization. 

(c) He shall report to, and con-
form to the instructions of, 
the General Assembly as to 
the internal and external af-
fairs of the Organization. 

(5) The Director General shall pre-
pare the draft programs and budgets 
and periodical reports on activities. 
He shall transmit them to the Gov-
ernments of the interested States and 
to the competent organs of the Unions 
and the Organization. 

(6) The Director General and any 
staff member designated by him shall 
participate, without the right to vote, 
in all meetings of the General As-
sembly, the Conference, the Coordina-
tion Committee, and any other com-
mittee or working group. The Direc-
tor General or a staff member desig-
nated by him shall be ex officio sec-
retary of these bodies. 

(7) The Director General shall ap-
point the staff necessary for the ef-
ficient performance of the tasks of 
the International Bureau. He shall ap-
point the Deputy Directors General 
after approval by the Coordination 
Committee. The conditions of employ-
ment shall be fixed by the staff regu-
lations to be approved by the Co-
ordination Committee on the proposal 
of the Director General. The para-
mount consideration in the employ-
ment of the staff and in the determi-
nation of the conditions of service 
shall be the necessity of securing the 
highest standards of efficiency, com-
petence, and integrity. Due regard 
shall be paid to the importance of 
recruiting the staff on as wide a geo-
graphical basis as possible. 

(8) The nature of the responsibil-
ities of the Director General and of 
the staff shall be exclusively inter-
national. In the discharge of their du-
ties they shall not seek or receive 
instructions from any Government or 
from any authority external to the 
Organization. They shall refrain from 

3) Le Directeur général est nommé 
pour une période déterminée, qui ne 
peut être inférieure à six ans. Sa no-
mination peut être renouvelée pour 
des périodes déterminées. La durée 
de la première période et celle des 
périodes suivantes éventuelles, ainsi 
que toutes autres conditions de sa no-
mination, sont fixées par l'Assemblée 
générale. 

4) a) Le Directeur général est le 
plus haut fonctionnaire de 
l'Organisation. 

b) Il représente l'Organisation. 

c) Il rend compte à l'Assemblée 
générale et se conforme à ses 
directives en ce qui concerne 
les affaires intérieures et ex-
térieures de l'Organisation. 

5) Le Directeur général prépare les 
projets de budget et de programme 
ainsi que les rapports périodiques 
d'activité. Il les transmet aux Gou-
vernements des Etats intéressés ainsi 
qu'aux organes compétents des Unions 
et de l'Organisation. 

6) Le Directeur général et tout mem-
bre du personnel désigné par lui 
prennent part, sans droit de vote, à 
toutes les réunions de l'Assemblée 
générale, de la Conférence, du Comité 
de coordination, ainsi que de tout 
autre comité ou groupe de travail. Le 
Directeur général ou un membre du 
personnel désigné par lui est d'office 
secrétaire de ces organes. 

7) Le Directeur général nomme le 
personnel nécessaire au bon fonction-
nement du Bureau international. Il 
nomme les Vice-directeurs généraux 
après approbation du Comité de coor-
dination. Les conditions d'emploi sont 
fixées par le Statut du personnel qui 
doit être approuvé par le Comité de 
coordination, sur proposition du Direc-
teur général. La nécessité de s'assurer 
les services d'agents éminemment 
qualifiés en raison de leur efficience, 
de leur compétence et de leur inté-
grité doit être la considération domi-
nante dans le recrutement et la déter-
mination des conditions d'emploi des 
membres du personnel. Il sera dûment 
tenu compte de l'importance d'assurer 
ce recrutement sur une base géogra-
phique aussi large que possible. 

8) Les fonctions du Directeur géné-
ral et des membres du personnel sont 
de caractère strictement international. 
Dans l'exercice de leurs fonctions, 
ceux-ci ne doivent solliciter ou rece-
voir d'instructions d'aucun Gouverne-
ment ou d'aucune autorité étrangère 
à l'Organisation. Ils doivent s'abstenir 

3) El Director General será designa-
do por un período determinado que 
no será inferior a seis años. Su nom-
bramiento podrá ser renovado por 
otros períodos determinados. La dura-
ción  del primer periodo y la de los 
eventuales períodos siguientes, así 
como todas las demás condiciones de 
su nombramiento, serán fijadas por 
la Asamblea General. 

4) a) El Director General es el más 
alto funcionario de la Organi-
zación. 

b) Representa a la Organización. 

c) Será responsable ante la 
Asamblea General, y seguirá 
sus instrucciones en lo que se 
refiere a los asuntos internos 
y externos de la Organización. 

5) El Director General preparará los 
proyectos de presupuestos y de pro-
gramas, así como los informes periódi-
cos de actividades. Los transmitirá a 
los gobiernos de los Estados intere-
sados, así como a los órganos compe-
tentes de las Uniones y de la Organi-
zación. 

6) El Director General, y cualquier 
miembro del personal designado por 
él, participarán, sin derecho de voto, 
en todas las reuniones de la Asamblea 
General, de la Conferencia, del Comité 
de Coordinación, así como de cual-
quier otro comité o grupo de trabajo. 
El Director General, o un miembro del 
personal designado por él, será ex 
officio secretario de esos órganos. 

7) El Director General nombrará el 
personal necesario para el buen fun-
cionamiento de la Oficina Internacio-
nal. Nombrará los Directores Gene-
rales Adjuntos, previa aprobación del 
Comité de Coordinación. Las con-
diciones de empleo serán fijadas por 
el estatuto del personal que deberá 
ser aprobado por el Comité de Co-
ordinación, a propuesta del Director 
General. El criterio dominante para 
la contratación y la determinación de 
las condiciones de empleo de los 
miembros del personal deberá ser la 
necesidad de obtener los servicios de 
las personas que posean las mejores 
cualidades de eficacia, competencia 
e integridad. Se tendrá en cuenta la 
importancia de que la contratación 
se efectúe sobre una base geográfica 
lo más amplia posible. 

8) La naturaleza de las funciones 
del Director General y de los miem-
bros del personal es estrictamente in-
ternacional. En el cumplimiento de 
sus deberes, no solicitarán ni recibirán 
instrucciones de ningún gobierno ni 
de ninguna autoridad ajena a la Or-
ganización. Se abstendrán de todo 
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(3) Der Generaldirektor wird für 
einen bestimmten Zeitabschnitt von 
nicht weniger als sechs Jahren er-
nannt. Seine Ernennung kann für 
bestimmte Zeitabschnitte wiederholt 
werden. Die Dauer des ersten Zeitab-
schnitts und der etwa folgenden Zeit-
abschnitte sowie alle anderen Bedin-
gungen der Ernennung werden von 
der Generalversammlung festgesetzt. 

(4) a) Der Generaldirektor ist der 
höchste Beamte der Organi-
sation. 

b) Er vertritt die Organisation. 

c) Er legt der Generalversamm-
lung Rechenschaft ab und be-
folgt ihre Weisungen in den 
inneren und äußeren Ange-
legenheiten der Organisation. 

(5) Der Generaldirektor bereitet die 
Entwürfe der Haushaltspläne und der 
Programme sowie periodische Tätig-
keitsberichte vor. Er übermittelt sie 
den Regierungen der beteiligten 
Staaten sowie den zuständigen Orga-
nen der Verbände und der Organisa-
tion. 

(6) Der Generaldirektor und die von 
ihm bestimmten Mitglieder des Per-
sonals nehmen ohne Stimmrecht an 
allen Sitzungen der Generalversamm-
lung, der Konferenz, des Koordinie-
rungsausschusses sowie aller anderen 
Ausschüsse oder Arbeitsgruppen teil. 
Der Generaldirektor oder ein von ihm 
bestimmtes Mitglied des Personals ist 
von Amts wegen Sekretär dieser Or-
gane. 

(7) Der Generaldirektor ernennt das 
für die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Aufgaben des Internationalen Büros 
erforderliche Personal. Er ernennt nach 
Billigung durch den Koordinierungs

-

ausschuß die Stellvertretenden Gene-
raldirektoren. Die Anstellungsbedin-
gungen werden durch das Personal-
statut festgelegt, das vom General-
direktor vorgeschlagen wird und der 
Billigung durch den Koordinierungs

-

ausschuß bedarf. Der entscheidende 
Gesichtspunkt bei der Auswahl des 
Personals und der Festlegung der An-
stellungsbedingungen ist die Notwen-
digkeit, Personal zu gewinnen, das 
hinsichtlich seiner Leistungsfähigkeit 
Fachkenntnis und persönlichen Inte-
grität hervorragend qualifiziert ist. 
Die Bedeutung, die einer Auswahl des 
Personals auf möglichst breiter geo-
graphischer Grundlage zukommt, ist 
dabei gebührend zu berücksichtigen. 

(8) Die Stellung des Generaldirek-
tors und der Mitglieder des Personals 
hat ausschließlich internationalen Cha-
rakter. Sie dürfen bei der Ausübung 
ihrer Dienstobliegenheiten Weisun-
gen von einer Regierung oder einer 
Behörde außerhalb der Organisation 
weder einholen noch annehmen. Sie 
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any action which might prejudice their 
position as international officials. Each 
Member State undertakes to respect 
the exclusively international charac-
ter of the responsibilities of the Di-
rector General and the staff, and not 
to seek to influence them in the dis-
charge of their duties. 

Article 10 
Headquarters 

(1) The headquarters of the Or-
ganization shall be at Geneva. 

(2) Its transfer may be decided as 
provided for in Article 6 (3) (d) and (g). 

Article 11 
Finances 

(1) The Organization shall have 
two separate budgets: the budget of 
expenses common to the Unions, and 
the budget of the Conference. 

(2) (a) The budget of expenses  com

-

mon  to the Unions shall in-
clude provision for expenses 
of interest to several Unions. 

(b) This budget shall be financed 
from the following sources: 

(i) contributions of the 
Unions, provided that 
the amount of the con-
tribution of each Union 
shall be fixed by the 
Assembly of that Union, 
having regard to the 
interest the Union has 
in the common expen-
ses; 

(ii) charges due for services 
performed by the Inter-
national Bureau not in 
direct relation with any 
of the Unions or not 
received for services 
rendered by the Inter-
national Bureau in the 
field of legal-technical 
assistance; 

(iii) sale of, or royalties on, 
the publications of the 
International Bureau not 
directly concerning any 
of the Unions; 

(iv) gifts, bequests, and sub-
ventions, given to the 
Organization, except 
those referred to in 
paragraph (3) (b) (iv); 

de tout acte de nature à compromettre 
leur situation de fonctionnaires inter-
nationaux. Chaque Etat membre s'en-
gage à respecter le caractère exclusi-
vement international des fonctions du 
Directeur général et des membres du 
personnel et à ne pas chercher à in-
fluencer ceux-ci dans l'exécution de 
leurs fonctions. 

Article 10 

Siège 

1) Le siège de l'Organisation est 
fixé à Genève. 

2) Son transfert peut être décidé 
dans les conditions prévues à l'article 
6.3) d) et g). 

Article 11 
Finances 

1) L'Organisation a deux budgets 
distincts: le budget des dépenses com-
munes aux Unions et le budget de la 
Conférence. 

2) a) Le budget des dépenses com-
munes aux Unions contient 
les prévisions de dépenses 
présentant un intérêt pour 
plusieurs Unions. 

b) Ce budget est financé par les 
ressources suivantes: 

i) les contributions des 
Unions, étant entendu que 
le montant de la contri-
bution de chaque Union 
est fixé par l'Assemblée 
de cette Union, compte 
tenu de la mesure dans 
laquelle les dépenses 
communes sont effectuées 
dans l'intérêt de ladite 
Union; 

ii) les taxes et sommes dues 
pour les services rendus 
par le Bureau internatio-
nal qui ne sont pas en 
rapport direct avec l'une 
des Unions ou qui ne 
sont pas perçues pour des 
services rendus par le 
Bureau international dans 
le domaine de l'assistance 
technico-juridique; 

iii) le produit de la vente des 
publications du Bureau 
international qui ne con-
cernent pas directement 
l'une des Unions, et les 
droits afférents à ces pu-
blications; 

iv) les dons, legs et subven-
tions dont bénéficie l'Or-
ganisation, à l'exception 
de ceux visés à l'alinéa 
3) b) iv); 

acto que pueda comprometer su situa-
ción de funcionarios internacionales. 
Cada Estado miembro se compromete 
a respetar el carácter exclusivamente 
internacional de las funciones del Di-
rector General y de los miembros del 
personal y a no tratar de influir sobre 
ellos en el ejercicio de sus funciones. 

Artículo 10 
Sede 

1) Se establece la Sede de la Or-
ganización en Ginebra. 

2) Podrá decidirse su traslado, según 
lo previsto en el Artículo 6. 3) d) y g). 

Artículo 11 
Finanzas 

1) La Organización tendrá dos pre-
supuestos distintos: el presupuesto de 
los gastos comunes a las Uniones y el 
presupuesto de la Conferencia. 

2) a) El presupuesto de los gastos 
comunes a las Uniones corn-
prenderá las previsiones de 
gastos que interesen a varias 
Uniones. 

b) Este presupuesto se financiará 
con los recursos siguientes: 

i) las contribuciones de las 
Uniones, en la inteligencia 
de que la cuantía de la 
contribución de cada Uni-
ón será fijada por la Asam-
blea de la Unión, teniendo 
en cuenta la medida en 
que los gastos comunes se 
efectúan en interés de 
dicha Unión; 

ii) las tasas y sumas debidas 
por los servicios prestados 
por la Oficina Internacio-
nal que no estén en rela-
ción directa con una de las 
Uniones o que no se per-
ciban por servicios pres-
tados por la Oficina Inter-
nacional en el campo de 
la asistencia técnico-jurídi-
ca; 

iii) el producto de la venta de 
las publicaciones de la Ofi-
cina Internacional que no 
conciernan directamente a 
una de las Uniones, y los 
derechos correspondientes 
a esas publicaciones; 

iv) las donaciones, legados y 
subvenciones de los que se 
beneficie la Organización, 
con excepción de aquellos 
a que se hace referencia en 
el párrafo 3) b) iv); 
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haben sich aller Handlungen zu ent-
halten, die ihre Stellung als internatio-
nale Beamte beeinträchtigen könnten. 
Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, 
den ausschließlich internationalen Cha-
rakter der Stellung des Generaldirek-
tors und der Mitglieder des Personals 
zu achten und von jedem Versuch ab-
zusehen, sie bei der Ausübung ihrer 
Dienstobliegenheiten zu beeinflussen. 

Artikel 10 
Sitz 

(1) Die Organisation hat ihren Sitz 
in Genf. 

(2) Die Verlegung des Sitzes kann 
nach den Bestimmungen des Arti-
kels 6 Absatz 3 Buchstaben d und g 
beschlossen werden. 

Artikel 11 

Finanzen 

(1) Die Organisation hat zwei ge-
trennte Haushaltspläne: den Haus-
haltsplan für die gemeinsamen Aus-
gaben der Verbände und den Haus-
haltsplan der Konferenz. 

(2) a) Der Haushaltsplan für die 
gemeinsamen Ausgaben der 
Verbände enthält Voran-
schläge für die Ausgaben, 
die für mehrere Verbände 
von Interesse sind. 

b) Dieser Haushaltsplan umfaßt 
folgende Einnahmen: 

i) Beiträge der Verbände 
mit der Maßgabe, daß 
die Höhe des Beitrages 
jedes Verbandes von 
seiner Versammlung un-
ter Berücksichtigung des 
Interesses festgesetzt 
wird, das der Verband 
an den gemeinsamen 
Ausgaben hat; 

ii) Gebühren und Beträge 
für Dienstleistungen des 
Internationalen Büros, 
die weder in unmittel-
barem Zusammenhang 
mit einem der Verbände 
stehen noch auf dem Ge-
biet der juristisch-tech-
nischen Hilfe liegen; 

iii) Verkaufserlöse und an-
dere Einkünfte aus Ver-
öffentlichungen des Inter-
nationalen Büros, die 
nicht unmittelbar einen 
der Verbände betreffen; 

iv) Schenkungen, Vermächt-
nisse und Zuwendungen 
an die Organisation, so-
weit sie nicht in Absatz 3 
Buchstabe b Ziffer iv be

-

zeichnet sind; 
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(v) rents, interests, and 
other miscellaneous in-
come, of the Organiza-
tion. 

(3) (a) The budget of the Confer-
ence shall include provision 
for the expenses of holding 
sessions of the Conference 
and for the cost of the legal

-

technical assistance pro-
gram. 

(b) This budget shall be financed 
from the following sources: 

(i) contributions of States 
party to this Convention 
not members of any of 
the Unions; 

(ii) any sums made avail-
able to this budget by 
the Unions, provided 
that the amount of the 
sum made available by 
each Union shall be 
fixed by the Assembly 
of that Union and that 
each Union shall be free 
to abstain from con-
tributing to the said 
budget; 

(iii) sums received for serv-
ices rendered by the 
International Bureau in 
the field of legal-tech-
nical assistance; 

(iv) gifts, bequests, and sub-
ventions, given to the 
Organization for the 
purposes referred to in 
sub-paragraph (a). 

(4) (a) For the purpose of estab-
lishing its contribution to-
wards the budget of the 
Conference, each State party 
to this Convention not 
member of any of the Unions 
shall belong to a class, and 
shall pay its annual contri-
butions on the basis of a 
number of units fixed as 
follows: 

Class A 	 10 
Class B 	 3 
Class C 	 1 

(b) Each such State shall, con-
currently with taking action 
as provided in Article 14 (1), 
indicate the class to which 
it wishes to belong. Any such 
State may change class. If 
it chooses a lower class, the 
State must announce it to 
the Conference at one of its 
ordinary sessions. Any such 

v) les loyers, intérêts et au-
tres revenus divers de 
l'Organisation. 

3) a) Le budget de la Conférence 
contient les prévisions de dé-
penses pour la tenue des ses-
sions de la Conférence et 
pour le programme d'assis-
tance technico-juridique. 

b) Ce budget est financé par les 
ressources suivantes: 

i) les contributions des Etats 
parties à la présente Con-
vention qui ne sont pas 
membres de l'une des 
Unions; 

ii) les sommes éventuelle-
ment mises à la disposi-
tion de ce budget par les 
Unions, étant entendu que 
le montant de la somme 
mise à disposition par 
chaque Union est fixé par 
l'Assemblée de cette 
Union e` que chaque 
Union est libre de ne pas 
contribuer à ce budget; 

iii) les sommes perçues pour 
des services rendus par 
le Bureau international 
dans le domaine de l'as-
sistance technico-juridi-
que; 

iv) les dons, legs et subven-
tions dont bénéficie l'Or-
ganisation aux fins visées 
au sous-alinéa a). 

4) a) Pour déterminer sa part con-
tributive dans le budget de 
la Conférence, chacun des 
Etats parties à la présente 
Convention qui n'est pas 
membre de l'une des Unions 
est rangé dans une classe et 
paie ses contributions annuel-
les sur la base d'un nombre 
d'unités fixé comme suit: 

Classe A .... 10 
Classe B .... 3 
Classe C .... 1 

b) Chacun de ces Etats, au mo-
ment où il accomplit l'un des 
actes prévus à l'article 14.1), 
indique la classe dans la-
quelle il désire être rangé. Il 
peut changer de classe. S'il 
choisit une classe inférieure, 
l'Etat doit en faire part à la 
Conférence lors d'une de ses 
sessions ordinaires. Un tel 

v) los alquileres, intereses y 
otros ingresos diversos de 
la Organización. 

(3) a) El presupuesto de la Con-
ferencia comprenderá las pre-
visiones de los gastos oca-
sionados por las reuniones de 
la Conferencia y por el pro-
grama de asistencia técnico

-

jurídica. 

b) Este presupuesto se finan-
ciará con los recursos si-
guientes: 

i) las contribuciones de los 
Estados parte en el pre-
sente Convenio que no 
sean miembros de una de 
las Uniones; 

ii) las sumas puestas a dis-
posición de este pre-
supuesto por las Uniones, 
en la inteligencia de que 
la cuantía de la suma 
puesta a disposición por 
cada Unión será fijada 
por la Asamblea de la 
Unión, y de que cada 
Unión tendrá facultad de 
no contribuir a este pre-
supuesto; 

iii) las sumas percibidas por 
servicios prestados por la 
Oficina Internacional en 
el campo de la asistencia 
técnico-jurídica; 

iv) las donaciones, legados y 
subvenciones de los que 
se beneficie la Organi-
zación para los fines a los 
que se hace referencia en 
el apartado a). 

4) a) Con el fin de determinar su 
cuota de contribución al pre-
supuesto de la Conferencia, 
cada Estado parte en el pre-
sente Convenio que no sea 
miembro de alguna de las Unio-
nes quedará incluído en una 
clase y pagará sus contribu-
ciones anuales sobre la base 
de un número de unidades fi-
jado de la manera siguiente: 

Clase A 	  10 
Clase B 	  3 
Clase C 	  1 

b) Cada uno de esos Estados, en 
el momento de Ilevar a cabo 
uno de los actos previstos en 
el Artículo 14. 1), indicará la 
clase a la que desea pertene-
cer. Podrá cambiar de clase. 
Si escoge una clase inferior, 
ese Estado deberá dar cuenta 
de ello a la Conferencia en 
una de sus reuniones ordina- 
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v) Mieten, Zinsen und an-
dere verschiedene Ein-
künfte der Organisation. 

(3) a) Der Haushaltsplan der Kon-
ferenz enthält Ausgabenvor-
anschläge für die Durchfüh-
rung der Tagungen der Kon-
ferenz und für das Programm 
der juristisch-technischen 
Hilfe. 

b) Dieser Haushaltsplan umfaßt 
folgende Einnahmen: 

i) Beiträge der Vertrags-
staaten dieses Überein-
kommens, die nicht Mit-
glied eines der Verbände 
sind; 

ii) Beträge, die von den 
Verbänden für diesen 
Haushaltsplan zur Ver-
fügung gestellt werden, 
mit der Maßgabe, daß 
die Höhe des von jedem 
Verband zur Verfügung 
gestellten Betrages von 
der Versammlung dieses 
Verbandes festgesetzt 
wird und es jedem Ver-
band freisteht, zu diesem 
Haushaltsplan keine sol-
chen Beträge zu leisten; 

iii) Beträge, die das Inter-
nationale Büro für Dienst-
leistungen auf dem Ge-
biet der juristisch-techni-
schen Hilfe erhält; 

iv) Schenkungen, Vermächt-
nisse und Zuwendungen, 
die der Organisation für 
die unter Buchstabe a 
bezeichneten Zwecke ge-
währt werden. 

(4) a) Jeder Vertragsstaat dieses 
Übereinkommens, der nicht 

Mitglied eines der Verbände 
ist, wird zur Bestimmung 
seines Beitrags zum Haus-
haltsplan der Konferenz in 
eine Klasse eingestuft und 
zahlt seine Jahresbeiträge 
auf der Grundlage einer Zahl 
von Einheiten, die wie folgt 
festgesetzt wird: 

Klasse A 	  10 
Klasse B 	  3 
Klasse C 	  1 

b) Jeder dieser Staaten gibt, 
wenn er eine der in Arti-
kel 14 Absatz 1 bezeichneten 
Handlungen vornimmt, gleich-
zeitig die Klasse an, in die 
er eingestuft zu werden 
wünscht. Er kann die Klasse 
wechseln. Wählt er eine 
niedrigere Klasse, so hat er 
dies der Konferenz auf einer 
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change shall take effect at 
the beginning of the calendar 
year following the session. 

(c) The annual contribution of 
each such State shall be an 
amount in the same propor-
tion to the total sum to be 
contributed to the budget of 
the Conference by all such 
States as the number of its 
units is to the total of the 
units of all the said States. 

(d) Contributions shall become 
due on the first of January 
of each year. 

(e) If the budget is not adopted 
before the beginning of a 
new financial period, the 
budget shall be at the same 
level as the budget of the 
previous year, in accordance 
with the financial regula-
tions. 

(5) Any State party to this Con-
vention not member of any of the 
Unions which is in arrears in the pay-
ment of its financial contributions 
under the present Article, and any 
State party to this Convention member 
of any of the Unions which is in 
arrears in the payment of its con-
tributions to any of the Unions, shall 
have no vote in any of the bodies of 
the Organization of which it is a 
member, if the amount of its arrears 
equals or exceeds the amount of the 
contributions due from it for the pre-
ceding two full years. However, any 
of these bodies may allow such a State 
to continue to exercise its vote in that 
body if, and as long as, it is satisfied 
that the delay in payment arises from 
exceptional and unavoidable circum-
stances. 

(6) The amount of the fees and 
charges due for services rendered by 
the International Bureau in the field 
of legal-technical assistance shall be 
established, and shall be reported to 
the Coordination Committee, by the 
Director General. 

(7) The Organization, with the ap-
proval of the Coordination Committee, 
may receive gifts, bequests, and sub-
ventions, directly from Governments, 
public or private institutions, associa-
tions or private persons. 

(8) (a) The Organization shall have 
a working capital fund which 
shall be constituted by a 
single payment made by the 
Unions and by each State 

changement prend effet au dé-
but de l'année civile suivant 
ladite session. 

c) La contribution annuelle de 
chacun de ces Etats consiste 
en un montant dont le rap-
port à la somme totale des 
contributions au budget de la 
Conférence de tous ces Etats 
est le même que le rapport 
entre le nombre des unités de 
la classe dans laquelle il est 
rangé et le nombre total des 
unités de l'ensemble de ces 
Etats. 

d) Les contributions sont dues 
au ler janvier de chaque an-
née. 

e) Dans le cas où le budget n'est 
pas adopté avant le début 
d'un nouvel exercice, le bud-
get de l'année précédente est 
reconduit selon les modalités 
prévues par le règlement fi-
nancier. 

5) Tout Etat partie à la présente 
Convention qui n'est membre d'aucune 
des Unions et qui est en retard dans 
le paiement de ses contributions 
compte tenu des dispositions du pré-
sent article, de même que tout Etat 
partie à la présente Convention qui 
est membre de l'une des Unions et 
qui est en retard dans le paiement de 
ses contributions au titre de cette 
Union, ne peut exercer son droit de 
vote, dans aucun des organes de l'Or-
ganisation dont il est membre, si le 
montant de son arriéré est égal ou 
supérieur à celui des contributions 
dont il est redevable pour les deux 
années complètes écoulées. Cepen-
dant, un tel Etat peut être autorisé à 
conserver l'exercice de son droit de 
vote au sein dudit organe aussi long-
temps que ce dernier estime que le 
retard résulte de circonstances excep-
tionnelles et inévitables. 

6) Le montant des taxes et sommes 
dues pour des services rendus par le 
Bureau international dans le domaine 
de l'assistance technico-juridique est 
fixé par le Directeur général, qui fait 
rapport au Comité de coordination. 

7) L'Organisation peut, avec l'ap-
probation du Comité de coordination, 
recevoir tous dons, legs et subven-
tions provenant directement de gou-
vernements, d'institutions publiques 
ou privées, d'associations ou de par-
ticuliers. 

8) a) L'Organisation possède un 
fonds de roulement constitué 
par un versement unique ef-
fectué par les Unions et par 
chaque Etat partie à la pré- 

rias. Tal cambio entrará en 
vigor al comienzo del año 
civil siguiente a dicha reunión. 

c) La contribución anual de cada 
uno de esos Estados consisti-
rá en una cantidad que guar-
dará, con relación a la suma 
total de las contributiones de 
todos esos Estados al pre-
supuesto de la Conferencia, 
la misma proporción que el 
número de unidades de la 
clase a la que pertenezca con 
relación al total de las uni-
dades del conjunto de esos 
Estados. 

d) Las contribuciones vencen el 
1 de enero de cada año. 

e) En caso de que al comienzo 
de un nuevo ejercicio no se 
haya adoptado el presupuesto, 
se continuará aplicando el 
presupuesto del año prece-
dente, conforme a las modali-
dades del conjunto de esos 
mento financiero. 

5) Todo Estado parte en el presente 
Convenio que no sea miembro de 
alguna de las Uniones y que esté atra-
sado en el pago de sus contribuciones 
conforme a las disposiciones del pre-
sente artículo, así como todo Estado 
parte en el presente Convenio que 
sea miembro de una de las Uniones 
y que esté atrasado en el pago de 
sus contribuciones a esa Unión, no 
podrá ejercer su derecho de voto en 
ninguno de los órganos de la Organi-
zación de los que sea miembro cuando 
la cuantía de sus atrasos sea igual 
o superior a la de las contribuciones 
que deba por dos años completos 
transcurridos. Sin embargo, cualquiera 
de esos órganos podrá permitir a ese 
Estado que continúe ejerciendo su de-
recho de voto en dicho órgano si 
estima que el atraso resulta de cir-
cunstancias excepcionales e inevi-
tables. 

6) La cuantía de las tasas y las 
sumas debidas por servicios prestados 
por la Oficina Internacional en el 
campo de la asistencia técnico-jurídica 
será fijada por el Director General, 
que informará de ello al Comité de 
Coordinación. 

7) La Organización podrá, con apro-
bación del Comité de Coordinación, 
recibir toda clase de donaciones, 
legados y subvenciones procedentes 
directamente de gobiernos, institucio-
nes públicas o privadas, de asocia-
ciones o de particulares. 

8) a) La Organización poseerá un 
fondo de operaciones consti-
tuído por una aportación única 
efectuada por las Uniones y 
por cada uno de los Estados 
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ihrer ordentlichen Tagungen 
mitzuteilen. Ein solcher Wech-
sel wird zu Beginn des auf 
diese Tagung folgenden Ka-
lenderjahres wirksam. 

c) Der Jahresbeitrag jedes die-
ser Staaten besteht aus einem 
Betrag, der in demselben 
Verhältnis zu der Summe 
der Beiträge aller dieser 
Staaten zum Haushaltsplan 
der Konferenz steht wie die 
Zahl der Einheiten der Klasse, 
in die der Staat eingestuft 
ist, zur Summe der Einheiten 
aller dieser Staaten. 

d) Die Beiträge werden am 
1. Januar jedes Jahres fällig. 

e) Wird der Haushaltsplan nicht 
vor Beginn eines neuen Rech-
nungsjahres beschlossen, so 
wird der Haushaltsplan des 
Vorjahres nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften über

-

nommen. 

(5) Jeder Vertragsstaat dieses Über-
einkommens, der nicht Mitglied eines 
der Verbände ist und der mit der 
Zahlung seiner nach diesem Artikel zu 
leistenden Beiträge im Rückstand ist, 
sowie jeder Vertragsstaat dieses Über-
einkommens, der Mitglied eines der 
Verbände ist und mit der Zahlung 
seiner Beiträge an diesen Verband im 
Rückstand ist, kann sein Stimmrecht 
in keinem der Organe der Organisa-
tion, denen er als Mitglied angehört, 
ausüben, wenn der rückständige Be-
trag die Summe der von ihm für die 
zwei vorhergehenden vollen Jahre 
geschuldeten Beiträge erreicht oder 
übersteigt. Jedoch kann jedes dieser 
Organe einem solchen Staat gestatten, 
das Stimmrecht in diesem Organ wei-
ter auszuüben, wenn und solange es 
überzeugt ist, daß der Zahlungsrück-
stand eine Folge außergewöhnlicher 
und unabwendbarer Umstände ist. 

(6) Die Höhe der Gebühren und Be-
träge für Dienstleistungen des Inter-
nationalen Büros auf dem Gebiet der 
juristisch-technischen Hilfe wird vom 
Generaldirektor festgesetzt, der dem 
Koordinierungsausschuß darüber be-
richtet. 

(7) Die Organisation kann mit Bil-
ligung des Koordinierungsausschus-
ses alle Schenkungen, Vermächtnisse 
und Zuwendungen annehmen, die un-
mittelbar von Regierungen, öffent-
lichen oder privaten Einrichtungen, 
Vereinigungen oder Privatpersonen 
stammen. 

(8) a) Die Organisation hat einen 
Betriebsmittelfonds, der durch 
eine einmalige Zahlung der 
Verbände und jedes Ver-
tragsstaates dieses Überein- 
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party to this Convention not 
member of any Union. If the 
fund becomes insufficient, it 
shall be increased. 

(b) The amount of the single 
payment of each Union and 
its possible participation in 
any increase shall be de-
cided by its Assembly. 

(c) The amount of the single 
payment of each State party 
to this Convention not mem-
ber of any Union and its part 
in any increase shall be a 
proportion of the contribu-
tion of that State for the year 
in which the fund is estab-
lished or the increase de-
cided. The proportion and 
the terms of payment shall 
be fixed by the Conference 
on the proposal of the Direc-
tor General and after it has 
heard the advice of the Co-
ordination Committee. 

(9) (a) In the headquarters agree-
ment concluded with the 
State on the territory of 
which the Organization has 
its headquarters, it shall be 
provided that, whenever the 
working capital fund is in-
sufficient, such State shall 
grant advances. The amount 
of these advances and the 
conditions on which they are 
granted shall be the subject 
of separate agreements, in 
each case, between such 
State and the Organization. 
As long as it remains under 
the obligation to grant ad-
vances, such State shall have 
an ex officio seat on the Co-
ordination Committee. 

(b) The State referred to in sub-
paragraph (a) and the Or-
ganization shall each have 
the right to  denounce the 
obligation to grant advances, 
by written notification. De-
nunciation shall take effect 
three years after the end of 
the year in which it has been 
notified. 

(10) The auditing of the accounts 
shall be effected by one or more 
Member States, or by external audi-
tors, as provided in the financial 
regulations. They shall be designated, 
with their agreement, by the General 
Assembly. 

sente Convention qui n'est 
pas membre de l'une des 
Unions. Si le fonds devient 
insuffisant, son augmentation 
est décidée. 

b) Le montant du versement uni-
que de chaque Union et sa 
participation éventuelle à 
toute augmentation sont dé-
cidés par son Assemblée. 

c) Le montant du versement uni-
que de chaque Etat partie à la 
présente Convention qui n'est 
pas membre d'une Union, et 
sa participation à toute aug-
mentation, sont proportion-
nels à la contribution de cet 
Etat pour l'année au cours de 
laquelle le fonds est consti-
tué ou l'augmentation déci-
dée. La proportion et les mo-
dalités de versement sont ar-
rêtées par la Conférence, sur 
proposition du Directeur gé-
néral et après avis du Comité 
de coordination. 

9) a) L'accord de siège conclu avec 
l'Etat sur le territoire duquel 
l'Organisation a son siège 
prévoit que, si le fonds de 
roulement est insuffisant, cet 
Etat accorde des avances. Le 
montant de ces avances et les 
conditions dans lesquelles el-
les sont accordées font l'ob-
jet, dans chaque cas, d'accords 
séparés entre l'Etat en cause 
et l'Organisation. Aussi long-
temps qu'il est tenu d'accor-
der des avances, cet Etat dis-
pose ex officio d'un siège au 
Comité de coordination. 

b) L'Etat visé au sous-alinéa a) 
et l'Organisation ont chacun 
le droit de dénoncer l'engage-
ment d'accorder des avances, 
moyennant notification par 
écrit. La dénonciation prend 
effet trois ans après la fin de 
l'année au cours de laquelle 
elle a été notifiée. 

10) La vérification des comptes est 
assurée, selon les modalités prévues 
dans le règlement financier, par un 
ou plusieurs Etats membres ou par 
des contrôleurs extérieurs, qui sont, 
avec leur consentement, désignés par 
l'Assemblée générale. 

parte en el presente Convenio 
que no sean miembros de al-
guna de las Uniones. Si el 
fondo resultara insuficiente, se 
decidirá su aumento. 

b) La cuantía de la aportación 
única de cada Unión y su 
posible participación en todo 
aumento serán decididas por 
su Asamblea. 

c) La cuantía de la aportación 
única de cada Estado parte en 
el presente Convenio que no 
sea miembro de una Unión y 
su participación en todo au-
mento serán proporcionales a 
la contribución de ese Estado 
correspondiente al año en el 
curso del cual se constituyó el 
fondo o se decidió el aumento. 
La proporción y las modali-
dades de pago serán determi-
nadas por la Conferencia, a 
propuesta del Director Gene-
ral y previo dictamen del Co-
mité de Coordinación. 

9) a) El Acuerdo de Sede concluido 
con el Estado en cuyo terri-
torio la Organización tenga su 
residencia preverá que ese 
Estado conceda anticipos si el 
fondo de operaciones fuere 
insuficiente. La cuantía de 
esos anticipos y las condicio-
nes en las que serán conce-
didos, serán objeto, en cada 
caso, de acuerdos separados 
entre el Estado en cuestión y 
la Organización. Mientras 
tenga la obligación de con-
ceder esos anticipos, ese Esta-
do tendrá un puesto ex officio 
en el Comité de Coordinación. 

b) El Estado al que se hace re-
ferencia en el apartado a) y la 
Organización tendrán cada 
uno el derecho de denunciar 
el compromiso de conceder 
anticipos, mediante notifica-
ción por escrito. La denuncia 
producirá efecto tres años des-
pués de terminar el año en el 
curso del cual haya sido noti-
ficada. 

10) De la intervención de cuentas 
se encargarán, según las modalidades 
previstas en el reglamento financiero, 
uno o varios Estados miembros, o in-
terventores de cuentas que, con su 
consentimiento, serán designados por 
la Asamblea General. 
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kommens, der nicht Mitglied 
eines der Verbände ist, ge-
bildet wird. Reicht der Fonds 
nicht mehr aus, so wird er 
erhöht. 

b) Die Höhe der einmaligen 
Zahlung jedes Verbandes und 
gegebenenfalls sein Anteil an 
jeder Erhöhung werden von 
der Versammlung dieses Ver-
bandes beschlossen. 

c) Die Höhe der einmaligen 
Zahlung jedes Vertrags-
staates dieses Übereinkom-
mens, der nicht Mitglied eines 
der Verbände ist, und sein 
Anteil an jeder Erhöhung 
sind proportional zu dem Bei-
trag dieses Staates für das 
Jahr, in dem der Fonds ge-
bildet oder die Erhöhung 
beschlossen wird. Dieses Ver-
hältnis und die Zahlungsbe-
dingungen werden von der 
Konferenz auf Vorschlag des 
Generaldirektors und nach 
Äußerung des Koordinie-
rungsausschusses festgesetzt. 

(9) a) Das Abkommen über den 
Sitz der Organisation, das 
mit dem Staat geschlossen 
wird, in dessen Hoheitsge-
biet die Organisation ihren 
Sitz hat, sieht vor, daß die-
ser Staat Vorschüsse ge-
währt, wenn der Betriebs-
mittelfonds nicht ausreicht. 
Die Höhe dieser Vorschüsse 
und die Bedingungen, unter 
denen sie gewährt werden, 
sind in jedem Fall Gegen-
stand besonderer Verein-
barungen zwischen diesem 
Staat und der Organisation. 
Solange dieser Staat ver-
pflichtet ist, Vorschüsse zu 
gewähren, hat er ex officio 
einen Sitz im Koordinie-
rungsausschuß. 

b) Der unter Buchstabe a be-
zeichnete Staat und die Or-
ganisation sind berechtigt, die 
Verpflichtung zur Gewährung 
von Vorschüssen durch schrift-
liche Notifikation zu kündi-
gen. Die Kündigung wird drei 
Jahre nach Ablauf des Jah-
res wirksam, in dem sie noti-
fiziert worden ist. 

(10) Die Rechnungsprüfung wird 
nach Maßgabe der Finanzvorschriften 
von einem oder mehreren Mitglied-
staaten oder von außenstehenden 
Rechnungsprüfern vorgenommen, die 
mit ihrer Zustimmung von der Gene-
ralversammlung bestimmt werden. 
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Article 12 

Legal Capacity; Privileges and 
Immunities 

(1) The Organization shall enjoy on 
the territory of each Member State, 
in conformity with the laws of that 
State, such legal capacity as may be 
necessary for the fulfilment of the 
Organization's objectives and for the 
exercise of its functions. 

(2) The Organization shall conclude 
a headquarters agreement with the 
Swiss Confederation and with any 
other State in which the headquarters 
may subsequently be located. 

(3) The Organization may conclude 
bilateral or multilateral agreements 
with the other Member States with 
a view to the enjoyment by the Or-
ganization, its officials, and represent-
atives of all Member States, of such 
privileges and immunities as may be 
necessary for the fulfilment of its 
objectives and for the exercise of its 
functions. 

(4) The Director General may nego-
tiate and, after approval by the Co-
ordination Committee, shall conclude 
and sign on behalf of the Organization 
the agreements referred to in para-
graphs (2) and (3). 

Article 13 

Relations with other Organizations 

(1) The Organization shall, where 
appropriate, establish working rela-
tions and cooperate with other inter-
governmental organizations. Any gen-
eral agreement to such effect entered 
into with such organizations shall be 
concluded by the Director General 
after approval by the Coordination 
Committee. 

(2) The Organization may, on mat-
ters within its competence, make suit-
able arrangements for consultation 
and cooperation with international 
non-governmental organizations and, 
with the consent of the Governments 
concerned, with national organiza-
tions, governmental or non-govern-
mental. Such arrangements shall be 
made by the Director General after 
approval by the Coordination Com-
mittee. 

Article 14 

Becoming Party to the Convention 

(1) States referred to in Article 5 
may become party to this Convention 
and Member of the Organization by: 

Article 12 

Capacité juridique; 
privilèges et immunités 

1) L'Organisation jouit, sur le ter-
ritoire de chaque Etat membre, con-
formément aux lois de cet Etat, de la 
capacité juridique nécessaire pour at-
teindre son but et exercer ses fonc-
tions. 

2) L'Organisation conclut un accord 
de siège avec la Confédération suisse 
et avec tout autre Etat où le siège 
pourrait être fixé par la suite. 

3) L'Organisation peut conclure des 
accords bilatéraux ou multilatéraux 
avec les autres Etats membres pour 
s'assurer, ainsi qu'à ses fonctionnaires 
et aux représentants de tous les Etats 
membres, la jouissance des privilèges 
et immunités nécessaires pour at-
teindre son but et exercer ses fonc-
tions. 

4) Le Directeur général peut négo-
cier, et après approbation du Comité 
de coordination, conclut et signe au 
nom de l'Organisation les accords vi-
sés aux alinéas 2) et 3). 

Article 13 

Relations avec d'autres organisations 

1) L'Organisation, si elle l'estime 
opportun, établit des relations de tra-
vail et coopère avec d'autres organi-
sations intergouvernementales. Tout 
accord général passé à cet effet avec 
ces organisations est conclu par le 
Directeur général, après approbation 
du Comité de coordination. 

2) L'Organisation peut prendre, pour 
les questions de sa compétence, tou-
tes dispositions appropriées en vue de 
la consultation des organisations inter-
nationales non gouvernementales et, 
sous réserve du consentement des 
Gouvernements intéressés, des organi-
sations nationales gouvernementales 
ou non gouvernementales, ainsi qu'en 
vue de toute coopération avec lesdites 
organisations. De telles dispositions 
sont prises par le Directeur général, 
après approbation du Comité de co-
ordination. 

Article 14 

Modalités selon lesquelles les Etats 
peuvent devenir parties à la 

Convention 

1) Les Etats visés à l'article 5 peu-
vent devenir parties à la présente 
Convention et membres de l'Organisa-
tion par: 

Artículo 12 

Capacidad jurídica; privilegios 
e inmunidades 

1) La Organización gozará, en el 
territorio de cada Estado miembro y 
conforme a las leyes de ese Estado, 
de la capacidad jurídica necesaria 
para alcanzar sus objetivos y ejercer 
sus funciones. 

2) La Organización concluirá un 
Acuerdo de Sede con la Confedera-
ción Suiza y con cualquier otro Estado 
donde pudiera más adelante fijar su 
residencia. 

3) La Organización podrá concluir 
acuerdos bilaterales o multilaterales 
con los otros Estados miembros para 
asegurarse a sí misma, al igual que a 
sus funcionarios y a los representan-
tes de todos los Estados miembros, el 
disfrute de los privilegios e inmuni-
dades necesarios para alcanzar sus 
objetivos y ejercer sus funciones. 

4) El Director General podrá nego-
ciar y, previa aprobación del Comité 
de Coordinación, concluirá y firmará 
en nombre de la Organización los 
acuerdos a los que se hace referencia 
en los apartados 2) y 3). 

Artículo 13 

Relaciones con otras organizaciones 

1) La Organización, si lo cree opor-
tuno, establecerá relaciones de trabajo 
y cooperará con otras organizaciones 
intergubernamentales. Todo acuerdo 
general concertado al respecto con 
esas organizaciones será concluido 
por el Director General, previa apro-
bación del Comité de Coordinación. 

2) En los asuntos de su competencia, 
la Organización podrá tomar todas las 
medidas adecuadas para la consulta 
y cooperación con las organizaciones 
internacionales no gubernamentales y, 
previo consentimiento de los gobier-
nos interesados, con las organizaciones 
nacionales, sean gubernamentales o 
no gubernamentales. Tales medidas 
serán tomadas por el Director General, 
previa aprobación del Comité de Co-
ordinación. 

Artículo 14 

Modalidades para llegar los Estados 
a ser parte en el Convenio 

1) Los Estados a los que se hace 
referencia en el Artículo 5 podrán 
llegar a ser parte en el presente Con-
venio y miembros de la Organización, 
mediante: 
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Artikel 12 

Rechtsfähigkeit, Vorrechte und 
Immunitäten 

(1) Die Organisation genießt im 
Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaates 
gemäß den Gesetzes dieses Staates 
die zur Erreichung ihres Zwecks und 
zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
erforderliche Rechtsfähigkeit. 

(2) Die Organisation schließt mit 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
und mit jedem anderen Staat, in den 
der Sitz gegebenenfalls verlegt wird, 
ein Abkommen über den Sitz. 

(3) Die Organisation kann mit den 
anderen Mitgliedstaaten zwei- oder 
mehrseitige Übereinkünfte schließen, 
um sich sowie ihren Beamten und den 
Vertretern aller Mitgliedstaaten die 
zur Erreichung des Zwecks und zur 
Wahrnehmung der Aufgaben der Or-
ganisation erforderlichen Vorrechte 
und Immunitäten zu sichern. 

(4) Der Generaldirektor kann Ver-
handlungen über die in den Absätzen 
2 und 3 bezeichneten Übereinkünfte 
führen; nach Billigung durch den Ko-
ordinierungsausschuß schließt und 
unterzeichnet er sie im Namen der 
Organisation. 

Artikel 13 

Beziehungen zu anderen 
Organisationen 

(1) Die Organisation stellt, wenn 
sie es für zweckmäßig hält, Beziehun-
gen zur Zusammenarbeit mit anderen 
zwischenstaatlichen Organisationen 
her und arbeitet mit ihnen zusammen. 
Jedes zu diesem Zweck mit diesen 
Organisationen vereinbarte allgemeine 
Abkommen wird vom Generaldirektor 
nach Billigung durch den Koordinie-
rungsausschuß geschlossen. 

(2) Die Organisation kann für die 
in ihre Zuständigkeit fallenden Fragen 
alle geeigneten Maßnahmen für eine 
Konsultation und Zusammenarbeit mit 
internationalen nichtstaatlichen Or-
ganisationen und, sofern die beteilig-
ten Regierungen zustimmen, mit natio-
nalen staatlichen oder nichtstaatlichen 
Organisationen treffen. Solche Maß-
nahmen werden vom Generaldirektor 
nach Billigung durch den Koordinie-
rungsausschuß getroffen. 

Artikel 14 

Möglichkeiten, 
Vertragspartei zu werden 

(1) Die in Artikel 5 bezeichneten 
Staaten können Vertragspartei dieses 
Übereinkommens und Mitglied der 
Organisation werden durch 



Drucksache V/3582 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

(i) signature without reservation as 
to ratification, or 

(ii) signature subject to ratification 
followed by the deposit of an 
instrument of ratification, or 

(iii) deposit of an instrument of ac-
cession. 

(2) Notwithstanding any other pro-
vision of this Convention, a State 
party to the Paris Convention, the 
Berne Convention, or both Conven-
tions, may become party to this Con-
vention only if it concurrently rati-
fies or accedes to, or only after it 
has ratified or acceded to: 

either the Stockholm Act of the Paris 
Convention in its entirety or with 
only the limitation set forth in Ar-
ticle 20 (1) (b) (i) thereof, 

or the Stockholm Act of the Berne 
Convention in its entirety or with 
only the limitation set forth in Ar-
ticle 28 (1) (b) (i) thereof. 

(3) Instruments of ratification or ac-
cession shall be deposited with the 
Director General. 

Article 15 

Entry into Force of the Convention 

(1) This Convention shall enter into 
force three months after ten States 
members of the Paris Union and seven 
States members of the Berne Union 
have taken action as provided in Ar-
ticle 14 (1), it being understood that, 
if a State is a member of both Unions, 
it will be counted in both groups. On 
that date, this Convention shall enter 
into force also in respect of States 
which, not being members of either of 
the two Unions, have taken action as 
provided in Article 14 (1) three months 
or more prior to that date. 

(2) In respect to any other State, 
this Convention shall enter into force 
three months after the date on which 
such State takes action as provided in 
Article 14 (1). 

Article 16 

Reservations 

No reservations to this Convention 
are permitted. 

Article 17 

Amendments 

(1) Proposals for the amendment of 
this Convention may be initiated by 

i) leur signature sans réserve de ra-
tification, ou 

ii) leur signature sous réserve de 
ratification, suivie du dépôt de 
l'instrument de ratification, ou 

iii) le dépôt d'un instrument d'adhé-
sion. 

2) Nonobstant toute autre disposi-
tion de la présente Convention, un 
Etat partie à la Convention de Paris, 
à la Convention de Berne ou à ces 
deux Conventions, ne peut devenir 
partie à la présente Convention qu'en 
devenant simultanément partie, ou 
qu'après être devenu partie antérieu-
rement, par ratification ou adhésion 
soit à l'Acte de Stockholm de la 
Convention de Paris dans sa totalité 
ou avec la seule limitation prévue 
par l'article 20.1) b) i) dudit Acte, 

soit à l'Acte de Stockholm de la 
Convention de Berne dans sa tota-
lité ou avec la seule limitation pré-
vue par l'article 28.1) b) i) dudit 
Acte. 

3) Les instruments de ratification ou 
d'adhésion sont déposés auprès du 
Directeur général. 

Article 15 

Entrée en vigueur de la Convention 

1) La présente Convention entre en 
vigueur trois mois après que dix Etats 
membres de l'Union de Paris et sept 
Etats membres de l'Union de Berne 
ont accompli l'un des actes prévus à 
l'article 14.1), étant entendu que tout 
Etat membre des deux Unions est 
compté dans les deux groupes. A cette 
date, la présente Convention entre 
également en vigueur à l'égard des 
Etats qui, n'étant membres d'aucune 
des deux Unions, ont accompli, trois 
mois ou plus avant ladite date, l'un 
des actes prévus à l'article 14.1). 

2) A l'égard de tout autre Etat, la 
présente Convention entre en vigueur 
trois mois après la date à laquelle cet 
Etat a accompli l'un des actes prévus 
à l'article 14.1). 

Article 16 

Réserves 

Aucune réserve n'est admise à la 
présente Convention. 

Article 17 

Modifications 

1) Des propositions de modification 
à la présente Convention peuvent être 

i) la firma, sin reserva en cuanto a 
la ratificación, o 

ii) la firma bajo reserva de ratifica-
ción, seguida del depósito del 
instrumento de ratificación, o 

iii) el depósito de un instrumento de 
adhesión. 

2) Sin perjuicio de las demás dis-
posiciones del presente Convenio, un 
Estado parte en el Convenio de París, 
en el Convenio de Berna, o en esos 
dos Convenios, podrá llegar a ser 
parte en el presente Convenio si al 
mismo tiempo ratifica o se adhiere, 
o si anteriormente ha ratificado o se 
ha adherido, sea a: 

el Acta de Estocolmo del Convenio 
de París en su totalidad o solamente 
con la limitación prevista en el  Ar-
ticulo 20. 1) b) i) de dicha Acta, o 

el Acta de Estocolmo del Convenio 
de Berna en su totalidad o sola-
mente con la limitación establecida 
por el Artículo 28. 1) b) i) de dicha 
Acta. 

3 Los instrumentos de ratificación o 
de adhesión se depositarán en poder 
del Director General. 

Artículo 15 

Entrada en vigor del Convenio 

1) El presente Convenio entrará en 
vigor tres meses después que diez 
Estados miembros de la Unión de 
París y siete Estados miembros de la 
Unión de Berna hayan llevado a cabo 
uno de los actos previstos en el Ar-
tículo 14. 1), en la inteligencia de que 
todo Estado miembro de las dos Unio-
nes será contado en los dos grupos. 
En esa fecha, el presente Convenio 
entrará igualmente en vigor respecto 
de los Estados que, no siendo miem-
bros de ninguna de las dos Uniones, 
hayan llevado a cabo, tres meses por 
lo menos antes de la citada fecha, uno 
de los actos previstos en el Artí-
culo 14. 1). 

2) Respecto de cualquier otro Esta-
do, el presente Convenio entrará en 
vigor tres meses después de la fecha 
en la que ese Estado haya llevado a 
cabo uno de los actos previstos en el 
Artículo 14, 1). 

Artículo 16 

Reservas 

No se admite ninguna reserva al 
presente Convenio. 

Artículo 17 

Modificaciones 

1) Las propuestas de modificación 
del presente Convenio podrán ser pre- 
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i) Unterzeichnung ohne Vorbehalt 
der Ratifikation oder 

ii) Unterzeichnung unter Vorbehalt 
der Ratifikation und nachfolgende 
Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde oder 

iii) Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde. 

(2) Ungeachtet aller anderen Be-
stimmungen dieses Übereinkommens 
kann ein Vertragsstaat der Pariser 
Verbandsübereinkunft, der Berner 
Übereinkunft oder beider Überein-
künfte nur dann Vertragspartei dieses 
Übereinkommens werden, wenn er 
durch Ratifikation oder Beitritt gleich-
zeitig oder vorher Vertragspartei 

entweder der Stockholmer Fassung 
der Pariser Verbandsübereinkunft in 
ihrer Gesamtheit oder mit der in 
Artikel 20 Absatz i Buchstabe b 
Ziffer i dieser Fassung vorgesehe-
nen Einschränkung 

oder der Stockholmer Fassung der 
Berner Übereinkunft in ihrer Ge-
samtheit oder mit der in Artikel 28 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i dieser 
Fassung vorgesehenen Einschrän-
kung 

wird oder geworden ist. 

(3) Die Ratifikations- oder Beitritts-
urkunden werden beim Generaldirek-
tor hinterlegt. 

Artikel 15 

Inkrafttreten des Übereinkommens 

(1) Dieses Übereinkommen tritt drei 
Monate, nachdem zehn Mitgliedstaaten 
des Pariser Verbandes und sieben 
Mitgliedstaaten des Berner Verbandes 
eine der in Artikel 14 Absatz 1 vor-
gesehenen Handlungen vorgenommen 
haben, in Kraft, wobei ein Staat, der 
Mitglied beider Verbände ist, in bei-
den Gruppen gezählt wird. Zu diesem 
Zeitpunkt tritt dieses Übereinkommen 
auch für die Staaten in Kraft, die, 
ohne Mitglied eines der beiden Ver-
bände zu sein, drei Monate vor 
diesem Zeitpunkt oder früher eine 
der in Artikel 14 Absatz 1 vorgesehe-
nen Handlungen vorgenommen haben. 

(2) Für jeden anderen Staat tritt 
dieses Übereinkommen drei Monate 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem 
dieser Staat eine der in Artikel 14 
Absatz 1 vorgesehenen Handlungen 
vorgenommen hat. 

Artikel 16 

Vorbehalte 

Vorbehalte zu diesem Übereinkom-
men sind nicht zulässig. 

Artikel 17 

Änderungen 

(1) Vorschläge zur Änderung dieses 
Übereinkommens können von jedem 
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any Member State, by the Coordina-
tion Committee, or by the Director 
General. Such proposals shall be com-
municated by the Director General to 
the Member States at least six months 
in advance of their consideration by 
the Conference. 

(2) Amendments shall be adopted 
by the Conference. Whenever amend-
ments would affect the rights and ob-
ligations of States party to this Con-
vention not members of any of the 
Unions, such States shall also vote. 
On all other amendments proposed, 
only States party to this Convention 
members of any Union shall vote. 
Amendments shall be adopted by a 
simple majority of the votes cast, 
provided that the Conference shall 
vote only on such proposals for 
amendments as have previously been 
adopted by the Assembly of the Paris 
Union and the Assembly of the Berne 
Union according to the rules ap-
plicable in each of them regarding the 
adoption of amendments to the ad-
ministrative provisions of their respec-
tive Conventions. 

(3) Any amendment shall enter into 
force one month after written notifi-
cations of acceptance, effected in ac-
cordance with their respective consti-
tutional processes, have been received 
by the Director General from three-
fourths of the States members of the 
Organization, entitled to vote on the 
proposal for amendment pursuant to 
paragraph (2), at the time the Con-
ference adopted the amendment. Any 
amendments thus accepted shall bind 
all the States which are Members of 
the Organization at the time the 
amendment enters into force or which 
become Members at a subsequent 
date, provided that any amendment in-
creasing the financial obligations of 
Member States shall bind only those 
States which have notified their ac-
ceptance of such amendment. 

Article 18 

Denunciation 

(1) Any Member State may de-
nounce this Convention by notifica-
tion addressed to the Director General. 

(2) Denunciation shall take effect 
six months after the day on which the 
Director General has received the 
notification. 

Article 19 

Notifications 

The Director General shall notify 
the Governments of all Member States 
of: 

présentées par tout Etat membre, par 
le Comité de coordination ou par le 
Directeur général. Ces propositions 
sont communiquées par ce dernier aux 
Etats membres six mois au moins 
avant d'être soumises à l'examen de 
la Conférence. 

2) Toute modification est adoptée 
par la Conférence. S'il s'agit de modi-
fications de nature à affecter les droits 
et obligations des Etats parties à la 
présente Convention qui ne sont mem-
bres d'aucune des Unions, ces Etats 
participent également au scrutin. Les 
Etats parties à la présente Convention 
qui sont membres de l'une au moins 
des Unions sont seuls habilités à voter 
sur toutes propositions relatives à 
d'autres modifications. Les modifica-
tions sont adoptées à la majorité sim-
ple des votes exprimés, étant entendu 
que la Conférence ne vote que sur les 
propositions de modification adoptées 
au préalable par l'Assemblée de l'U-
nion de Paris et l'Assemblée de l'U-
nion de Berne selon les règles appli-
cables dans chacune d'elles à la modi-
fication des dispositions administrati-
ves de leurs Conventions respectives. 

3) Toute modification entre en vi-
gueur un mois après la réception par 
le Directeur général des notifications 
écrites d'acceptation, effectuée en 
conformité avec leurs règles consti-
tutionnelles respectives, de la part des 
trois quarts des Etats qui étaient mem-
bres de l'Organisation, et avaient le 
droit de vote sur la modification pro-
posée aux termes de l'alinéa 2), au 
moment où la modification a été adop-
tée par la Conférence. Toute modifi-
cation ainsi acceptée lie tous les Etats 
qui sont membres de l'Organisation au 
moment où la modification entre en 
vigueur ou qui en deviennent mem-
bres à une date ultérieure; toutefois, 
toute modification qui accroît les obli-
gations financières des Etats membres 
ne lie que ceux d'entre eux qui ont 
notifié leur acceptation de ladite modi-
fication. 

Article 18 

Dénonciation 

1) Tout Etat membre peut dénoncer 
la présente Convention par notifica-
tion adressée au Directeur général. 

2) La dénonciation prend effet six 
mois après la date à laquelle le Direc-
teur général a reçu la notification. 

Article 19 

Notifications 

Le Directeur général notifie aux 
Gouvernements de tous les Etats mem-
bres: 

sentadas por todo Estado miembro, 
por el Comité de Coordinación o por 
el Director General. Esas propuestas 
serán comunicadas por este último a 
los Estados miembros, al menos seis 
meses antes de ser sometidas a 
examen de la Conferencia. 
2) Todas las modificaciones deberán 

ser adoptadas por la Conferencia. Si 
se trata de modificaciones que puedan 
afectar a los derechos y obligaciones 
de los Estados parte en el presente 
Convenio que no sean miembros de 
alguna de las Uniones, esos Estados 
participarán igualmente en la vota-
ción. Los Estados parte en el presente 
Convenio que sean miembros por lo 
menos de una de las Uniones, serán 
los únicos facultados para votar sobre 
todas las demás propuestas de modifi-
cación. Las modificaciones serán adop-
tadas por mayoría simple de los votos 
emitidos, en la inteligencia de que la 
Conferencia sólo votará sobre las pro-
puestas de modificación previamente 
adoptadas por la Asamblea de la 
Unión de París y por la Asamblea 
de la Unión de Berna, de conformidad 
con las reglas aplicables en cada una 
de ellas a las modificaciones de las 
disposiciones administrativas de sus 
respectivos convenios. 

3) Toda modificación entrará en 
vigor un mes después de que el Direc-
tor General haya recibido notifica-
ción escrita de su aceptación, efec-
tuada de conformidad con sus respec-
tivos procedimientos constitucionales, 
de tres cuartos de los Estados que 
eran miembros de la Organización y 
que tenían derecho de voto sobre la 
modificación propuesta según el apar-
tado 2), en el momento en que la 
modificación hubiese sido adoptada 
por la Conferencia. Toda modifica-
ción así aceptada obligará a todos los 
Estados que sean miembros de la 
Organización en el momento en que 
la modificación entre en vigor o que 
se hagan miembros en una fecha ul-
terior; sin embargo, toda modificación 
que incremente las obligaciones finan-
cieras de los Estados miembros, sólo 
obligará a los Estados que hayan noti-
ficado su aceptación de la mencio-
nada modificación. 

Artículo 18 

Denuncia 

1) Todo Estado miembro podrá de-
nunciar el presente Convenio mediante 
notificación dirigida al Director Gene-
ral. 
2) La denuncia surtirá efecto seis 

meses después de la fecha en que el 
Director General haya recibido la noti-
ficación. 

Artículo 19 

Notificaciones 

El Director General notificará a los 
gobiernos de todos los Estados 
miembros: 
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Mitgliedstaat, vom Koordinierungs

-

ausschuß oder vom Generaldirektor 
vorgelegt werden. Diese Vorschläge 
werden vom Generaldirektor min-
destens sechs Monate, bevor sie in 
der Konferenz beraten werden, den 
Mitgliedstaaten mitgeteilt. 

(2) Jede Änderung wird von der 
Konferenz beschlossen. Berühren die 
Änderungen die Rechte und Verpflich-
tungen der Vertragsstaaten dieses 
Übereinkommens, die nicht Mitglied 
eines der Verbände sind, so nehmen 
diese Staaten auch an der Abstim-
mung teil. Über alle anderen Ände-
rungsvorschläge stimmen nur die Ver-
tragsstaaten dieses Übereinkommens 
ab, die Mitglied mindestens eines der 
Verbände sind. Die Änderungen wer-
den mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen beschlossen unter 
der Voraussetzung, daß die Konferenz 
nur über solche Änderungsvorschläge 
abstimmt, die vorher von der Ver-
sammlung des Pariser Verbandes und 
von der Versammlung des Be rner Ver-
bandes nach den Bestimmungen be-
schlossen worden sind, die diese 
Übereinkünfte für die Änderung ihrer 
Verwaltungsvorschriften vorsehen. 

(3) Jede Änderung tritt einen Monat 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem 
die schriftlichen Notifikationen der 
verfassungsmäßig zustandegekomme-
nen Annahme des Änderungsvor-
schlags von drei Vierteln der Mit-
gliedstaaten der Organisation, die im 
Zeitpunkt der Beschlußfassung der 
Konferenz über die Änderung nach 
Absatz 2 stimmberechtigt waren, beim 
Generaldirektor eingegangen sind. 
Jede auf diese Weise angenommene 
Änderung bindet alle Staaten, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Än-
derung Mitglied der Organisation sind 
oder später Mitglied werden; jedoch 
bindet eine Änderung, die die finan-
ziellen Verpflichtungen der Mitglied-
staaten erweitert, nur die Staaten, die 
die Annahme dieser Änderung noti-
fiziert haben. 

Artikel 18 

Kündigung 

(1) Jeder Mitgliedstaat kann dieses 
Übereinkommen durch eine an den 
Generaldirektor gerichtete Notifika-
tion kündigen. 

(2) Die Kündigung wird sechs Mo-
nate nach dem Zeitpunkt wirksam, zu 
dem die Notifikation beim General-
direktor eingegangen ist. 

Artikel 19 

Notifikationen 

Der Generaldirektor notifiziert den 
Regierungen aller Mitgliedstaaten 
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(i) the date of entry into force of 
the Convention, 

(ii) signatures and deposits of ins-
truments of ratification or ac-
cession, 

(iii) acceptances of an amendment to 
this Convention, and the date 
upon which the amendment 
enters into force, 

(iv) denunciations of this Conven-
tion. 

Article 20 

Final Provisions 

(1) (a) This Convention shall be 
signed in a single copy in 
English, French, Russian and 
Spanish, all texts being 
equally authentic, and shall 
be deposited with the Gov-
ernment of Sweden. 

(b) This Convention shall re-
main open for signature at 
Stockholm until January 13, 
1968. 

(2) Official texts shall be estab-
lished by the Director General, after 
consultation with the interested Gov-
ernments, in German, Italian and 
Portuguese, and such other languages 
as the Conference may designate. 

(3) The Director General shall trans-
mit two duly certified copies of this 
Convention and of each amendment 
adopted by the Conference to the 
Governments of the States members 
of the Paris or Berne Unions, to the 
Government of any other State when 
it accedes to this Convention, and, 
on request, to the Government of any 
other State. The copies of the signed 
text of the Convention transmitted 
to the Governments shall be certified 
by the Government of Sweden. 

(4) The Director General shall 
register this Convention with the 
Secretariat of the United Nations. 

Article 21 

Transitional Provisions 

(1) Until the first Director General 
assumes office, references in this Con-
vention to the International Bureau 
or to the Director General shall be 
deemed to be references to the United 
International Bureaux for the Protec-
tion of Industrial, Literary and Artistic 
Property (also called the United Inter-
national Bureaux for the Protection 
of Intellectual Property (BIRPI)), or 
its Director, respectively. 

i) la date d'entrée en vigueur de la 
Convention; 

ii) les signatures et dépôts d'instru-
ments de ratification ou d'adhé-
sion; 

iii) les acceptations de modifications 
de la présente Convention et la 
date à laquelle ces modifications 
entrent en vigueur; 

iv) les dénonciations de la présente 
Convention. 

Article 20 

Dispositions Protocolaires 

1) a) La présente Convention est 
signée en un seul exemplaire 
en langues anglaise, espa-
gnole, française et russe, ces 
textes faisant également foi; 
elle est déposée auprès du 
Gouvernement de la Suède. 

b) La présente Convention reste 
ouverte à la signature à 
Stockholm jusqu'au 13 janvier 
1968. 

2) Des textes officiels sont établis 
par le Directeur général, après con-
sultation des Gouvernements intéres-
sés, dans les langues allemande, ita-
lienne et portugaise et dans les autres 
langues que la Conférence pourra in-
diquer. 

3) Le Directeur général transmet 
deux copies certifiées conformes de la 
présente Convention et de toute mo-
dification adoptée par la Conférence 
aux Gouvernements des Etats mem-
bres des Unions de Paris ou de Berne, 
au Gouvernement de tout autre Etat 
lorsqu'il adhère à la présente Conven-
tion et au Gouvernement de tout autre 
Etat qui en fait la demande. Les co-
pies du texte signé de la Convention 
qui sont transmises aux Gouverne-
ments sont certifiées conformes par le 
Gouvernement de la Suède. 

4) Le Directeur général fait enregis-
trer la présente Convention auprès du 
Secrétariat de l'Organisation des Na-
tions Unies. 

Article 21 

Clauses transitoires 

1) Jusqu'à l'entrée en fonctions du 
premier Directeur général, les réfé-
rences, dans la présente Convention, 
au Bureau international ou au Direc-
teur général sont considérées comme 
se rapportant respectivement aux Bu-
reaux internationaux réunis pour la 
protection de la propriété industrielle, 
littéraire et artistique (également dé-
nommés Bureaux internationaux ré-
unis pour la protection de la propriété 
intellectuelle [BIRPI)), ou à leur Di-
recteur. 

i) la fecha de entrada en vigor del 
Convenio; 

ii) las firmas y depósitos de los 
instrumentos de ratificación o de 
adhesión; 

iii) las aceptaciones de las modifica-
ciones del presente Convenio y la 
fecha en que esas modificaciones 
entren en vigor; 

iv) las denuncias del presente Con-
venio. 

Artículo 20 

Cláusulas finales 

1) a) El presente Convenio será fir-
mado en un solo ejemplar en 
idiomas 	español, 	francés, 
inglés y ruso, haciendo igual-
mente fe cada texto y se de-
positará en poder del Gobier-
no de Suecia. 

b) El presente Convenio queda 
abierto a la firma en Esto-
colmo hasta el 13 de enero de 
1968. 

2) El Director General establecerá 
textos oficiales, después de consultar 
a los gobiernos interesados, en los 
idiomas alemán, italiano y portugués 
y en los otros idiomas que la Con-
ferencia pueda indicar. 

3) El Director General remitirá dos 
copias certificadas del presente Con-
venio y de todas las enmiendas que 
adopte la Conferencia, a los Gobiernos 
de los Estados miembros de las Unio-
nes de París o de Berna, al gobierno 
de cualquier otro Estado cuando se 
adhiera al presente Convenio y al 
gobierno de cualquier otro Estado que 
lo solicite. Las copias del texto fir-
mado del Convenio que se remitan a 
los gobiernos serán certificadas por el 
Gobierno de Suecia. 

4) El Director General registrará el 
presente Convenio en la Secretaría de 
las Naciones Unidas. 

Artículo 21 

Cláusulas transitorias 

1) Hasta la entrada en funciones 
del primer Director General, se con-
siderará que las referencias en el pre-
sente Convenio a la Oficina Inter-
nacional o al Director General se apli-
can, respectivamente, a las Oficinas 
Internacionales Reunidas para la Pro-
tección de la Propiedad Industrial, 
Literaria y Artística (igualmente de-
nominadas Oficinas Internacionales 
Reunidas para la Protección de la Pro-
piedad Intelectual (BIRPI), o a su Di-
rector. 
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i) den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Übereinkommens, 

ii) die Unterzeichnungen und die Hin-
terlegungen von Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunden, 

iii) die Annahmen von Änderungen 
dieses Übereinkommens und den 
Zeitpunkt, zu dem diese Ände-
rungen in Kraft treten, 

iv) die Kündigungen dieses Überein-
kommens. 

Artikel 20 

Schlußbestimmungen 

(1) a) Dieses Übereinkommen wird 
in einer Urschrift in engli-
scher, französischer, russischer 
und spanischer Sprache unter-
zeichnet, wobei jeder Wort-
laut gleichermaßen verbind-
lich ist, und bei der schwe-
dischen Regierung hinterlegt. 

b) Dieses Übereinkommen liegt 
bis zum 13. Januar 1968 in 
Stockholm zur Unterzeich-
nung auf. 

(2) Amtliche Texte werden vom 
Generaldirektor nach Konsultierung 
der beteiligten Regierungen in deut-
scher, italienischer und portugiesischer 
Sprache sowie in anderen Sprachen 
hergestellt, die die Konferenz bestim-
men kann. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt 
zwei beglaubigte Abschriften dieses 
Übereinkommens und jeder von der 
Konferenz beschlossenen Änderung 
den Regierungen der Mitgliedstaaten 
des Pariser Verbandes und des Berner 
Verbandes sowie der Regierung jedes 
anderen Staates, wenn er diesem 
Übereinkommen beitritt, und der Re-
gierung jedes anderen Staates, die es 
verlangt. Die Abschriften des unter-
zeichneten Textes des Übereinkom-
mens, die den Regierungen übermittelt 
werden, werden von der schwedischen 
Regierung beglaubigt. 

(4) Der Generaldirektor läßt dieses 
Übereinkommen beim Sekretariat der 
Vereinten Nationen registrieren. 

Artikel 21 

Übergangsbestimmungen 

(1) Bis zur Amtsübernahme durch 
den ersten Generaldirektor gelten Be-
zugnahmen in diesem Übereinkommen 
auf das Internationale Büro oder den 
Generaldirektor als Bezugnahmen auf 
die Vereinigten Internationalen Büros 
zum Schutz des gewerblichen, literari-
schen und künstlerischen Eigentums 
die Vereinigten Internationalen Büros 
zum Schutz des geistigen Eigentums 
— BIRPI — genannt) oder ihren Di-
rektor. 
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(2) (a) States which are members of 
any of the Unions but which 
have not become party to 
this Convention may, for five 
years from the date of entry 
into force of this Convention, 
exercise, if they so desire, 
the same rights as if they 
had become party to this 
Convention. Any State desir-
ing to exercise such rights 
shall give written notifica-
tion to this effect to the Di-
rector General; this notifi-
cation shall be effective on 
the date of its receipt. Such 
States shall be deemed to be 
members of the General As-
sembly and the Conference 
until the expiration of the 
said period. 

(b) Upon expiration of this five

-

year period, such States shall 
have no right to vote in the 
General Assembly, the Con-
ference, and the Coordina-
tion Committee. 

(c) Upon becoming party to this 
Convention, such States shall 
regain such right to vote. 

(3) (a) As long as there are States 
members of the Paris or 
Berne Unions which have not 
become party to this Con-
vention, the International 
Bureau and the Director Gen-
eral shall also function as 
the United International Bu-
reaux for the Protection of 
Industrial, Literary and Ar-
tistic Property, and its Di-
rector, respectively. 

(b) The staff in the employment 
of the said Bureaux on the 
date of entry into force of 
this Convention shall, during 
the transitional period re-
ferred to in sub-paragraph 
(a), be considered as also 
employed by the Interna-
tional Bureau. 

(4) (a) Once all the States members 
of the Paris Union have be-
come Members of the Or-
ganization, the rights, obliga-
tions, and property, of the 
Bureau of that Union shall 
devolve on the International 
Bureau of the Organization. 

(b) Once all the States members 
of the Berne Union have be-
come Members of the Or- 

2) a) Les Etats qui sont membres 
de l'une des Unions, mais qui 
ne sont pas encore devenus 
parties à la présente Conven-
tion, peuvent, pendant cinq 
ans à compter de la date de 
son entrée en vigueur, exer-
cer, s'ils le désirent, les mê-
mes droits que s'ils y étaient 
parties. Tout Etat qui désire 
exercer lesdits droits dépose 
à cette fin auprès du Direc-
teur général une notification 
écrite qui prend effet à la 
date de sa réception. De tels 
Etats sont réputés être mem-
bres de l'Assemblée générale 
et de la Conférence jusqu'à 
l'expiration de ladite période. 

b) A l'expiration de la période 
de cinq ans, ces Etats n'ont 
plus le droit de vote à l'As-
semblée générale, à la Confé-
rence ou au Comité de co-
ordination. 

c) Dès qu'ils sont devenus par-
ties à la présente Convention, 
lesdits Etats peuvent exercer 
à nouveau le droit de vote. 

3) a) Aussi longtemps que tous les 
Etats membres des Unions de 
Paris ou de Berne ne sont pas 
devenus parties à la présente 
Convention, le Bureau inter-
national et le Directeur géné-
ral exercent également les 
fonctions dévolues respective-
ment aux Bureaux internatio-
naux réunis pour la protec-
tion de la propriété indus-
trielle, littéraire et artistique, 
et à leur Directeur. 

b) Le personnel en fonctions aux 
Bureaux susvisés à la date 
d'entrée en vigueur de la pré-
sente Convention est, durant 
la période transitoire visée 
au sous-alinéa a), considéré 
comme également en fonc-
tions au Bureau international. 

4) a) Lorsque tous les Etats mem-
bres de l'Union de Paris sont 
devenus membres de l'Organi-
sation, les droits, obligations 
et biens du Bureau de cette 
Union sont dévolus au Bureau 
international de l'Organisa-
tion. 

b) Lorsque tous les Etats mem-
bres de l'Union de Berne sont 
devenus membres de l'Orga- 

2) a) Los Estados que sean miem-
bros de una de las Uniones, 
pero que todavía no sean parte 
en el presente Convenio, 
podrán, si lo desean, ejercer 
durante cinco años, contados 
desde su entrada en vigor, los 
mismos derechos que si fuesen 
partes en el mismo. Todo 
Estado que desee ejercer los 
mencionados derechos deposi-
tará ante el Director General 
una notificación escrita que 
surtirá efecto en la fecha de 
su recepción. Esos Estados 
serán considerados como 
miembros de la Asamblea Ge-
neral y de la Conferencia 
hasta la expiración de dicho 
plazo. 

b) A la expiración de ese período 
de cinco años, tales Estados 
dejarán de tener derecho de 
voto en la Asamblea General, 
en el Comité de Coordinación 
y en la Conferencia. 

c) Dichos Estados podrán ejercer 
nuevamente el derecho de 
voto, desde el momento en 
que lleguen a ser parte en el 
presente Convenio. 

3) a) Mientras haya Estados miem-
bros de las Uniones de París 
o de Berna, que no sean parte 
en el presente Convenio, la 
Oficina Internacional y el Di-
rector General ejercerán igual-
mente las funciones correspon-
dientes, respectivamente, a las 
Oficinas Internacionales Re-
unidas para la Protección de 
la Propiedad Industrial, Lite-
raria y Artística, y a su Di-
rector. 

b) El personal en funciones en 
las citadas Oficinas en la fecha 
de entrada en vigor del pre-
sente Convenio se conside-
rará, durante el período tran-
sitorio al que se hace referen-
cia en el apartado a), como 
igualmente en funciones en 
la Oficina Internacional. 

4) a) Una vez que todos los Estados 
miembros de la Unión de París 
hayan llegado a ser miembros 
de la Organización, los de-
rechos, obligaciones y bienes 
de la Oficina de esa Unión 
pasarán a la Oficina Inter-
nacional. 

b) Una vez que todos los Estados 
miembros de la Unión de 
Berna hayan llegado a ser 
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(2) a) Staaten, die Mitglied eines 
der Verbände sind, aber noch 
nicht Vertragspartei dieses 
Übereinkommens geworden 
sind, können, wenn sie lies 
wünschen, während eines 
Zeitraums von fünf Jahren, 
gerechnet vom Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Über-
einkommens an, die gleichen 
Rechte ausüben, die sie als 
Vertragspartei dieses Über-
einkommens hätten. Jeder 
Staat, der diese Rechte aus-
zuüben wünscht, hinterlegt 
zu diesem Zweck beim Ge-
neraldirektor eine schriftliche 
Notifikation, die im Zeitpunkt 
ihres Eingangs wirksam wird. 
Solche Staaten gelten bis zum 
Ablauf der genannten Frist 
als Mitglied der Generalver-
sammlung und der Konferenz. 

b) Mit Ablauf der fünfjährigen 
Frist sind diese Staaten in 
der Generalversammlung, in 
der Konferenz und im Koor-
dinierungsausschuß nicht mehr 
stimmberechtigt. 

c) Werden diese Staaten Ver-
tragspartei dieses Überein-
kommens, so sind sie wieder 
stimmberechtigt. 

(3) a) Solange nicht alle Mitglied-
staaten des Pariser und des 
Berner Verbandes Vertrags-
partei dieses Übereinkom-
mens geworden sind, nehmen 
das Internationale Büro und 
der Generaldirektor auch die 
Aufgaben der Vereinigten 
Internationalen Büros zum 
Schutz des gewerblichen, lite-
rarischen und künstlerischen 
Eigentums und ihres Direk-
tors wahr. 

b) Das bei den genannten Büros 
im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Übereinkom-
mens beschäftigte Personal 
gilt während der unter Buch-
stabe a bezeichneten Über-
gangszeit auch als beim 
Internationalen Büro be-
schäftigt. 

(4) a) Sobald alle Mitgliedstaaten 
des Pariser Verbandes Mit-
glied der Organisation ge-
worden sind, gehen die Rechte 
und Verpflichtungen sowie 
das Vermögen des Büros 
dieses Verbandes auf das 
Internationale Büro der Or-
ganisation über. 

b) Sobald alle Mitgliedstaaten 
des Berner Verbandes Mit-
glied der Organisation ge- 
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ganization, the rights, obliga-
tions, and property, of the 
Bureau of that Union shall 
devolve on the International 
Bureau of the Organization. 

IN WITNESS WHEREOF, the under-
signed, being duly authorized thereto, 
have signed this Convention. 

DONE at Stockholm, on July 14, 
1967. 

For AFGHANISTAN: 

For SOUTH AFRICA: 
(Subject to rati fication) 

For ALBANIA: 

For ALGERIA: 

For SAUDI ARABIA: 

For ARGENTINA: 

For AUSTRALIA: 

For AUSTRIA: 

For BARBADOS: 

For BELGIUM: 

For BURMA: 

For BOLIVIA: 

For BOTSWANA: 

For BRAZIL: 

For BULGARIA: 

For BURUNDI: 

For CAMBODIA: 

For CAMEROON: 

For CANADA: 

For CEYLON: 

nisation, les droits, obliga-
tions et biens du Bureau de 
cette Union sont dévolus au 
Bureau international de l'Or-
ganisation. 

EN FOI DE QUOI, les soussignés, 
dûment autorisés à cet effet, ont signé 
la présente Convention. 

FAIT à Stockholm, le 14 juillet 1967. 

Pour l'AFGHANISTAN: 

Pour l'AFRIQUE DU SUD: 

T. Schoeman 

Pour l'ALBANIE: 

Pour l'ALGÉRIE: 

(Sous réserve de ratification) 

A. Hacene 

Pour l'ARABIE SAOUDITE: 

Pour l'ARGENTINE: 

Pour l'AUSTRALIE: 

Pour l'AUTRICHE: 
(Sous réserve de ratification) 

Gottfried H. Thaler 

Dr. Robert Dittrich 

Pour la BARBADE: 

Pour la BELGIQUE: 

(Sous réserve de ratification) 
Bon F. Cogels 

Pour la BIRMANIE: 

Pour la BOLIVIE: 

Pour le BOTSWANA: 

Pour le BRÉSIL: 

Pour la BULGARIE: 
(Sous réserve de ratification) 

V. Chivarov 

Pour le BURUNDI: 

Pour le CAMBODGE: 

Pour le CAMEROUN: 
(Sous réserve de ratification) 

D. Ekani 

Pour le CANADA: 

Pour CEYLAN: 

miembros de la Organización, 
los derechos, obligaciones y 
bienes de la Oficina de esa 
Unión pasarán a la Oficina 
Internacional. 

EN FE DE LO CUAL, los infraescri-
tos, debidamente autorizados al efecto, 
han firmado el presente Convenio. 

HECHO en Estocolmo, el 14 de julio 
de 1967. 

Por el AFGANISTAN: 

Por SUDAFRICA: 

Por ALBANIA: 

Por ARGELIA: 

Por ARABIA SAUDITA: 

Por la ARGENTINA: 

Por AUSTRALIA: 

Por AUSTRIA: 

Por BARBADOS: 

Por BÉLGICA: 

Por BIRMANIA: 

Por BOLIVIA: 

Por BOTSWANA: 

Por el BRASIL: 

Por BULGARIA: 

Por BURUNDI: 

Por CAMBOYA: 

Por CAMERÚN: 

Por CANADA: 

Por CEILÁN: 
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worden sind, gehen die 
Rechte und Verpflichtungen 
sowie das Vermögen des 
Büros dieses Verbandes auf 
das Internationale Büro der 
Organisation über. 

ZU URKUND DESSEN haben die 
hierzu gehörig bevollmächtigten Unter-
zeichneten dieses Übereinkommen 
unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Stockholm am 
14, Juli 1967. 

Für AFGHANISTAN: 

Für SÜDAFRIKA: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

T. Schoeman 

Für ALBANIEN: 

Für ALGERIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

A. Hacene 

Für SAUDI-ARABIEN: 

Für ARGENTINIEN: 

Für AUSTRALIEN: 

Für ÖSTERREICH: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Gottfried H. Thaler 

Dr. Robert Dittrich 

Für BARBADOS: 

Für BELGIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Bon F. Cogels 

Für BIRMA: 

Für BOLIVIEN: 

Für BOTSUANA: 

Für BRASILIEN: 

Für BULGARIEN: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

V. Chivarov 

Für BURUNDI: 

Für KAMBODSCHA: 

Für KAMERUN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 
D. Ekani 

Für KANADA: 

Für CEYLON: 
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For CHILE: 

For CYPRUS: 

For COLOMBIA: 

For the CONGO (BRAZZAVILLE) 

For the CONGO 
(DEMOCRATIC REPUBLIC OF) : 

For COSTA RICA: 

For the IVORY COAST: 

For CUBA: 

For DAHOMEY: 

For DENMARK: 

For EL SALVADOR: 

For ECUADOR: 

For SPAIN: 

For the UNITED STATES 
OF AMERICA: 

(Subject to ratification) 

For ETHIOPIA: 

For FINLAND: 

(Subject to ratification) 

For FRANCE: 

For GABON: 

For GAMBIA: 

For GHANA: 

For GREECE: 

For GUATEMALA: 

For GUINEA: 

Pour le CHILI: 

Pour CHYPRE: 

Pour la COLOMBIE: 

Pour le CONGO (BRAZZAVILLE) : 

Pour le CONGO 
(RÉPUBLIQUE DÉMOCRATIQUE DU) : 

(Sous réserve de ratification) 
G. Mulenda 

Pour le COSTA RICA: 

Pour la COTE d'IVOIRE: 
(Sous réserve de ratification) 

Bile 

Pour CUBA: 

Pour le DAHOMEY: 

Pour le DANEMARK: 

(Sous réserve de ratification) 
J. Paludan 

Pour EL SALVADOR: 

Pour l'EQUATEUR: 

E. Sanchez 

Pour l'ESPAGNE: 
(Ad referendum) 
J. F. Alcover 

Electo J. Garcia Tejedor 

Pour les ETATS-UNIS d'AMÉRIQUE: 

Eugene M. Braderman 

Pour l'ÉTHIOPIE: 

Pour la FINLANDE: 

Paul Gustafsson 

Pour la FRANCE: 

(Sous réserve de ratification) 

B. de Menthon 

Pour le GABON: 

(Sous réserve de ratification) 
J. F. Oyoué 

Pour la GAMBIE: 

Pour le GHANA: 

Pour la GRÈCE: 
(Ad referendum) 
J. A. Dracoulis 

Pour le GUATEMALA: 

Pour la GUINÉE: 

Por CHILE: 

Por CHIPRE: 

Por COLOMBIA: 

Por el CONGO (BRAZZAVILLE): 

Por el CONGO 
(REPÚBLICA DEMOCRATICA DEL) 

Por COSTA RICA: 

Por la COSTA DE MARFIL: 

Por CUBA: 

Por el DAHOMEY: 

Por DINAMARCA: 

Por EL SALVADOR: 

Por el ECUADOR: 

(Sujeto a ratificación) 

Por ESPAÑA: 

Por los ESTADOS UNIDOS 
DE AMERICA: 

Por ETIOPIA: 

Por FINLANDIA: 

Por FRANCIA: 

Por el GABON: 

Por GAMBIA: 

Por GHANA: 

Por GRECIA: 

Por GUATEMALA; 

Por GUINEA: 
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Für CHILE: 

Für ZYPERN: 

Für KOLUMBIEN: 

Für KONGO (BRAZZAVILLE) : 

Für KONGO 
(DEMOKRATISCHE REPUBLIK) : 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

G. Mulenda 

Für COSTA RICA: 

Für die ELFENBEINKÜSTE: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Bile 

Für KUBA: 

Für DAHOME: 

Für DÄNEMARK: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

J. Paludan 

Für EL SALVADOR: 

Für ECUADOR: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

E. Sanchez 

Für SPANIEN: 

(Ad referendum) 
J. F. Alcover 

Electo J. Garcia Tejedor 

Für die VEREINIGTEN STAATEN 
VON AMERIKA: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Eugene M. Braderman 

Für ÄTHIOPIEN: 

Für FINNLAND: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Paul Gustafsson 

Für FRANKREICH: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

B. de Menthon 

Für GABUN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

J. F. Oyoué 

Für GAMBIA: 

Für GHANA: 

Für GRIECHENLAND: 
(Ad referendum) 
J. A. Dracoulis 

Für GUATEMALA: 

Für GUINEA: 
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For GUYANA: 

For HAITI: 

For the UPPER VOLTA: 

For HONDURAS: 

For HUNGARY: 

(Subject to ratification) 

For the MALDIVE ISLANDS: 

For INDIA: 

For INDONESIA: 

(Subject to ratification) 

For IRAQ: 

For IRAN: 

For IRELAND: 

For ICELAND: 

(Subject to ratification) 

For ISRAEL: 

(Subject to ratification) 

For ITALY: 

For JAMAICA: 

For JAPAN: 
(Subject to ratification) 

For JORDAN: 

For KENYA: 

(Subject to ratification) 

For KUWAIT: 

For LAOS: 

For LESOTHO: 

For LEBANON: 

For LIBERIA: 

For LIBYA: 

Pour la GUYANE: 

Pour HAÏTI: 

Pour la HAUTE-VOLTA: 

Pour le HONDURAS: 

Pour la HONGRIE: 

Esztergályos 

Pour les ILES MALDIVES: 

Pour l'INDE: 

Pour l'INDONESIE: 

Ibrahim J a s i n 

Pour l'IRAK: 

Pour l'IRAN: 
(Sous réserve de ratification) 

A. Daraï 

Pour l'IRLANDE: 
Valentin Iremonger 

Pour l'ISLANDE: 

Arni Tryggvason 

Pour ISRAEL: 

G. Gavrieli 

Z. Sher 

Pour l'ITALIE: 

(Sous réserve de ratification) 

Cippico 

Giorgio Ranzi 

Pour la JAMAÏQUE: 

Pour le JAPON: 

M. Takahashi 

C. Kawade 
K. Adachi 

Pour la JORDANIE: 

Pour le KENYA: 

M. K. Mwendwa 

Pour le KOWEÏT: 

Pour le LAOS: 

Pour le LESOTHO: 

Pour le LIBAN: 

Pour le LIBERIA: 

Pour la LIBYE: 

Por GUYANA: 

Por HAITI: 

Por el ALTO VOLTA: 

Por HONDURAS: 

Por HUNGRIA: 

Por las ISLAS MALDIVAS: 

Por la INDIA: 

Por INDONESIA: 

Por el IRAK: 

Por el IRAN: 

Por IRLANDA: 

Por ISLANDIA: 

Por ISRAEL: 

Por ITALIA: 

Por JAMAICA: 

Por el JAPÓN: 

Por JORDANIA: 

Por KENIA: 

Por KUWAIT: 

Por LAOS: 

Por LESOTHO: 

Por el LIBANO: 

Por LIBERIA: 

Por LIBIA: 
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Für GUYANA: 

Für HAITI: 

Für OBERVOLTA: 

Für HONDURAS: 

Für UNGARN: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Esztergályos 

Für die MALEDIVEN: 

Für INDIEN: 

Für INDONESIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Ibrahim J a s in 

Für IRAK: 

Für IRAN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

A. Daraï 

Für IRLAND: 

Valentin Iremonger 

Für ISLAND: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Arni Tryggvason 

Für ISRAEL: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

G. Gavrieli 

Z. Sher 

Für ITALIEN: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Cippico 

Giorgio Ranzi 

Für JAMAIKA: 

Für JAPAN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

M. Takahashi 

C. Kawade 
K. Adachi 

Für JORDANIEN: 

Für KENIA: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

M. K. Mwendwa 

Für KUWAIT: 

Für LAOS: 

Für LESOTHO: 

Für LIBANON: 

Für LIBERIA: 

Für LIBYEN: 
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For LIECHTENSTEIN: 
(Subject to ratification) 

For LUXEMBOURG: 

For MADAGASCAR: 

For MALAYSIA: 

For MALAWI: 

For MALI: 

For MALTA: 

For MOROCCO: 

For MAURITANIA: 

For MEXICO: 

For MONACO: 

For MONGOLIA: 

For NEPAL: 

For NICARAGUA: 

For NIGER: 

For NIGERIA: 

For NORWAY: 

(Subject to ratification) 

For NEW ZEALAND: 

For UGANDA: 

For PAKISTAN: 

For PANAMA: 

For PARAGUAY: 

For the NETHERLANDS: 

For PERU: 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

Marianne Marxer 

Pour te LUXEMBOURG: 
(Sous réserve de ratification) 

J. P. Hoffmann 

Pour MADAGASCAR: 

(Sous réserve de ratification) 
Ratovondriaka 

Pour la MALAISIE: 

Pour le MALAWI: 

Pour le MALI: 

Pour MALTE: 

Pour le MAROC: 
(Sous réserve de ratification) 

H'ssaine 

Pour la MAURITANIE: 

Pour le MEXIQUE: 

E. Rojas y Benavides 

Pour MONACO: 

(Sous réserve de ratification) 
J. M. No tari 

Pour la MONGOLIE: 

Pour le NEPAL:  

Pour le NICARAGUA: 

Pour le NIGER: 

(Sous réserve de ratification) 
A. Wright 

Pour le NIGERIA: 

Pour la NORVÈGE: 

Jens Evensen 
B. Stuevold Lassen  

Pour la NOUVELLE-ZELANDE: 

Pour l'OUGANDA: 

Pour le PAKISTAN: 

Pour le PANAMA: 

Pour le PARAGUAY: 

Pour les PAYS-BAS: 

(Sous réserve de ratification) 
Gerbrandy 

W. G. Belinfante 

Pour le PÉROU: 

(Ad referendum) 
J. Fernandez Dávila 

Por LIECHTENSTEIN: 

Por LUXEMBURGO: 

Por MADAGASCAR: 

Por MALASIA: 

Por MALAWI: 

Por MALI: 

Por MALTA: 

Por MARRUECOS: 

Por MAURITANIA: 

Por MÉXICO: 
(Bajo reservo de ratificación) 

Por MONACO: 

Por MONGOLIA: 

Por NEPAL: 

Por NICARAGUA: 

Por el NIGER: 

Por NIGERIA: 

Por NORUEGA: 

Por NUEVA ZELANDIA: 

Por UGANDA: 

Por el PAKISTAN: 

Por PANAMA: 

Por el PARAGUAY: 

Por los PAISES BAJOS: 

Por el PERÚ: 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 	Drucksache V/3582  

Für LIECHTENSTEIN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Marianne M a r x e r 

Für LUXEMBURG: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

J. P. Hoffmann 

Für MADAGASKAR: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Ratovondriaka 

Für MALAYSIA: 

Für MALAWI: 

Für MALI: 

Für MALTA: 

Für MAROKKO: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

H'ssaine 

Für MAURETANIEN: 

Für MEXIKO: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

E. Rojas y Benavides 

Für MONACO: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

J. M. Notari 

Für die MONGOLEI: 

Für NEPAL: 

Für NICARAGUA: 

Für NIGER: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

A. Wright 

Für NIGERIA: 

Für NORWEGEN: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Jens Evensen 
B. Stuevold Lassen 

Für NEUSEELAND: 

Für UGANDA: 

Für PAKISTAN: 

Für PANAMA: 

Für PARAGUAY: 

Für die NIEDERLANDE: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 
Gerbrandy 

W. G. Belinfante 

Für PERU: 

(Ad referendum) 
J. Fernandez Dávila 



Drucksache V/3582 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

For the PHILIPPINES: 

(Subject to ratification) 

For POLAND: 

For PORTUGAL: 

For the UNITED ARAB REPUBLIC: 

For the CENTRAL AFRICAN 
REPUBLIC: 

For the REPUBLIC OF KOREA: 

For the DOMINICAN REPUBLIC: 

For the FEDERAL REPUBLIC 
OF GERMANY: 

For the BYELORUSSIAN SOVIET 
SOCIALIST REPUBLIC: 

For the UKRAINIAN SOVIET 
SOCIALIST REPUBLIC: 

For the UNITED REPUBLIC 
OF TANZANIA: 

For the REPUBLIC OF VIETNAM: 

For ROMANIA: 

For the UNITED KINGDOM OF 
GREAT BRITAIN AND NORTHERN 

IRELAND: 
(Subject to ratification) 

For RWANDA: 

Pour les PHILIPPINES: 

Lauro  Ba  j a 

Pour la POLOGNE: 
(Sous réserve de ratification) 

M. Kajzer 

Pour le PORTUGAL: 

(Sous réserve de ratification) 

Adriano de Carvalho 

José de Oliveira Ascensâo 

Ruy Alvaro Costa 
de Morais Serrâo 

Pour la RÉPUBLIQUE ARABE UNIE: 

Pour la 
RÉPUBLIQUE CENTRAFRICAINE: 

(Sous réserve de ratification) 

L. P. Gamba 

Pour la RÉPUBLIQUE DE CORÉE: 

Pour la RÉPUBLIQUE DOMINICAINE: 

Pour la RÉPUBLIQUE 
FÉDÉRALE d'ALLEMAGNE: 

(Sous réserve de ratification) 

Kurt Haertel 
Eugen Ulmer 

Pour la RÉPUBLIQUE SOCIALISTE 
SOVIÉTIQUE DE BIÉLORUSSIE: 

Pour la RÉPUBLIQUE SOCIALISTE 
SOVIÉTIQUE d'UKRAINE: 

Pour la RÉPUBLIQUE UNIE 
DE TANZANIE: 

Pour la RÉPUBLIQUE DU VIETNAM: 

Pour la ROUMANIE: 

(Sous réserve de ratification) 

C. Stanescu 
L. Marinete 
T. Preda 

Pour le ROYAUME-UNI DE GRANDE

-

BRETAGNE et d'IRLANDE DU NORD: 

Gordon  Grant 
 William  Wallace 

Pour le RWANDA: 

Por FILIPINAS: 

Por POLONIA: 

Por PORTUGAL: 

Por la REPÚBLICA ARABE UNIDA: 

Por la REPÚBLICA 
CENTROAFRICANA: 

Por la REPÚBLICA DE COREA: 

Por la REPÚBLICA DOMINICANA: 

Por la REPÚBLICA FEDERAL 
DE ALEMANIA: 

Por la REPÚBLICA SOCIALISTA 
SOVIETICA DE BIELORRUSIA: 

Por la REPÚBLICA SOCIALISTA 
SOVIETICA DE UCRANIA: 

Por la REPÚBLICA UNIDA 
DE TANZANIA: 

Por la REPÚBLICA DE VIETNAM: 

Por RUMANIA: 

Por el REINO UNIDO DE GRAN 
BRETAÑA E IRLANDA DEL NORTE: 

Por RWANDA: 
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Für die PHILIPPINEN: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Lauro Baja 

Für POLEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

M. Kajzer 

Für PORTUGAL: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Adriano de Carvalho 

José de Oliveira Ascensão 

Ruy Alvaro Costa 
de Morais Serrão 

Für die VEREINIGTE ARABISCHE 
REPUBLIK: 

Für die ZENTRALAFRIKANISCHE 
REPUBLIK: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

L. P. Gamba 

Für die REPUBLIK KOREA: 

Für die DOMINIKANISCHE 
REPUBLIK: 

Für die BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Kurt Haertel 

Eugen Ulmer 

Für die WEISSRUSSISCHE 
SOZIALISTISCHE SOWJETREPUBLIK: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für die UKRAINISCHE 
SOZIALISTISCHE SOWJETREPUBLIK: 

(unter Vorbehalt 
der letzten Ratifikation durch das 
Präsidium des Obersten Sowjets 
der Ukrainischen Sozialistischen 

Sowjetrepublik) 

Für die VEREINIGTE REPUBLIK 
TANSANIA: 

Für die REPUBLIK VIETNAM: 

Für RUMÄNIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

C. Stanescu 
L. Marinete 

T. Preda 

Für das VEREINIGTE KÖNIGREICH 
von GROSSBRITANNIEN UND 

NORDIRLAND: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Gordon Grant 
William Wallace 

Für RUANDA: 
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For SAN MARINO: 

For the HOLY SEE: 

For WESTERN SAMOA: 

For SENEGAL: 

For SIERRA LEONE: 

For SINGAPORE: 

For SOMALIA: 

For the SUDAN: 

For SWEDEN: 

For SWITZERLAND: 

For SYRIA: 

For CHAD: 

For CZECHOSLOVAKIA: 

For THAILAND: 

For TOGO: 

For TRINIDAD AND TOBAGO: 

For TUNISIA: 

For TURKEY: 

For the UNION OF SOVIET 
SOCIALIST REPUBLICS: 

For URUGUAY: 

For VENEZUELA: 

For YUGOSLAVIA: 

For ZAMBIA: 

Pour SAINT-MARIN: 

Pour le SAINT-SIÈGE: 

(Sous réserve de ratification) 
Gunnar Sterner 

Pour le SAMOA OCCIDENTAL: 

Pour le SÉNÉGAL: 

(Sous réserve de ratification) 

A. Seck 

Pour le SIERRA LEONE: 

Pour SINGAPOUR: 

Pour la SOMALIE: 

Pour le SOUDAN: 

Pour la SUEDE: 

(Sous réserve de ratification) 

Herman Kling 

Pour la SUISSE: 

(Sous réserve de ratification) 

Hans M or  f 

Joseph Voyame 

Pour la SYRIE: 

Pour le TCHAD: 

Pour la TCHÉCOSLOVAQUIE: 

Pour la THAÏLANDE: 

Pour le TOGO: 

Pour la TRINITÉ ET TOBAGO: 

Pour la TUNISIE: 

(Sous réserve de ratification) 
M. Kedadi 

Pour la TURQUIE: 

Pour l'UNION DES RÉPUBLIQUES 
SOCIALISTES SOVIÉTIQUES: 

Pour l'URUGUAY: 

Pour le VENEZUELA: 

Pour la YOUGOSLAVIE: 
(Sous réserve de ratification) 

A. Jelić  

Pour la ZAMBIE: 

Por SAN MARINO: 

Por la SANTA SEDE: 

Por SAMOA OCCIDENTAL: 

Por SENEGAL: 

Por SIERRA LEONA: 

Por SINGAPUR: 

Por SOMALIA: 

Por el SUDAN: 

Por SUECIA: 

Por SUIZA: 

Por SIRIA: 

Por el CHAD: 

Por CHECOSLOVAQUIA: 

Por TAILANDIA: 

Por el TOGO: 

Por TRINIDAD Y TABAGO: 

Por TÚNEZ: 

Por TURQUIA: 

Por la UNIÓN DE REPÚBLICAS 
SOCIALISTAS SOVIÉTICAS: 

Por el URUGUAY: 

Por VENEZUELA: 

Por YUGOSLAVIA: 

Por ZAMBIA: 
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Für SAN MARINO: 

Für den HEILIGEN STUHL: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Gunnar Sterner 

Für WESTSAMOA: 

Für SENEGAL: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

A. Seck 

Für SIERRA LEONE: 

Für SINGAPUR: 

Für SOMALIA: 

Für SUDAN: 

Für SCHWEDEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Herman Kling 

Für die SCHWEIZ: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Hans Morf 
Joseph Voyame 

Für SYRIEN: 

Für TSCHAD: 

Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 

Für THAILAND: 

Für TOGO: 

Für TRINIDAD UND TOBAGO: 

Für TUNESIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

M. Kedadi 

Für die TÜRKEI: 

Für die UNION DER 
SOZIALISTISCHEN 

SOWJETREPUBLIKEN: 

(unter Vorbehalt der letzten 
Ratifikation durch die Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken) 

Für URUGUAY: 

Für VENEZUELA: 

Für JUGOSLAWIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

A. Jelić  

Für SAMBIA: 
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Berner Übereinkunft 
zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst 

vom 9. September 1886 

vervollständigt in Paris am 4. Mai 1896, 
revidiert in Berlin am 13. November 1908, 
vervollständigt in Bern am 20. März 1914, 

revidiert in Rom am 2. Juni 1928, 
revidiert in Brüssel am 26. Juni 1948 

und revidiert in Stockholm am 14. Juli 1967 

Convention de Berne 
pour la protection des oeuvres littéraires et artistiques 

du 9 septembre 1886 

complétée à Paris le 4 mai 1896, 
revisée à Berlin le 13 novembre 1908, 
complétée à Berne le 20 mars 1914, 
revisée à Rome le 2 juin 1928, 

revisée à Bruxelles le 26 juin 1948 
et revisée à Stockholm le 14 juillet 1967 

Berne Convention 
for the Protection of Literary and Artistic Works 

of September 9, 1886, 

completed at Paris on May 4, 1896, 
revised at Berlin on November 13, 1908, 
completed at Berne on March 20, 1914, 

revised at Rome on June 2, 1928, 
revised at Brussels on June 26, 1948, 

and revised at Stockholm on Juli 14, 1967 

Les pays de l'Union, également ani-
més du désir de protéger d'une ma-
nière aussi efficace et aussi uniforme 
que possible les droits des auteurs sur 
leurs oeuvres littéraires et artistiques, 

Ont résolu de reviser et de com-
pléter l'Acte signé à Berne le 9 sep-
tembre 1886, complété à Paris le 4 mai 
1896, revisé à Berlin le 13 novembre 
1908, complété à Berne le 20 mars 
1914, revisé à Rome le 2 juin 1928 et 
revisé à Bruxelles le 26 juin 1948. 

En conséquence, les Plénipotentiai-
res soussignés, après présentation de 
leurs pleins pouvoirs, reconnus en 
bonne et due forme, sont convenus de 
ce qui suit: 

Article premier 

Les pays auxquels s'applique la 
présente Convention sont constitués à 
l'état d'Union pour la protection des 
droits des auteurs sur leurs oeuvres 
littéraires et artistiques. 

Article 2 

1) Les termes « oeuvres littéraires et 
artistiques » comprennent toutes les 
productions du domaine littéraire, 

The countries of the Union, being 
equally animated by the desire to 
protect, in as effective and uniform 
a manner as possible, the rights of 
authors in their literary and artistic 
works, 

Have resolved to revise and to com-
plete the Act signed at Berne on 
September 9, 1886, completed at Paris 
on May 4, 1896, revised at Berlin on 
November 13, 1908, completed at Berne 
on March 20, 1914, revised at Rome 
on June 2, 1928, and revised at Brus-
sels on June 26, 1948. 

Consequently, 	the undersigned 
Plenipotentiaries, having presented 
their full powers, recognized as in 
good and due form, have agreed as 
follows: 

Article 1 

The countries to which this Con-
vention applies constitute a Union 
for the protection of the rights of 
authors in their literary and artistic 
works. 

Article 2 

(1) The expression "literary and 
artistic works" shall include every 
production in the literary, scientific 

- Amtlicher deutscher Text gemäß 
Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe b - 

Die  Verbandsländer, gleichermaßen 
vom Wunsch geleitet, die Rechte der 
Urheber an ihren Werken der Litera-
tur und Kunst in möglichst wirksamer 
und gleichmäßiger Weise zu schützen, 

haben beschlossen, die am 9. Sep-
tember 1886 in Bern unterzeichnete, 
am 4. Mai 1896 in Paris vervollstän-
digte, am 13. November 1908 in Berlin 
revidierte, am 20. März 1914 in Bern 
vervollständigte, am 2. Juni 1928 in 
Rom revidierte und am 26. Juni 1948 
in Brüssel revidierte Übereinkunft zu 
revidieren und zu vervollständigen. 

Die unterzeichneten Bevollmächtig-
ten haben daher nach Vorlage ihrer 
in guter und gehöriger Form befunde-
nen Vollmachten folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Die Länder, auf die diese Überein-
kunft Anwendung findet, bilden einen 
Verband zum Schutz der Rechte der 
Urheber an ihren Werken der Litera-
tur und Kunst. 

Artikel 2 

(1) Die Bezeichnung „Werke der 
Literatur und Kunst" umfaßt alle Er-
zeugnisse auf dem Gebiet der Litera- 
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scientifique et artistique, quel qu'en 
soit le mode ou la forme d'expression, 
telles que: les livres, brochures et 
autres écrits; les conférences, allocu-
tions, sermons et autres oeuvres de 
même nature; les oeuvres dramatiques 
ou dramatico-musicales; les oeuvres 
chorégraphiques et les pantomimes; 
les compositions musicales avec ou 
sans paroles; les oeuvres cinémato-
graphiques, auxquelles sont assimi-
lées les oeuvres exprimées par un pro-
cédé analogue à la cinématographie; 
les oeuvres de dessin, de peinture, 
d'architecture, de sculpture, de gra-
vure, de lithographie; les oeuvres pho-
tographiques auxquelles sont assimi-
lées les oeuvres exprimées par un pro-
cédé analogue à la photographie; les 
oeuvres des arts appliqués; les illus-
strations, les cartes géographiques; les 
plans, croquis et ouvrages plastiques 
relatifs à la géographie, à la topogra-
phie, à l'architecture ou aux sciences. 

2) Est toutefois réservée aux légis-
lations des pays de l'Union la faculté 
de prescrire que les oeuvres littéraires 
et artistiques ou bien l'une ou plu-
sieurs catégories d'entre elles ne sont 
pas protégées tant qu'elles n'ont pas 
été fixées sur un support matériel. 

3) Sont protégées comme des oeu-
vres originales, sans préjudice des 
droits de l'auteur de l'oeuvre originale, 
les traductions, adaptations, arrange-
ments de musique et autres transfor-
mations d'une oeuvre littéraire ou 
artistique. 

4) Il est réservé aux législations des 
pays de l'Union de déterminer la pro-
tection à accorder aux textes officiels 
d'ordre législatif, administratif ou ju-
diciaire, ainsi qu'aux traductions of-
ficielles de ces textes. 

5) Les recueils d'oeuvres littéraires 
ou artistiques tels que les encyclopé-
dies et anthologies qui, par le choix 
ou la disposition des matières, consti-
tuent des créations intellectuelles sont 
protégés comme telles, sans préjudice 
des droits des auteurs sur chacune des 
oeuvres qui font partie de ces recueils. 

6) Les oeuvres mentionnées ci-des-
sus jouissent de la protection dans 
tous les pays de l'Union. Cette pro-
tection s'exerce au profit de l'auteur 
et de ses ayants droit. 

7) Il est réservé aux législations des 
pays de l'Union de régler le champ 
d'application des lois concernant les 
oeuvres des arts appliqués et les des-
sins et modèles industriels, ainsi que 
les conditions de protection de ces 
oeuvres, dessins et modèles, compte 
tenu des dispositions de l'article 7.4) 
de la présente Convention. Pour les 

and artistic domain, whatever may be 
the mode or form of its expression, 
such as books, pamphlets and other 
writings; lectures, addresses, sermons 
and other works of the same nature; 
dramatic or dramatico-musical works; 
choreographic works and entertain-
ments in dumb show; musical com-
positions with or without words; cine-
matographic works to which are as-
similated works expressed by a pro-
cess analogous to cinematography; 
works of drawing, painting, architec-
ture, sculpture, engraving and litho-
graphy; photographic works to which 
are assimilated works expressed by a 
process analogous to photography; 
works of applied art; illustrations, 
maps, plans, sketches and three-dimen-
sional works relative to geography, 
topography, architecture or science. 

(2) It shall, however, be a matter 
for legislation in the countries of the 
Union to prescribe that works in gen-
eral or any specified categories of 
works shall not be protected unless 
they have been fixed in some material 
form. 

(3) Translations, adaptations, ar-
rangements of music and other alte-
rations of a literary or artistic work 
shall be protected as original works 
without prejudice to the copyright in 
the original work. 

(4) It shall be a matter for legis-
lation in the countries of the Union 
to determine the protection to be 
granted to official texts of a legisla-
tive, administrative and legal nature, 
and to official translations of such 
texts. 

(5) Collections of literary or artistic 
works such as encyclopaedias and 
anthologies which, by reason of the 
selection and arrangement of their 
contents, constitute intellectual crea-
tions shall be protected as such, with-
out prejudice to the copyright in each 
of the works forming part of such 
collections. 

(6) The works mentioned in this 
Article shall enjoy protection in all 
countries of the Union. This protection 
shall operate for the benefit of the 
author and his successors in title. 

(7) Subject to the provisions of Ar-
ticle 7 (4) of this Convention, it shall 
be a matter for legislation in the coun-
tries of the Union to determine the 
extent of the application of their laws 
to works of applied art and industrial 
designs and models, as well as the 
conditions under which such works, 
designs and models shall be protected. 

tur, Wissenschaft und Kunst, ohne 
Rücksicht auf die Art und Form des 
Ausdrucks, wie: Bücher, Broschüren 
und andere Schriftwerke; Vorträge, 
Ansprachen, Predigten und andere 
Werke gleicher Art; dramatische oder 
dramatisch-musikalische Werke; cho-
reographische Werke und Pantomimen; 
musikalische Kompositionen mit oder 
ohne Text; Filmwerke einschließlich 
der Werke, die durch ein ähnliches 
Verfahren wie Filmwerke hervorge-
bracht sind; Werke der zeichnenden 
Kunst, der Malerei, der Baukunst, der 
Bildhauerei, Stiche und Lithographien; 
photographische Werke, denen Werke 
gleichgestellt sind, die durch ein der 
Photographie ähnliches Verfahren her-
vorgebracht sind; Werke der ange-
wandten Kunst; Illustrationen, geo-
graphische Karten; Pläne, Skizzen und 
Darstellungen plastischer Art auf den 
Gebieten der Geographie, Topogra-
phie, Architektur oder Wissenschaft. 

(2) Der Gesetzgebung der Verbands-
länder bleibt jedoch vorbehalten, die 
Werke der Literatur und Kunst oder 
eine oder mehrere Arten davon nur 
zu schützen, wenn sie auf einem mate-
riellen Träger festgelegt sind. 

(3) Den gleichen Schutz wie Origi-
nalwerke genießen, unbeschadet der 
Rechte des Urhebers des Originalwer-
kes, die Übersetzungen, Bearbeitungen, 
musikalischen Arrangements und an-
dere Umarbeitungen eines Werkes der 
Literatur oder Kunst. 

(4) Der Gesetzgebung der Verbands-
länder bleibt vorbehalten, den Schutz 
amtlicher Texte auf dem Gebiet der 
Gesetzgebung, Verwaltung und Recht-
sprechung sowie der amtlichen Über-
setzungen dieser Texte zu bestimmen. 

(5) Sammlungen von Werken der 
Literatur oder Kunst, wie zum Beispiel 
Enzyklopädien und Anthologien, die 
wegen der Auswahl oder der Anord-
nung des Stoffes geistige Schöpfungen 
darstellen, sind als solche geschützt, 
unbeschadet der Rechte der Urheber 
an jedem einzelnen der Werke, die 
Bestandteile dieser Sammlungen sind. 

(6) Die oben genannten Werke ge-
nießen Schutz in allen Verbandslän-
dern. Dieser Schutz besteht zugunsten 
des Urhebers und seiner Rechtsnach-
folger oder sonstiger Inhaber aus-
schließlicher Werknutzungsrechte. 

(7) Unbeschadet des Artikels 7 Ab-
satz 4 bleibt der Gesetzgebung der 
Verbandsländer vorbehalten, den An-
wendungsbereich der Gesetze, die die 
Werke der angewandten Kunst und 
die gewerblichen Muster und Modelle 
betreffen, sowie die Voraussetzungen 
des Schutzes dieser Werke, Muster 
und Modelle festzulegen. Für Werke, 
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oeuvres protégées uniquement comme 
dessins et modèles dans le pays d'ori-
gine, il ne peut être réclamé dans un 
autre pays de l'Union que la protec-
tion spéciale accordée dans ce pays 
aux dessins et modèles; toutefois, si 
une telle protection spéciale n'est pas 
accordée dans ce pays, ces oeuvres 
seront protégées comme oeuvres ar-
tistiques. 

8) La protection de la présente Con-
vention ne s'applique pas aux nou-
velles du jour ou aux faits divers qui 
ont le caractère de simples informa-
tions de presse. 

Article 2bis 

1) Est réservée aux législations des 
pays de l'Union la faculté d'exclure 
partiellement ou totalement de la pro-
tection prévue à l'article précédent les 
discours politiques et les discours pro-
noncés dans les débats judiciaires. 

2) Est réservé également aux légis-
lations des pays de l'Union la faculté 
de statuer sur les conditions dans les-
quelles les conférences, allocutions 
et autres oeuvres de même nature, pro-
noncées en public, pourront être re-
produites par la presse, radiodiffusés, 
transmises par fil au public et faire 
l'objet des communications publiques 
visées à l'article l ibis.  1) de la pré-
sente Convention, lorsqu'une telle uti-
lisation est justifiée par le but d'infor-
mation à atteindre. 

3) Toutefois, l'auteur jouit du droit 
exclusif de réunir en recueil ses oeu-
vres mentionnées aux alinéas précé-
dents. 

Article 3 

1) Sont protégés en vertu de la 
présente Convention: 

a) les auteurs ressortissant à l'un des 
pays de l'Union, pour leurs oeu-
vres, publiées ou non; 

b) les auteurs ne ressortissant pas à 
l'un des pays de l'Union, pour les 
oeuvres qu'ils publient pour la pre-
mière fois dans l'un de ces pays ou 
simultanément dans un pays étran-
ger à l'Union et dans un pays de 
l'Union. 

2) Les auteurs ne ressortissant pas 
à l'un des pays de l'Union mais ayant 
leur résidence habituelle dans l'un de 
ceux-ci sont, pour l'application de la 
présente Convention, assimilés aux 
auteurs ressortissant audit pays. 

3) Par « oeuvres publiées », il faut 
entendre les oeuvres éditées avec le 
consentement de leurs auteurs, quel 
que soit le mode de fabrication des 
exemplaires, pourvu que la mise à 
disposition de ces derniers ait été 

Works protected in the country of 
origin solely as designs and models 
shall be entitled in another country 
of the Union only to such special 
protection as is granted in that country 
to designs and models; however, if no 
such special protection is granted in 
that country, such works shall be pro-
tected as artistic works. 

(8) The protection of this Conven-
tion shall not apply to news of the day 
nor to miscellaneous facts having the 
character of mere items of press in-
formation. 

Article 2bis 

(1) It shall be a matter for legisla-
tion in the countries of the Union to 
exclude, wholly or in part, from the 
protection provided by the preceding 
Article political speeches and speeches 
delivered in the course of legal pro-
ceedings. 

(2) It shall also be a matter for 
legislation in the countries of the 
Union to determine the conditions 
under which lectures, addresses and 
other works of the same nature which 
are delivered in public may be re-
produced by the press, broadcast, 
communicated to the public by wire 
and made the subject of public com-
munication as envisaged in Article 
tibis (1) of this Convention, when such 
use is justified by the informatory 
purpose. 

(3) Nevertheless, the author shall 
enjoy the exclusive right of making a 
collection of his works mentioned in 
the preceding paragraphs. 

Article 3 

(1) The protection of this Conven-
tion shall apply to: 

(a) authors who are nationals of one 
of the countries of the Union, for 
their works, whether published or 
not; 

(b) authors who are not nationals of 
one of the countries of the Union, 
for their works first published in 
one of those countries, or simul-
taneously in a country outside the 
Union and in a country of the 
Union. 

(2) Authors who are not nationals 
of one of the countries of the Union 
but who have their habitual residence 
in one of them shall, for the purposes 
of this Convention, be assimilated to 
nationals of that country. 

(3) The expression "published works" 
means works published with the con-
sent of their authors, whatever may 
be the means of manufacture of the 
copies, provided that the availability 
of such copies has been such as to 

die im Ursprungsland nur als Muster 
und Modelle geschützt werden, kann 
in einem anderen Verbandsland nur 
der besondere Schutz beansprucht wer-
den, der in diesem Land den Mustern 
und Modellen gewährt wird; wird je-
doch in diesem Land kein solcher be-
sonderer Schutz gewährt, so sind diese 
Werke als Werke der Kunst zu 
schützen. 

(8) Der Schutz dieser Übereinkunft 
besteht nicht für Tagesneuigkeiten 
oder vermischte Nachrichten, die ein-
fache Zeitungsmitteilungen darstellen. 

Artikel 2bis 

(1) Der Gesetzgebung der Verbands-
länder bleibt vorbehalten, politische 
Reden und Reden in Gerichtsverhand-
lungen teilweise oder ganz von dem 
in Artikel 2 vorgesehenen Schutz aus-
zuschließen. 

(2) Ebenso bleibt der Gesetzgebung 
der Verbandsländer vorbehalten zu 
bestimmen, unter welchen Vorausset-
zungen Vorträge, Ansprachen und an-
dere in der Öffentlichkeit dargebotene 
Werke gleicher Art durch die Presse 
vervielfältigt, durch Rundfunk gesen-
det, mittels Draht an die Öffentlich-
keit übertragen werden und in den 
Fällen des Artikels 11bis Absatz 1 
öffentlich wiedergegeben werden dür-
fen, wenn eine solche Benützung durch 
den Informationszweck gerechtfertigt 
ist. 

(3) Der Urheber genießt jedoch das 
ausschließliche Recht, seine in den Ab-
sätzen 1 und 2 genannten Werke in 
Sammlungen zu vereinigen. 

Artikel 3 

(1) Auf Grund dieser Übereinkunft 
sind geschützt: 

a) die einem Verbandsland angehö-
renden Urheber für ihre veröf-
fentlichten und unveröffentlichten 
Werke; 

b) die keinem Verbandsland angehö-
renden Urheber für die Werke, die 
sie zum ersten Mal in einem Ver-
bandsland oder gleichzeitig in einem 
verbandsfremden und in einem Ver-
bandsland veröffentlichen. 

(2) Die Urheber, die keinem Ver-
bandsland angehören, jedoch ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem 
Verbandsland haben, sind für die An-
wendung dieser Übereinkunft den Ur-
hebern gleichgestellt, die diesem Land 
angehören. 

(3) Unter „veröffentlichten Werken" 
sind die mit Zustimmung ihrer Urheber 
erschienenen Werke zu verstehen, 
ohne Rücksicht auf die Art der Her-
stellung der Werkstücke, die je nach 
der Natur des Werkes in einer Weise 
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telle qu'elle satisfasse les besoins rai-
sonnables du public, compte tenu de 
la nature de l'oeuvre. Ne constituent 
pas une publication la représentation 
d'une oeuvre dramatique, dramatico-
musicale ou cinématographique, l'exé-
cution d'une oeuvre musicale, la réci-
tation publique d'une oeuvre littéraire, 
la transmission ou la radiodiffusion 
des oeuvres littéraires ou artistiques, 
l'exposition d'une oeuvre d'art et la 
construction d'une oeuvre d'architec-
ture. 

4) Est considérée comme publiée si-
multanément dans plusieurs pays toute 
oeuvre qui a paru dans deux ou plu-
sieurs pays dans les trente jours de sa 
première publication. 

Article 4 

Sont protégés en vertu de la pré-
sente Convention, même si les con-
ditions prévues à l'article 3 ne sont 
pas remplies, 

a) les auteurs des oeuvres cinémato-
graphiques dont le producteur a 
son siège ou sa résidence habi-
tuelle dans l'un des pays de l'U-
nion; 

b) les auteurs des oeuvres d'architec-
ture édifiées dans un pays de l'U-
nion ou des oeuvres des arts gra-
phiques et plastiques faisant corps 
avec un immeuble situé dans un 
pays de l'Union. 

Article 5 

1) Les auteurs jouissent, en ce qui 
concerne les oeuvres pour lesquelles 
ils sont protégés en vertu de la pré-
sente Convention, dans les pays de 
l'Union autres que le pays d'origine 
de l'oeuvre, des droits que les lois 
respectives accordent actuellement ou 
accorderont par la suite aux natio-
naux, ainsi que des droits spéciale-
ment accordés par la présente Con-
vention. 

2) La jouissance et l'exercice de ces 
droits ne sont subordonnés à aucune 
formalité; cette jouissance et cet exer-
cice sont indépendants de l'existence 
de la protection dans le pays d'origine 
de l'oeuvre. Par suite, en dehors des 
stipulations de la présente Conven-
tion, l'étendue de la protection ainsi 
que les moyens de recours garantis à 
l'auteur pour sauvegarder ses droits 
se règlent exclusivement d'après la 
législation du pays où la protection 
est réclamée. 

3) La protection dans le pays d'ori-
gine est réglée par la législation na-
tionale. Toutefois, lorsque l'auteur ne 
ressortit pas au pays d'origine de 
l'oeuvre pour laquelle il est protégé 

satisfy the reasonable requirements of 
the public, having regard to the nature 
of the work. The performance of a 
dramatic, dramatico-musical, cinemato-
graphic or musical work, the public 
recitation of a literary work, the com-
munication by wire or the broad-
casting of literary or artistic works, 
the exhibition of a work of art and 
the construction of a work of architec-
ture shall not constitute publication. 

(4) A work shall be considered as 
having been published simultaneously 
in several countries if it has been 
published in two or more countries 
within thirty days of its first publica-
tion. 

Article 4 

The protection of this Convention 
shall apply, even if the conditions of 
Article 3 are not fulfilled, to: 

(a) authors of cinematographic works 
the maker of which has his head-
quarters or habitual residence in 
one of the countries of the Union; 

(b) authors of works of architecture 
erected in a country of the Union 
or of other artistic works in-
corporated in a building or other 
structure located in a country of 
the Union. 

Article 5 

(1) Authors shall enjoy, in respect 
of works for which they are protected 
under this Convention, in countries of 
the Union other than the country of 
origin, the rights which their respec-
tive laws do now or may hereafter 
grant to their nationals, as well as 
the rights specially granted by this 
Convention. 

(2) The enjoyment and the exercise 
of these rights shall not be subject 
to any formality; such enjoyment and 
such exercise shall be independent of 
the existence of protection in the 
country of origin of the work. Con-
sequently, apart from the provisions 
of this Convention, the extent of pro-
tection, as well as the means of 
redress afforded to the author to 
protect his rights, shall be governed 
exclusively by the laws of the country 
where protection is claimed. 

(3) Protection in the country of 
origin is governed by domestic law. 
However, when the author is not a 
national of the country of origin of the 
work for which he is protected under 

zur Verfügung der Öffentlichkeit ge-
stellt sein müssen, die deren norma-
len Bedarf befriedigt. Eine Veröf-
fentlichung stellen nicht dar: die Auf-
führung eines dramatischen, drama-
tisch-musikalischen oder musikalischen 
Werkes, die Vorführung eines Film-
werkes, der öffentliche Vortrag eines 
literarischen Werkes, die Übertragung 
oder die Rundfunksendung von Wer-
ken der Literatur oder Kunst, die Aus-
stellung eines Werkes der bildenden 
Künste und die Errichtung eines Wer-
kes der Baukunst. 

(4) Als gleichzeitig in mehreren Län-
dern veröffentlicht gilt jedes Werk, 
das innerhalb von dreißig Tagen seit 
der ersten Veröffentlichung in zwei 
oder mehreren Ländern erschienen ist. 

Artikel 4 

Auch wenn die Voraussetzungen des 
Artikels 3 nicht vorliegen, sind durch 
diese Übereinkunft geschützt: 

a) die Urheber von Filmwerken, deren 
Hersteller seinen Sitz oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem 
Verbandsland hat; 

b) die Urheber von Werken der Bau-
kunst, die in einem Verbandsland 
errichtet sind, oder von Werken 
der graphischen und plastischen 
Künste, die Bestandteile eines in 
einem Verbandsland gelegenen 
Grundstücks sind. 

Artikel 5 

(1) Die Urheber genießen für die 
Werke, für die sie durch diese Über-
einkunft-geschützt sind, in allen Ver-
bandsländern mit Ausnahme des Ur-
sprungslandes des Werkes die Rechte, 
die die einschlägigen Gesetze den in-
ländischen Urhebern gegenwärtig ge-
währen oder in Zukunft gewähren 
werden, sowie die in dieser Überein-
kunft besonders gewährten Rechte. 

(2) Der Genuß und die Ausübung 
dieser Rechte sind nicht an die Erfül-
lung irgendwelcher Förmlichkeiten ge-
bunden; dieser Genuß und diese Aus-
übung sind unabhängig vom Bestehen 
des Schutzes im Ursprungsland des 
Werkes. Infolgedessen richten sich der 
Umfang des Schutzes sowie die dem 
Urheber zur Wahrung seiner Rechte 
zustehenden Rechtsbehelfe ausschließ-
lich nach den Rechtsvorschriften des 
Landes, in dem der Schutz beansprucht 
wird, soweit diese Übereinkunft nichts 
anderes bestimmt. 

(3) Der Schutz im Ursprungsland 
richtet sich nach den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften. Gehört der Urheber 
eines auf Grund dieser Übereinkunft 
geschützten Werkes nicht dem Ur- 
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par la présente Convention, il aura, 
dans ce pays, les mêmes droits que 
les auteurs nationaux. 

4) Est considéré comme pays d'ori-
gine: 

a) pour les oeuvres publiées pour la 
première fois dans l'un des pays 
de l'Union, ce dernier pays; toute-
fois, s'il s'agit d'oeuvres publiées 
simultanément dans plusieurs pays 
de l'Union admettant des durées 
de protection différentes, celui 
d'entre eux dont la législation ac-
corde la durée de protection la 
moins longue; 

b) pour les oeuvres publiées simulta-
nément dans un pays étranger à 
l'Union et dans un pays de l'Union, 
ce dernier pays; 

c) pour les oeuvres non publiées ou 
pour les oeuvres publiées pour la 
première fois dans un pays étran-
ger à l'Union, sans publication si-
multanée dans un pays de l'Union, 
le pays de l'Union dont l'auteur est 
ressortissant; toutefois, 

i) s'il s'agit d'oeuvres cinémato-
graphiques dont le producteur 
a son siège ou sa résidence ha-
bituelle dans un pays de l'U-
nion, le pays d'origine sera ce 
dernier pays, et 

ii) s'il s'agit d'oeuvres d'architec-
ture édifiées dans un pays de 
l'Union ou d'oeuvres des arts 
graphiques et plastiques faisant 
corps avec un immeuble situé 
dans un pays de l'Union, le pays 
d'origine sera ce dernier pays. 

Article 6 

1) Lorsqu'un pays étranger à l'U-
nion ne protège pas d'une manière suf-
fisante les oeuvres des auteurs qui sont 
ressortissants de l'un des pays de l'U-
nion, ce dernier pays pourra restrein-
dre la protection des oeuvres dont les 
auteurs sont, au moment de la pre-
mière publication de ces oeuvres, res-
sortissants de l'autre pays et n'ont pas 
leur résidence habituelle dans l'un des 
pays de l'Union. Si le pays de la pre-
mière publication fait usage de cette 
faculté, les autres pays de l'Union ne 
seront pas tenus d'accorder aux oeu-
vres ainsi soumises à un traitement 
spécial une protection plus large que 
celle qui leur est accordée dans le 
pays de la première publication. 

2) Aucune restriction, établie en 
vertu de l'alinéa précédent, ne devra 
porter préjudice aux droits qu'un au-
teur aura acquis sur une oeuvre pu-
bliée dans un pays de l'Union avant 
la mise à exécution de cette restric-
tion.  

this Convention, he shall enjoy in 
that country the same rights as na-
tional authors. 

(4) The country of origin shall be 
considered to be: 
(a) in the case of works first published 

in a country of the Union, that 
country; in the case of works 
published simultaneously in sev-
eral countries of the Union which 
grant different terms of protec-
tion, the country whose legislation 
grants the shortest term of pro-
tection; 

(b) in the case of works published 
simultaneously in a country out-
side the Union and in a country 
of the Union, the latter country; 

(c) in the case of unpublished works 
or of works first published in a 
country outside the Union, without 
simultaneous publication in a 
country of the Union, the country 
of the Union of which the author 
is a national, provided that: 

(i) when these are cinemato-
graphic works the maker of 
which has his headquarters or 
his habitual residence in a 
country of the Union, the 
country of origin shall be that 
country, and 

(ii) when these are works of archi-
tecture erected in a country 
of the Union or other artistic 
works incorporated in a build-
ing or other structure located 
in a country of the Union, the 
country of origin shall be that 
country. 

Article 6 

(1) Where any country outside the 
Union fails to protect in an adequate 
manner the works of authors who are 
nationals of one of the countries of the 
Union, the latter country may restrict 
the protection given to the works of 
authors who are, at the date of the 
first publication thereof, nationals of 
the other country and are not habitual-
ly resident in one of the countries of 
the Union. If the country of first 
publication avails itself of this right, 
the other countries of the Union shall 
not be required to grant to works 
thus subjected to special treatment a 
wider protection than that granted to 
them in the country of first publica-
tion. 

(2) No restrictions introduced by 
virtue of the preceding paragraph 
shall affect the rights which an author 
may have acquired in respect of a 
work published in a country of the 
Union before such restrictions were 
put into force.  

sprungsland des Werkes an, so hat 
er in diesem Land die gleichen Rechte 
wie die inländischen Urheber. 

(4) Als Ursprungsland gilt: 

a) für die zum ersten Mal in ei-
nem Verbandsland veröffentlichten 
Werke dieses Land; handelt es sich 
jedoch um Werke, die gleichzeitig 
in mehreren Verbandsländern mit 
verschiedener Schutzdauer veröf-
fentlicht wurden, das Land, dessen 
innerstaatliche Rechtsvorschriften 
die kürzeste Schutzdauer gewäh-
ren; 

b) für die gleichzeitig in einem ver-
bandsfremden Land und in ei-
nem Verbandsland veröffentlichten 
Werke dieses letzte Land; 

c) für die nichtveröffentlichten oder 
die zum ersten Mal in einem ver-
bandsfremden Land veröffentlichten 
Werke, die nicht gleichzeitig in 
einem Verbandsland veröffentlicht 
wurden, das Verbandsland, dem 
der Urheber angehört; jedoch ist 
Ursprungsland, 

i) wenn es sich um Filmwerke han-
delt, deren Hersteller seinen 
Sitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt in einem Verbands-
land hat, dieses Land und, 

ii) wenn es sich um Werke der 
Baukunst, die in einem Ver-
bandsland errichtet sind, oder 
um Werke der graphischen und 
plastischen Künste handelt, die 
Bestandteile eines in einem Ver-
bandsland gelegenen Grund-
stücks sind, dieses Land. 

Artikel 6 

(1) Wenn ein verbandsfremdes Land 
die Werke der einem Verbandsland 
angehörenden Urheber nicht genügend 
schützt, kann dieses letzte Land den 
Schutz der Werke einschränken, deren 
Urheber im Zeitpunkt der ersten Ver-
öffentlichung dieser Werke Angehö-
rige des verbandsfremden Landes sind 
und ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
nicht in einem Verbandsland haben. 
Wenn das Land der ersten Veröffent-
lichung von dieser Befugnis Gebrauch 
macht, sind die anderen Verbandslän-
der nicht gehalten, den Werken, die 
in dieser Weise einer besonderen 
Behandlung unterworfen sind, einen 
weitergehenden Schutz zu gewähren 
als das Land der ersten Veröffent-
lichung. 

(2) Keine nach Absatz 1 festgesetzte 
Einschränkung darf die Rechte beein-
trächtigen, die ein Urheber an einem 
Werk erworben hat, das in einem 
Verbandsland vor dem Inkrafttreten 
dieser Einschränkung veröffentlicht 
worden ist. 
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3) Les pays de l'Union qui, en vertu 
du présent article, restreindront la 
protection des droits des auteurs, le 
notifieront au Directeur général de 
l'Organisation Mondiale de la Pro-
priété Intellectuelle (ci-après désigné 
le « Directeur général ») par une dé-
claration écrite, où seront indiqués 
les pays vis-à-vis desquels la protec-
tion est restreinte, de même que les 
restrictions auxquelles les droits des 
auteurs ressortissant à ces pays sont 
soumis. Le Directeur général commu-
niquera aussitôt le fait à tous les pays 
de l'Union. 

Article 6bis 

1) Indépendamment des droits pa-
trimoniaux d'auteur, et même après la 
cession desdits droits, l'auteur con-
serve le droit de revendiquer la pater-
nité de l'oeuvre et de s'opposer à 
toute déformation, mutilation ou autre 
modification de cette oeuvre ou à toute 
autre atteinte à la même oeuvre, pré-
judiciables à son honneur ou à sa 
réputation. 

2) Les droits reconnus à l'auteur en 
vertu de l'alinéa 1) ci-dessus sont, 
après sa mort, maintenus au moins 
jusqu'à l'extinction des droits patri-
moniaux et exercés par les personnes 
ou institutions auxquelles la législa-
tion nationale du pays où la protec-
tion est réclamée donne qualité. Toute-
fois, les pays dont la législation, en 
vigueur au moment de la ratification 
du présent Acte ou de l'adhésion à 
celui-ci, ne contient pas de disposi-
tions assurant la protection après la 
mort de l'auteur de tous les droits re-
connus en vertu de l'alinéa 1) ci-des-
sus, ont la faculté de prévoir que cer-
tains de ces droits ne sont pas mainte-
nus après la mort de l'auteur. 

3) Les moyens de recours pour sau-
vegarder les droits reconnus dans le 
présent article sont réglés par la légis-
lation du pays où la protection est ré-
clamée. 

Article 7 

1) La durée de la protection accor-
dée par la présente Convention com-
prend la vie de l'auteur et cinquante 
ans après sa mort. 

2) Toutefois, pour les oeuvres ciné-
matographiques, les pays de l'Union 
ont la faculté de prévoir que la durée 
de la protection expire cinquante ans 
après que l'oeuvre aura été rendue ac-
cessible au public avec le consente-
ment de l'auteur, ou qu'à défaut d'un 
tel événement intervenu dans les cin-
quante ans à compter de la réalisation 
d'une telle oeuvre, la durée de la pro-
tection expire cinquante ans après 
cette réalisation. 

3) Pour les oeuvres anonymes ou 
pseudonymes, la durée de la protec-
tion accordée par la présente Conven- 

(3) The countries of the Union which 
restrict the grant of copyright in 
accordance with this Article shall give 
notice thereof to the Director General 
of the World Intellectual Property 
Organization (hereinafter designated 
as "the Director General") by a writ-
ten declaration specifying the coun-
tries in regard to which protection is 
restricted, and the restrictions to 
which rights of authors who are na-
tionals of those countries are sub-
jected. The Director General shall im-
mediately communicate this declara-
tion to all the countries of the Union. 

Article 6bis 

(1) Independently of the author's 
economic rights, and even after the 
transfer of the said rights, the author 
shall have the right to claim author-
ship of the work and to object to any 
distortion, mutilation or other modifi-
cation of, or other derogatory action 
in relation to, the said work, which 
would be prejudicial to his honor or 
reputation. 

(2) The rights granted to the author 
in accordance with the preceding 
paragraph shall, after his death, be 
maintained, at least until the expiry 
of the economic rights, and shall be 
exercisable by the persons or institu-
tions authorized by the legislation of 
the country where protection is 
claimed. However, those countries 
whose legislation, at the moment of 
their ratification of or accession to this 
Act, does not provide for the protec-
tion after the death of the author of 
all the rights set out in the preceding 
paragraph may provide that some of 
these rights may, after his death, cease 
to be maintained. 

(3) The means of redress for safe-
guarding the rights granted by this 
Article shall be governed by the legis-
lation of the country where protection 

 is claimed. 

Article 7 

(1) The term of protection granted 
by this Convention shall be the life of 
the author and fifty years after his 
death. 

(2) However, in the case of cine-
matographic works, the countries of 
the Union may provide that the term 
of protection shall expire fifty years 
after the work has been made avail-
able to the public with the consent 
of the author, or, failing such an event 
within fifty years from the making of 
such a work, fifty years after the 
making. 

(3) In the case of anonymous or 
pseudonymous works, the term of pro-
tection granted by this Convention 

(3) Die Verbandsländer, die nach 
diesem Artikel den Schutz der Rechte 
der Urheber einschränken, notifizieren 
dies dem Generaldirektor der Welt-
organisation für geistiges Eigentum 
(im folgenden als „der Generaldirek-
tor" bezeichnet) durch eine schriftliche 
Erklärung; darin sind die Länder, de-
nen gegenüber der Schutz einge-
schränkt wird, und die Einschränkun-
gen anzugeben, denen die Rechte der 
diesen Ländern angehörenden Urhe-
ber unterworfen werden. Der General-
direktor teilt dies allen Verbandslän-
dern unverzüglich mit. 

Artikel tibis 

(1) Unabhängig von seinen vermö-
gensrechtlichen Befugnissen und selbst 
nach deren Abtretung behält der Ur-
heber das Recht, die Urheberschaft am 
Werk für sich in Anspruch zu nehmen 
und sich jeder Entstellung, Verstüm-
melung, sonstigen Änderung oder Be-
einträchtigung des Werkes zu wider-
setzen, die seiner Ehre oder seinem 
Ruf nachteilig sein könnten. 

(2) Die dem Urheber nach Absatz 1 
gewährten Rechte bleiben nach seinem 
Tod wenigstens bis zum Erlöschen der 
vermögensrechtlichen Befugnisse in 
Kraft und werden von den Personen 
oder Institutionen ausgeübt, die nach 
den Rechtsvorschriften des Landes, in 
dem der Schutz beansprucht wird, hier-
zu berufen sind. Die Länder, deren 
Rechtsvorschriften im Zeitpunkt der 
Ratifikation dieser Fassung der Über-
einkunft oder des Beitritts zu ihr keine 
Bestimmungen zum Schutz aller nach 
Absatz 1 gewährten Rechte nach dem 
Tode des Urhebers enthalten, sind je-
doch befugt vorzusehen, daß einzelne 
dieser Rechte nach dem Tode des Ur-
hebers nicht aufrechterhalten bleiben. 

(3) Die zur Wahrung der in diesem 
Artikel gewährten Rechte erforder-
lichen Rechtsbehelfe richten sich nach 
den Rechtsvorschriften des Landes, in 
dem der Schutz beansprucht wird. 

Artikel 7 

(1) Die Dauer des durch diese Über-
einkunft gewährten Schutzes umfaßt 
das Leben des Urhebers und fünfzig 
Jahre nach seinem Tode. 

(2) Für Filmwerke sind die Ver-
bandsländer jedoch befugt vorzusehen, 
daß die Schutzdauer fünfzig Jahre nach 
dem Zeitpunkt endet, in dem das Werk 
mit Zustimmung des Urhebers der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht wor-
den ist, oder, wenn ein solches Ereignis 
nicht innerhalb von fünfzig Jahren nach 
der Herstellung eines solchen Werkes 
eintritt, fünfzig Jahre nach der Her-
stellung. 

(3) Für anonyme und pseudonyme 
Werke endet die durch diese Überein-
kunft gewährte Schutzdauer fünfzig 
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tion expire cinquante ans après que 
l'oeuvre a été licitement rendue acces-
sible au public. Toutefois, quand le 
pseudonyme adopté par l'auteur ne 
laisse aucun doute sur son identité, 
la durée de la protection est celle 
prévue à l'alinéa 1). Si l'auteur d'une 
oeuvre anonyme ou pseudonyme ré-
vèle son identité pendant la période 
ci-dessus indiquée, le délai de protec-
tion applicable est celui prévu à l'ali-
néa 1). Les pays de l'Union ne sont 
pas tenus de protéger les oeuvres ano-
nymes ou pseudonymes pour lesquel-
les il y a tout lieu de présumer que 
leur auteur est mort depuis cinquante 
ans. 

4) Est réservée aux législations des 
pays de l'Union la faculté de régler la 
durée de la protection des oeuvres 
photographiques et celle des oeuvres 
des arts appliqués protégées en tant 
qu'oeuvres artistiques; toutefois, cette 
durée ne pourra être inférieure à 
une période de vingt-cinq ans à comp-
ter de la réalisation d'une telle oeuvre. 

5) Le délai de protection postérieur 
à la mort de l'auteur et les délais 
prévus aux alinéas 2), 3) et 4) ci

-

dessus commencent à courir à compter 
de la mort ou de l'événement visé par 
ces alinéas, mais la durée de ces dé-
lais n'est calculée qu'à partir du ler 

janvier de l'année qui suit la mort ou 
ledit événement. 

6) Les pays de l'Union ont la fa-
culté d'accorder une durée de protec-
tion supérieure à celles prévues aux 
alinéas précédents. 

7) Les pays de l'Union liés par 
l'Acte de Rome de la présente Con-
vention et qui accordent, dans leur 
législation nationale en vigueur au 
moment de la signature du présent 
Acte, des durées inférieures à celles 
prévues aux alinéas précédents ont la 
faculté de les maintenir en adhérant 
au présent Acte ou en le ratifiant. 

8) Dans tous les cas, la durée sera 
réglée par la loi du pays où la pro-
tection sera réclamée; toutefois, à 
moins que la législation de ce dernier 
pays n'en décide autrement, elle n'ex-
cédera pas la durée fixée dans le pays 
d'origine de l'oeuvre. 

Article 7bis 

Les dispositions de l'article précé-
dent sont également applicables lors-
que le droit d'auteur appartient en 
commun aux collaborateurs d'une 
oeuvre, sous réserve que les délais 
consécutifs à la mort de l'auteur soient 
calculés à partir de la mort du dernier 
survivant des collaborateurs. 

shall expire fifty years after the work 
has been lawfully made available to 
the public. However, when the pseu-
donym adopted by the author leaves 
no doubt as to his identity, the term 
of protection shall be that provided 
in paragraph (1). If the author of an 
anonymous or pseudonymous work 
discloses his identity during the above

-

mentioned period, the term of protec-
tion applicable shall be that provided 
in paragraph (1). The countries of the 
Union shall not be required to protect 
anonymous or pseudonymous works 
in respect of which it is reasonable 
to presume that their author has been 
dead for fifty years. 

(4) It shall be a matter for legisla-
tion in the countries of the Union to 
determine the term of protection of 
photographic works and that of works 
of applied art in so far as they are 
protected as artistic works; however, 
this term shall last at least until the 
end of a period of twenty-five years 
from the making of such a work. 

(5) The term of protection sub-
sequent to the death of the author and 
the terms provided by paragraphs (2), 
(3) and (4) shall run from the date of 
death or of the event referred to in 
those paragraphs, but such terms shall 
always be deemed to begin on the 
first of January of the year following 
the death or such event. 

(6) The countries of the Union may 
grant a term of protection in excess 
of those provided by the preceding 
paragraphs. 

(7) Those countries of the Union 
bound by the Rome Act of this Con-
vention which grant, in their national 
legislation in force at the time of 
signature of the present Act, shorter 
terms of protection than those 
provided for in the preceding para-
graphs shall have the right to main-
tain such terms when ratifying or 
acceding to the present Act. 

(8) In any case, the term shall be 
governed by the legislation of the 
country where protection is claimed; 
however, unless the legislation of that 
country otherwise provides, the term 
shall not exceed the term fixed in the 
country of origin of the work. 

Article 7bis 

The provisions of the preceding 
Article shall also apply in the case of 
a work of joint authorship, provided 
that the terms measured from the 
death of the author shall be calculated 
from the death of the last surviving 
author. 

Jahre, nachdem das Werk erlaubter

-

weise der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht worden ist. Wenn jedoch das 
vom Urheber angenommene Pseudo-
nym keinerlei Zweifel über die Identi-
tät des Urhebers zuläßt, richtet sich 
die Schutzdauer nach Absatz 1. Wenn 
der Urheber eines anonymen oder 
pseudonymen Werkes während der 
oben angegebenen Frist seine Identi-
tät offenbart, richtet sich die Schutz-
dauer gleichfalls nach Absatz 1. Die 
Verbandsländer sind nicht gehalten, 
anonyme oder pseudonyme Werke zu 
schützen, bei denen aller Grund zu 
der Annahme besteht, daß ihr Urheber 
seit fünfzig Jahren tot ist. 

(4) Der Gesetzgebung der Verbands-
länder bleibt vorbehalten, die Schutz-
dauer für Werke der Photographie 
und für als Kunstwerke geschützte 
Werke der angewandten Kunst fest-
zusetzen; diese Dauer darf jedoch nicht 
weniger als fünfundzwanzig Jahre seit 
der Herstellung eines solchen Werkes 
betragen. 

(5) Die sich an den Tod des Urhe-
bers anschließende Schutzfrist und die 
in den Absätzen 2, 3 und 4 vorge-
sehenen Fristen beginnen mit dem Tod 
oder dem in diesen Absätzen ange-
gebenen Ereignis zu laufen, doch wird 
die Dauer dieser Fristen erst vom 
1. Januar des Jahres an gerechnet, das 
auf den Tod oder das genannte Ereig-
nis folgt. 

(6) Die Verbandsländer sind be-
fugt, eine längere als die in den vor-
hergehenden Absätzen vorgesehene 
Schutzdauer zu gewähren. 

(7) Die Verbandsländer, die durch 
die Fassung von Rom dieser Überein-
kunft gebunden sind und die in ihren 
bei der Unterzeichnung der vorliegen-
den Fassung der Übereinkunft gelten-
den Rechtsvorschriften kürzere Schutz-
fristen gewähren, als in den vorher-
gehenden Absätzen vorgesehen sind, 
sind befugt, sie beim Beitritt zu dieser 
Fassung oder bei deren Ratifikation 
beizubehalten. 

(8) In allen Fällen richtet sich die 
Dauer nach dem Gesetz des Landes, 
in dem der Schutz beansprucht wird; 
jedoch überschreitet sie, sofern die 
Rechtsvorschriften dieses Landes nichts 
anderes bestimmen, nicht die im Ur-
sprungsland des Werkes festgesetzte 
Dauer. 

Artikel 7bis 

Die Bestimmungen des Artikels 7 
sind ebenfalls anwendbar, wenn das 
Urheberrecht den Miturhebern eines 
Werkes gemeinschaftlich zusteht, wo-
bei die an den Tod des Urhebers 
anknupfenden Fristen vom Zeitpunkt 
des Todes des letzten überlebenden 
Miturhebers an gerechnet werden. 
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Article 8 

Les auteurs d'oeuvres littéraires et 
artistiques protégés par la présente 
Convention jouissent, pendant toute 
la durée de leurs droits sur l'oeuvre 
originale, du droit exclusif de faire 
ou d'autoriser la traduction de leurs 
oeuvres. 

Article 9 

1) Les auteurs d'oeuvres littéraires 
et artistiques protégés par la pré-
sente Convention jouissent du droit 
exclusif d'autoriser la reproduction de 
ces oeuvres, de quelque manière et 
sous quelque forme que ce soit. 

2) Est réservé aux législations des 
pays de l'Union la faculté de per-
mettre la reproduction desdites oeu-
vres dans certains cas spéciaux, pour-
vu qu'une telle reproduction ne porte 
pas atteinte à l'exploitation normale 
de l'oeuvre ni ne cause un préjudice 
injustifié aux intérêts légitimes de 

l'auteur. 

3) Tout enregistrement sonore ou 
visuel est considéré comme une repro-
duction au sens de la présente Con-
vention. 

Article 10 

1) Sont licites les citations tirées 
d'une oeuvre, déjà rendue licitement 
accessible au public, à condition qu'el-
les soient conformes aux bons usages 
et dans la mesure justifiée par le but 
à atteindre, y compris les citations 
d'articles de journaux et recueils pé-
riodiques sous forme de revues de 
presse. 

2) Est réservé l'effet de la législa-
tion des pays de l'Union et des arran-
gements particulier s existants ou à 
conclure entre eux, en ce qui concerne 
la faculté d'utiliser licitement, dans la 
mesure justifiée par le but à atteindre, 
des oeuvres littéraires ou artistiques 
à titre d'illustration de l'enseignement 
par le moyen de publications, d'émis-
sions de radiodiffusion ou d'enregis-
trements sonores ou visuels, sous ré-
serve qu'une telle utilisation soit con-
forme aux bons usages. 

3) Les citations et utilisations visées 
aux alinéas précédents devront faire 
mention de la source et du nom de 
l'auteur, si ce nom figure dans la 
source. 

Article l0bis 

1) Est réservée aux législations des 
pays de l'Union la faculté de per-
mettre la reproduction par la presse, 
ou la radiodiffusion ou la transmis-
sion par fil au public, des articles 
d'actualité de discussion économique, 

Article 8 

Authors of literary and artistic 
works protected by this Convention 
shall enjoy the  exclusive right of 
making and of authorizing the trans-
lation of their works throughout the 
term of protection of their rights in 
the original works. 

Article 9 

(1) Authors of literary and artistic 
works protected by this Convention 
shall have the exclusive right of 
authorizing the reproduction of these 
works, in any manner or form. 

(2) It shall be a matter for legis-
lation in the countries of the Union to 
permit the reproduction of such works 
in certain special cases, provided that 
such reproduction does not conflict 
with a normal exploitation of the work 
and does not unreasonably prejudice 
the legitimate interests of the author. 

(3) Any sound or visual recording 
shall be considered as a reproduction 
for the purposes of this Convention. 

Article 10 

(1) It shall be permissible to make 
quotations from a work which has al

-

ready been lawfully made available 
to the public, provided that their 
making is compatible with fair prac-
tice, and their extent does not exceed 
that justified by the purpose, including 
quotations from newspaper articles 
and periodicals in the form of press 
Summaries. 

(2) It shall be a matter for legis-
lation in the countries of the Union, 
and for special agreements existing 
or to be concluded between them, 
to permit the utilization, to the extent 
justified by the purpose, of literary 
or artistic works by way of illustra-
tion in publications, broadcasts or 
sound or visual recordings for teach-
ing, provided such utilization is com-
patible with fair practice. 

(3) Where use is made of works 
in accordance with the preceding 
paragraphs of this Article, mention 
shall be made of the source, and of 
the name of the author if it appears 
thereon. 

Article 10bis 

(1) It shall be a matter for legis-
lation in the countries of the Union 
to permit the reproduction by the 
press, the broadcasting or the com-
munication to the public by wire of 
articles published in newspapers or 

Artikel 8 

Die Urheber von Werken der Lite-
ratur und Kunst, die durch diese 
Übereinkunft geschützt sind, genießen 
während der ganzen Dauer ihrer 
Rechte am Originalwerk das aus-
schließliche Recht, ihre Werke zu über-
setzen oder deren Übersetzung zu er-
lauben. 

Artikel 9 

(1) Die Urheber von Werken der 
Literatur und Kunst, die durch diese 
Übereinkunft geschützt sind, genießen 
das ausschließliche Recht, die Verviel-
fältigung dieser Werke zu erlauben, 
gleichviel, auf welche Art und in wel-
cher Form sie vorgenommen wird. 

(2) Der Gesetzgebung der Verbands

-

länder bleibt vorbehalten, die Ver-
vielfältigung in gewissen Sonderfällen  

unter der Voraussetzung zu gestatten, 
daß eine solche Vervielfältigung weder 
die normale Auswertung des Werkes 
beeinträchtigt noch die berechtigten 
Interessen des Urhebers unzumutbar 
verletzt. 

(3) Jede Aufnahme auf einen Bild-
oder Tonträger gilt als Vervielfälti-
gung im Sinne dieser Übereinkunft. 

Artikel 10 

(1) Zitate aus einem der Öffentlich

-

keit bereits erlaubterweise zugänglich 
gemachten Werk sind zulässig, sofern 
sie anständigen Gepflogenheiten ent-
sprechen und in ihrem Umfang durch 
den Zweck gerechtfertigt sind, ein-
schließlich der Zitate aus Zeitungs- 
und Zeitschriftenartike in in Form von 
Presseübersichten. 

(2) Der Gesetzgebung der Verbands-
länder und den zwischen ihnen beste

-

henden oder in Zukunft abzuschlie-
ßenden Sonderabkommen bleibt vor-
behalten, die Benützung von Werken 
der Literatur oder Kunst in dem durdi 
den Zweck gerechtfertigten Umfang 
zur Veranschaulichung des Unterrichts 
durch Veröffentlichungen, Rundfunk-
sendungen oder Aufnahmen auf Bild-
oder Tonträger zu gestatten, sofern 
eine solche Benützung anständigen 
Gepflogenheiten entspricht. 

(3) Werden Werke nach den Ab-
sätzen 1 und 2 benützt, so ist die 
Quelle zu erwähnen sowie der Name 
des Urhebers, wenn dieser Name in 
der Quelle angegeben ist. 

Artikel 10bis 

(1) Der Gesetzgebung der Verbands-
länder bleibt vorbehalten, die Verviel-
fältigung durch die Presse, die Rund-
funksendung oder die Übertragung 
mittels Draht an die Öffentlichkeit 
von Artikeln über Tagesfragen wirt- 
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politique ou religieuse, publiés dans 
des journaux ou recueils périodiques, 
ou des oeuvres radiodiffusées ayant 
le même caractère, dans les cas où la 
reproduction, la radiodiffusion ou la-
dite transmission n'en est pas expres-
sément réservée. Toutefois, la source 
doit toujours être clairement indiquée; 
la sanction de cette obligation est dé-
terminée par la législation du pays 
où la protection est réclamée. 

2) Il est également réservé aux lé-
gislations des pays de l'Union de ré-
gler les conditions dans lesquelles, à 
l'occasion de comptes rendus des évé-
nements d'actualité par le moyen de 
la photographie ou de la cinémato-
graphie, ou par voie de radiodiffusion 
ou de transmission par fil au public, 
les oeuvres littéraires ou artistiques 
vues ou entendues au cours de l'évé-
nement peuvent, dans la mesure justi-
fiée par le but d'information à attein-
dre, être reproduites et rendues ac-
cessibles au public. 

Article 11 

1) Les auteurs d'oeuvres dramati-
ques, dramatico-musicales et musica-
les jouissent du droit exclusif d'auto-
riser: 

fo-  la représentation et l'exécution pu-
bliques de leurs oeuvres, y compris 
la représentation et l'exécution pu-
bliques par tous moyens ou procé-
dés; 

2° la transmission publique par tous 
moyens de la représentation et de 
l'exécution de leurs oeuvres. 

2) Les mêmes droits sont accordés 
aux auteurs d'oeuvres dramatiques ou 
dramatico-musicales pendant toute la 
durée de leurs droits sur l'oeuvre ori-
ginale, en ce qui concerne la traduc-
tion de leurs oeuvres. 

Article 11bis 

1) Les auteurs d'ceuvres littéraires 
et artistiques jouissent du droit exclu-
sif d'autoriser: 

lo la radiodiffusion de leurs oeuvres 
ou la communication publique de 
ces oeuvres par tout autre moyen 
servant à diffuser sans fil les si-
gnes, les sons ou les images; 

2° toute communication publique, soit 
par fil, soit sans fil, de l'oeuvre 
radiodiffusée, lorsque cette com-
munication est faite par un autre 
organisme que celui d'origine; 

3° la communication publique, par 
haut-parleur ou par tout autre ins-
trument analogue transmetteur de 

periodicals on current economic, 
political or religious topics, and of 
broadcast works of the same charac-
ter, in cases in which the reproduc-
tion, broadcasting or  such communica-
tion thereof is not expressly reserved. 
Nevertheless, the source must always 
be clearly indicated; the legal con- 
sequences of a breach of this ob liga-
tion shall be determined by the legis-
lation of the country where protection 
is claimed. 

(2) It shall also be a matter for 
legislation in the countries of the 
Union to determine the conditions 
under which, for the purpose of repo rt

-ing current events by means of photo-
graphy, cinematography, broadcasting 
or communication  to the public by  
wire, literary or artistic works seen or 
heard in the course of the event may, 
to the extent justified by the informa-
tory purpose, be reproduced and made 
available to the public. 

Article 11 

(1) Authors of dramatic, dramatico-
musical and musical works shall enjoy 
the exclusive right of authorizing: 

(i) the public performance of their 
works, including such public  per-
formance  by any means or pro-
cess; 

(ii) any communication to the public 
of the performance of their works. 

(2) Authors of dramatic or drama-
tico-musical works shall enjoy, during 
the full term of their rights in the 
original works, the same rights with 
respect to translations thereof. 

Article 11bis 

(1) Authors of literary and artistic 
works shall enjoy the exclusive right 
of authorizing: 

(i) the broadcasting of their works 
or the communication thereof to 
the public by any other means 
of wireless diffusion of signs, 
sounds or images; 

(ii) any communication to the public 
by wire or by rebroadcasting of 
the broadcast  of the work, when 
this communication is made by 
an organization other than the 
original one; 

(iii) the public communication by 
loudspeaker or any other anal-
ogous instrument transmitting, by 

schaftlicher, politischer oder religiöser 
Natur, die in Zeitungen oder Zeitschrif-
ten veröffentlicht worden sind, oder 
von durch Rundfunk gesendeten Wer-
ken gleicher Art zu erlauben, falls die 
Vervielfältigung, die Rundfunksendung 
oder die genannte Übertragung nicht 
ausdrücklich vorbehalten ist. Jedoch 
muß die Quelle immer deutlich an-
gegeben werden; die Rechtsfolgen der 
Unterlassung dieser Angabe werden 
durch die Rechtsvorschriften des Lan-
des bestimmt, in dem der Schutz be-
ansprucht wird. 

(2) Ebenso bleibt der Gesetzgebung 
der Verbandsländer vorbehalten zu 
bestimmen, unter welchen Vorausset-
zungen anläßlich der Berichterstattung 
über Tagesereignisse durch Photogra-
phie  oder Film oder im Wege der 
Rundfunksendung oder Übertragung 
mittels Draht an die Öffentlichkeit 
Werke der Literatur oder Kunst, die 
im Verlaufe des Ereignisses sichtbar 
oder hörbar werden, in dem durch den 
Informationszweck gerechtfertigten Um

-

fang vervielfältigt und der Öffentlich

-

keit zugänglich gemacht werden dürfen. 

Artikel 11 

(1) Die Urheber von dramatischen, 
dramatisch-musikalischen und musika-
lischen Werken genießen das aus-
schließliche Recht, zu erlauben: 

1. die öffentliche Aufführung ihrer 
Werke einschließlich der öffentli-
chen Aufführung durch irgendein 
Mittel oder Verfahren, 

2. die öffentliche Übertragung der Auf-
führung ihrer Werke durch irgend-
ein Mittel. 

(2) Die gleichen Rechte werden den 
Urhebern dramatischer oder drama-
tisch-musikalischer Werke während 
der ganzen Dauer ihrer Rechte am 
Originalwerk hinsichtlich der Über

-

setzung ihrer Werke gewährt. 

Artikel 11bis 

(1) Die Urheber von Werken der 
Literatur und Kunst genießen das aus-
schließliche Redit, zu erlauben: 

1. die Rundfunksendung ihrer Werke 
oder die öffentliche Wiedergabe der 
Werke durch irgendein anderes Mit

-

tel zur drahtlosen Verbreitung von 
Zeichen, Tönen oder Bildern, 

2. jede öffentliche Wiedergabe des 
durch Rundfunk gesendeten Werkes 
mit oder ohne Draht, wenn diese 
Wiedergabe von einem anderen als 
dem ursprünglichen Sendeunterneh-
men vorgenommen wird, 

3. die öffentliche Wiedergabe des durch 
Rundfunk gesendeten Werkes durch 
Lautsprecher oder irgendeine an- 
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signes, de sons ou d'images, de 
l'oeuvre radiodiffusée. 

2) Il appartient aux législations des 
pays de l'Union de régler les condi-
tions d'exercice des droits visés par 
l'alinéa 1) ci-dessus, mais ces condi-
tions n'auront qu'un effet strictement 
limité au pays qui les aurait établies. 
Elles ne pourront en aucun cas porter 
atteinte au droit moral de l'auteur, ni 
au droit qui appartient à l'auteur d'ob-
tenir une rémunération équitable, fi-
xée, à défaut d'accord amiable, par 
l'autorité compétente. 

3) Sauf stipulation contraire, une 
autorisation accordée conformément à 
l'alinéa 1) du présent article n'impli-
que pas l'autorisation d'enregistrer, au 
moyen d'instruments portant fixation 
des sons ou des images, l'oeuvre radio-
diffusée. Est toutefois réservé aux 
législations des pays de l'Union le 
régime des enregistrements éphémè-
res effectués par un organisme de 
radiodiffusion par ses propres moyens 
et pour ses émissions. Ces législations 
pourront autoriser la conservation de 
ces enregistrements dans des archives 
officielles en raison de leur caractère 
exceptionnel de documentation. 

Article liter 

1) Les auteurs d'oeuvres littéraires 
jouissent du droit exclusif d'autoriser: 

10 la récitation publique de leurs oeu-
vres, y compris la récitation pu-
blique par tous moyens ou procé-
dés; 

20 la transmission publique par tous 
moyens de la récitation de leurs 
oeuvres. 

2) Les mêmes droits sont accordés 
aux auteurs d'oeuvres littéraires pen-
dant toute la durée de leurs droits sur 
l'oeuvre originale, en ce qui concerne 
la traduction de leurs oeuvres. 

Article 12 

Les auteurs d'oeuvres littéraires ou 
artistiques jouissent du droit exclusif 
d'autoriser les adaptations, arrange-
ments et autres transformations de 
leurs oeuvres. 

Article 13 

1) Chaque pays de l'Union peut, 
pour ce qui le concerne, établir des 
réserves et conditions relatives au 
droit exclusif de l'auteur d'une oeuvre 
musicale et de l'auteur des paroles, 
dont l'enregistrement avec l'oeuvre 
musicale a déjà été autorisé par ce 
dernier, d'autoriser l'enregistrement 

signs, sounds or images, the 
broadcast of the work. 

(2) It shall be a matter for legislation 
in the countries of the Union to de-
termine the conditions under which the 
rights mentioned in the preceding 
paragraph may be exercised, but these 
conditions shall apply only in the 
countries where they have been pre-
scribed. They shall not in any circum-
stances be prejudicial to the moral 
rights of the author, nor to his right 
to obtain equitable remuneration 
which, in the absence of agreement, 
shall be fixed by competent authority. 

(3) In the absence of any contrary 
stipulation, permission granted in ac-
cordance with paragraph (1) of this 
Article shall not imply permission to 
record, by means of instruments re-
cording sounds or images, the work 
broadcast. It shall, however, be a 
matter for legislation in the countries 
of the Union to determine the regula-
tions for ephemeral recordings made 
by a broadcasting organization by 
means of its own facilities and used 
for its own broadcasts, The preserva-
tion of these recordings in official 
archives may, on the ground of their 
exceptional documentary character, 
be authorized by such legislation. 

Article liter 

(1) Authors of literary works shall 
enjoy the exclusive right of authoriz-
ing: 

(i) the public recitation of their 
works, including such public reci-
tation by any means or process; 

(ii) any communication to the public 
of the recitation of their works. 

(2) Authors of literary works shall 
enjoy, during the full term of their 
rights in the original works, the same 
rights with respect to translations 
thereof. 

Article 12 

Authors of literary or artistic works 
shall enjoy the exclusive right of 
authorizing adaptations, arrangements 
and other alterations of their works. 

Article 13 

(1) Each country of the Union may 
impose for itself reservations and con-
ditions on the exclusive right granted 
to the author of a musical work and 
to the author of any words, the 
recording of which together with the 
musical work has already been au-
thorized by the latter, to authorize 

dere ähnliche Vorrichtung zur Über-
tragung von Zeichen, Tönen oder 
Bildern. 

(2) Der Gesetzgebung der Verbands-
länder bleibt vorbehalten, die Voraus-
setzungen für die Ausübung der in 
Absatz 1 erwähnten Rechte festzu-
legen; doch beschränkt sich die Wir-
kung dieser Voraussetzungen aus-
schließlich auf das Hoheitsgebiet des 
Landes, das sie festgelegt hat. Sie 
dürfen in keinem Fall das Urheber-
persönlichkeitsrecht oder den Anspruch 
des Urhebers auf eine angemessene 
Vergütung beeinträchtigen, die man-
gels gütlicher Einigung durch die zu-
ständige Behörde festgesetzt wird. 

(3) Sofern keine gegenteilige Ver-
einbarung vorliegt, schließt eine nach 
Absatz 1 gewährte Erlaubnis nicht die 
Erlaubnis ein, das durch Rundfunk ge-
sendete Werk auf Bild- oder Tonträger 
aufzunehmen. Der Gesetzgebung der 
Verbandsländer bleibt jedoch vorbe-
halten, Bestimmungen über die von 
einem Sendeunternehmen mit seinen 
eigenen Mitteln und für seine eigenen 
Sendungen vorgenommenen epheme-
ren Aufnahmen auf Bild- oder Ton-
träger zu erlassen. Diese Gesetzgebung 
kann erlauben, daß die Bild- oder Ton-
träger auf Grund ihres außergewöhn-
lichen Dokumentationscharakters in 
amtlichen Archiven aufbewahrt wer-
den. 

Artikel 11 ter 

(1) Die Urheber von Werken der 
Literatur genießen das ausschließliche 
Recht, zu erlauben: 

1. den öffentlichen Vortrag ihrer Werke 
einschließlich des öffentlichen Vor-
trags durch irgendein Mittel oder 
Verfahren, 

2. die öffentliche Übertragung des Vor-
trags ihrer Werke durch irgendein 
Mittel. 

(2) Die gleichen Rechte werden den 
Urhebern von Werken der Literatur 
während der ganzen Dauer ihrer 
Rechte am Originalwerk hinsichtlich 
der Übersetzung ihrer Werke gewährt. 

Artikel 12 

Die Urheber von Werken der Lite-
ratur oder Kunst genießen das aus-
schließliche Recht, Bearbeitungen, Ar-
rangements und andere Umarbeitungen 
ihrer Werke zu erlauben. 

Artikel 13 

(1) Jedes Verbandsland kann für 
seinen Bereich Vorbehalte und Vor-
aussetzungen festlegen für das aus-
schließliche Recht des Urhebers eines 
musikalischen Werkes und des Ur-
hebers eines Textes, dessen Aufnahme 
auf einen Tonträger zusammen mit 
dem musikalischen Werk dieser Ur- 
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sonore de ladite oeuvre musicale, 
avec, le cas échéant, les paroles; mais 
toutes réserves et conditions de cette 
nature n'auront qu'un effet stricte-
ment limité au pays qui les aurait éta-
blies et ne pourront en aucun cas 
porter atteinte au droit qui appartient 
à l'auteur d'obtenir une rémunération 
équitable fixée, à défaut d'accord 
amiable, par l'autorité compétente. 

2) Les enregistrements d'oeuvres 
musicales qui auront été réalisés dans 
un pays de l'Union conformément à 
l'article 13. 3) des Conventions signées 
à Rome le 2.  juin 1928 et à Bruxelles 
le 26 juin 1948 pourront, dans ce 
pays, faire l'objet de reproductions 
sans le consentement de l'auteur de 
l'oeuvre musicale jusqu'à l'expiration 
d'une période de deux années à partir 
de la date à laquelle ledit pays de-
vient lié par le présent Acte. 

3) Les enregistrements faits en vertu 
des alinéas 1) et 2) du présent ar-
ticle et importés, sans autorisation 
des parties intéressés, dans un pays 
où ils ne seraient pas licites, pour-
ront y être saisis. 

Article 14 

1) Les auteurs d'oeuvres littéraires 
ou artistiques ont le droit exclusif 
d'autoriser: 

10 l'adaptation et la reproduction ci-
nématographiques de ces oeuvres 
et la mise en circulation des oeu-
vres ainsi adaptées ou reproduites; 

20 la représentation et l'exécution pu-
bliques et la transmission par fil 
au public des oeuvres ainsi adap-
tées ou reproduites. 

2) L'adaptation sous toute autre 
forme artistique des réalisations ciné-
matographiques tirées d'oeuvres litté-
raires ou artistiques reste soumise, 
sans préjudice de l'autorisation de 
leurs auteurs, à l'autorisation des 
auteurs des oeuvres originales. 

3) Les dispositions de l'article 13. 1) 
ne sont pas applicables. 

Article 14bis 

1) Sans préjudice des droits de l'au-
teur de toute oeuvre qui pourrait avoir 
été adaptée ou reproduite, l'oeuvre 
cinématographique est protégée com-
me une oeuvre originale. Le titulaire 
du droit d'auteur sur l'oeuvre cinéma-
tographique jouit des mêmes droits  

the sound recording of that musical 
work, together with such words, if 
any; but all such reservations and con-
ditions shall apply only in the coun-
tries which have imposed them and 
shall not, in any circumstances, be 
prejudicial to the rights of these 
authors to obtain equitable remune-
ration which, in the absence of agree-
ment, shall be fixed by competent 
authority. 

(2) Recordings of musical works 
made in a country of the Union in 
accordance with Article 13 (3) of the 
Conventions signed at Rome on 
June 2, 1928, and at Brussels on 
June 26, 1948, may be reproduced 
in that country without the permission 
of the author of the musical work 
until a date two years after that 
country becomes bound by this Act. 

(3) Recordings made in accordance 
with paragraphs (1) and (2) of this Ar-
ticle and imported without permission 
from the parties concerned into a 
country where they are treated as 
infringing recordings shall be liable 
to seizure. 

Article 14 

(1) Authors of literary or artistic 
works shall have the exclusive right 
of authorizing: 

(i) the cinematographic adaptation 
and reproduction of these works, 
and the distribution of the works 
thus adapted or reproduced; 

(ii) the public performance and com-
munication to the public by wire 
of the works thus adapted or re-
produced. 

(2) The adaptation into any other 
artistic form of a cinematographic 
production derived from literary or 
artistic works shall, without prejudice 
to the authorization of the author of 
the cinematographic production, re-
main subject to the authorization of 
the authors of the original works. 

(3) The provisions of Article 13 (1) 
shall not apply. 

Article 14bis 

(1) Without prejudice to the copy-
right in any work which may have 
been adapted or reproduced, a cine-
matographic work shall be protected 
as an original work. The owner of 
copyright in a cinematographic work 
shall enjoy the same rights as the  

heber bereits gestattet hat, die Auf-
nahme des musikalischen Werkes und 
gegebenenfalls des Textes auf Ton-
träger zu erlauben; doch beschränkt 
sich die Wirkung aller derartigen 
Vorbehalte und Voraussetzungen aus-
schließlich auf das Hoheitsgebiet des 
Landes, das sie festgelegt hat; sie 
dürfen in keinem Fall den Anspruch 
des Urhebers auf eine angemessene 
Vergütung beeinträchtigen, die man-
gels gütlicher Einigung durch die zu-
ständige Behörde festgesetzt wird. 

(2) Tonträger, auf die musikalische 
Werke in einem Verbandsland nach 
Artikel 13 Absatz 3 der am 2. Juni 
1928 in Rom und am 26. Juni 1948 in 
Brüssel unterzeichneten Fassungen die-
ser Übereinkunft aufgenommen wor-
den sind, können in diesem Land bis 
zum Ablauf einer Frist von zwei Jah-
ren seit dem Zeitpunkt, in dem dieses 
Land durch die vorliegende Fassung 
gebunden wird, ohne Zustimmung des 
Urhebers des musikalischen Werkes 
vervielfältigt werden. 

(3) Tonträger, die nach den Absät-
zen 1 und 2 hergestellt und ohne Er-
laubnis der Beteiligten in ein Land 
eingeführt worden sind, in dem sie 
nicht erlaubt sind, können dort be-
schlagnahmt werden. 

Artikel 14 

(1) Die Urheber von Werken der 
Literatur oder Kunst haben das aus-
schließliche Recht, zu erlauben: 

1. die filmische Bearbeitung und Ver-
vielfältigung dieser Werke und das 
Inverkehrbringen der auf diese 
Weise bearbeiteten oder vervielfäl-
tigten Werke, 

2. die öffentliche Vorführung und die 
Übertragung mittels Draht an die 
Öffentlichkeit der auf diese Weise 
bearbeiteten oder vervielfältigten 
Werke. 

(2) Die Bearbeitung von Filmwerken, 
die auf Werken der Literatur oder 
Kunst beruhen, in irgendeine andere 
künstlerische Form bedarf, unbescha-
det der Erlaubnis ihrer Urheber, der 
Erlaubnis der Urheber der Original-
werke. 

(3) Artikel 13 Absatz 1 ist nicht 
anwendbar. 

Artikel 14bis 

(1) Unbeschadet der Rechte des Ur-
hebers jedes etwa bearbeiteten oder 
vervielfältigten Werkes wird das Film-
werk wie ein Originalwerk geschützt. 
Der Inhaber des Urheberrechts am Film-
werk genießt die gleichen Rechte wie 
der Urheber eines Originalwerkes 
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que l'auteur d'une oeuvre originale, y 
compris les droits visés à l'article pré-
cédent. 

2) a) La détermination des titulai-
res du droit d'auteur sur l'oeu-
vre cinématographique est ré-
servée à la législation du 
pays où la protection est ré-
clamée. 

b) Toutefois, dans les pays de 
l'Union où la législation re-
connaît parmi ces titulaires 
les auteurs des contributions 
apportées à la réalisation de 
l'oeuvre cinématographique, 
ceux-ci, s'ils se sont engagés 
à apporter de telles contribu-
tions, ne pourront, sauf stipu-
lation contraire ou particu-
lière, s'opposer à la reproduc-
tion, la mise en circulation, 
la représentation et l'exécu-
tion publiques, la transmission 
par fil au public, la radiodif-
fusion, la communication au 
public, le sous-titrage et le 
doublage des textes, de l' oeu-
vre cinématographique. 

c) La question de savoir si la 
forme de l'engagement visé 
ci-dessus doit, pour l'applica-
tion du sous-alinéa b) précé-
dent, être ou non un contrat 
écrit ou un acte écrit équiva-
lent, est réglée par la légis-
lation du pays de l'Union où 
le producteur de l'oeuvre ciné-
matographique a son siège ou 
sa résidence habituelle. Est 
toutefois réservée à la légis-
lation du pays de l'Union où 
la protection est réclamée la 
faculté de prévoir que cet en-
gagement doit être un contrat 
écrit ou un acte écrit équiva-
lent. Les pays qui font usage 
de cette faculté devront le 
notifier au Directeur général 
par une déclaration écrite qui 
sera aussitôt communiquée 
par ce dernier à tous les au-
tres pays de l'Union. 

d) Par « stipulation contraire ou 
particulière », il faut entendre 
toute condition restrictive 
dont peut être assorti ledit 
engagement. 

3) A moins que la législation na-
tionale n'en décide autrement, les dis-
positions de l'alinéa 2) b) ci-dessus ne 
sont applicables ni aux auteurs des 
scénarios, des dialogues et des oeuvres 
musicales, créés pour la réalisation de 
l'oeuvre cinématographique, ni au réa- 

author of an original work, including 
the rights referred to in the preceding 
Article. 

(2) (a) Ownership of copyright in a 
cinematographic work shall 
be a matter for legislation in 
the country where protec-
tion is claimed. 

(b) However, in the countries 
of the Union which, by legis-
lation, include among the 
owners of copyright in a 
cinematographic work au-
thors who have brought con-
tributions to the making of 
the work, such authors, if 
they have undertaken to 
bring such contributions, may 
not, in the absence of any 
contrary or special stipula-
tion, object to the reproduc-
tion, distribution, public per-
formance, communication to 
the public by wire, broad-
casting or any other com-
munication to the public, or 
to the subtitling or dubbing 
of texts, of the work. 

(c) The question whether or not 
the form of the undertaking 
referred to above should, 
for the application of the 
preceding subparagraph (b), 
be in a written agreement or 
a written act of the same ef-
fect shall be a matter for the 
legislation of the country 
where the maker of the cine-
matographic work has his 
headquarters or habitual res-
idence. However, it shall be 
a matter for the legislation 
of the country of the Union 
where protection is claimed 
to provide that the said 
undertaking shall be in a 
written agreement or a writ-
ten act of the same effect. 
The countries whose legisla-
tion so provides shall notify 
the Director General by 
means of a written declara-
tion, which will be imme-
diately communicated by 
him to all the other coun-
tries of the Union. 

(d) By "contrary or special stip-
ulation" is meant any re-
strictive condition which is 
relevant to the aforesaid 
undertaking. 

(3) Unless the national legislation 
provides to the contrary, the provi-
sions of paragraph (2) (b) above shall 
not be applicable to authors of sce-
narios, dialogues and musical works 
created for the making of the cine-
matographic work, nor to the prin- 

einschließlich der in Artikel 14 ge-
nannten Rechte. 

(2) a) Der Gesetzgebung des Lan-
des, in dem der Schutz be-
ansprucht wird, bleibt vorbe-
halten, die Inhaber des Ur-
heberrechts am Filmwerk zu 
bestimmen. 

b) In den Verbandsländern je-
doch, deren innerstaatliche 
Rechtsvorschriften als solche 
Inhaber auch Urheber aner-
kennen, die Beiträge zur Her-
stellung des Filmwerkes ge-
leistet haben, können sich 
diese, wenn sie sich zur Lei-
stung solcher Beiträge ver-
pflichtet haben, mangels ge-
genteiliger oder besonderer 
Vereinbarung der Vervielfäl-
tigung, dem Inverkehrbrin-
gen, der öffentlichen Vorfüh-
rung, der Übertragung mittels 
Draht an die Öffentlichkeit, 
der Rundfunksendung, der öf-
fentlichen Wiedergabe, dem 
Versehen mit Untertiteln und 
der Textsynchronisation des 
Filmwerkes nicht widersetzen. 

c) Die Frage, ob für die Anwen-
dung des Buchstaben b die 
Form der dort genannten 
Verpflichtung in einem schrift-
lichen Vertrag oder in einem 
gleichwertigen Schriftstück be-
stehen muß, wird durch die 
Rechtsvorschriften des Ver-
bandslandes geregelt, in dem 
der Hersteller des Filmwer-
kes seinen Sitz oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Die Rechtsvorschriften des 
Verbandslandes, in dem der 
Schutz beansprucht wird, 
können jedoch vorsehen, daß 
diese Verpflichtung durch 
einen schriftlichen Vertrag 
oder durch ein gleichwer-
tiges Schriftstück begründet 
sein muß. Die Länder, die von 
dieser Befugnis Gebrauch 
machen, müssen dies dem Ge-
neraldirektor durch eine 
schriftliche Erklärung notifi-
zieren, der sie unverzüglich 
allen anderen Verbandslän-
dern mitteilt. 

d) Als „gegenteilige oder be-
sondere Vereinbarung" gilt 
jede einschränkende Bestim-
mung, die in der vorgenann-
ten Verpflichtung gegebenen-
falls enthalten ist. 

(3) Sofern die innerstaatlichen Rechts-
vorschriften nichts anderes vorsehen, 
ist Absatz 2 Buchstabe b weder auf 
die Urheber der Drehbücher, der Dia-
loge und der musikalischen Werke 
anwendbar, die für die Herstellung 
des Filmwerkes geschaffen worden 
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lisateur principal de celle-ci. Toutefois, 
les pays de l'Union dont la législation 
ne contient pas des dispositions pré-
voyant l'application de l'alinéa 2) b) 
précité audit réalisateur devront le 
notifier au Directeur général par une 
déclaration écrite qui sera aussitôt 
communiquée par ce dernier à tous 
les autres pays de l'Union. 

Article 14ter 

1) En ce qui concerne les oeuvres 
d'art originales et les manuscrits ori-
ginaux des écrivains et compositeurs, 
l'auteur — ou, après sa mort, les per-
sonnes ou institutions auxquelles la 
législation nationale donne qualité — 
jouit d'un droit inaliénable à être in-
téressé aux opérations de vente dont 
l'oeuvre est l'objet après la première 
cession opérée par l'auteur. 

2) La protection prévue à l'alinéa 
ci-dessus n'est exigible dans chaque 
pays de l'Union que si la législation 
nationale de l'auteur admet cette pro-
tection et dans la mesure où le per-
met la législation du pays où cette 
protection est réclamée. 

3) Les modalités et les taux de la 
perception sont déterminés par chaque 
législation natiónale. 

Article 15 

1) Pour que les auteurs des oeuvres 
littéraires et artistiques protégés par 
la présente Convention soient, sauf 
preuve contraire, considérés comme 
tels et admis en conséquence devant 
les tribunaux des pays de l'Union à 
exercer des poursuites contre les con-
trefacteurs, il suffit que le nom soit 
indiqué sur l'oeuvre en la manière 
usitée. Le présent alinéa est appli-
cable, même si ce nom est un pseudo-
nyme, dès lors que le pseudonyme 
adopté par l'auteur ne laisse aucun 
doute sur son identité. 

2) Est présumé producteur de l'oeu-
vre cinématographique, sauf preuve 
contraire, la personne physique ou 
morale dont le nom est indiqué sur 
ladite oeuvre en la manière usitée. 

3) Pour les oeuvres anonymes et 
pour les oeuvres pseudonymes autres 
que celles dont il est fait mention à 
l'alinéa 1) ci-dessus, l'éditeur dont le 
nom est indiqué sur l'oeuvre est, sans 
autre preuve, réputé représenter l'au-
teur; en cette qualité, il est fondé à 
sauvegarder et à faire valoir les droits 
de celui-ci. La disposition du présent 

cipal director thereof. However, those 
countries of the Union whose legisla-
tion does not contain rules providing 
for the application of the said para-
graph (2) (b) to such director shall 
notify the Director General by means 
of a written declaration, which will 
be immediately communicated by him 
to all the other countries of the Union. 

Article 14ter 

(1) The author, or after his death 
the persons or institutions authorized 
by national legislation, shall, with 
respect to original works of art and 
original manuscripts of writers and 
composers, enjoy the inalienable right 
to an interest in any sale of the work 
subsequent to the first transfer by the 
author of the work. 

(2) The protection provided by the 
preceding paragraph may be claimed 
in a country of the Union only if 
legislation in the country to which the 
author belongs so permits, and to the 
extent permitted by the country 
where this protection is claimed. 

(3) The procedure for collection 
and the amounts shall be matters for 
determination by national legislation. 

Article 15 

(1) In order that the author of a 
literary or artistic work protected by 
this Convention shall, in the absence 
of proof to the contrary, be regarded 
as such, and consequently be entitled 
to institute infringement proceedings 
in the countries of the Union, it shall 
be sufficient for his name to appear 
on the work in the usual manner. This 
paragraph shall be applicable even if 
this name is a pseudonym, where the 
pseudonym adopted by the author 
leaves no doubt as to his identity. 

(2) The person or body corporate 
whose name appears on a cinemato-
graphic work in the usual manner 
shall, in the absence of proof to the 
contrary, be presumed to be the maker 
of the said work. 

(3) In the case of anonymous and 
pseudonymous works, other than 
those referred to in paragraph (1) a-
bove, the publisher whose name ap-
pears on the work shall, in the ab-
sence of proof to the contrary, be 
deemed to represent the author, and 
in this capacity he shall be entitled 
to protect and enforce the author's 

sind, noch auf dessen Hauptregisseur. 
Die Verbandsländer jedoch, deren 
Rechtsvorschriften keine Bestimmun-
gen über die Anwendung des Absatzes 2 
Buchstabe b auf den Hauptregisseur 
vorsehen, müssen dies dem General-
direktor durch eine schriftliche Erklä-
rung notifizieren, der sie unverzüglich 
allen anderen Verbandsländern mitteilt. 

Artikel 14ter 

(1) Hinsichtlich der Originale von 
Werken der bildenden Künste und der 
Originalhandschriften der Schriftsteller 
und Komponisten genießt der Urheber 
— oder nach seinem Tode die von den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften dazu 
berufenen Personen oder Institutionen 
— ein unveräußerliches Recht auf 
Beteiligung am Erlös aus Verkäufen 
eines solchen Werkstückes -nach der 
ersten Veräußerung durch den Ur-
heber. 

(2) Der im Absatz 1 vorgesehene 
Schutz kann in jedem Verbandsland 
nur beansprucht werden, sofern die 
Heimatgesetzgebung des Urhebers die-
sen Schutz anerkennt und soweit es 
die Rechtsvorschriften des Landes zu-
lassen, in dem dieser Schutz bean-
sprucht wird. 

(3) Das Verfahren und das Aus-
maß der Beteiligung werden von den 
Rechtsvorschriften der einzelnen Län-
der bestimmt. 

Artikel 15 

(1) Damit die Urheber der durch 
diese Übereinkunft geschützten Werke 
der Literatur und Kunst mangels 
Gegenbeweises als solche gelten und 
infolgedessen vor den Gerichten der 
Verbandsländer zur Verfolgung der 
unbefugten Vervielfältiger zugelassen 
werden, genügt es, daß der Name in 
der üblichen Weise auf dem Werk-
stück angegeben ist. Dieser Absatz ist 
anwendbar, selbst wenn dieser Name 
ein Pseudonym ist, sofern das vom 
Urheber angenommene Pseudonym 
keinen Zweifel über seine Identität 
aufkommen läßt. 

(2) Als Hersteller des Filmwerkes 
gilt mangels Gegenbeweises die natür-
liche oder juristische Person, deren 
Name in der üblichen Weise auf dem 
Werkstück angegeben ist. 

(3) Bei den anonymen Werken und 
bei den nicht unter Absatz 1 fallenden 
pseudonymen Werken gilt der Ver-
leger, dessen Name auf dem Werk-
stück angegeben ist, ohne weiteren Be-
weis als berechtigt, den Urheber zu 
vertreten; in dieser Eigenschaft ist er 
befugt, dessen Rechte wahrzunehmen 
und geltend zu machen. Die Bestim- 
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alinéa cesse d'être applicable quant 
l'auteur a révélé son identité et justi-
fié de sa qualité. 

4) a) Pour les oeuvres non publiées 
dont l'identité de l'auteur est 
inconnue, mais pour lesquel-
les il y a tout lieu de présu-
mer que cet auteur est ressor-
tissant d'un pays de l'Union, 
il est réservé à la législation 
de ce pays la faculté de dé-
signer l'autorité compétente 
représentant cet auteur et 
fondée à sauvegarder et faire 
valoir les droits de celui-ci 
dans les pays de l'Union. 

b) Les pays de l'Union qui, en 
vertu de cette disposition, 
procéderont à une telle dési-
gnation, le notifieront au Di-
recteur général par une dé-
claration écrite où seront in-
diqués tous renseignements 
relatifs à l'autorité ainsi dé-
signée. Le Directeur général 
communiquera aussitôt cette 
déclaration à tous les autres 
pays de l'Union. 

Article 16 

1) Toute oeuvre contrefaite peut 
être saisie dans les pays de l'Union 
où l'oeuvre originale a droit à la pro-
tection légale. 

2) Les dispositions de l'alinéa pré-
cédent sont également applicables aux 
reproductions provenant d'un pays où 
l'oeuvre n'est pas protégée ou a cessé 
de l'être. 

3) La saisie a lieu conformément à 
la législation de chaque pays. 

Article 17 

Les dispositions de la présente Con-
vention ne peuvent porter préjudice, 
en quoi que ce soit, au droit qui ap-
partient au Gouvernement de chacun 
des pays de l'Union de permettre, de 
surveiller ou d'interdire, par des me-
sures de législation ou de police in-
térieure, la circulation, la représenta-
tion, l'exposition de tout ouvrage ou 
production à l'égard desquels l'auto-
rité compétente aurait à exercer ce 
droit. 

Article 18 

1) La présente Convention s'appli-
que à toutes les oeuvres qui, au mo-
ment de son entrée en vigueur, ne 
sont pas encore tombées dans le do-
maine public de leur pays d'origine 
par l'expiration de la durée de la 
protection. 

rights. The provisions of this para-
graph shall cease to apply when the 
author reveals his identity and estab-
lishes his claim to authorship of the 
work. 

(4) (a) In the case of unpublished 
works where the identity of 
the author is unknown, but 
where there is every ground 
to presume that he is a na-
tional of a country of the 
Union, it shall be a matter 
for legislation in that coun-
try to designate the compe-
tent authority who shall rep-
resent the author and shall 
be entitled to protect and 
enforce his rights in the 
countries of the Union. 

(b) Countries of the Union which 
make such designation under 
the terms of this provision 
shall notify the Director 
General by means of a writ-
ten declaration giving full 
information concerning the 
authority thus designated. 
The Director General shall 
at once communicate this 
declaration to all other 
countries of the Union. 

Article 16 

(1) Infringing copies of a work shall 
be liable to seizure in any country of 
the Union where the work enjoys 
legal protection. 

(2) The provisions of the preceding 
paragraph shall also apply to repro-
ductions coming from a country where 
the work is not protected, or has 
ceased to be protected. 

(3) The seizure shall take place in 
accordance with the legislation of 
each country. 

Article 17 

The provisions of this Convention 
cannot in any way affect the right of 
the Government of each country of 
the Union to permit, to control, or to 
prohibit by legislation or regulation, 
the circulation, presentation, or exhi-
bition of any work or production in 
regard to which the competent author-
ity may find it necessary to exercise 
that right. 

Article 18 

(1) This Convention shall apply to 
all works which, at the moment of its 
coming into force, have not yet fallen 
into the public domain in the country 
of origin through the expiry of the 
term of protection. 

mung dieses Absatzes ist nicht mehr 
anwendbar, sobald der Urheber seine 
Identität offenbart und seine Berechti-
gung nachgewiesen hat. 

(4) a) Für die nichtveröffentlichten 
Werke, deren Urheber unbe-
kannt ist, bei denen jedoch 
aller Grund zu der Annahme 
besteht, daß ihr Urheber An-
gehöriger eines Verbandslan-
des ist, kann die Gesetzge-
bung dieses Landes die zu-
ständige Behörde bezeichnen, 
die diesen Urheber vertritt 
und berechtigt ist, dessen 
Rechte in den Verbandslän-
dern wahrzunehmen und gel-
tend zu machen. 

b) Die Verbandsländer, die nach 
dieser Bestimmung eine sol-
che Bezeichnung vornehmen, 
notifizieren dies dem Gene-
raldirektor durch eine schrift-
liche Erklärung, in der alle 
Angaben über die bezeich-
nete Behörde enthalten sein 
müssen. Der Generaldirektor 
teilt diese Erklärung allen 
anderen Verbandsländern un-
verzüglich mit. 

Artikel 16 

(1) Jedes unbefugt hergestellte Werk-
stück kann in den Verbandsländern, 
in denen das Originalwerk Anspruch 
auf gesetzlichen Schutz hat, beschlag-
nahmt werden. 

(2) Die Bestimmungen des Absat-
zes 1 sind auch auf Vervielfältigungs-
stücke anwendbar, die aus einem Land 
stammen, in dem das Werk nicht oder 
nicht mehr geschützt ist. 

(3) Die Beschlagnahme findet nach 
den Rechtsvorschriften jedes Landes 
statt. 

Artikel 17 

Die Bestimmungen dieser Überein-
kunft können in keiner Beziehung das 
der Regierung jedes Verbandslandes 
zustehende Recht beeinträchtigen, 
durch Maßnahmen der Gesetzgebung 
oder inneren Verwaltung die Verbrei-
tung, die Aufführung oder das Aus-
stellen von Werken oder Erzeugnissen 
jeder Art zu gestatten, zu überwachen 
oder zu untersagen, für die die zu-
ständige Behörde dieses Recht auszu-
üben hat. 

Artikel 18 

(1) Diese Übereinkunft gilt für alle 
Werke, die bei ihrem Inkrafttreten 
noch nicht infolge Ablaufs der Schutz-
dauer im Ursprungsland Gemeingut 
geworden sind. 



Drucksache  V/3582 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

2) Cependant, si une oeuvre, par 
l'expiration de la durée de la protec-
tion qui lui était antérieurement re-
connue, est tombée dans le domaine 
public du pays où la protection est 
réclamée, cette oeuvre n'y sera pas 
protégée à nouveau. 

3) L'application de ce principe aura 
lieu conformément aux stipulations 
contenues dans les conventions spé-
ciales existantes ou à conclure à cet 
effet entre pays de l'Union. A défaut 
de semblables stipulations, les pays 
respectifs régleront, chacun pour ce 
qui le concerne, les modalités relati-
ves à cette application. 

4) Les dispositions qui précèdent 
s'appliquent également en cas de nou-
velles accessions à l'Union et dans le 
cas où la protection serait étendue par 
application de l'article 7 ou par aban-
don de réserves. 

Article 19 

Les dispositions de la présente Con-
vention n'empêchent pas de revendi-
quer l'application de dispositions plus 
larges qui seraient édictées par la 
législation d'un pays de l'Union. 

Article 20 

Les Gouvernements des pays de 
l'Union se réservent le droit de pren-
dre entre eux des arrangements parti-
culiers, en tant que ces arrangements 
conféreraient aux auteurs des droits 
plus étendus que ceux accordés par la 
Convention, ou qu'ils renfermeraient 
d'autres stipulations non contraires à 
la présente Convention. Les disposi-
tions des arrangements existants qui 
répondent aux conditions précitées 
restent applicables. 

Article 21 

1) Des dispositions particulières 
concernant les pays en voie de déve-
loppement figurent dans un protocole 
intitulé « Protocole relatif aux pays en 
voie de développement ». 

2) Sous réserve des dispositions de 
l'article 28. 1) b) i) et c), le Protocole 
relatif aux pays en voie de développe-
ment forme partie intégrante du pré-
sent Acte. 

Article 22 

1) a) L'Union a une Assemblée 
composée des pays de l'Union 
liés par les articles 22 à 26. 

b) Le Gouvernement de chaque 
pays est représenté par un 
délégué, qui peut être assisté 
de suppléants, de conseillers 
et d'experts. 

(2) If, however, through the ex-
piry of the term of protection which 
was previously granted, a work has 
fallen into the public domain of the 
country where protection is claimed, 
that work shall not be protected 
anew. 

(3) The application of this principle 
shall be subject to any provisions 
contained in special conventions to 
that effect existing or to be conclud-
ed between countries of the Union. 
In the absence of such provisions, the 
respective countries shall determine, 
each in so far as it is concerned, the 
conditions of application of this prin-
ciple. 

(4) The preceding provisions shall 
also apply in the case of new acces-
sions to the Union and to cases in 
which protection is extended by the 
application of Article 7 or by the 
abandonment of reservations. 

Article 19 

The provisions  of  this Convention 
shall not preclude the making of a 
claim to the benefit of any greater 
protection which may be granted by 
legislation in a country of the Union. 

Article 20 

The Governments of the countries 
of the Union reserve the right to enter 
into special agreements among them-
selves, in so far as such agreements 
grant to authors more extensive rights 
than those granted by the Convention, 
or contain other provisions not con-
trary to this Convention. The provi-
sions of existing agreements which 
satisfy these conditions shall remain 
applicable. 

Article 21 

(1) Special provisions regarding de-
veloping countries are included in a 
protocol entitled "Protocol Regarding 
Developing Countries." 

(2) Subject to the provisions of Ar-
ticle 28 (1) (b) (i) and (c), the Protocol 
Regarding Developing Countries forms 
an integral part of the present Act. 

Article 22 

(1) (a) The Union shall have an 
Assembly consisting of those 
countries of the Union which 
are bound by Articles 22 
to 26. 

(b) The Government of each 
country shall be represented 
by one delegate, who may 
be assisted by alternate del-
egates, advisors, and experts. 

(2) Ist jedoch ein Werk infolge Ab-
laufs der Schutzfrist, die ihm vorher 
zustand, in dem Land, in dem der 
Schutz beansprucht wird, Gemeingut 
geworden, so erlangt es dort nicht von 
neuem Schutz. 

(3) Die Anwendung dieses Grund-
satzes richtet sich nach den Bestim-
mungen der zwischen Verbandslän-
dern zu diesem Zweck abgeschlosse-
nen oder abzuschließenden besonderen 
Übereinkünfte. Mangels solcher Be-
stimmungen legen die betreffenden 
Länder, jedes für sich, die Art und 
Weise dieser Anwendung fest. 

(4) Die vorstehenden Bestimmungen 
gelten auch, wenn ein Land dem Ver-
band neu beitritt, sowie für den Fall, 
daß der Schutz nach Artikel 7 oder 
durch Verzicht auf Vorbehalte ausge-
dehnt wird. 

Artikel 19 

Die Bestimmungen dieser Überein-
kunft hindern nicht daran, die Anwen-
dung von weitergehenden Bestimmun-
gen zu beanspruchen, die durch die 
Gesetzgebung eines Verbandslandes 
etwa erlassen werden. 

Artikel 20 

Die Regierungen der Verbandslän-
der behalten sich das Recht vor, Son-
derabkommen miteinander insoweit zu 
treffen, als diese den Urhebern Rechte 
verleihen, die über die ihnen durch 
diese Übereinkunft gewährten Rechte 
hinausgehen oder andere Bestimmun-
gen enthalten, die dieser Übereinkunft 
nicht zuwiderlaufen. Die Bestimmun-
gen bestehender Abkommen, die den 
angegebenen Voraussetzungen ent-
sprechen, bleiben anwendbar. 

Artikel 21 

(1) Besondere Bestimmungen für die 
Entwicklungsländer sind in einem Pro-
tokoll mit dem Titel „Protokoll be-
treffend die Entwicklungsländer" ent-
halten. 

(2) Vorbehaltlich des Artikels 28 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i und 
Buchstabe c ist das Protokoll betref-
fend die Entwicklungsländer Bestand-
teil dieser Übereinkunft. 

Artikel 22 

(1) a) Der Verband hat eine Ver-
sammlung, die sich aus den 
durch die Artikel 22 bis 26 
gebundenen Verbandsländern 
zusammensetzt. 

b) Die Regierung jedes Landes 
wird durch einen Delegierten 
vertreten, der von Stellver-
tretern, Beratern und Sach-
verständigen unterstützt wer-
den kann. 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 	Drucksache  V/3582  

c) Les dépenses de chaque délé-
gation sont supportées par le 
Gouvernement qui l'a dési-
gnée. 

2) a) L'Assemblée: 

i) traite de toutes les ques-
tions concernant le 
maintien et le dévelop-
pement de l'Union et 
l'application de la pré-
sente Convention; 

ii) donne au Bureau inter-
national de la propriété 
intellectuelle (ci-après 
dénommé « le Bureau in-
ternational ») visé dans 
la Convention instituant 
l'Organisation Mondiale 
de la Propriété Intellec-
tuelle (ci-après dé

-

nommé « l'Organisa-
tion ») des directives 
concernant la prépara-
tion des conférences de 
revision, compte étant 
dûment tenu des obser-
vations des pays de l'U-
nion qui ne sont pas 
liés par les articles 22 
à 26; 

iii)

examine et approuve les 
rapports et les activités 
du Directeur général de 
l'Organisation relatifs à 
l'Union et lui donne tou-
tes directives utiles con-
cernant les questions de 
la compétence de l'U-
nion; 

iv) élit les membres du Co-
mité exécutif de l'As-
semblée; 

v) examine et approuve les 
rapports et les activités 
de son Comité exécutif 
et lui donne des direc-
tives; 

vi) arrête le programme, 
adopte le budget triennal 
de l'Union et approuve 
ses comptes de clôture; 

vii) adopte le règlement fi-
nancier de l'Union; 

viii) crée les comités d'ex-
perts et groupes de tra-
vail qu'elle juge utiles 
à la réalisation des ob-
jectifs de l'Union; 

ix) décide quels sont les 
pays non membres de 
l'Union et quelles sont 
les organisations inter-
gouvernementales et in- 

(c) The expenses of each delega-
tion shall be bo rne by the 
Government which has ap-
pointed it. 

(2) (a) The Assembly shall: 

(i) deal with all matters 
concerning the main-
tenance and develop-
ment of the Union and 
the implementation of 
this Convention; 

(ii) give directions con-
cerning the prepara-
tion for conferences 
of revision to the In-
ternational Bureau of 
Intellectual Property 
(hereinafter designated 
as "the International 
Bureau") referred to in 
the Convention estab-
lishing the World In-
tellectual Property Or-
ganization (hereinafter 
designated as "the Or-
ganization"), due ac-
count being taken of 
any comments made 
by those countries of 
the Union which are 
not bound by Articles 
22 to 26; 

(iii) review and approve 
the reports and activ-
ities of the Director 
General of the Organi-
zation concerning the 
Union, and give him 
all necessary instruc-
tions concerning mat-
ters within the com-
petence of the Union; 

(iv) elect the members of 
the Executive Commit-
tee of the Assembly; 

(y)  review and approve 
the reports and activ-
ities of its Executive 
Committee, and give 
instructions to such 
Committee; 

(vi) determine the program 
and adopt the triennial 
budget of the Union, 
and approve its final 
accounts; 

(vii) adopt the financial 
regulations of the 
Union; 

(viii) establish such commit-
tees of experts and 
working groups as 
may be necessary for 
the work of the 
Union; 

(ix) determine which coun-
tries not members of 
the Union and which 
intergovernmental and 
international  non-goy- 

c) Die Kosten jeder Delegation 
werden von der Regierung 
getragen, die sie entsandt hat. 

(2) a) Die Versammlung 

i) behandelt alle Fragen 
betreffend die Erhaltung 
und die Entwicklung des 
Verbandes sowie die 
Anwendung dieser Über-
einkunft; 

ii) erteilt dem Internatio-
nalen Büro für geistiges 
Eigentum (im folgenden 
als „das Internationale 
Büro" bezeichnet), das 
in dem Übereinkommen 
zur Errichtung der Welt-
organisation für geisti-
ges Eigentum (im fol-
genden als „die Organi-
sation" bezeichnet) vor-
gesehen ist, Weisungen 
für die Vorbereitung der 
Revisionskonferenzen 
unter gebührender Be-
rücksichtigung der Stel-
lungnahmen der Ver-
bandsländer, die durch 
die Artikel 22 bis 26 
nicht gebunden sind; 

iii) prüft und billigt die 
Berichte und die Tätig-
keit des Generaldirek-
tors der Organisation 
betreffend den Verband 
und erteilt ihm alle 
zweckdienlichen Wei-
sungen in Fragen, die 
in die Zuständigkeit des 
Verbandes fallen; 

iv) wählt die Mitglieder 
des Exekutivausschus-
ses der Versammlung; 

y)  prüft und billigt die 
Berichte und die Tätig-
keit ihres Exekutivaus-
schusses und erteilt ihm 
Weisungen; 

vi) legt das Programm fest, 
beschließt den Drei

-

jahres-Haushaltsplan 
des Verbandes und bil-
ligt seine Rechnungsab-
schlüsse; 

vii) beschließt die Finanz-
vorschriften des Ver-
bandes; 

viii) bildet die Sachverstän-
digenausschüsse und Ar-
beitsgruppen, die sie zur 
VerwirklichungderZiele 
des Verbandes für 
zweckdienlich hält; 

ix) bestimmt, welche Nicht-
mitgliedländer des Ver-
bandes, welche zwi-
schenstaatlichen und 
welche internationalen 
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ternationales non-gou-
vernementales qui peu-
vent être admis à ses 
réunions en qualité d'ob-
servateurs; 

x) adopte les modifications 
des articles 22 à 26; 

xi) entreprend toute autre 
action appropriée en vue 
d'atteindre les objectifs 
de l'Union; 

xii) s'acquitte de toutes au-
tres tâches qu'implique 
la présente Convention; 

xiii) exerce, sous réserve 
qu'elle les accepte, les 
droits qui lui sont con-
férés par la Convention 
instituant l'Organisation. 

b) Sur les questions qui intéres-
sent également d'autres 
Unions administrées par l'Or-
ganisation, l'Assemblée statue 
connaissance prise de l'avis 
du Comité de Coordination 
de l'Organisation. 

3) a) Chaque pays membre de l'As-
semblée dispose d'une voix. 

b) La moitié des pays membres 
de l'Assemblée constitue le 
quorum. 

c) Nonobstant les dispositions du 
sous-alinéa b) si, lors d'une 
session, le nombre des pays 
représentés est inférieur à la 
moitié mais égal ou supérieur 
au tiers des pays membres de 
l'Assemblée, celle-ci peut 
prendre des décisions; toute-
fois, les décisions de l'Assem-
blée, à l'exception de celles 
qui concernent sa procédure, 
ne deviennent exécutoires que 
lorsque les conditions énon-
cées ci-après sont remplies. Le 
Bureau international commu-
nique lesdites décisions aux 
pays membres de l'Assemblée 
qui n'étaient pas représentés, 
en les invitant à exprimer par 
écrit, dans un délai de trois 
mois à compter de la date de 
ladite communication, leur 
vote ou leur abstention. Si, à 
l'expiration de ce délai, le 
nombre des pays ayant ainsi 
exprimé leur vote ou leur 
abstention est au moins égal 
au nombre de pays qui faisait 
défaut pour que le quorum 
fût atteint lors de la session, 
lesdites décisions deviennent 

ernmental organiza

-

tions shall be admitted 
to its meetings as ob-
servers; 

(x) adopt amendments to 
Articles 22 to 26; 

(xi) take any other ap-
propriate action de-
signed to further the 
objectives of the U-
nion; 

(xii) exercise such other 
functions as are ap-
propriate under this 
Convention; 

(xiii) subject to its accept-
ance, exercise such 
rights as are given to 
it in the Convention 
establishing the Or-
ganization. 

(b) With respect to matters 
which are of interest also to 
other Unions administered 
by the Organization, the As-
sembly shall make its deci-
sions after having heard the 
advice of the Coordination 
Committee of the Organiza-
tion. 

(3) (a) Each country member of the 
Assembly shall have one 
vote. 

(b) One-half of the countries 
members of the Assembly 
shall constitute a quorum. 

(c) Notwithstanding the provi-
sions of subparagraph (b), 
if, in any session, the num-
ber of countries represented 
is less than one-half but 
equal to or more than one-
third of the countries mem-
bers of the Assembly, the 
Assembly may make deci-
sions but, with the exception 
of decisions concerning its 
own procedure, all such de-
cisions shall take effect only 
if the following conditions are 
fulfilled. The International Bu-
reau shall communicate the 
said decisions to the coun-
tries members of the Assem-
bly which were not repre-
sented and shall invite them 
to express in writing their 
vote or abstention within a 
period of three months from 
the date of the communica-
tion. If, at the expiration of 
this period, the number of 
countries having thus ex-
pressed their vote or absten-
tion attains the number of 
countries which was lacking 
for attaining the quorum in 

nichtstaatlichen Organi-
sationen zu ihren Sitzun-
gen als Beobachter zu-
gelassen werden; 

x) beschließt Änderungen 
der Artikel 22 bis 26; 

xi) nimmt jede andere 
Handlung vor, die zur 
Erreichung der Ziele 
des Verbandes geeignet 
ist; 

xii) nimmt alle anderen Auf-
gaben wahr, die sich 
aus dieser Übereinkunft 
ergeben; 

xiii) übt vorbehaltlich ihres 
Einverständnisses 	die 
ihr durch das Überein-
kommen zur Errichtung 
der Organisation über-
tragenen Rechte aus. 

b) Über Fragen, die auch für 
andere von der Organisation 
verwaltete Verbände von In-
teresse sind, entscheidet die 
Versammlung nach Anhörung 
des Koordinierungsausschus-
ses der Organisation. 

(3) a) Jedes Mitgliedland der Ver-
sammlung verfügt über eine 
Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer 
der Versammlung bildet das 
Quorum (die für die Be-
schlußfähigkeit erforderliche 
Mindestzahl). 

c) Ungeachtet des Buchstaben b 
kann die Versammlung Be-
schlüsse fassen, wenn wäh-
rend einer Tagung die Zahl 
der vertretenen Länder zwar 
weniger als die Hälfte, aber 
mindestens ein Drittel der 
Mitgliedländer der Versamm-
lung beträgt; jedoch werden 
diese Beschlüsse mit Aus-
nahme der Beschlüsse über 
das Verfahren der Versamm-
lung nur dann wirksam, 
wenn die folgenden Bedin-
gungen erfüllt sind: Das In-
ternationale Büro teilt diese 
Beschlüsse den Mitglied-
ländern der Versammlung 
mit, die nicht vertreten 
waren, und lädt sie ein, in-
nerhalb einer Frist von drei 
Monaten vom Zeitpunkt der 
Mitteilung an schriftlich ihre 
Stimme oder Stimmenthal-
tung bekanntzugeben. Ent-
spricht nach Ablauf der Frist 
die Zahl der Länder, die auf 
diese Weise ihre Stimme 
oder Stimmenenthaltung be-
kanntgegeben haben, min-
destens der Zahl der Länder, 
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exécutoires, pourvu qu'en 
même temps la majorité né-
cessaire reste acquise. 

d) Sous réserve des dispositions 
de l'article 26.2), les décisions 
de l'Assemblée sont prises à la 
majorité des deux tiers des 
votes exprimés. 

e) L'abstention n'est pas consi-
dérée comme un vote. 

f) Un délégué ne peut représen-
ter qu'un seul pays et ne peut 
voter qu'au nom de celui-ci. 

g) Les pays de l'Union qui ne 
sont pas membres de l'As-
semblée sont admis à ses réu-
nions en qualité d'observa-
teurs. 

4) a) L'Assemblée se réunit une fois 
tous les trois ans en session 
ordinaire, sur convocation du 
Directeur général et, sauf cas 
exceptionnels, pendant la mê-
me période et au même lieu 
que l'Assemblée générale de 
l'Organisation. 

b) L'Assemblée se réunit en ses-
sion extraordinaire sur convo-
cation adressée par le Direc-
teur général, à la demande du 
Comité exécutif ou à la de-
mande d'un quart des pays 
membres de l'Assemblée. 

5) L'Assemblée adopte son règle-
ment intérieur. 

Article 23 

1) L'Assemblée a un Comité exécu-
tif. 

2) a) Le Comité exécutif est compo-
sé des pays élus par l'As-
semblée parmi les pays mem-
bres de celle-ci. En outre, le 
pays sur le territoire duquel 
l'Organisation a son siège dis-
pose, ex officio, d'un siège au 
Comité, sous réserve des dis-
positions de l'article 253) b). 

b) Le Gouvernement de chaque 
pays membre du Comité exé-
cutif est représenté par un dé-
légué, qui peut être assisté de 
suppléants, de conseillers et 
d'experts. 

c) Les dépenses de chaque délé-
gation sont supportées par le 
Gouvernement qui l'a desi-
gnée. 

the session itself, such deci-
sions shall take effect pro-
vided that at the same time 
the required majority still 
obtains. 

(d) Subject to the provisions of 
Article 26 (2), the decisions 
of the Assembly shall re-
quire two-thirds of the votes 
cast. 

(e) Abstentions shall not be con-
sidered as votes. 

(f) A delegate may represent, 
and vote in the name of, 
one country only. 

(g) Countries of the Union not 
members of the Assembly 
shall be admitted to its meet-
ings as observers. 

(4) (a) The Assembly shall meet 
once in every third calendar 
year in ordinary session up-
on convocation by the Di-
rector General and, in the 
absence of exceptional cir-
cumstances, during the same 
period and at the same place 
as the General Assembly of 
the Organization. 

(b) The Assembly shall meet in 
extraordinary session upon 
convocation by the Director 
General, at the request of 
the Executive Committee or 
at the request of one-fourth 
of the countries members of 
the Assembly. 

(5) The Assembly shall adopt its 
own rules of procedure. 

Article 23 

(1) The Assembly shall have an 
Executive Committee. 

(2) (a) The Executive Committee 
shall consist of countries 
elected by the Assembly 
from among countries mem-
bers of the Assembly. Fur-
thermore, the country on 
whose territory the Organi-
zation has its headquarters 
shall, subject to the provi-
sions of Article 25 (7) (b), 
have an ex officio seat on 
the Committee. 

(b) The Government of each 
country member of the Exe-
cutive Committee shall be 
represented by one delegate, 
who may be assisted by al-
ternate delegates, advisors, 
and experts. 

(c) The expenses of each dele-
gation shall be borne by the 
Government which has ap-
pointed it. 

die für die Erreichung des 
Quorums während der Ta-
gung gefehlt hatte, so wer-
den die Beschlüsse wirksam, 
sofern gleichzeitig die erfor-
derliche Mehrheit noch vor-
handen ist. 

d) Vorbehaltlich des Artikels 26 
Absatz 2 faßt die Versamm-
lung ihre Beschlüsse mit 
einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen 
Stimmen. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht 
als Stimmabgabe. 

f) Ein Delegierter kann nur ein 
Land vertreten und nur in 
dessen Namen abstimmen. 

g) Die Verbandsländer, die nicht 
Mitglied der Versammlung 
sind, werden zu den Sitzun-
gen der Versammlung als 
Beobachter zugelassen. 

(4) a) Die Versammlung tritt nach 
Einberufung durch den Ge-
neraldirektor alle drei Jahre 
einmal zu einer ordentlichen 
Tagung zusammen, und zwar, 
abgesehen von außergewöhn-
lichen Fällen, zu derselben 
Zeit und an demselben Ort 
wie die Generalversammlung 
der Organisation. 

b) Die Versammlung tritt nach 
Einberufung durch den Ge-
neraldirektor zu einer außer-
ordentlichen Tagung zusam-
men, wenn der Exekutivaus-
schuß oder ein Viertel der 
Mitgliedländer der Versamm-
lung es verlangt. 

(5) Die Versammlung gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

Artikel 23 

(1) Die Versammlung hat einen Exe-
kutivausschuß. 

(2) a) Der Exekutivausschuß setzt 
sich aus den von der Ver-
sammlung aus dem Kreis 
ihrer Mitgliedländer gewähl-
ten Ländern zusammen. 
Außerdem hat das Land, in 
dessen Hoheitsgebiet die Or-
ganisation ihren Sitz hat, 
vorbehaltlich des Artikels 25 
Absatz 7 Buchstabe b ex 
officio einen Sitz im Aus-
schuß. 

b) Die Regierung jedes Mit-
gliedlandes des Exekutiv-
ausschusses wird durch einen 
Delegierten vertreten, der 
von Stellvertretern, Beratern 
und Sachverständigen unter-
stützt werden kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation 
werden von der Regierung 
getragen, die sie entsandt 
hat. 
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3) Le nombre des pays membres du 
Comité exécutif correspond au quart 
du nombre des pays membres de l'As-
semblée. Dans le calcul des sièges à 
pourvoir, le reste subsistant après la 
division par quatre n'est pas pris en 
considération. 

4) Lors de l'élection des membres 
du Comité exécutif, l'Assemblée tient 
compte d'une répartition géographique 
équitable et de la nécessité pour les 
pays parties aux Arrangements parti-
culiers qui pourraient être établis en 
relation avec l'Union d'être parmi les 
pays constituant le Comité exécutif. 

5) a) Les membres du Comité exé-
cutif restent en fonctions à 
partir de la clôture de la ses-
sion de l'Assemblée au cours 
de laquelle ils ont été élus 
jusqu'au terme de la session 
ordinaire suivante de l'As-
semblée. 

b) Les membres du Comité exé-
cutif sont rééligibles dans la 
limite maximale des deux 
tiers d'entre eux. 

c) L'Assemblée réglemente les 
modalités de l'élection et de 
la réélection éventuelle des 
membres du Comité exécutif. 

6) a) Le Comité exécutif: 

i) prépare le projet d'ordre 
du jour de l'Assemblée; 

ii) soumet à l'Assemblée des 
propositions relatives aux 
projets de programme et 
de budget triennal de 
l'Union préparés par le 
Directeur général; 

iii) se prononce, dans les limi-
tes du programme et du 
budget triennal, sur les 
programmes et budgets an-
nuels préparés par le Di-
recteur général; 

iv) soumet à l'Assemblée, avec 
les commentaires appro-
priés, les rapports pério-
diques du Directeur géné-
ral et les rapports annuels 
de vérification des comp-
tes; 

v) prend toutes mesures uti-
les en vue de l'exécution 
du programme de l'Union 
par le Directeur général, 
conformément aux déci-
sions de l'Assemblée et en 
tenant compte des circons-
tances survenant entre 

(3) The number of countries mem-
bers of the Executive Committee shall 
correspond to one-fourth of the num-
ber of countries members of the As-
sembly. In establishing the number 
of seats to be  filled, remainders after 
division by four shall be disregarded. 

(4) In electing the members of the 
Executive Committee, the Assembly 
shall have due regard to an equitable 
geographical distribution and to the 
need for countries party to the Special 
Agreements which might be estab-
lished in relation with the Union to 
be among the countries constituting 
the Executive Committee. 

(5) (a) Each member of the Execu-
tive Committe shall serve 
from the close of the ses-
sion of the Assembly which 
elected it to the close of the 
next ordinary session of the 
Assembly. 

(b) Members of the Executive 
Committee may be re-elect-
ed, but not more than two

-

thirds of them. 

(c) The Assembly shall estab-
lish the details of the rules 
governing the election and 
possible re-election of the 
members of the Executive 
Committee. 

(6) (a) The Executive Committee 
shall: 

(i) prepare the draft agen-
da of the Assembly; 

(ii) submit proposals to the 
Assembly respecting the 
draft program and trien-
nial budget of the 
Union prepared by the 
Director General; 

(iii) approve, within the lim-
its of the program and 
the triennial budget, the 
specific yearly budgets 
and programs prepared 
by the Director Gen-
eral; 

(iv) submit, with appropri-
ate comments, to the 
Assembly the periodical 
reports of the Director 
General and the year-
ly audit reports on the 
accounts; 

(v) in accordance with the 
decisions of the Assem-
bly and having regard 
to circumstances aris-
ing between two ordi-
nary sessions of the As-
sembly, take all neces-
sary measures to ensure 

(3) Die Zahl der Mitgliedländer des 
Exekutivausschusses entspricht einem 
Viertel der Zahl der Mitgliedländer 
der Versammlung. Bei der Berechnung 
der zu vergebenden Sitze wird der 
nach Teilung durch vier verbleibende 
Rest nicht berücksichtigt. 

(4) Bei der Wahl der Mitglieder des 
Exekutivausschusses trägt die Ver-
sammlung einer angemessenen geo-
graphischen Verteilung und der Not-
wendigkeit Rechnung, daß unter den 
Ländern des Exekutivausschusses Ver-
tragsländer der Sonderabkommen 
sind, die im Rahmen des Verbandes 
errichtet werden könnten. 

(5) a) Die Mitglieder des Exekutiv-
ausschusses üben ihr Amt 
vom Schluß der Tagung der 
Versammlung, in deren Ver-
lauf sie gewählt worden sind, 
bis zum Ende der darauffol-
genden ordentlichen Tagung 
der Versammlung aus. 

b) Höchstens zwei Drittel der 
Mitglieder des Exekutivaus-
schusses können wiederge-
wählt werden. 

c) Die Versammlung regelt die 
Einzelheiten der Wahl und 
der etwaigen Wiederwahl 
der Mitglieder des Exekutiv-
ausschusses. 

(6) a) Der Exekutivausschuß 

i) bereitet den Entwurf der 
Tagesordnung der Ver-
sammlung vor; 

ii) unterbreitet der Versamm-
lung Vorschläge zu den 
vom Generaldirektor vor-
bereiteten Entwürfen des 
Programms und des Drei

-

jahres-Haushaltsplans 
des Verbandes; 

iii) stellt im Rahmen des 
Programms und des Drei

-

jahres-Haushaltsplans die 
vom Generaldirektor vor-
bereiteten Jahrespro

-

gramme und Jahreshaus-
haltspläne auf; 

iv) unterbeitet der Versamm-
lung mit entsprechenden 
Bemerkungen die perio-
dischen Berichte des Ge-
neraldirektors und die 
jährlichen Berichte über 
die Rechnungsprüfung; 

y)  trifft alle zweckdienlichen 
Maßnahmen zur Durch-
führung des Programms 
des Verbandes durch den 
Generaldirektor in Über-
einstimmung mit den Be-
schlüssen der Versamm-
lung und unter Berück- 
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deux sessions ordinaires 
de ladite Assemblée; 

vi) s'acquitte de toutes autres 
tâches qui lui sont attri-
buées dans le cadre de la 
présente Convention. 

b) Sur les questions qui intéres-
sent également d'autres Uni-
ons administrées par l'Organi-
sation, le Comité exécutif sta-
tue connaissance prise de 
l'avis du Comité de Coordina-
tion de l'Organisation. 

7) a) Le Comité exécutif se réunit 
une fois par an en session 
ordinaire, sur convocation du 
Directeur général, autant que 
possible pendant la même 
période et au même lieu que 
le Comité de coordination de 
l'Organisation. 

b) Le Comité exécutif se réunit 
en session extraordinaire sur 
convocation adressée par le 
Directeur général, soit à l'ini-
tiative de celui-ci, soit à la 
demande de son président ou 
d'un quart de ses membres. 

8) a) Chaque pays membre du Co-
mité exécutif dispose d'une 
voix. 

b) La moitié des pays membres 
du Comité exécutif constitue 
le quorum. 

c) Les décisions sont prises à la 
majorité simple des votes ex-
primés. 

d) L'abstention n'est pas consi-
dérée comme un vote. 

e) Un délégué ne peut représen-
ter qu'un seul pays et ne peut 
voter qu'au nom de celui-ci. 

9) Les pays de l'Union qui ne sont 
pas membres du Comité exécutif sont 
admis à ses réunions en qualité d'ob-
servateurs. 

10) Le Comité exécutif adopte son 
règlement intérieur. 

Article 24 

1) a) Les tâches administratives in-
combant à l'Union sont assu-
rées par le Bureau internatio-
nal, qui succède au Bureau de 
l'Union réuni avec le Bureau 
de l'Union institué par la Con-
vention internationale pour la 
protection de la propriété in-
dustrielle. 

the execution of the 
program of the Union 
by the Director Gen-
eral; 

(vi) perform such other 
functions as are allo-
cated to it under this 
Convention. 

(b) With respect to matters 
which are of interest also to 
other Unions administered 
by the Organization, the 
Executive Committee shall 
make its decisions after hav-
ing heard the advice of the 
Coordination Committee of 
the Organization. 

(7) (a) The Executive Committee 
shall meet once a year in 
ordinary session upon con-
vocation by the Director 
General, preferably during 
the same period and at the 
same place as the Coordina-
tion Committee of the Or-
ganization. 

(b) The Executive Committee 
shall meet in extraordinary 
session upon convocation by 
the Director General, either 
on his own initiative, or at 
the request of its Chairman 
or one-fourth of its mem-
bers. 

(8) (a) Each country member of the 
Executive Committee shall 
have one vote. 

(b) One-half of the members of 
the Executive Committee 
shall constitute a quorum. 

(c) Decisions shall be made by 
a simple majority of the 
votes cast. 

(d) Abstentions shall not be 
considered as votes. 

(e) A delegate may represent, 
and vote in the name of, 
one country only. 

(9) Countries of the Union not mem-
bers of the Executive Committee shall 
be admitted to its meetings as ob-
servers. 

10) The Executive Committee shall 
adopt its own rules of procedure. 

Article 24 

(1) (a) The administrative tasks 
with respect to the Union 
shall be performed by the 
International Bureau, which 
is a continuation of the Bu-
reau of the Union united 
with the Bureau of the 
Union established by the In-
ternational Convention for 
the Protection of Industrial 
Property. 

sichtigung der zwischen 
zwei ordentlichen Tagun-
gen der Versammlung 
eintretenden Umstände; 

vi) nimmt alle anderen Auf-
gaben wahr, die ihm im 
Rahmen dieser Überein-
kunft übertragen werden. 

b) Über Fragen, die auch für 
andere von der Organisation 
verwaltete Verbände von In-
teresse sind, entscheidet der 
Exekutivausschuß nach An-
hörung des Koordinierungs-
ausschusses der Organisation. 

(7) a) Der Exekutivausschuß tritt 
nach Einberufung durch den 
Generaldirektor jedes Jahr 
einmal zu einer ordentlichen 
Tagung zusammen, und zwar 
möglichst zu derselben Zeit 
und an demselben Ort wie 
der Koordinierungsausschuß 
der Organisation. 

b) Der Exekutivausschuß tritt 
nach Einberufung durch den-
Generaldirektor zu einer 
außerordentlichen Tagung zu-
sammen, entweder auf Ini-
tiative des Generaldirektors 
oder wenn der Vorsitzende 
oder ein Viertel der Mitglie-
der des Exekutivausschusses 
es verlangt. 

(8) a) Jedes Mitgliedland des Exe-
kutivausschusses verfügt über 
eine Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedlän-
der des Exekutivausschusses 
bildet das Quorum. 

c) Die Beschlüsse werden mit 
einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefaßt. 

d) Stimmenthaltung gilt nicht 
als Stimmabgabe. 

e) Ein Delegierter kann nur ein 
Land vertreten und nur in 
dessen Namen abstimmen. 

(9) Die Verbandsländer, die nicht 
Mitglied des Exekutivausschusses 
sind, werden zu dessen Sitzungen als 
Beobachter zugelassen. 

(10) Der Exekutivausschuß 	gibt 
sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 24 

(1) a) Die Verwaltungsaufgaben des 
Verbandes werden vom In-
ternationalen Büro wahrge-
nommen, das an die Stelle 
des mit dem Verbandsbüro 
der internationalen Überein-
kunft zum Schutz des ge-
werblichen Eigentums ver-
einigten Büros des Verbandes 
tritt. 
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b) Le Bureau international assure 
notamment le secrétariat des 
divers organes de l'Union. 

c) Le Directeur général de l'Or-
ganisation est le plus haut 
fonctionnaire de l'Union et la 
représente. 

2) Le Bureau international rassem-
ble et publie les informations concer-
nant la protection du droit d'auteur. 
Chaque pays de l'Union communique 
aussitôt que possible au Bureau inter-
national le texte de toute nouvelle loi 
ainsi que tous textes officiels concer-
nant la protection du droit d'auteur. 

3) Le Bureau international publie 
un périodique mensuel. 

4) Le Bureau international fournit, à 
tout pays de l'Union, sur sa demande, 
des renseignements sur les questions 
relatives à la protection du droit d'au-
teur. 

5) Le Bureau international procède 
à des études et fournit des services 
destinés à faciliter la protection du 
droit d'auteur. 

6) Le Directeur général et tout mem-
bre du personnel désigné par lui pren-
nent part, sans droit de vote, à toutes 
les réunions de l'Assemblée, du Comi-
té exécutif et de tout autre comité 
d'experts ou groupe de travail. Le Di-
recteur général ou un membre du per-
sonnel désigné par lui est d'office se-
crétaire de ces organes. 

7) a) Le Bureau international, selon 
les directives de l'Assemblée 
et en coopération avec le Co-
mité exécutif, prépare les con-
férences de revision des dis-
positions de la Convention 
autres que les articles 22 à 26. 

b) Le Bureau international peut 
consulter des organisations in-
tergouvernementales et inter-
nationales non gouvernemen-
tales sur la préparation des 
conférences de revision. 

c) Le Directeur général et les 
personnes désignées par lui 
prennent part, sans droit de 
vote, aux délibérations dans 
ces conférences. 

8) Le Bureau international exécute 
toutes autres tâches qui lui sont attri-
buées. 

Article 25 

1) a) L'Union a un budget. 

b) Le budget de l'Union comprend 
les recettes et les dépenses 

(b) In particular, the Interna-
tional Bureau shall provide 
the secretariat of the vari-
ous organs of the Union. 

(c) The Director General of the 
Organization shall be the 
chief executive of the Union 
and shall represent the 
Union. 

(2) The International Bureau shall 
assemble and publish information con-
cerning the protection of copyright. 
Each country of the Union shall 
promptly communicate to the Inter-
national Bureau all new laws and of-
ficial texts concerning the protection 
of copyright. 

(3) The International Bureau shall 
publish a monthly periodical. 

(4) The International Bureau shall, 
on request, furnish information to 
any country of the Union on matters 
concerning the protection of copy-
right. 

(5) The International Bureau shall 
conduct studies, and shall provide 
services, designed to facilitate the 
protection of copyright. 

(6) The Director General and any 
staff member designated by him shall 
participate, without the right to vote, 
in all meetings of the Assembly, the 
Executive Committee, and any other 
committee of experts or working 
group. The Director General, or a staff 
member designated by him, shall be 
ex officio secretary of these bodies. 

(7) (a) The International Bureau 
shall, in accordance with the 
directions of the Assembly 
and in cooperation with the 
Executive Committee, make 
the preparations for the con-
ferences of revision of the 
provisions of the Convention 
other than Articles 22 to 26. 

(b) The International Bureau 
may consult with intergov-
ernmental and international 
non-governmental organiza-
tions concerning prepara-
tions for conferences of re-
vision. 

(c) The Director General and 
persons designated by him 
shall take part, without the 
right to vote, in the discus-
sions at these conferences. 

(8) The International Bureau shall 
carry out any other tasks assigned 
to it. 

Article 25 

(1) (a) The Union shall have a 
budget. 

(b) The budget of the Union 
shall include the income and 

b) Das Internationale Büro be-
sorgt insbesondere das Se-
kretariat der verschiedenen 
Organe des Verbandes. 

c) Der Generaldirektor der Or-
ganisation ist der höchste 
Beamte des Verbandes und 
vertritt den Verband. 

(2) Das Internationale Büro sam-
melt und veröffentlicht Informationen 
über den Schutz des Urheberrechts. 
Jedes Verbandsland teilt so bald wie 
möglich dem Internationalen Büro alle 
neuen Gesetze und anderen amtlichen 
Texte mit, die den Schutz des Ur-
heberrechts betreffen. 

(3) Das Internationale Büro gibt 
eine monatlich erscheinende Zeitschrift 
heraus. 

(4) Das Internationale Büro erteilt 
jedem Verbandsland auf Verlangen 
Auskünfte über Fragen betreffend den 
Schutz des Urheberrechts. 

(5) Das Internationale Büro unter-
nimmt Untersuchungen und leistet 
Dienste zur Erleichterung des Schutzes 
des Urheberrechts. 

(6) Der Generaldirektor und die 
von ihm bestimmten Mitglieder des 
Personals nehmen ohne Stimmrecht 
an allen Sitzungen der Versammlung, 
des Exekutivausschusses und aller 
anderen Sachverständigenausschüsse 
oder Arbeitsgruppen teil. Der Gene-
raldirektor oder ein von ihm bestimm-
tes Mitglied des Personals ist von 
Amts wegen Sekretär dieser Organe. 

(7) a) Das Internationale Büro be-
reitet nach den Weisungen 
der Versammlung und in Zu-
sammenarbeit mit dem Exe-
kutivausschuß die Konferen-
zen zur Revision der Bestim-
mungen der Übereinkunft 
mit Ausnahme der Artikel 22 
bis 26 vor. 

b) Das Internationale Büro kann 
bei der Vorbereitung der 
Revisionskonferenzen zwi

-

schenstaatliche sowie inter-
nationale nichtstaatliche Or-
ganisationen konsultieren. 

c) Der Generaldirektor und die 
von ihm bestimmten Personen 
nehmen ohne Stimmrecht an 
den Beratungen dieser Kon-
ferenzen teil. 

(8) Das Internationale Büro nimmt 
alle anderen Aufgaben wahr, die ihm 
übertragen werden. 

Artikel 25 

(1) a) Der Verband hat einen Haus-
haltsplan. 

b) Der Haushaltsplan des Ver-
bandes umfaßt die eigenen 
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propres à l'Union, sa contri-
bution au budget des dépenses 
communes aux Unions, ainsi 
que, le cas échéant, la somme 
mise à la disposition du bud-
get de la Conférence de l'Or-
ganisation. 

c) Sont considérées comme dé-
penses communes aux Unions 
les dépenses qui ne sont pas 
attribuées exclusivement à 
l'Union mais également à une 
ou plusieurs autres Unions 
administrées par l'Organisa-
tion. La part de l'Union dans 
ces dépenses communes est 
proportionnelle à l'intérêt que 
ces dépenses présentent pour 
elle. 

2) Le budget de l'Union est arrêté 
compte tenu des exigences de coordi-
nation avec les budgets des autres 
Unions administrées par l'Organisa-
tion. 

3) Le budget de l'Union est financé 
par les ressources suivantes: 

i) les contributions des pays de 
l'Union; 

ii) les taxes et sommes dues pour 
les services rendus par le 
Bureau international au titre 
de l'Union; 

iii) le produit de la vente des 
publications du Bureau inter-
national concernant l'Union 
et les droits afférents à ces 
publications; 

iv) les dons, legs et subventions; 

v) les loyers, intérêts et autres 
revenus divers. 

4) a) Pour déterminer sa part con-
tributive dans le budget, cha-
que pays de l'Union est rangé 
dans une classe et paie ses 
contributions annuelles sur la 
base d'un nombre d'unités fixé 
comme suit: 

Classe I 	25 
Classe II 20 
Classe III 15 
Classe IV 10 
Classe V 5 
Classe VI 3 
Classe VII 1 

b) A moins qu'il ne l'ait fait pré-
cédemment, chaque pays indi-
que, au moment du dépôt de 
son instrument de ratification 
ou d'adhésion, la classe dans 
laquelle il désire être rangé. 
Il peut changer de classe. S'il 
choisit une classe inférieure, 
le pays doit en faire part à 

expenses proper to the U-
nion, its contribution to the 
budget of expenses common 
to the Unions, and, where 
applicable, the sum made 
available to the budget of the 
Conference of the Organiza-
tion. 

(c) Expenses not attributable 
exclusively to the Union but 
also to one or more other 
Unions administered by the 
Organization shall be con-
sidered as expenses  com

-

mon  to the Unions. The 
share of the Union in such 
common expenses shall be 
in proportion to the interest 
the Union has in them. 

(2) The budget of the Union shall 
be established with due regard to the 
requirements of coordination with the 
budgets of the other Unions admin-
istered by the Organization. 

(3) The budget of the Union shall 
be financed from the following 
sources: 

(i) contributions of the countries of 
the Union; 

(ii) fees and charges due for serv-
ices performed by the Interna-
tional Bureau in relation to the 
Union; 

(iii) sale of, or royalties on, the pub-
lications of the International Bu-
reau concerning the Union; 

(iv) gifts, bequests, and subventions; 

(v) rents, interests, and other mis-
cellaneous income. 

(4) (a) For the purpose of estab-
lishing its contribution to-
wards the budget, each coun-
try of the Union shall belong 
to a class, and shall pay its 
annual contributions on the 
basis of a number of units 
fixed as follows: 

Class I   25 
Class II 	 20 
Class III 	 15 
Class IV 	 10 
Class V 	 5 
Class VI 	 3 
Class VII 	 1 

(b) Unless it has already done 
so, each country shall indi-
cate, concurrently with de-
positing its instrument of 
ratification or accession, the 
class to which it wishes to 
belong. Any country may 
change class. If it chooses 
a lower class, the country 

Einnahmen und Ausgaben 
des Verbandes, dessen Bei-
trag zum Haushaltsplan der 
gemeinsamen Ausgaben der 
Verbände sowie gegebenen-
falls den dem Haushaltsplan 
der Konferenz der Organi-
sation zur Verfügung gestell-
ten Betrag. 

c) Als gemeinsame Ausgaben 
der Verbände gelten die Aus-
gaben, die nicht ausschließ-
lich dem Verband, sondern 
auch einem oder mehreren 
anderen von der Organisa-
tion verwalteten Verbänden 
zuzurechnen sind. Der Anteil 
des Verbandes an diesen ge-
meinsamen Ausgaben ent-
spricht dem Interesse, das 
der Verband an ihnen hat. 

(2) Der Haushaltsplan des Verban-
des wird unter Berücksichtigung der 
Notwendigkeit seiner Abstimmung 
mit den Haushaltsplänen der anderen 
von der Organisation verwalteten 
Verbände aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan des Ver-
bandes umfaßt folgende Einnahmen: 

i) Beiträge der Verbandsländer; 

ii) Gebühren und Beträge für Dienst-
leistungen des Internationalen 
Büros im Rahmen des Verbandes; 

iii) Verkaufserlöse und andere Ein-
künfte aus Veröffentlichungen des 
Internationalen Büros, die den 
Verband betreffen; 

iv) Schenkungen, Vermächtnisse und 
Zuwendungen; 

v) Mieten, Zinsen und andere ver-
schiedene Einkünfte. 

(4) a) Jedes Verbandsland wird zur 
Bestimmung seines Beitrags 
zum Haushaltsplan in eine 
Klasse eingestuft und zahlt 
seine Jahresbeiträge auf der 
Grundlage einer Zahl von 
Einheiten, die wie folgt fest-
gesetzt wird: 

Klasse I 	 25 
Klasse II 	 20 
Klasse III 	 15 
Klasse IV 	 10 
Klasse V 	 5 
Klasse VI 	 3 
Klasse VII 	 1 

b) Falls es dies nicht schon 
früher getan hat, gibt jedes 
Land gleichzeitig mit der 
Hinterlegung seiner Rati-
fikations- oder Beitrittsur-
kunde die Klasse an, in die 
es eingestuft zu werden 
wünscht. Es kann die Klasse 
wechseln. Wählt es eine nie- 
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l'Assemblée lors d'une de ses 
sessions ordinaires. Un tel 
changement prend effet au dé-
but de l'année civile suivant 
ladite session. 

c) La contribution annuelle de 
chaque pays consiste en un 
montant dont le rapport à la 
somme totale des contribu-
tions annuelles au budget de 
l'Union de tous les pays est le 
même que le rapport entre le 
nombre des unités de la classe 
dans laquelle il est rangé et le 
nombre total des unités de 
l'ensemble des pays. 

cl) Les contributions sont dues 
au premier janvier de chaque 
année. 

e) Un pays en retard dans le 
paiement de ses contributions 
ne peut exercer son droit de 
vote, dans aucun des or-
ganes de l'Union dont il est 
membre, si le montant de son 
arriéré est égal ou supérieur 
à celui des contributions dont 
il est redevable pour les deux 
années complètes écoulées. 
Cependant, un tel pays peut 
être autorisé à conserver 
l'exercice de son droit de 
vote au sein dudit organe 
aussi longtemps que ce der-
nier estime que le retard ré-
sulte de circonstances excep-
tionnelles et inévitables. 

f) Dans le cas où le budget n'est 
pas adopté avant le début 
d'un nouvel exercice, le bud-
get de l'année précédente est 
reconduit selon les modalités 
prévues par le règlement fi-
nancier. 

5) Le montant des taxes et sommes 
dues pour des services rendus par le 
Bureau international au titre de l'Union 
est fixé par le Directeur général, qui 
en fait rapport à l'Assemblée et au 
Comité exécutif. 

6) a) L'Union possède un fonds de 
roulement constitué par un 
versement unique effectué par 
chaque pays de l'Union. Si le 
fonds devient insuffisant, l'As-
semblée décide de son aug-
mentation. 

b) Le montant du versement ini-
tial de chaque pays au fonds 
précité ou de sa participation 
à l'augmentation de celui-ci 
est proportionnel à la contri-
bution de ce pays pour l'an- 

must announce it to the As-
sembly at one of its ordinary 
sessions. Any such change 
shall take effect at the be-
ginning of the calendar year 
following the session. 

(c) The annual contribution of 
each country shall be an 
amount in the same propor-
tion to the total sum to be 
contributed to the annual 
budget of the Union by all 
countries as the number of 
its units is to the total of 
the units of all contributing 
countries. 

(d) Contributions shall become 
due on the first of January 
of each year. 

(e) A country which is in ar-
rears in the payment of its 
contributions shall have no 
vote in any of the organs 
of the Union of which it is 
a member if the amount of 
its arrears equals or exceeds 
the amount of the contribu-
tions due from it for the pre-
ceding two full years. How- 
ever, any organ of the Union 
may allow such a country to 
continue to exercise its vote 
in that organ if, and as long 
as, it is satisfied that the 
delay in payment is due to 
exceptional and unavoidable 
circumstances. 

(f) If the budget is not adopted 
before the beginning of a 
new financial period, it shall 
be at the same level as the 
budget of the previous year, 
in accordance with the fi-
nancial regulations. 

(5) The amount of the fees and 
charges due for services rendered by 
the International Bureau in relation 
to the Union shall be established, and 
shall be reported to the Assembly and 
the Executive Committee, by the Di-
rector General. 

(6) (a) The Union shall have a 
working capital fund which 
shall be constituted by a 
single payment made by 
each country of the Union. 
If the fund becomes insuf-
ficient, an increase shall be 
decided by the Assembly. 

(b) The amount of the initial 
payment of each country to 
the said fund or of its par-
ticipation in the increase 
thereof shall be a propor-
tion of the contribution of 

drigere Klasse, so hat es dies 
der Versammlung auf einer 
ihrer ordentlichen Tagungen 
mitzuteilen. Ein solcher Wech-
sel wird zu Beginn des auf 
diese Tagung folgenden Ka-
lenderjahres wirksam. 

c) Der Jahresbeitrag jedes Lan-
des besteht aus einem Be-
trag, der in demselben Ver-
hältnis zu der Summe der 
Jahresbeiträge aller Länder 
zum Haushaltsplan des Ver-
bandes steht wie die Zahl 
der Einheiten der Klasse, in 
die das Land eingestuft ist, 
zur Summe der Einheiten 
aller Länder. 

d) Die Beiträge werden am 1. 
Januar jedes Jahres fällig. 

e) Ein Land, das mit der Zah-
lung seiner Beiträge im 
Rückstand ist, kann sein 
Stimmrecht in keinem der 
Organe des Verbandes, denen 
es als Mitglied angehört, 
ausüben, wenn der rückstän-
dige Betrag die Summe der 
von ihm für die zwei vor-
hergehenden vollen Jahre 
geschuldeten Beiträge er-
reicht oder übersteigt. Jedoch 
kann jedes dieser Organe 
einem solchen Land gestatten, 
das Stimmrecht in diesem 
Organ weiter auszuüben, 
wenn und solange es über-
zeugt ist, daß der Zahlungs-
rückstand eine Folge außer-
gewöhnlicher und unabwend-
barer Umstände ist. 

f) Wird der Haushaltsplan nicht 
vor Beginn eines neuen Rech-
nungsjahres beschlossen, so 
wird der Haushaltsplan des 
Vorjahres nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften übernom-
men. 

(5) Die Höhe der Gebühren und 
Beträge für Dienstleistungen des Inter-
nationalen Büros im Rahmen des Ver-
bandes wird vom Generaldirektor fest-
gesetzt, der der Versammlung und 
dem Exekutivausschuß darüber berich-
tet. 

(6) a) Der Verband hat einen Be-
triebsmittelfonds, der durch 
eine einmalige Zahlung jedes 
Verbandslandes gebildet wird. 
Reicht der Fonds nicht mehr 
aus, so beschließt die Ver-
sammlung seine Erhöhung. 

b) Die Höhe der erstmaligen 
Zahlung jedes Landes zu 
diesem Fonds oder sein An-
teil an dessen Erhöhung ist 
proportional zu dem Beitrag 
dieses Landes für das Jahr, 
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née au cours de laquelle le 
fonds est constitué ou l'aug-
mentation décidée. 

c) La proportion et les modalités 
de versement sont arrêtées 
par l'Assemblée, sur proposi-
tion du Directeur général et 
après avis du Comité de co-
ordination de l'Organisation. 

7) a) L'Accord de siège conclu avec 
le pays sur le territoire du-
quel l'Organisation a son 
siège prévoit que, si le fonds 
de roulement est insuffisant, 
ce pays accorde des avances. 
Le montant de ces avances et 
les conditions dans lesquelles 
elles sont accordées font l'ob-
jet, dans chaque cas, d'accords 
séparés entre le pays en cause 
et l'Organisation. Aussi long-
temps qu'il est tenu d'accorder 
des avances, ce pays dispose 
ex officio d'un siège au Comi-
té exécutif. 

b) Le pays visé au sous-alinéa a) 
et l'Organisation ont chacun 
le droit de dénoncer l'engage-
ment d'accorder des avances 
moyennant notification par 
écrit. La dénonciation prend 
effet trois ans après la fin 
de l'année au cours de laquel-
le elle a été notifiée. 

8) La vérification des comptes est 
assurée, selon les modalités prévues 
par le règlement financier, par un ou 
plusieurs pays de l'Union ou par des 
contrôleurs extérieurs, qui sont, avec 
leur consentement, désignés par l'As-
semblée. 

Article 26 

1) Des propositions de modification 
des articles 22, 23, 24, 25 et du présent 
article peuvent être présentées par 
tout pays membre de l'Assemblée, par 
le Comité exécutif ou par le Directeur 
général. Ces propositions sont commu-
niquées par ce dernier aux pays mem-
bres de l'Assemblée six mois au moins 
avant d'être soumises à l'examen de 
l'Assemblée. 

2) Toute modification des articles 
visés à l'alinéa 1) est adoptée par l'As-
semblée. L'adoption requiert les trois 
quarts des votes exprimés; toutefois, 
toute modification de l'article 22 et du 
présent alinéa requiert les quatre cin-
quièmes des votes exprimés. 

that country for the year in 
which the fund is establish

-

ed or the increase decided. 

(c) The proportion and the terms 
of payment shall be fixed by 
the Assembly on the pro-
posal of the Director Gen-
eral and after it has heard 
the advice of the Coordina-
tion Committee of the Or-
ganization. 

(7) (a) In the headquarters agree-
ment concluded with the 
country on the territory of 
which the Organization has 
its headquarters, it shall be 
provided that, whenever the 
working capital fund is in-
sufficient, such country shall 
grant advances. The amount 
of these advances and the 
conditions on which they are 
granted shall be the subject 
of separate agreements, in 
each case, between such 
country and the Organiza-
tion. As long as it remains 
under the obligation to grant 
advances, such country shall 
have an ex officio seat on 
the Executive Committee. 

(b) The country referred to in 
subparagraph (a) and the 
Organization shall each have 
the right to denounce the 
obligation to grant ad-
vances, by written notifica-
tion. Denunciation shall take 
effect three years after the 
end of the year in which it 
has been notified. 

(8) The auditing of the accounts 
shall be effected by one or more of 
the countries of the Union or by ex-
ternal auditors, as provided in the 
financial regulations. They shall be 
designated, with their agreement, by 
the Assembly. 

Article 26 

(1) Proposals for the amendment of 
Articles 22, 23, 24, 25, and the present 
Article, may be initiated by any 
country member of the Assembly, by 
the Executive Committee, or by the 
Director General. Such proposals shall 
be communicated by the Director Gen-
eral to the member countries of the 
Assembly at least six months in ad-
vance of their consideration by the 
Assembly. 

(2) Amendments to the Articles re-
ferred to in paragraph (1) shall be 
adopted by the Assembly. Adoption 
shall require three-fourths of the votes 
cast, provided that any amendment of 
Article 22, and of the present para-
graph, shall require four-fifths of the 
votes cast. 

in dem der Fonds gebildet 
oder die Erhöhung beschlos-
sen wird. 

c) Dieses Verhältnis und die 
Zahlungsbedingungen werden 
von der Versammlung auf 
Vorschlag des Generaldirek-
tors und nach Äußerung des 
Koordinierungsausschusses 
der Organisation festgesetzt. 

(7) a) Das Abkommen über den 
Sitz, das mit dem Land ge-
schlossen wird, in dessen 
Hoheitsgebiet die Organisa-
tion ihren Sitz hat, sieht vor, 
daß dieses Land Vorschüsse 
gewährt, wenn der Betriebs-
mittelfonds nicht ausreicht. 
Die Höhe dieser Vorschüsse 
und die Bedingungen, unter 
denen sie gewährt werden, 
sind in jedem Fall Gegen-
stand besonderer Verein-
barungen zwischen diesem 
Land und der Organisation. 
Solange dieses Land ver-
pflichtet ist, Vorschüsse zu 
gewähren, hat es ex officio 
einen Sitz im Exekutivaus-
schuß. 

b) Das unter Buchstabe a be-
zeichnete Land und die Or-
ganisation sind berechtigt, 
die Verpflichtung zur Ge-
währung von Vorschüssen 
durch schriftliche Notifikation 
zu kündigen. Die Kündigung 
wird drei Jahre nach Ablauf 
des Jahres wirksam, in dem 
sie notifiziert worden ist. 

(8) Die Rechnungsprüfung wird nach 
Maßgabe der Finanzvorschriften von 
einem oder mehreren Verbandslän-
dern oder von außenstehenden Rech-
nungsprüfern vorgenommen, die mit 
ihrer Zustimmung von der Versamm-
lung bestimmt werden. 

Artikel 26 

(1) Vorschläge zur Änderung der 
Artikel 22, 23, 24, 25 und dieses Ar-
tikels können von jedem Mitgliedland 
der Versammlung, vom Exekutivaus-
schuß oder vom Generaldirektor vor-
gelegt werden. Diese Vorschläge 
werden vom Generaldirektor mindes-
tens sechs Monate, bevor sie in der 
Versammlung beraten werden, den 
Mitgliedländern der Versammlung 
mitgeteilt. 

(2) Jede Änderung der in Absatz 1 
bezeichneten Artikel wird von der 
Versammlung beschlossen. Der Be-
schluß erfordert drei Viertel der ab-
gegebenen Stimmen; jede Änderung 
des Artikels 22 und dieses Absatzes 
erfordert jedoch vier Fünftel der ab-
gegebenen Stimmen. 
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3) Toute modification des articles 
visés à l'alinéa 1) entre en vigueur un 
mois après la réception par le Directeur 
général des notifications écrites d'ac-
ceptation, effectuée en conformité avec 
leurs règles constitutionnelles respec-
tives, de la part des trois quarts des 
pays qui étaient membres de l'Assem-
blée au moment où la modification a 
été adoptée. Toute modification des-
dits articles ainsi acceptée lie tous les 
pays qui sont membres de l'Assemblée 
au moment où la modification entre 
en vigueur ou qui en deviennent 
membres à une date ultérieure; toute-
fois, toute modification qui augmente 
les obligations financières des pays de 
l'Union ne lie que ceux d'entre eux 
qui ont notifié leur acceptation de 
ladite modification. 

Article 27 

1) La présente Convention sera sou-
mise à des revisions en vue d'y intro-
duire les améliorations de nature à 
perfectionner le système de l'Union. 

2) A cet effet, des conférences au-
ront lieu, successivement, dans l'un 
des pays de l'Union, entre les délé-
gués desdits pays. 

3) Sous réserve des dispositions de 
l'article 26 applicables à la modifica-
tion des articles 22 à 26, toute revision 
de la présente Convention, y compris 
le Protocole relatif aux pays en voie 
de développement, requiert l'unanimi-
té des votes exprimés. 

Article 28 

1) a) Chacun des pays de l'Union 
qui a signé le présent Acte peut 
le ratifier et, s'il ne l'a pas 
signé, peut y adhérer. Les in-
struments de ratification et 
d'adhésion sont déposés au-
près du Directeur général. 

b) Chacun des pays de l'Union 
peut déclarer, dans son instru-
ment de ratification ou d'ad-
hésion, que sa ratification ou 
son adhésion n'est pas appli-
cable: 

i) aux articles 1 à 21 et au 
Protocole relatif aux pays 
en voie de développement, 
ou 

ii) aux articles 22 à 26. 

c) Si un pays de l'Union a déjà 
séparément accepté le Proto-
cole relatif aux pays en voie 
de développement conformé-
ment à l'article 5 dudit Proto-
cole, sa déclaration faite selon 
le point i) du sous-alinéa pré-
cédent ne peut se rapporter 
qu'aux articles 1 à 20. 

(3) Any amendment to the Articles 
referred to in paragraph (1) shall enter 
into force one month after written 
notifications of acceptance, effected 
in accordance with their respective 
constitutional processes, have been re-
ceived by the Director General from 
three-fourths of the countries members 
of the Assembly at the time it adopted 
the amendment. Any amendment to 
the said Articles thus accepted shall 
bind all the countries which are mem-
bers of the Assembly at the time the 
amendment enters into force, or which 
become members thereof at a sub-
sequent date, provided that any 
amendment increasing the financial 
obligations of countries of the Union 
shall bind only those countries which 
have notified their acceptance of such 
amendment. 

Article 27 

(1) This Convention shall be sub-
mitted to revision with a view to the 
introduction of amendments designed 
to improve the system of the Union. 

(2) For this purpose, conferences 
shall be held successively in one of 
the countries of the Union among the 
delegates of the said countries. 

(3) Subject to the provisions of 
Article 26 which apply to the amend-
ment of Articles 22 to 26, any revision 
of this Convention, including the Pro-
tocol Regarding Developing Countries, 
shall require the unanimity of the 
votes cast. 

Article 28 

(1) (a) Any country of the Union 
which has signed this Act 
may ratify it, and, if it has 
not signed it, may accede to 
it. Instruments of ratification 
and accession shall be de-
posited with the Director 
General. 

(b) Any country of the Union 
may declare in its instrument 
of ratification or accession 
that its ratification or acces-
sion shall not apply: 

(i) to Articles 1 to 21 and 
the Portocol Regarding 
Developing Countries, or 

(ii) to Articles 22 to 26. 

(c) If a country of the Union 
has already separately ac-
cepted the Protocol Regard-
ing Developing Countries in 
accordance with Article 5 of 
such Protocol, its declaration 
under item (i) of the preced-
ing subparagraph may relate 
only to Articles 1 to 20. 

(3) Jede Änderung der in Absatz 1 
bezeichneten Artikel tritt einen Monat 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem 
die schriftlichen Notifikationen der 
verfassungsmäßig zustandegekomme-
nen Annahme des Änderungsvor-
schlags von drei Vierteln der Länder, 
die im Zeitpunkt der Beschlußfassung 
über die Änderung Mitglied der Ver-
sammlung waren, beim Generaldirek-
tor eingegangen sind. Jede auf diese 
Weise angenommene Änderung der 
genannten Artikel bindet alle Länder, 
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Änderung Mitglied der Versamm-
lung sind oder später Mitglied wer-
den; jedoch bindet eine Änderung, 
die die finanziellen Verpflichtungen 
der Verbandsländer erweitert, nur die 
Länder, die die Annahme dieser Än-
derung notifiziert haben. 

Artikel 27 

(1) Diese Übereinkunft soll Revisio-
nen unterzogen werden, um Verbes-
serungen herbeizuführen, die geeignet 
sind, das System des Verbandes zu 
vervollkommnen. 

(2) Zu diesem Zweck werden der 
Reihe nach in einem der Verbands-
länder Konferenzen zwischen den 
Delegierten dieser Länder stattfinden. 

(3) Vorbehaltlich des für die Ände-
rung der Artikel 22 bis 26 maßgeben-
den Artikels 26 bedarf jede Revision 
dieser Übereinkunft mit Einschluß des 
Protokolls betreffend die Entwicklungs-
länder der Einstimmigkeit. 

Artikel 28 

(1) a) Jedes Verbandsland kann 
diese Fassung der Überein-
kunft ratifizieren, wenn es 
sie unterzeichnet hat, oder 
ihr beitreten, wenn es sie 
nicht unterzeichnet hat. Die 
Ratifikations- und Beitritts-
urkunden werden beim Ge-
neraldirektor hinterlegt. 

b) Jedes Verbandsland kann in 
seiner Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde erklären, daß 
sich seine Ratifikation oder 
sein Beitritt nicht erstreckt 

i) auf die Artikel 1 bis 21 
und das Protokoll betref-
fend die Entwicklungs-
länder oder 

ii) auf die Artikel 22 bis 26. 

c) Wenn ein Verbandsland das 
Protokoll betreffend die Ent-
wicklungsländer schon gemäß 
Artikel 5 dieses Protokolls 
gesondert angenommen hat, 
kann sich seine gemäß Buch-
stabe b Ziffer i abgegebene 
Erklärung nur auf die Ar-
tikel 1 bis 20 beziehen. 
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d) Chacun des pays de l'Union 
qui, conformément aux sous-
alinéas b) et c), a exclu des 
effets de sa ratification ou de 
son adhésion l'un des deux 
groupes de dispositions visés 
dans lesdits sous-alinéas peut, 
à tout moment ultérieur, déc-
larer qu'il étend les effets de 
sa ratification ou de son ad-
hésion à ce groupe de dispo-
sitions. Une telle déclaration 
est déposée auprès du Direc-
teur général. 

2) a) Sous réserve des dispositions 
de l'article 5 du Protocole re-
latif aux pays en voie de 
développement, les articles 1 
à 21 et ledit Protocole entrent 
en vigueur, à l'égard des cinq 
premiers pays de l'Union qui 
ont déposé des instruments de 
ratification ou d'adhésion sans 
faire une déclaration comme 
le permet l'alinéa 1) b) i), trois 
mois après le dépôt du cin-
quième de ces instruments de 
ratification ou d'adhésion. 

b) Les articles 22 à 26 entrent en 
vigueur, à l'égard des sept 
premiers pays de l'Union qui 
ont déposé des instruments de 
ratification ou d'adhésion 
sans faire une déclaration 
comme le permet l'alinéa 1) b) 
ii), trois mois après le dépôt 
du septième de ces instru-
ments de ratification ou d'ad-
hésion. 

c) Sous réserve de l'entrée en 
vigueur initiale, conformé-
ment aux dispositions des 
sous-alinéas a) et b), de cha-
cun des deux groupes de dis-
positions visés à l'alinéa 1) b) 
i) et ii), et sous réserve des 
dispositions de l'alinéa 1) b), 
les articles 1 à 26 et le Proto-
cole relatif aux pays en voie 
de développement entrent en 
vigueur à l'égard de tout pays 
de l'Union, autre que ceux 
visés aux sous-alinéas a) et b), 
qui dépose un instrument de 
ratification ou d'adhésion, ain-
si qu'à l' égard de tout pays 
de l'Union qui dépose une 
déclaration en application de 
l'alinéa 1) d), trois mois après 
la date de la notification, par 
le Directeur général, d'un tel 
dépôt, à moins qu'une date 
postérieure n'ait été indiquée 
dans l'instrument ou la décla-
ration déposé. Dans ce der-
nier cas, le présent Acte entre 
en vigueur à l'égard de ce 
pays, à la date ainsi indiquée. 

(d) Any country of the Union 
which, in accordance with 
subparagraphs (b) and (c), 
has excluded from the effects 
of its ratification or acces-
sion one of the two groups 
of provisions referred to in 
those subparagraphs may at 
any later time declare that 
it extends the effects of its 
ratification or accession to 
that group of provisions. 
Such declaration shall be de-
posited with the Director 
General. 

(2) (a) Subject to the provisions of 
Article 5 of the Protocol Re-
garding Developing Coun-
tries, Articles 1 to 21 and 
the said Protocol shall enter 
into force, with respect to 
the first five countries of the 
Union which have deposited 
instruments of ratification or 
accession without making 
the declaration permitted by 
paragraph (1) (b) (i), three 
months after the deposit of 
the fifth such instrument of 
ratification or accession. 

(b) Articles 22 to 26 shall enter 
into force, with respect to 
the first seven countries of 
the Union which have de-
posited instruments of rati-
fication or accession without 
making the declaration per-
mitted by paragraph (1) (b) (ii), 
three months after the de-
posit of the seventh such 
instrument of ratification or 
accession. 

(c) Subject to the initial entry 
into force, pursuant to the 
provisions of subparagraphs 
(a) and (b), of each of the 
two groups of provisions re-
ferred to in paragraph (1) (b) 
(i) and (ii), and subject to the 
provisions of paragraph (1) 
(b), Articles 1 to 26 and the 
Protocol Regarding Develop-
ing Countries shall, with 
respect to any country of the 
Union, other than those re-
ferred to in subparagraphs 
(a) and (b), which deposits 
an instrument of ratification 
or accession or any country 
of the Union which deposits 
a declaration pursuant to 
paragraph (1) (d), enter into 
force three months after the 
date of notification by the 
Director General of such de-
posit, unless a subsequent 
date has been indicated in 
the instrument or declaration 
deposited. In the latter case, 
this Act shall enter into force 
with respect to that country 
on the date thus indicated. 

d) Jedes Verbandsland, das ge-
mäß Buchstaben b und c eine 
der dort  bezeichneten beiden 
Gruppen von Bestimmungen 
von der Wirkung seiner Rati-
fikation oder seines Beitritts 
ausgeschlossen hat, kann zu 
jedem späteren Zeitpunkt er-
klären, daß es die Wirkung 
seiner Ratifikation oder sei-
nes Beitritts auf diese Gruppe 
von Bestimmungen erstreckt. 
Eine solche Erklärung wird 
beim Generaldirektor hinter-
legt. 

(2) a) Vorbehaltlich des Artikels 5 
des Protokolls betreffend die 
Entwicklungsländer treten die 
Artikel 1 bis 21 und das ge-
nannte Protokoll für die 
ersten fünf Verbandsländer, 
die Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunden ohne Abgabe 
einer nach Absatz 1 Buch-
stabe b Ziffer i zulässigen 
Erklärung hinterlegt haben, 
drei Monate nach Hinterle-
gung der fünften solchen 
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde in Kraft. 

b) Die Artikel 22 bis 26 treten 
für die ersten sieben Ver-
bandsländer, die Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunden 
ohne Abgabe einer nach Ab-
satz 1 Buchstabe b Ziffer ii 
zulässigen Erklärung hinter-
legt haben, drei Monate nach 
Hinterlegung der siebenten 
solchen Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde in Kraft. 

c) Vorbehaltlich des erstmaligen 
Inkrafttretens jeder der bei-
den in Absatz 1 Buchstabe b 
Ziffern i und ii bezeichneten 
Gruppen von Bestimmungen 
nach den Buchstaben a und 
b und vorbehaltlich des Ab-
satzes 1 Buchstabe b treten 
die Artikel 1 bis 26 und das 
Protokoll betreffend die Ent-
wicklungsländer für jedes 
nicht unter Buchstabe a oder 
b fallende Verbandsland, das 
eine Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde hinterlegt, so-
wie für jedes Verbandsland, 
das eine Erklärung gemäß 
Absatz 1 Buchstabe d hin-
terlegt, drei Monate nach 
dem Zeitpunkt der Notifizie-
rung einer solchen Hinterle-
gung durch den General-
direktor in Kraft, sofern in 
der hinterlegten Urkunde 
oder Erklärung nicht ein spä-
terer Zeitpunkt angegeben 
ist. In diesem Fall tritt diese 
Fassung der Übereinkunft für 
dieses Land zu dem ange-
gebenen Zeitpunkt in Kraft. 
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d) L'application du Protocole re-
latif aux pays en voie de 
développement selon les ter-
mes de son article 5 est ad-
mise, avant l'entrée en vigu-
eur du présent Acte, dès sa 
signature. 

3) A l'égard de chaque pays de 
l'Union qui dépose un instrument de 
ratification ou d'adhésion, les articles 
27 à 38 entrent en vigueur à la pre-
mière date à laquelle l'un quelconque 
des groupes de dispositions visés à 
l'alinéa 1 b) entre en vigueur à 
l'égard de ce pays conformément à 
l'alinéa 2 a), b) ou c). 

Article 29 

1) Tout pays étranger à l'Union peut 
adhérer au présent Acte et devenir, de 
ce fait, membre de l'Union. Les instru-
ments d'adhésion sont déposés auprès 
du Directeur général. 

2) a) A l'égard de tout pays étran-
ger à l'Union qui a déposé 
son instrument d'adhésion un 
mois ou plus avant la date 
d'entrée en vigueur des dis-
positions du présent Acte, 
celui-ci entre en vigueur à la 
date à laquelle les dispositions 
sont entrées en vigueur pour 
la première fois en applica-
tion de l'article 28.2) a) ou b), à 
moins qu'une date postérieure 
n'ait été indiquée dans l'instru-
ment d'adhésion; toutefois: 

i) si les articles 1 à 21 ne 
sont pas entrés en vigueur 
à cette date, un tel pays 
sera lié, durant la période 
intérimaire avant l'entrée 
en vigueur de ces disposi-
tions, et en remplacement 
de celles-ci, par les artic-
les 1 à 20 de l'Acte de 
Bruxelles; 

ii) si les articles 22 à 26 ne 
sont pas entrés en vigueur 
à cette date, un tel pays 
sera lié, durant la période 
intérimaire avant l'entrée 
en vigueur de ces disposi-
tions, et en remplacement 
de celles-ci, par les artic-
les 21 à 24 de l'Acte de 
Bruxelles. 

Si un pays indique une date 
postérieure dans son instru-
ment d'adhésion, le présent 
Acte entre en vigueur à l'é-
gard de ce pays à la date 
ainsi indiquée. 

(d) The Protocol Regarding De-
veloping Countries may be 
applied, pursuant to Article 5 
thereof, prior to the entry 
into force of this Act, from 
the date of its signature. 

(3) With respect to any country of 
the Union which deposits an instru-
ment of ratification or accession, Ar-
ticles 27 to 38 shall enter into force on 
the earlier of the dates on which any 
of the groups of provisions referred 
to in paragraph (1) (b) enters into 
force with respect to that country 
pursuant to paragraph (2) (a), (b) 
or (c). 

Article 29 

(1) Any country outside the Union 
may accede to this Act and thereby 
become a member of the Union. Instru-
ments of accession shall be deposited 
with the Director General. 

(2) (a) With respect to any country 
outside the Union which de-
posits its instrument of ac-
cession one month or more 
before the date of entry into 
force of any provisions of 
the present Act, this Act 
shall enter into force, unless 
a subsequent date has been 
indicated in the instrument 
of accession, on the date 
upon which provisions first 
enter into force pursuant to 
Article 28 (2) (a) or (b) ; 
provided that: 

(i) if Articles 1 to 21 do not 
enter into force on that 
date, such country shall, 
during the interim period 
before the entry into 
force of such provisions, 
and in substitution there-
for, be bound by Artic-
les 1 to 20 of the Brussels 
Act; 

(ii) if Articles 22 to 26 do 
not enter into force on 
that date, such country 
shall, during the interim 
period before the entry 
into force of such pro-
visions, and in substitu-
tion therefor, be bound 
by Articles 21 to 24 of 
the Brussels Act. 

If a country indicates a sub-
sequent date in its instrument 
of accession, this Act shall enter 
into force with respect to that 
country on the date thus in-
dicated. 

d) Die Anwendung des Proto-
kolls betreffend die Ent-
wicklungsländer gemäß des-
sen Artikel 5 ist vor dem 
Inkrafttreten dieser Fassung 
der Übereinkunft vom Zeit-
punkt ihrer Unterzeichnung 
an zulässig. 

(3) Für jedes Verbandsland, das 
eine Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde hinterlegt, treten die Artikel 27 
bis 38 in Kraft, sobald eine der beiden 
in Absatz 1 Buchstabe b bezeichneten 
Gruppen von Bestimmungen für die-
ses Land gemäß Absatz 2 Buchstabe a, 
b oder c in Kraft tritt. 

Artikel 29 

(1) Jedes verbandsfremde Land 
kann dieser Fassung der Übereinkunft 
beitreten und dadurch Mitglied des 
Verbandes werden. Die Beitrittsur-
kunden werden beim Generaldirektor 
hinterlegt. 

(2) a) Für jedes verbandsfremde 
Land, das seine Beitrittsur-
kunde einen Monat vor dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens 
von Bestimmungen dieser 
Fassung der Übereinkunft 
oder früher hinterlegt hat, 
tritt diese, sofern nicht ein 
späterer Zeitpunkt in der 
Beitrittsurkunde angegeben 
ist, zu dem Zeitpunkt in Kraft, 
zu dem die Bestimmungen 
gemäß Artikel 28 Absatz 2 
Buchstabe a oder b erstmals 
in Kraft treten; jedoch ist ein 
solches Land, 

i) wenn die Artikel 1 bis 21 
zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht in Kraft getreten 
sind, während der Über-
gangszeit bis zu ihrem 
Inkrafttreten an ihrer 
Stelle durch die Artikel 
1 bis 20 der Brüsseler 
Fassung der Übereinkunft 
gebunden; 

ii) wenn die Artikel 22 bis 
26 zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht in Kraft ge-
treten sind, während der 
Übergangszeit bis zu 
ihrem Inkrafttreten an 
ihrer Stelle durch die Ar-
tikel 21 bis 24 der Brüs-
seler Fassung der Über-
einkunft gebunden. 

Gibt ein Land in seiner 
Beitrittsurkunde einen spä-
teren Zeitpunkt an, so tritt 
diese Fassung der Überein-
kunft für dieses Land zu dem 
angegebenen Zeitpunkt in 
Kraft. 
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b) A l'égard de tout pays étran-
ger à l'Union qui a déposé 
son instrument d'adhésion 
à une date postérieure à l'en-
trée en vigueur d'un seul 
groupe de dispositions du pré-
sent Acte ou à une date qui 
la précède de moins d'un 
mois, le présent Acte entre 
en vigueur, sous réserve de 
ce qui est prévu au sous

-

alinéa a), trois mois après la 
date à laquelle son adhésion 
a été notifiée par le Directeur 
général, à moins qu'une date 
postérieure n'ait été indiquée 
dans l'instrument d'adhésion. 
Dans ce dernier cas, le pré-
sent Acte entre en vigueur à 
l'égard de ce pays à la date 
ainsi indiquée. 

3) A l'égard de tout pays étranger 
à l'Union qui a déposé son instrument 
d'adhésion après la date d'entrée en 
vigueur du présent Acte dans sa to-
talité, ou moins d'un mois avant cette 
date, le présent Acte entre en vigueur 
trois mois après la date à laquelle son 
adhésion a été notifiée par le Direc-
teur général, à moins qu'une date 
postérieure n'ait été indiquée dans 
l'instrument d'adhésion. Dans ce der-
nier cas, le présent Acte entre en 
vigueur à l'égard de ce pays à la 
date ainsi indiquée. 

Article 30 

1) Sous réserve des exceptions pos-
sibles prévues à l'alinéa suivant et 
aux articles 28. 1) b) et 33. 2), ainsi que 
dans le Protocole relatif aux pays en 
voie de développement, la ratification 
ou l'adhésion emporte de plein droit 
accession à toutes les clauses et ad-
mission à tous les avantages stipulés 
par le présent Acte. 

2) a) Tout pays de l'Union ratifiant 
le présent Acte ou y adhé-
rant peut conserver le béné-
fice des réserves qu'il a for-
mulées antérieurement, à la 
condition d'en faire la décla-
ration lors du dépôt de son 
instrument de ratification ou 
d'adhésion. 

b) Tout pays étranger à l'Union 
peut, en adhérant au présent 
Acte, déclarer qu'il entend 
substituer, provisoirement au 
moins, à l'article 8, concer-
nant le droit de traduction, 
les dispositions de l'article 5 
de la Convention d'Union de 
1886 revisée à Paris en 1896, 
étant bien entendu que ces 
dispositions ne visent que la 
traduction dans la ou les lan-
gues du pays. Tout pays de 

(b) With respect to any country 
outside the Union which de-
posits its instrument of ac-
cession on a date which is 
subsequent to, or precedes 
by less than one month, the 
entry into force of one group 
of provisions of the present 
Act, this Act shall, subject 
to the proviso of subpara-
graph (a), enter into force 
three months after the date 
on which its accession has 
been notified by the Director 
General, unless a subsequent 
date has been indicated in 
the instrument of accession. 
In the latter case, this Act 
shall enter into force with 
respect to that country on 
the date thus indicated. 

(3) With respect to any country out-
side the Union which deposits its 
instrument of accession after the date 
of entry into force of the present Act 
in its entirety, or less than one month 
before such date, this Act shall enter 
into force three months after the date 
on which its accession has been noti-
fied by the Director General, unless 
a subsequent date has been indicated 
in the instrument of accession. In the 
latter case, this Act shall enter into 
force with respect to that country on 
the date thus indicated. 

Article 30 

(1) Subject to the possibilities of 
exceptions provided for in the follow-
ing paragraph, in Articles 28 (1) (b) 
and 33 (2), and in the Protocol Regard-
ing Developing Countries, ratification 
or accession shall automatically entail 
acceptance of all the clauses and ad-
mission to all the advantages of this 
Act. 

(2) (a) Any country of the Union 
ratifying or acceding to this 
Act may retain the benefit 
of the reservations it has 
previously formulated on 
condition that it makes a 
declaration to that effect at 
the time of the deposit of its 
instrument of ratification or 
accession. 

(b) Any country outside the 
Union may, in acceding to 
this Act, declare that it in-
tends to substitute, tempo-
rarily at least, for Article 8 
concerning the right of trans-
lation, the provisions of Ar-
ticle 5 of the Union Conven-
tion of 1886, as revised in 
Paris in 1896, on the clear 
understanding that the said 
provisions are applicable 
only to translation into the 

b) Für jedes verbandsfremde 
Land, das seine Beitrittsur-
kunde nach dem Inkrafttreten 
einer Gruppe von Bestim-
mungen dieser Fassung der 
Übereinkunft oder weniger 
als einen Monat vor diesem 
Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt 
diese Fassung der Überein-
kunft vorbehaltlich des Buch-
staben a drei Monate nach 
dem Zeitpunkt der Notifizie-
rung seines Beitritts durch 
den Generaldirektor in Kraft, 
sofern nicht ein späterer Zeit-
punkt in der Beitrittsurkunde 
angegeben ist. In diesem Fall 
tritt diese Fassung der Über-
einkunft für dieses Land zu 
dem angegebenen Zeitpunkt 
in Kraft. 

(3) Für jedes verbandsfremde Land, 
das seine Beitrittsurkunde nach dem 
Inkrafttreten dieser Fassung der Über-
einkunft in ihrer Gesamtheit oder we-
niger als einen Monat vor diesem 
Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt diese 
Fassung der Übereinkunft drei Mo-
nate nach dem Zeitpunkt der Notifizie-
rung seines Beitritts durch den Gene-
raldirektor in Kraft, sofern nicht ein 
späterer Zeitpunkt in der Beitritts-
urkunde angegeben ist. In diesem Fall 
tritt diese Fassung der Übereinkunft 
für dieses Land zu dem angegebenen 
Zeitpunkt in Kraft. 

Artikel 30 

(1) Vorbehaltlich der gemäß dem 
folgenden Absatz, den Artikeln 28 
Absatz 1 Buchstabe b und 33 Absatz 2 
sowie dem Protokoll betreffend die 
Entwicklungsländer zulässigen Aus-
nahmen bewirkt die Ratifikation oder 
der Beitritt von Rechts wegen die An-
nahme aller Bestimmungen und die 
Zulassung zu allen Vorteilen dieser 
Fassung der Übereinkunft. 

(2) a) Jedes Verbandsland, das 
diese Fassung der Überein-
kunft ratifiziert oder ihr bei-
tritt, kann die früher erklär-
ten Vorbehalte aufrechter-
halten, sofern es dies bei der 
Hinterlegung seiner Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde 
erklärt. 

b) Jedes verbandsfremde Land 
kann beim Beitritt zu dieser 
Fassung der Übereinkunft 
erklären, daß es wenigstens 
vorläufig den Artikel 8 be-
treffend das Übersetzungs-
recht durch die Bestimmun-
gen des Artikels 5 der im 
Jahre 1896 in Paris revidier-
ten Verbandsübereinkunft 
von 1886 ersetzen will, wo-
bei Einverständnis darüber 
besteht, daß diese Bestim- 
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l'Union a la faculté d'appli-
quer en ce qui concerne le 
droit de traduction des œu-
vres ayant pour pays d'ori-
gine un pays faisant usage 
d'une telle réserve une pro-
tection équivalente à celle ac-
cordée par ce dernier pays. 

c) Tout pays peut, à tout mo-
ment, retirer de telles réser-
ves, par notification adressée 
au Directeur général. 

Article 31 

1) Tout pays peut déclarer dans 
son instrument de ratification ou d'ad-
hésion, ou peut informer le Directeur 
général par écrit à tout moment ulté-
rieur, que la présente Convention est 
applicable à tout ou partie des terri-
toires, désignés dans la déclaration 
ou la notification, pour lesquels il 
assume la responsabilité des relations 
extérieures. 

2) Tout pays qui a fait une telle 
déclaration ou effectué une telle noti-
fication peut, à tout moment, notifier 
au Directeur général que la présente 
Convention cesse d'être applicable à 
tout ou partie de ces territoires. 

3) a) Toute déclaration faite en 
vertu de l'alinéa 1) prend ef-
fet à la même date que la 
ratification ou l'adhésion dans 
l'instrument de laquelle elle 
a été incluse, et toute notifi-
cation effectuée en vertu de 
cet alinéa prend effet trois 
mois après sa notification par 
le Directeur général. 

b) Toute notification effectuée 
en vertu de l'alinéa 2) prend 
effet douze mois après sa ré-
ception par le Directeur gé-
néral. 

Article 32 

1) Le présent Acte remplace dans 
les rapports entre les pays de l'Union, 
et dans la mesure où il s'applique, la 
Convention de Berne du 9 septembre 
1886 et les Actes de revision subsé-
quents. Les Actes précédemment en 
vigueur conservent leur application, 
dans leur totalité ou dans la mesure 
où le présent Acte ne les remplace 
pas en vertu de la phrase précédente, 
dans les rapports avec les pays de 
l'Union qui ne ratifieraient pas le 
présent Acte ou n'y adhéreraient pas. 

2) Les pays étrangers à l'Union qui 
deviennent parties au présent Acte 
l'appliquent, sous réserve des disposi-
tions de l'alinéa 3), à l'égard de tout 

language or languages of the 
said country. Any country of 
the Union has the right to 
apply, in relation to the right 
of translation of works 
whose country of origin is a 
country availing itself of 
such a reservation, a protec-
tion which is equivalent to 
the protection granted by the 
latter country. 

(c) Any country may withdraw 
such reservations at any time 
by notification addressed to 
the Director General. 

Article 31 

(1) Any country may declare in its 
instrument of ratification or acces-
sion, or may inform the Director Gen-
eral by written notification any time 
thereafter, that this Convention shall 
be applicable to all or part of those 
territories, designated in the declara-
tion or notification, for the external 
relations of which it is responsible. 

(2) Any country which has made 
such a declaration or given such a 
notification may, at any time, notify 
the Director General that this Con-
vention shall cease to be applicable 
to all or part of such territories. 

(3) (a) Any declaration made under 
paragraph (1) shall take 
effect on the same date as 
the ratification or accession 
in which it was included, and 
any notification given under 
such paragraph shall take ef-
fect three months after its 
notification by the Director 
General. 

(b) Any notification given under 
paragraph (2) shall take ef-
fect twelve months after its 
receipt by the Director Gen-
eral. 

Article 32 

(1) The present Act shall, as regards 
the relations between the countries 
of the Union, and to the extent that 
it applies, replace the Berne Conven-
tion of September 9, 1886, and the 
subsequent Acts of revision. The Acts 
previously in force shall continue to 
be applicable, in their entirety or to 
the extent that the present Act does 
not replace them by virtue of the pre-
ceding sentence, in relations ,with 
countries of the Union which do not 
ratify or accede to this Act. 

(2) Countries outside the Union 
which become party to this Act shall, 
subject to the provisions of para-
graph (3), apply it with respect to any 

mungen nur die Übersetzung 
in die Landessprache oder die 
Landessprachen betreffen. 
Jedes Verbandsland kann 
hinsichtlich des Übersetzungs-
rechtes für Werke, deren Ur-
sprungsland von einem sol-
chen Vorbehalt Gebrauch 
macht, den Schutz anwenden, 
der dem vom Ursprungsland 
gewährten Schutz entspricht. 

c) Jedes Land kann solche Vor-
behalte jederzeit durch eine 
an den Generaldirektor ge-
richtete Notifikation zurück-
ziehen. 

Artikel 31 

(1) Jedes Land kann in seiner Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde er-
klären oder zu jedem späteren Zeit-
punkt dem Generaldirektor schriftlich 
notifizieren, daß diese Übereinkunft 
auf alle oder einzelne in der Erklä-
rung oder Notifikation bezeichnete 
Hoheitsgebiete anwendbar ist, für 
deren auswärtige Beziehungen es ver-
antwortlich ist. 

(2) Jedes Land, das eine solche Er-
klärung oder eine solche Notifikation 
abgegeben hat, kann dem Generaldi-
rektor jederzeit notifizieren, daß diese 
Übereinkunft auf alle oder einzelne 
dieser Hoheitsgebiete nicht mehr an-
wendbar ist. 

(3) a) Jede in der Ratifikations -
oder Beitrittsurkunde abge-
gebene Erklärung gemäß Ab-
satz 1 wird gleichzeitig mit 
der Ratifikation oder dem 
Beitritt und jede Notifikation 
gemäß Absatz 1 wird drei 
Monate nach ihrer Notifizie-
rung durch den General-
direktor wirksam. 

b) Jede Notifikation gemäß Ab-
satz 2 wird zwölf Monate 
nach ihrem Eingang beim 
Generaldirektor wirksam. 

Artikel 32 

(1) Diese Fassung der Übereinkunft 
ersetzt in den Beziehungen zwischen 
den Verbandsländern und in dem 
Umfang, in dem sie anwendbar ist, die 
Berner Übereinkunft vom 9. Septem-
ber 1886 und die folgenden revidier-
ten Fassungen dieser Übereinkunft. 
Die früheren Fassungen bleiben in 
ihrer Gesamtheit oder in dem Umfang, 
in dem diese Fassung sie nicht gemäß 
Satz 1 ersetzt, unter den Verbands-
ländern anwendbar, die diese Fassung 
der Übereinkunft weder ratifizieren 
noch ihr beitreten. 

(2) Die verbandsfremden Länder, 
die Vertragspartei dieser Fassung der 
Übereinkunft werden, wenden sie vor-
behaltlich des Absatzes 3 im Ver- 
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pays de l'Union qui n'est pas partie à 
cet Acte ou qui, bien qu'y étant par-
tie, a fait la déclaration prévue à l'ar-
ticle 28. 1) b) i). Lesdits pays admet-
tent que le pays de l'Union considéré, 
dans ses relations avec eux: 

i) applique les dispositions de l'Acte 
le plus récent auquel il est partie 
et 

ii) a la faculté d'adapter la protection 
au niveau prévu par le présent 
Acte. 

3) Les pays qui, en ratifiant le pré-
sent Acte ou en y adhérant, ont fait 
l'une quelconque ou toutes les réser-
ves autorisées par le Protocole relatif 
aux pays en voie de développement 
peuvent appliquer ces réserves dans 
leurs rapports avec les autres pays 
de l'Union qui ne sont pas parties à 
cet Acte ou qui, bien qu'y étant par-
ties, ont fait une déclaration selon 
l'article 28. 1) b) i), à condition que ces 
derniers pays aient accepté cette ap-
plication. 

Article 33 

1) Tout différend entre deux ou 
plusieurs pays de l'Union concernant 
l'interprétation ou l'application de la 
présente Convention, qui ne sera pas 
réglé par voie de négociation, peut 
être porté par l'un quelconque des 
pays en cause devant la Cour inter-
nationale de Justice par voie de re-
quête conforme au Statut de la Cour, 
à moins que les pays en cause ne con-
viennent d'un autre mode de règle-
ment. Le Bureau international sera in-
formé par le pays requérant du diffé-
rend soumis à la Cour; il en donnera 
connaissance aux autres pays de l'U-
nion. 

2) Tout pays peut, au moment où il 
signe le présent Acte ou dépose son 
instrument de ratification ou d'adhé-
sion, déclarer qu'il ne se considère 
pas lié par les dispositions de l'ali-
néa 1). En ce qui concerne tout diffé-
rend entre un tel pays et tout autre 
pays de l'Union, les dispositions de 
l'alinéa 1) ne sont pas applicables. 

3) Tout pays qui a fait une décla-
ration conformément aux dispositions 
de l'alinéa 2) peut, à tout moment, la 
retirer par une notification adressée 
au Directeur général. 

country of the Union not party to 
this Act or which, although party to 
this Act, has made a declaration pur-
suant to Article 28 (1) (b) (i). Such 
countries recognize that the said coun-
try of the Union, in its relations with 
them: 

(i) may apply the provisions of the 
most recent Act to which it is 
party, and 

(ii) has the right to adapt the protec-
tion to the level provided for by 
this Act. 

(3) Any country which, in ratifying 
or acceding to the present Act, has 
made any or all of the reservations 
permitted under the Protocol Regard-
ing Developing Countries may apply 
them in its relations with other coun-
tries of the Union which are not party 
to this Act or which, although party 
to this Act, have made a declaration 
as permitted by Article 28(1)(b)(i), 
provided that the latter countries have 
accepted the application of the said 
reservations. 

Article 33 

(1) Any dispute between two or 
more countries of the Union concern-
ing the interpretation or application 
of this Convention, not settled by 
negotiation, may, by any one of the 
countries concerned, be brought before 
the International Court of Justice by 
application in conformity with the 
Statute of the Court, unless the coun-
tries concerned agree on some other 
method of settlement. The country 
bringing the dispute before the Court 
shall inform the International Bureau; 
the International Bureau shall bring 
the matter to the attention of the 
other countries of the Union. 

(2) Each country may, at the time 
it signs this Act or deposits its instru-
ment of ratification or accession, de-
clare that it does not consider itself 
bound by the provisions of para-
graph (1). With regard to any dispute 
between such country and any other 
country of the Union, the provisions 
of paragraph (1) shall not apply. 

(3) Any country having made a 
declaration in accordance with the 
provisions of paragraph (2) may, at 
any time, withdraw its declaration 
by notification addressed to the Direc-
tor General. 

hältnis zu jedem Verbandsland an, 
das nicht Vertragspartei dieser Fas-
sung oder das zwar Vertragspartei 
dieser Fassung ist, aber die in Arti-
kel 28 Absatz i Buchstabe b Ziffer i 
vorgesehene Erklärung abgegeben 
hat. Diese Länder lassen es zu, daß 
ein solches Verbandsland in seinen 
Beziehungen zu ihnen 

i) die Bestimmungen der jüngsten 
Fassung der Übereinkunft, deren 
Vertragspartei es ist, anwendet 
und 

ii) befugt ist, den Schutz dem in 
dieser Fassung der Übereinkunft 
vorgesehenen Stand anzupassen. 

(3) Die Länder, die bei der Ratifi-
kation dieser Fassung der Überein-
kunft oder bei ihrem Beitritt zu dieser 
Fassung einzelne oder alle der durch 
das Protokoll betreffend die Entwick-
lungsländer zugelassenen Vorbehalte 
gemacht haben, können diese Vorbe-
halte in ihren Beziehungen zu den 
anderen Verbandsländern anwenden, 
die nicht Vertragspartei dieser Fas-
sung der Übereinkunft sind, oder die, 
obwohl sie Vertragspartei sind, eine 
Erklärung gemäß Artikel 28 Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer i abgegeben haben, 
vorausgesetzt, daß diese Länder die 
Anwendung der genannten Vorbe-
halte zugelassen haben. 

Artikel 33 

(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei 
oder mehreren Verbandsländern über 
die Auslegung oder die Anwendung 
dieser Übereinkunft, die nicht auf dem 
Verhandlungsweg beigelegt wird, 
kann von jedem beteiligten Land 
durch eine Klage, die gemäß dem 
Statut des Internationalen Gerichts-
hofs zu erheben ist, vor den Inter-
nationalen Gerichtshof gebracht wer-
den, sofern die beteiligten Länder 
nicht eine andere Regelung verein-
baren. Das Land, das die Streitigkeit 
vor den Internationalen Gerichtshof 
bringt, hat dies dem Internationalen 
Büro mitzuteilen; dieses setzt die 
anderen Verbandsländer davon in 
Kenntnis. 

(2) Jedes Land kann gleichzeitig mit 
der Unterzeichnung dieser Fassung 
der Übereinkunft oder mit der Hinter-
legung seiner Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde erklären, daß es sich 
durch Absatz 1 nicht als gebunden 
betrachtet. Auf Streitigkeiten zwischen 
einem solchen Land und jedem ande-
ren Verbandsland ist Absatz 1 nicht 
anwendbar. 

(3) Jedes Land, das eine Erklärung 
gemäß Absatz 2 abgegeben hat, kann 
sie jederzeit durch eine an den Ge-
neraldirektor gerichtete Notifikation 
zurückziehen. 
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Article 34 

Après l'entrée en vigueur du pré-
sent Acte dans sa totalité, un pays ne 
peut adhérer à des Actes antérieurs 
de la présente Convention. 

Article 35 

1) La présente Convention demeure 
en vigueur sans limitation de durée. 

2) Tout pays peut dénoncer le pré-
sent Acte par notification adressée au 
Directeur général. Cette dénonciation 
emporte aussi dénonciation de tous 
les Actes antérieurs et ne produit son 
effet qu'à l'égard du pays qui l'a faite, 
la Convention restant en vigueur et 
exécutoire à l'égard des autres pays 
de l'Union. 

3) La dénonciation prend effet un 
an après le jour où le Directeur géné-
ral a reçu la notification. 

4) La faculté de dénonciation pré-
vue par le présent article ne peut 
être exercée par un pays avant l'ex-
piration d'un délai de cinq ans à 
compter de la date à laquelle il est 
devenu membre de l'Union. 

Article 36 

1) Tout pays partie à la présente 
Convention s'engage à adopter, con-
formément à sa constitution, les me-
sures nécessaires pour assurer l'appli-
cation de la présente Convention. 

2) Il est entendu qu'au moment où 
un pays dépose son instrument de 
ratification ou d'adhésion, il sera en 
mesure, conformément à sa législation 
interne, de donner effet aux disposi-
tions de la présente Convention. 

Article 37 

1) a) Le présent Acte est signé en 
un seul exemplaire dans les 
langues anglaise et française 
et déposé auprès du Gouver-
nement de la Suède. 

b) Des textes officiels sont éta-
blis par le Directeur général, 
après consultation des Gou-
vernements intéressés, dans 
les langues allemande, espa-
gnole, italienne et portugaise, 
et dans les autres langues que 
l'Assemblée pourra indiquer. 

c) En cas de contestation sur 
l'interprétation des divers tex-
tes, le texte français fera foi. 

Article 34 

After the entry into force of this 
Act in its entirety, a country may not 
accede to earlier Acts of this Con-
vention. 

Article 35 

(1) This Convention shall remain in 
force without limitation as to time. 

(2) Any country may denounce this 
Act by notification addressed to the 
Director General. Such denunciation 
shall constitute also denunciation of 
all earlier Acts and shall affect only 
the country making it, the Convention 
remaining in full force and effect as 
regards the other countries of the 
Union. 

(3) Denunciation shall take effect 
one year after the day on which the 
Director General has received the 
notification. 

(4) The right of denunciation provid-
ed by this Article shall not be 
exercised by any country before the 
expiration of five years from the date 
upon which it becomes a member of 
the Union. 

Article 36 

(1) Any country party to this Con-
vention undertakes to adopt, in ac-
cordance with its constitution, the 
measures necessary to ensure the ap-
plication of this Convention. 

(2) It is understood that, at the time 
a country deposits its instrument of 
ratification or accession, it will be 
in a position under its domestic law 
to give effect to the provisions of this 
Convention. 

Article 37 

(1) (a) This Act shall be signed in 
a single copy in the French 
and English languages and 
shall be deposited with the 
Government of Sweden. 

(b) Official texts shall be estab-
lished by the Director Gen-
eral, after consultation with 
the interested Governments, 
in the German, Italian, Por-
tuguese and Spanish lan-
guages, and such other lan-
guages as the Assembly may 
designate. 

(c) In case of differences of 
opinion on the interpretation 
of the various texts, the 
French text shall prevail. 

Artikel 34 

Nach dem Inkrafttreten dieser Fas-
sung der Übereinkunft in ihrer Ge-
samtheit kann ein Land früheren Fas-
sungen der Übereinkunft nicht mehr 
beitreten. 

Artikel 35 

(1) Diese Übereinkunft bleibt ohne 
zeitliche Begrenzung in Kraft. 

(2) Jedes Land kann diese Fassung 
der Übereinkunft durch eine an den 
Generaldirektor gerichtete Notifika-
tion kündigen. Diese Kündigung be-
wirkt zugleich die Kündigung aller 
früheren Fassungen und hat nur Wir-
kung für das Land, das sie erklärt hat; 
für die übrigen Verbandsländer bleibt 
die Übereinkunft in Kraft und wirk-
sam. 

(3) Die Kündigung wird ein Jahr 
nach dem Tag wirksam, an dem die 
Notifikation beim Generaldirektor 
eingegangen ist. 

(4) Das in diesem Artikel vorge-
sehene Kündigungsrecht kann von 
einem Land nicht vor Ablauf von fünf 
Jahren nach dem Zeitpunkt ausgeübt 
werden, zu dem es Mitglied des Ver-
bandes geworden ist. 

Artikel 36 

(1) Jedes Vertragsland dieser Über-
einkunft verpflichtet sich, entsprechend 
seiner Verfassung die notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die An-
wendung dieser Übereinkunft zu ge-
währleisten. 

(2) Es besteht Einverständnis dar-
über, daß jedes Land im Zeitpunkt 
der Hinterlegung seiner Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde gemäß seinen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften in 
der Lage sein muß, den Bestimmungen 
dieser Übereinkunft Wirkung zu ver-
leihen. 

Artikel 37 

(1) a) Diese Fassung der Überein-
kunft wird in einer Urschrift 
in englischer und französi-
scher Sprache unterzeichnet 
und bei der schwedischen 
Regierung hinterlegt. 

b) Amtliche Texte werden vom 
Generaldirektor nach Konsul-
tierung der beteiligten Re-
gierungen in deutscher, spani-
scher, italienischer und portu-
giesischer Sprache sowie in 
anderen Sprachen hergestellt, 
die die Versammlung bestim-
men kann. 

c) Bei Streitigkeiten über die 
Auslegung der verschiedenen 
Texte ist der französische 
Text maßgebend. 
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2) Le présent Acte reste ouvert à 
la signature, à Stockholm, jusqu'au 
13 janvier 1968. 

3) Le Directeur général transmet 
deux copies, certifiées conformes par 
le Gouvernement de la Suède, du 
texte signé du présent Acte aux Gou-
vernements de tous les pays de l'U-
nion et, sur demande, au Gouverne-
ment de tout autre pays. 

4) Le Directeur général fait enregis-
trer le présent Acte auprès du Secré-
tariat de l'Organisation des Nations 
Unies. 

5) Le Directeur général notifie aux 
Gouvernements de tous les pays de 
l'Union les signatures, les dépôts 
d'instruments de ratification ou d'ad-
hésion et de déclarations comprises 
dans ces instruments ou faites en ap-
plication de l'article 28. 1. d), l'entrée 
en vigueur de toutes dispositions du 
présent Acte, les notifications de dé-
nonciation et les notifications faites 
en application de l'article 31. 

Article 38 

1) Jusqu'à l'entrée en fonctions du 
premier Directeur général, les réfé-
rences, dans le présent Acte, au Bu-
reau international de l'Organisation 
ou au Directeur général sont consi-
dérées comme se rapportant respec-
tivement au Bureau de l'Union ou à 
son Directeur. 

2) Les pays de l'Union qui ne sont 
pas liés par les articles 22 à 26 peu-
vent, pendant cinq ans après l'entrée 
en vigueur de la Convention insti-
tuant l'Organisation, exercer, s'ils le 
désirent, les droits prévus par les ar-
ticles 22 à 26 du présent Acte, comme 
s'ils étaient liés par ces articles. Tout 
pays qui désire exercer lesdits droits 
dépose à cette fin auprès du Directeur 
général une notification écrite qui 
prend effet à la date de sa réception. 
De tels pays sont réputés être mem-
bres de l'Assemblée jusqu'à l'expira-
tion de ladite période. 

3) Aussi longtemps que tous les 
pays de l'Union ne sont pas devenus 
membres de l'Organisation, le Bureau 
international de l'Organisation agit 
également en tant que Bureau de l'U-
nion, et le Directeur général en tant 
que Directeur de ce Bureau. 

4) Lorsque tous les pays de l'Union 
sont devenus membres de l'Organisa-
tion, les droits, obligations et biens du 
Bureau de l'Union sont dévolus au 
Bureau international de l'Organisation. 

(2) This Act shall remain open for 
signature at Stockholm until January 
13, 1968. 

(3) The Director General shall trans-
mit two copies, certified by the Gov-
ernment of Sweden, of the signed text 
of this Act to the Governments of all 
countries of the Union and, on re-
quest, to the Government of any other 
country. 

(4) The Director General shall regis-
ter this Act with the Secretariat of 
the United Nations. 

(5) The Director General shall notify 
the Governments of all countries of 
the Union of signatures, deposits of 
instruments of ratification or acces-
sion and any declarations included in 
such instruments or made pursuant to 
Article 28 (1) (d), entry into force of 
any provisions of this Act, notifica-
tions of denunciation, and notifica-
tions pursuant to Article 31. 

Article 38 

(1) Until the first Director General 
assumes office, references in this Act 
to the International Bureau of the 
Organization or to the Director Gen-
eral shall be deemed to be references 
to the Bureau of the Union or its 
Director, respectively. 

(2) Countries of the Union not 
bound by Articles 22 to 26 may, until 
five years after the entry into force of 
the Convention establishing the Or-
ganization, exercise, if they so desire, 
the rights provided under Articles 22 
to 26 of this Act as if they were 
bound by those Articles. Any country 
desiring to exercise such rights shall 
give written notification to this effect 
to the Director General; this notifica-
tion shall be effective on the date of 
its receipt. Such countries shall be 
deemed to be members of the As-
sembly until the expiration of the 
said period. 

(3) As long as all the countries of 
the Union have not become Members 
of the Organization, the International 
Bureau of the Organization shall also 
function as the Bureau of the Union, 
and the Director General as the Direc-
tor of the said Bureau. 

(4) Once all the countries of the 
Union have become Members of the 
Organization, the rights, obligations, 
and property, of the Bureau of the 
Union shall devolve on the Inter-
national Bureau of the Organization. 

(2) Diese Fassung der Übereinkunft 
liegt bis zum 13. Januar 1968 in 
Stockholm zur Unterzeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt 
zwei von der schwedischen Regierung 
beglaubigte Abschriften des unter-
zeichneten Textes dieser Fassung der 
Übereinkunft den Regierungen aller 
Verbandsländer und der Regierung 
jedes anderen Landes, die es ver-
langt. 

(4) Der Generaldirektor läßt diese 
Fassung der Übereinkunft beim Sekre-
tariat der Vereinten Nationen regi-
strieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert 
den Regierungen aller Verbandsländer 
die Unterzeichnungen, die Hinterle-
gungen von Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunden sowie die in diesen Ur-
kunden enthaltenen oder gemäß Ar-
tikel 28 Absatz 1 Buchstabe d abge-
gebenen Erklärungen, das Inkraft-
treten aller Bestimmungen dieser Fas-
sung der Übereinkunft, die Notifika-
tionen von Kündigungen und die 
Notifikationen gemäß Artikel 31. 

Artikel 38 

(1) Bis zur Amtsübernahme durch 
den ersten Generaldirektor gelten 
Bezugnahmen in dieser Fassung der 
Übereinkunft auf das Internationale 
Büro der Organisation oder den Ge-
neraldirektor als Bezugnahmen auf 
das Büro des Verbandes oder seinen 
Direktor. 

(2) Verbandsländer, die nicht durch 
die Artikel 22 bis 26 gebunden sind, 
können, wenn sie dies wünschen, 
während eines Zeitraums von fünf 
Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Übereinkommens 
zur Errichtung der Organisation an, 
die in den Artikeln 22 bis 26 dieser 
Fassung der Übereinkunft vorgesehe-
nen Rechte so ausüben, als wären sie 
durch diese Artikel gebunden. Jedes 
Land, das diese Rechte auszuüben 
wünscht, hinterlegt zu diesem Zweck 
beim Generaldirektor eine schriftliche 
Notifikation, die im Zeitpunkt ihres 
Eingangs wirksam wird. Solche Länder 
gelten bis zum Ablauf der genannten 
Frist als Mitglied der Versammlung. 

(3) Solange nicht alle Verbands-
länder Mitglied der Organisation ge-
worden sind, handelt das Internatio-
nale Büro der Organisation zugleich 
als Büro des Verbandes und der Ge-
neraldirektor als Direktor dieses 
Büros. 

(4) Sobald alle Verbandsländer Mit-
glied der Organisation geworden sind, 
gehen die Rechte und Verpflichtungen 
sowie das Vermögen des Büros des 
Verbandes auf das Internationale 
Büro der Organisation über. 
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Protocole 
relatif aux pays 

en voie de développement 

Article premier 

Tout pays, considéré comme pays 
en voie de développement conformé-
ment à la pratique établie de l'Assem-
blée générale des Nations unies, qui 
ratifie l'Acte de la présente Conven-
tion dont le présent Protocole forme 
partie intégrante ou qui y adhère et 
qui, eu égard à sa situation écono-
mique et à ses besoins sociaux ou 
culturels, ne s'estime pas en mesure 
dans l'immédiat de prendre les dis-
positions propres à assurer la protec-
tion de tous les droits tels que prévus 
dans cet Acte, peut, par une notifica-
tion déposée auprès du Directeur gé-
néral au moment de sa ratification ou 
de son adhésion comprenant l'article 
21 dudit Acte, déclarer que, pendant 
les dix premières années durant les-
quelles il est partie à celui-ci, il se 
prévaudra de l'une quelconque ou de 
toutes les réserves suivantes: 

a) il substituera au délai de cinquante 
ans prévu aux alinéas 1), 2) et 3) 
de l'article 7 de la présente Con-
vention un délai autre, qui ne 
pourra toutefois être inférieur à 
vingt-cinq ans, et au délai de vingt-
cinq ans prévu à l'alinéa 4) dudit 
article un délai autre, qui ne pourra 
toutefois être inférieur à dix ans; 

b) il substituera à l'article 8 de la 
présente Convention les disposi-
tions suivantes: 

i) les auteurs des oeuvres litté-
raires et artistiques protégées 
par la présente Convention 
jouissent, dans les pays au-
tres que le pays d'origine de 
leurs oeuvres, du droit exclu-
sif de faire ou d'autoriser la 
traduction de celles-ci pen-
dant la durée de protection 
de leurs droits sur les oeuvres 
originales. Toutefois, le droit 
exclusif de traduction cessera 
d'exister lorsque l'auteur n'en 
aura pas fait usage dans un 
délai de dix ans à partir de 
la première publication de 
l'oeuvre originale, en publiant 
ou en faisant publier, dans un 
des pays de l'Union, une tra-
duction dans la langue pour 
laquelle la protection sera 
réclamée; 

ii) lorsque, à l'expiration d'une 
période de trois années à 
compter de la première publi- 

Protocol 
regarding developing 

Countries 

Article 1 

Any country regarded as a develop-
ing country in conformity with the 
established practice of the General 
Assembly of the United Nations which 
ratifies or accedes to the Act of this 
Convention of which this Protocol 
forms an integral part and which, 
having regard to its economic situa-
tion and its social or cultural needs, 
does not consider itself immediately 
in a position to make provision for 
the protection of all the rights as pro-
vided in the Act may, by a notifica-
tion deposited with the Director 
General, at the time of making a ratifica-
tion or accession which includes Ar-
ticle 21 of the Act, declare that it 
will, for a period of the first ten years 
during which it is a party thereto, 
avail itself of any or all of the follow-
ing reservations: 

(a) substitute for the term of fifty 
years referred to in paragraphs 
(1), (2) and (3) of Article 7 of 
this Convention a different term, 
provided that it shall not be less 
than twenty-five years; and sub-
stitute for the term of twenty

-

five years referred to in para-
graph (4) of the said Article a 
different term, provided that it 
shall not be less than ten years; 

(b) substitute for Article 8 of this 
Convention the following provi-
sions: 

(i) authors of literary and art-
istic works protected by 
this Convention shall enjoy 
in countries other than the 
country of origin of their 
works the exclusive right of 
making and of authorizing 
the translation of their 
works throughout the term 
of protection of their rights 
in the original works. 
Nevertheless, the exclusive 
right of translation shall 
cease to exist if the author 
shall not have availed himself 
of it, during a term of ten 
years from the date of the 
first publication of the orig-
inal work, by publishing or 
causing to be published, in 
one of the countries of the 
Union, a translation in the 
language for which protec-
tion is to be claimed; 

(ii) if, after the expiration of a 
period of three years from 
the date of the first publica- 

Protokoll 
betreffend die Entwicklungs

-

länder 

Artikel 1 

Jedes Land, das nach der bestehen-
den Praxis der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen als Entwick-
lungsland angesehen wird, das diese 
Fassung der Übereinkunft, deren Be-
standteil dieses Protokoll ist, ratifi-
ziert oder ihr beitritt und das sich auf 
Grund seiner wirtschaftlichen Lage 
und seiner sozialen oder kulturellen 
Bedürfnisse außerstande sieht, unver-
züglich den Schutz aller in dieser 
Fassung vorgesehenen Rechte zu ge-
währleisten, kann durch eine bei der 
Ratifikation oder dem Beitritt mit 
Einschluß des Artikels 21 dieser Fas-
sung beim Generaldirektor hinter-
legte Notifikation erklären, daß es 
während der ersten zehn Jahre, in 
denen es Vertragspartei dieser Fas-
sung ist, einzelne oder alle der 
folgenden Vorbehalte in Anspruch 
nimmt: 
a) Es ersetzt die in Artikel 7 Ab-

sätze 1, 2 und 3 dieser Überein-
kunft vorgesehene Frist von fünf-
zig Jahren durch eine andere Frist, 
die jedoch nicht kürzer als fünfund-
zwanzig Jahre sein darf, und die 
in Absatz 4 des genannten Arti-
kels vorgesehene Frist von fünf-
undzwanzig Jahren durch eine 
andere Frist, die jedoch nicht 
kürzer als zehn Jahre sein darf. 

b) Es ersetzt Artikel 8 dieser Über-
einkunft durch die folgenden Be-
stimmungen: 

i) Die Urheber der durch diese 
Übereinkunft geschützten 
Werke der Literatur und 
Kunst genießen in den anderen 
Ländern als dem Ursprungs-
land ihrer Werke während 
der Dauer des Schutzes ihrer 
Originalwerke das ausschließ-
liche Recht, diese zu über-
setzen oder deren Überset-
zung zu erlauben. Das aus-
schließliche Übersetzungsrecht 
erlischt jedoch, wenn der Ur-
heber davon innerhalb einer 
Frist von zehn Jahren seit der 
ersten Veröffentlichung des 
Originalwerkes nicht Ge-
brauch gemacht hat, indem er 
in einem der Verbandsländer 
eine Übersetzung in die Spra-
che, für die der Schutz be-
ansprucht wird, veröffentlicht 
hat oder hat veröffentlichen 
lassen. 

ii) Wenn bis zum Ablauf von 
drei Jahren seit der ersten 
Veröffentlichung eines Wer- 
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cation d'une oeuvre littéraire 
ou artistique, ou d'une période 
plus longue déterminée par la 
législation nationale du pays 
en voie de développement in-
téressé, la traduction n'en a 
pas été publiée dans ce pays 
dans la ou l'une des langues 
nationales, officielles ou ré-
gionales de ce pays par le 
titulaire du droit de traduc-
tion ou avec son autorisation, 
tout ressortissant dudit pays 
pourra obtenir de l'autorité 
compétente une licence non 
exclusive pour traduire l'oeu-
vre et publier l'oeuvre ainsi 
traduite dans l'une des lan-
gues nationales, officielles ou 
régionales en laquelle elle n'a 
pas été publiée. Cette licence 
ne pourra être accordée que 
si le requérant, conformément 
aux dispositions en vigueur 
dans le pays où est introduite 
la demande, justifie avoir de-
mandé au titulaire du droit 
de traduction l'autorisation de 
traduire et de publier la tra-
duction et, après dues dili-
gences de sa part, n'a pu at-
teindre le titulaire du droit 
d'auteur ou obtenir son auto-
risation. Aux mêmes condi-
tions, la licence pourra égale-
ment être accordée si, pour 
une traduction déjà publiée 
dans cette langue dans ce 
pays, les éditions sont épui-
sées; 

iii) si le titulaire du droit de tra-
duction n'a pu être atteint par 
le requérant, celui-ci doit 
adresser des copies de sa de-
mande à l'éditeur dont le nom 
figure sur l'oeuvre et au re-
présentant diplomatique ou 
consulaire du pays dont le 
titulaire du droit de traduc-
tion est ressortissant, lorsque 
la nationalité du titulaire du 
droit de traduction est con-
nue, ou à l'organisme qui peut 
avoir été désigné par le Gou-
vernement de ce pays. La li-
cence ne pourra être accordée 
avant l'expiration d'un délai 
de deux mois à dater de l'en-
voi des copies de la demande; 

iv) la législation nationale adop-
tera les dispositions appro-
priées pour assurer au titu-
laire du droit de traduction 
une rémunération équitable, 
ainsi que le paiement et le 

tion of a literary or artistic 
work, or of any longer pe-
riod determined by national 
legislation of the develop-
ing country concerned, a 
translation of such work has 
not been published in that 
country into the national or 
official or regional language 
or languages of that coun-
try by the owner of the 
right of translation or with 
his authorization, any na-
tional of such country may 
obtain a non-exclusive li-
cense from the competent 
authority to translate the 
work and publish the work 
so translated in any of the 
national or official or re-
gional languages in which it 
has not been published; pro-
vided that such national, in 
accordance with the proce-
dure of the country con-
cerned, establishes either 
that he has requested, and 
been denied, authorization 
by the proprietor of the right 
to make and publish the 
translation, or that, after 
due diligence on his part, 
he was unable to find the 
owner of the right. A li-
cense may also be granted 
on the same conditions if 
all previous editions of a 
translation in such language 
in that country are out of 
print; 

(iii) if the owner of the right 
of translation cannot be 
found, then the applicant 
for a license shall send cop-
ies of his application to the 
publisher whose name ap-
pears on the work and, if 
the nationality of the owner 
of the right of translation 
is known, to the diplomatic 
or consular representative 
of the country of which such 
owner is a national, or to 
the organization which may 
have been designated by 
the Government of that 
country. The license shall 
not be granted before the 
expiration of a period of 
two months from the date 
of the dispatch of the cop-
ies of the application; 

(iv) due provision shall be made 
by domestic legislation to 
assure to the owner of the 
right of translation a just 
compensation, to assure 
payment and transmittal of 

kes der Literatur oder Kunst 
oder einer längeren, durch die 
Rechtsvorschriften des betref-
fenden Entwicklungslandes 
bestimmten Frist in diesem 
Land keine Übersetzung des 
Werkes in die Landes-, Amts-
oder Regionalsprache oder in 
eine dieser Sprachen dieses 
Landes durch den Inhaber des 
Übersetzungsrechts oder mit 
dessen Erlaubnis veröffent-
licht worden ist, kann jeder 
Angehörige dieses Landes 
von der zuständigen Behörde 
eine nichtausschließliche Li-
zenz erhalten, das Werk in 
eine der Landes-, Amts- oder 
Regionalsprachen zu überset-
zen, in der es noch nicht ver-
öffentlicht worden ist, und 
diese Übersetzung zu veröf-
fentlichen. Diese Lizenz kann 
nur erteilt werden, wenn der 
Antragsteller gemäß den 
Rechtsvorschriften des Lan-
des, in dem der Antrag ge-
stellt wird, nachweist, daß er 
die Erlaubnis des Inhabers 
des Übersetzungsrechts zur 
Übersetzung und zur Veröf-
fentlichung der Übersetzung 
einzuholen versucht hat, daß 
er ihn aber trotz gehöriger 
Bemühungen nicht hat ermit-
teln oder seine Erlaubnis 
nicht hat erlangen können. 
Unter den gleichen Vorausset-
zungen kann die Lizenz auch 
erteilt werden, wenn eine 
Übersetzung in die betref-
fende Sprache in diesem Land 
zwar veröffentlicht worden 
ist, alle Ausgaben aber ver-
griffen sind. 

iii) Hat der Antragsteller den 
Inhaber des Übersetzungs-
rechts nicht ermitteln können, 
so hat er Abschriften seines 
Antrags an den Verleger, des-
sen Name auf dem Werkstück 
angegeben ist, und, wenn die 
Staatsangehörigkeit des In-
habers des Übersetzungs-
rechts bekannt ist, an den 
diplomatischen oder konsu-
larischen Vertreter des Lan-
des zu senden, dem der In-
haber des Übersetzungsrechts 
angehört, oder an die gegebe-
nenfalls von der Regierung 
dieses Landes bezeichnete 
Stelle. Die Lizenz kann nicht 
vor Ablauf von zwei Mona-
ten nach Absendung der Ab-
schriften des Antrags erteilt 
werden. 

iv) Die innerstaatliche Gesetz-
gebung hat geeignete Vor-
schriften zu erlassen, um dem 
Inhaber des Übersetzungs-
rechts eine angemessene Ver-
gütung sowie vorbehaltlich 
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transfert de cette rémunéra-
tion, sous réserve de la régle-
mentation nationale en ma-
tière de devises, et pour ga-
rantir une traduction correcte 
de l'oeuvre; 

y) le titre et le nom de l'auteur 
de l'oeuvre originale doivent 
être également imprimés sur 
tous les exemplaires de la 
traduction publiée. La licence 
ne sera valable que pour l'é-
dition à l'intérieur du terri-
toire du pays de l'Union où 
cette licence est demandée. 
L'importation et la vente des 
exemplaires dans un autre 
pays de l'Union sont possib-
les si l'une des langues na-
tionales, officielles ou régio-
nales de cet autre pays est la 
même que celle dans laquelle 
l'oeuvre a été traduite, si la 
loi nationale admet la licence 
et si aucune des dispositions 
en vigueur dans ce pays ne 
s'oppose à l'importation et à 
la vente; l'importation et la 
vente sur le territoire de tout 
pays de l'Union dans lequel 
les conditions précédentes 
n'existent pas sont réservées 
à la législation de ce pays et 
aux accords conclus par lui. 
La licence ne pourra être cé-
dée par son bénéficiaire; 

vi) la licence ne peut être accor-
dée lorsque l'auteur a retiré 
de la circulation les exemplai-
res de l'oeuvre; 

vii) toutefois, si l'auteur se pré-
vaut du droit conféré confor-
mément au sous-alinéa i) ci-
dessus dans le délai de dix 
ans à compter de la date de 
la première publication, la li-
cence expirera à partir de la 
date à laquelle l'auteur publie 
ou fait publier sa traduction 
dans le pays où la licence a 
été accordée; il est entendu, 
cependant, que tout exem-
plaire de la traduction déjà 
prêt avant la date d'expira-
tion de la licence pourra con-
tinuer à être vendu; 

viii) si l'auteur ne se prévaut pas 
du droit conféré conformé-
ment au sous-alinéa i) ci-des-
sus dans le délai de dix ans, 
la rémunération prévue par la 
licence non exclusive dont il 
est question ci-dessus cesse 
d'être due pour toute utilisa-
tion postérieure à l'expiration 
de ce délai; 

such compensation, subject 
to national currency regula-
tions, and to assure a cor-
rect translation of the work; 

(y)  the original title and the 
name of the author of the 
work shall be printed on all 
copies of the published 
translation. The license shall 
be valid only for publica-
tion of the translation in the 
territory of the country of 
the Union where it has been 
applied for. Copies so pub-
lished may be imported and 
sold in another country of 
the Union if one of the na-
tional or official or region-
al languages of such other 
country is the same lan-
guage as that into which the 
work has been so translat-
ed, and if the domestic law 
in such other country makes 
provision for such licenses 
and does not prohibit such 
importation and sale. Where 
the foregoing conditions do 
not exist, the importation 
and sale of such copies in 
a country of the Union shall 
be governed by its domestic 
law and its agreements. The 
license shall not be trans-
ferable by the licensee; 

(vi) the license shall not be 
granted when the author 
has withdrawn from circu-
lation all copies of the 
work; 

(vii) should, however, the author 
avail himself of the right 
under subparagraph (i) a-
bove during the term of 
ten years from the date of 
first publication, the license 
shall terminate from the 
date on which the author 
publishes or causes to be 
published his translation in 
the country where the li-
cense has been granted, 
provided, however, that any 
copies of the translation al-
ready made before the li-
cense is terminated may 
continue to be sold; 

(viii) should, however, the author 
not avail himself of the 
right under subparagraph (i) 
above during the said term 
of ten years, compensation 
under the non-exclusive li-
cense referred to above 
shall cease to be due for 
any uses made after the ex-
piry of such term; 

der innerstaatlichen Devisen-
bestimmungen die Zahlung 
und Überweisung dieser Ver-
gütung sicherzustellen und 
eine einwandfreie Überset-
zung des Werkes zu gewähr-
leisten. 

v) Der Titel des Originalwerkes 
und der Name seines Urhe-
bers müssen auf allen Exem-
plaren der veröffentlichten 
Übersetzung abgedruckt sein. 
Die Lizenz berechtigt nur zur 
Herausgabe der Übersetzung 
innerhalb des Hoheitsgebie-
tes des Verbandslandes, in 
dem die Lizenz beantragt 
worden ist. Die Einfuhr der 
Exemplare in ein anderes 
Verbandsland und ihr Ver-
kauf in diesem Land sind 
zulässig, wenn die Sprache, 
in die das Werk übersetzt 
worden ist, eine der Landes-, 
Amts- oder Regionalsprachen 
dieses Landes ist, dessen in-
nerstaatliche Rechtsvorschrif-
ten die Lizenz zulassen und 
keine Bestimmungen in die-
sem Land der Einfuhr und 
dem Verkauf entgegenstehen; 
in einem Verbandsland, in 
dem diese Voraussetzungen 
nicht vorliegen, sind für Ein-
fuhr und Verkauf die Rechts-
vorschriften dieses Landes 
und die von ihm geschlosse-
nen Übereinkünfte maßge-
bend. Die Lizenz ist nicht 
übertragbar. 

vi) Die Lizenz ist zu versagen, 
wenn der Urheber die Exem-
plare seines Werkes aus dem 
Verkehr gezogen hat. 

vii) Macht jedoch der Urheber 
von dem nach Ziffer i ge-
währten Recht innerhalb der 
Frist von zehn Jahren seit 
der ersten Veröffentlichung 
selbst Gebrauch, so erlischt 
die Lizenz in dem Zeitpunkt, 
in dem der Urheber seine 
Übersetzung in dem Land, in 
dem die Lizenz erteilt worden 
ist, veröffentlicht oder ver-
öffentlichen läßt; die vor dem 
Erlöschen der Lizenz bereits 
vorhandenen Exemplare der 
Übersetzung dürfen jedoch 
weiterhin verkauft werden. 

viii) Macht der Urheber von dem 
ihm nach Ziffer i gewährten 
Recht innerhalb der Frist von 
zehn Jahren keinen Gebrauch, 
so erlischt die für die nicht-
ausschließliche Lizenz vorge-
sehene Vergütungspflicht für 
jede Benützung nach Ablauf 
dieser Frist. 
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ix) si Fauteur bénéficie du droit 
exclusif de traduction dans un 
pays pour avoir publié ou 
fait publier une traduction de 
son oeuvre dans ce pays dans 
un délai de dix ans à compter 
de la première publication, 
mais si, postérieurement et 
pendant la durée du droit de 
l'auteur sur cette oeuvre tou-
tes les éditions de cette tra-
duction autorisée dans ce 
pays viennent à être épuisées, 
une licence non exclusive de 
traduction de l'oeuvre pour-
rait alors être obtenue de 
l'autorité compétente de la 
même manière et dans les 
mêmes conditions que pour la 
licence non exclusive visée 
aux sous-alinéas ii) à vi) ci

-

dessus, mais sous réserve des 
dispositions du sous-alinéa 
vii) ci-dessus; 

c) il appliquera les dispositions de 
l'article 9. 1) de la présente Con-
vention sous réserve des disposi-
tions suivantes: 

i) lorsque, à l'expiration d'une 
période de trois années à 
compter de la première publi-
cation d'une oeuvre littéraire 
ou artistique, ou d'une période 
plus longue déterminée par la 
législation nationale du pays 
en voie de développement in-
téressé, cette oeuvre n'a pas 
été publiée dans ce pays en la 
forme originale dans laquelle 
elle a été créée, par le titulaire 
du droit de reproduction ou 
avec son autorisation, tout res-
sortissant dudit pays pourra 
obtenir de l'autorité compé-
tente une licence non exclu-
sive pour reproduire et publier 
cette oeuvre à des fins éduca-
tives ou culturelles. Cette li-
cence ne pourra être accordée 
que si le requérant, conformé-
ment aux dispositions en vi-
gueur dans le pays où est in-
troduite la demande, justifie 
avoir demandé au titulaire du 
droit l'autorisation de repro-
duire et de publier l'oeuvre à 
des fins éducatives ou cultu-
relles et, après dues diligences 
de sa part, n'a pu atteindre le 
titulaire du droit ou obtenir 
son autorisation. Aux mêmes 
conditions, la licence pourra 
également être accordée si, 
pour cette oeuvre déjà publiée 
en ladite forme originale dans 
ce pays, les éditions sont épui-
sées; 

(ix) should the author be en-
titled to exclusive transla-
tion rights in a country by 
having published or caused 
to be published a transla-
tion of the work in that 
country within ten years 
from the date of first pub-
lication, but should there-
after during the term of the 
author's copyright in the 
work all editions of the 
authorized translation in 
that country be out of print, 
then a non-exclusive li-
cense to translate the work 
may be obtained from the 
competent authority in the 
same manner and subject 
to the same conditions as 
are provided with respect 
to the non-exclusive license 
referred to in subparagraphs 
(ii) to (vi) above, but sub-
ject to the provisions of 
subparagraph (vii) above; 

(c) apply the provisions of Article 9 
(1) of this Convention subject to 
the following provisions: 

(i) if, after the expiration of a 
period of three years from 
the date of the first publica-
tion of a literary or artistic 
work, or of any longer peri-
od determined by national 
legislation of the develop-
ing country concerned, such 
work has not been published 
in that country in the origi-
nal form in which it was 
created, by the owner of 
the right of reproduction or 
with his authorization, any 
national of such country may 
obtain a non-exclusive li-
cense from the competent 
authority to reproduce and 
publish such work for educa-
tional or cultural purposes; 
provided that such national, 
in accordance with the pro-
cedure of the country con-
cerned, establishes either 
that he has requested, and 
been denied, authorization 
by the proprietor of the right 
to reproduce and publish 
such work for educational 
or cultural purposes, or that, 
after due diligence on his 
part, he was unable to find 
the owner of the right. A 
license may also be granted 
on the same conditions if all 
previous editions of such 
work in its said original form 
in that country are out of 
print; 

ix) Genießt der Urheber in einem 
Land das ausschließliche Über-
setzungsrecht, weil er dort 
eine Übersetzung seines Wer-
kes innerhalb einer Frist von 
zehn Jahren seit der ersten 
Veröffentlichung veröffent-
licht hat oder hat veröffent-
lichen lassen, sind jedoch spä-
ter, aber noch während der 
Dauer des Urheberrechts an 
diesem Werk im betreffenden 
Land alle Ausgaben dieser 
erlaubten Übersetzung ver-
griffen, so kann eine nicht-
ausschließliche Lizenz zur 
Übersetzung des Werkes von 
der zuständigen Behörde in 
gleicher Weise und unter den 
gleichen Voraussetzungen er-
langt werden, wie sie für die 
in den Ziffern ii bis vi ge-
nannte nichtausschließliche Li-
zenz vorgesehen sind, jedoch 
vorbehaltlich der Ziffer vii. 

c) Es wendet Artikel 9 Absatz 1 die-
ser Übereinkunft vorbehaltlich fol-
gender Bestimmungen an: 

i) Wenn bis zum Ablauf von drei 
Jahren seit der ersten Veröf-
fentlichung eines Werkes der 
Literatur oder Kunst oder einer 
längeren, durch die Rechtsvor-
schriften des betreffenden Ent-
wicklungslandes bestimmten 
Frist das Werk in diesem Land 
nicht in der Originalfassung, 
in der es geschaffen wurde, 
durch den Inhaber des Ver-
vielfältigungsrechts oder mit 
dessen Erlaubnis veröffentlicht 
worden ist, kann jeder Ange-
hörige dieses Landes von der 
zuständigen Behörde eine 
nichtausschließliche Lizenz er-
halten, das Werk zu erzieheri-
schen oder kulturellen Zwek-
ken zu vervielfältigen und zu 
veröffentlichen. Diese Lizenz 
kann nur erteilt werden, wenn 
der Antragsteller gemäß den 
Rechtsvorschriften des Landes, 
in dem der Antrag gestellt 
wird, nachweist, daß er die 
Erlaubnis des Inhabers des 
Rechts zur Vervielfältigung 
und Veröffentlichung des Wer-
kes zu erzieherischen oder kul-
turellen Zwecken einzuholen 
versucht hat, daß er ihn aber 
trotz gehöriger Bemühungen 
nicht hat ermitteln oder seine 
Erlaubnis nicht hat erlangen 
können. Unter den gleichen 
Voraussetzungen kann die Li-
zenz auch erteilt werden, wenn 
das Werk in der Originalfas-
sung in diesem Land zwar ver-
öffentlicht worden ist, alle Aus-
gaben aber vergriffen sind. 
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ii) si le titulaire du droit de re-
production n'a pu être atteint 
par le requérant, celui-ci doit 
adresser des copies de sa de-
mande à l'éditeur dont le nom 
figure sur l'oeuvre et au repré-
sentant diplomatique ou con-
sulaire du pays dont le titu-
laire du droit de reproduction 
est ressortissant, lorsque la na-
tionalité du titulaire du droit 
de reproduction est connue, ou 
à l'organisme qui peut avoir 
été désigné par le Gouverne-
ment de ce pays. La licence ne 
pourra être accordée avant 
l'expiration d'un délai de deux 
mois à dater de l'envoi des co-
pies de la demande; 

iii) la législation nationale adop-
tera les dispositions appro-
priées pour assurer au titulaire 
du droit de reproduction une 
rémunération équitable, ainsi 
que le paiement et le transfert 
de cette rémunération, sous 
réserve de la réglementation 
nationale en matière de de-
vises, et pour garantir une re-
production correcte de l'oeu-
vre; 

iv) le titre original et le nom de 
l'auteur de l'oeuvre doivent 
être également imprimés sur 
tous les exemplaires de la re-
production publiée. La licence 
ne sera valable que pour l'é-
dition à l'intérieur du territoire 
du pays de l'Union où cette 
licence est demandée. L'impor-
tation et la vente des exem-
plaires dans un autre pays de 
l'Union sont possibles à des 
fins éducatives ou culturelles 
si sa loi nationale admet la 
licence et si aucune des dis-
positions en vigueur dans ce 
pays ne s'oppose à l'importa-
tion et à la vente; l'importa-
tion et la vente sur le territoire 
de tout pays de l'Union dans 
lequel les conditions précéden-
tes n'existent pas not réser-
vées à la législation de ce pays 
et aux accords conclus par lui. 
La licence ne pourra être 
cédée par son bénéficiaire; 

y) la licence ne peut être accor-
dée lorsque l'auteur a retiré de 
la circulation les exemplaires 
de l'oeuvre; 

vi) toutefois, si l'auteur se prévaut 
du droit de reproduire l'oeuvre, 
la licence expirera à partir de 
la date à laquelle l'auteur pu-
blie ou fait publier son oeuvre 

(ii) if the owner of the right of 
reproduction cannot be 
found, then the applicant for 
a license shall send copies 
of his application to the 
publisher whose name ap-
pears on the work and, if 
the nationality of the owner 
of the right of reproduction 
is known, to the diplomatic 
or consular representative of 
the country of which such 
owner is a national, or to the 
organization which may have 
been designated by the Gov-
ernment of that country. 
The license shall not be 
granted before the expira-
tion of a period of two 
months from the date of the 
dispatch of the copies of the 
application; 

(iii) due provision shall be made 
by domestic legislation to 
assure to the owner of the 
right of reproduction a just 
compensation, to assure pay-
ment and transmittal of such 
compensation, subject to na-
tional currency regulations, 
and to assure an accurate 
reproduction of the work; 

(iv) the original title and the 
name of the author of the 
work shall be printed on all 
copies of the published re-
production. The license shall 
be valid only for publication 
in the territory of the coun-
try of the Union where it has 
been applied for. Copies so 
published may be imported 
and sold in another country 
of the Union for educational 
or cultural purposes if the 
domestic law in such other 
country makes provision for 
such licenses and does not 
prohibit such importation 
and sale. Where the fore-
going conditions do not 
exist, the importation and 
sale of such copies in a 
country of the Union shall 
be governed by its domestic 
law and its agreements. The 
license shall not be trans-
ferable by the licensee; 

(v) the license shall not be 
granted when the author has 
withdrawn from circulation 
all copies of the work; 

(vi) should, however, the author 
avail himself of the right to 
reproduce the work, the li-
cense shall terminate from 
the date on which the author 

ii) Hat der Antragsteller den In-
haber des Vervielfältigungs-
rechts nicht ermitteln können, 
so hat er Abschriften seines 
Antrags an den Verleger, des-
sen Name auf dem Werkstück 
angegeben ist, und, wenn die 
Staatsangehörigkeit des In-
habers des Vervielfältigungs-
rechts bekannt ist, an den 
diplomatischen oder konsula-
rischen Vertreter des Landes 
zu senden, dem der Inhaber 
des Vervielfältigungsrechts an-
gehört, oder an die gegebenen-
falls von der Regierung dieses 
Landes bezeichnete Stelle. Die 
Lizenz kann nicht vor Ablauf 
von zwei Monaten nach Ab-
sendung der Abschriften des 
Antrags erteilt werden. 

iii) Die innerstaatliche Gesetzge-
bung hat geeignete Vorschrif-
ten zu erlassen, um dem In-
haber des Vervielfältigungs-
rechts eine angemessene Ver-
gütung sowie vorbehaltlich der 
innerstaatlichen Devisenbe

-

stimmungen die Zahlung und 
Überweisung dieser Vergütung 
sicherzustellen und eine ein-
wandfreie Vervielfältigung des 
Werkes zu gewährleisten. 

iv) Der Originaltitel und der 
Name des Urhebers des Wer-
kes müssen auf allen veröf-
fentlichten Vervielfältigungs-
stücken abgedruckt sein. Die 
Lizenz berechtigt nur zur Her-
ausgabe innerhalb des Ho-
heitsgebietes des Verbands-
landes, in dem die Lizenz be-
antragt worden ist. Die Ein-
fuhr der Exemplare in ein an-
deres Verbandsland und ihr 
Verkauf in diesem Land sind 
zu erzieherischen oder kultu-
rellen Zwecken zulässig, wenn 
dessen innerstaatliche Rechts-
vorschriften die Lizenz zulas-
sen und keine Bestimmungen 
in diesem Land der Einfuhr 
und dem Verkauf entgegen-
stehen; in einem Verbands-
land, in dem diese Vorausset-
zungen nicht vorliegen, sind 
für Einfuhr und Verkauf die 
Rechtsvorschriften dieses Lan-
des und die von ihm geschlos-
senen Übereinkünfte maßge-
bend. Die Lizenz ist nicht über-
tragbar. 

y)  Die Lizenz ist zu versagen, 
wenn der Urheber die Exem-
plare seines Werkes aus dem 
Verkehr gezogen hat. 

vi) Macht jedoch der Urheber von 
dem Recht, sein Werk zu ver-
vielfältigen, selbst Gebrauch, 
so erlischt die Lizenz in dem 
Zeitpunkt, in dem der Urheber 
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en sa dite forme originale dans 
le pays où la licence a été 
accordée; il est entendu, ce-
pendant, que tout exemplaire 
de l'oeuvre déjà prêt avant la 
date d'expiration de la licence 
pourra continuer à être vendu; 

vii) si l'auteur publie ou fait pu-
blier son oeuvre en ladite 
forme originale dans un pays 
mais si, postérieurement et 
pendant la durée du droit de 
l'auteur sur cette oeuvre tou-
tes les éditions autorisées en 
ladite forme originale viennent 
à être épuisées dans ce pays, 
une licence non exclusive de 
reproduction et de publication 
de l'oeuvre pourrait alors être 
obtenue de l'autorité compé-
tente de la même manière et 
dans les mêmes conditions que 
pour la licence non exclusive 
visée aux sous-alinéas i) à v) 
ci-dessus, mais sous réserve 
des dispositions du sous-alinéa 
vi) ci-dessus; 

d) il substituera aux alinéas 1) et 2) 
de l'article tibis de la présente 
Convention les dispositions suivan-
tes: 

i) Les auteurs d'oeuvres littéraires 
et artistiques jouissent du droit 
exclusif d'autoriser la radiodif-
fusion de leurs oeuvres et la 
communication publique de la 
radiodiffusion de ces oeuvres si 
cette communication est faite 
à des fins lucratives; 

ii) il appartient aux législations 
nationales des pays de l'Union 
de régler les conditions d'exer-
cice du droit visé au sous-ali-
néa précédent, mais ces condi-
tions n'auront qu'un effet stric-
tement limité au pays qui les 
aurait établies. Elles ne pour-
ront en aucun cas porter at-
teinte ni au droit moral de l'au-
teur, ni au droit qui appartient 
à l'auteur d'obtenir une rému-
nération équitable fixée, à dé-
faut d'accord amiable, par l'au-
torité compétente; 

e) il se réservera le droit, exclusive-
ment à des fins d'enseignement, 
d'études et de recherches dans tous 
les domaines de l'éducation, de res-
treindre la protection des oeuvres 
littéraires et artistiques pourvu que 
des dispositions appropriées soient 
adoptées par la législation natio-
nale pour assurer à l'auteur une 
rémunération qui soit conforme 

publishes or causes to be 
published his work in its 
said original form in the 
country where the license 
has been granted, provided, 
however, that any copies of 
the work already made be-
fore the license is terminated 
may continue to be sold; 

(vii) should the author publish or 
cause to be published his 
work in its said original 
form in a country, but should 
thereafter during the term 
of the author's copyright in 
the work all authorized edi-
tions in such original form 
in that country be out of 
print, then a non-exclusive 
license to reproduce and 
publish the work may be ob-
tained from the competent 
authority in the same man-
ner and subject to the same 
conditions as are provided 
with respect to the non-
exclusive license referred to 
in subparagraphs (i) to (v) 
above, but subject to the 
provisions of subparagraph 
(vi) above; 

(d) substitute for paragraphs (1) and 
(2) of Article 11bis of this Con-
vention the following provisions: 

(i) authors of literary and artistic 
works shall enjoy the ex-
clusive right of authorizing the 
broadcasting of their works 
and the communication to the 
public of the broadcast of the 
works if such communication 
is made for profit-making pur-
poses; 

(ii) the national legislation of the 
countries of the Union may 
regulate the conditions under 
which the right mentioned in 
the preceding subparagraph 
shall be exercised, but the 
effect of those conditions will 
be strictly limited to the coun-
tries which have put them in 
force. Such conditions shall not 
in any case prejudice the 
moral rights of the author, nor 
the right which belongs to the 
author to obtain an equitable 
remuneration which shall be 
fixed, failing agreement, by 
the competent authority; 

(e) reserve the right, exclusively for 
teaching, study and research in 
all fields of education, to restrict 
the protection of literary and ar-
tistic works, provided due pro-
vision shall be made by domestic 
legislation to assure to the author 
a compensation which conforms to 
standards of payment made to 
national authors; the payment and 

sein Werk in der Originalfas-
sung in dem Land, in dem die 
Lizenz erteilt worden ist, ver-
öffentlicht oder veröffentlichen 
läßt; die vor dem Erlöschen der 
Lizenz bereits vorhandenen 
Exemplare des Werkes dürfen 
jedoch weiterhin verkauft wer-
den. 

vii) Wenn der Urheber sein Werk 
in einem Land in der Original-
fassung veröffentlicht oder 
veröffentlichen läßt, jedoch 
später, aber noch während der 
Dauer des Urheberrechts an 
diesem Werk im betreffenden 
Land alle erlaubten Ausgaben 
in der Originalfassung ver-
griffen sind, kann eine nicht-
ausschließliche Lizenz zur Ver-
vielfältigung und Veröffentli-
chung des Werkes von der 
zuständigen Behörde in glei-
cher Weise und unter den glei-
chen Voraussetzungen erlangt 
werden, wie sie für die in den 
Ziffern i bis v genannte nicht-
ausschließliche Lizenz vorge-
sehen sind, jedoch vorbehalt-
lich der Ziffer vi. 

d) Es ersetzt Artikel 11bis Absätze 1 
und 2 dieser Übereinkunft durch 
die folgenden Bestimmungen: 

i) Die Urheber von Werken der 
Literatur und Kunst genießen 
das ausschließliche Recht, die 
Rundfunksendung ihrer Werke 
sowie die öffentliche Wieder-
gabe von Rundfunksendungen 
dieser Werke zu erlauben, wenn 
diese Wiedergabe Erwerbszwek-
ken dient. 

ii) Der Gesetzgebung der Ver-
bandsländer bleibt vorbehalten, 
die Voraussetzungen für die 
Ausübung der in Ziffer i er-
wähnten Rechte festzulegen; 
doch beschränkt sich die Wir-
kung dieser Voraussetzungen 
ausschließlich auf das Hoheits-
gebiet des Landes, das sie fest-
gelegt hat. Sie dürfen in keinem 
Fall das Urheberpersönlichkeits-
recht oder den Anspruch des 
Urhebers auf eine angemessene 
Vergütung beeinträchtigen, die 
mangels gütlicher Einigung 
durch die zuständige Behörde 
festgesetzt wird. 

e) Es behält sich das Recht vor, aus-
schließlich zu Unterrichts-, Studien- 
und Forschungszwecken auf allen 
Gebieten der Erziehung den Schutz 
der Werke der Literatur und Kunst 
unter der Voraussetzung einzu-
schränken, daß durch die inner-
staatliche Gesetzgebung geeignete 
Vorschriften erlassen werden, um 
dem Urheber eine Vergütung si- 
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aux normes de paiement applica-
bles aux auteurs nationaux; le 
paiement et le transfert de cette 
rémunération seront soumis à la 
réglementation nationale en ma-
tière de devises. Les exemplaires 
d'une oeuvre publiée en application 
des réserves faites en vertu du 
présent alinéa peuvent être im-
portés et vendus dans un autre 
pays de l'Union aux fins détermi-
nées ci-dessus si ce dernier pays 
s'est prévalu desdites réserves et 
n'interdit pas cette importation et 
cette vente. Lorsque les conditions 
précitées ne sont pas remplies, 
l'importation et la vente de ces 
exemplaires dans un pays de l'U-
nion non bénéficiaire du présent 
Protocole sont interdites en l'ab-
sence d'accord de l'auteur, ou de 
ses ayants droit. 

Article 2 

Tout pays qui n'a plus besoin de 
maintenir l'une quelconque des réser-
ves ou toutes les réserves faites con-
formément à l'article premier du pré-
sent Protocole, retirera cette ou ces 
réserves par notification déposée au-
près du Directeur général. 

Article 3 

Tout pays qui a fait des réserves 
conformément à l'article premier du 
présent Protocole et qui ne se con-
sidère pas encore, à la fin de la pé-
riode de dix années prévues, eu égard 
à sa situation économique et à ses 
besoins sociaux ou culturels, en me-
sure de retirer les réserves faites con-
formément à cet article premier, peut 
maintenir l'une quelconque des réser-
ves ou toutes les réserves jusqu'au 
moment où il ratifie l'Acte adopté par 
la prochaine conférence de révision 
de la présente Convention, ou y ad-
hère. 

Article 4 

Si, conformément à la pratique éta-
blie de l'Assemblée générale des Na-
tions Unies, un pays cesse d'être con-
sidéré comme pays en voie de déve-
loppement, le Directeur général le 
notifiera au pays interessé et à tous 
les autres pays de l'Union. A l'expira-
tion d'une période de six années, à 
compter de cette notification, ledit 
pays n'aura plus le droit de main-
tenir l'une quelconque des réserves 
faites en vertu du présent Protocole. 

transmittal of such compensation 
shall be subject to national cur-
rency regulations. Copies of a 
work published pursuant to reser-
vations under this paragraph may 
be imported and sold in another 
country of the Union for purposes 
as aforesaid if that country has 
invoked the said reservations and 
does not prohibit such impo rtation 
and sale. Where the foregoing 
conditions do not exist, the im-
portation and sale of such copies 
in a country of the Union which 
cannot take advantage of this 
Protocol are prohibited in the ab-
sence of agreement of the author 
or his successors in title. 

Article 2 

Any country which no longer needs 
to maintain any or all of the reserva-
tions made in accordance with Ar-
ticle 1 of this Protocol shall withdraw 
such reservation or reservations by 
notification deposited with the Direc-
tor General. 

Article 3 

Any country which has made res-
ervations in accordance with Ar-
ticle 1 of this Protocol, and which 
at the end of the period of ten years 
prescribed therein, having regard to 
its economic situation and its social 
or cultural needs, still does not con-
sider itself in a position to withdraw 
the reservations under the said Ar-
ticle 1, may continue to maintain any 
or all of the reservations until it 
ratifies or accedes to the Act adopted 
by the next revision conference of this 
Convention. 

Article 4 

If, in conformity with the estab-
lished practice of the General As-
sembly of the United Nations, a 
country should cease to be regarded 
as a developing country, the Director 
General shall give notification of such 
cessation to the country concerned 
and to all of the other countries of 
the Union. At the expiry of a period 
of six years from the date of such 
notification the said country shall no 
longer have the right to maintain any 
of the reservations under this Pro-
tocol. 

cherzustellen, die den für inlän-
dische Urheber geltenden Grund-
sätzen entspricht; die Zahlung und 
Überweisung dieser Vergütung 
unterliegen den innerstaatlichen 
Devisenbestimmungen. Die Exem-
plare eines Werkes, das in An-
wendung von Vorbehalten ver-
öffentlicht worden ist, die auf 
Grund dieses Absatzes in Anspruch 
genommen worden sind, dürfen zu 
den oben genannten Zwecken in 
ein anderes Verbandsland einge-
führt und dort verkauft werden, 
sofern dieses Land gleichfalls von 
den erwähnten Vorbehalten Ge-
brauch gemacht hat und die Ein-
fuhr und den Verkauf nicht ver-
bietet. Liegen diese Voraussetzun-
gen nicht vor, so sind die Einfuhr 
der Exemplare in ein nicht von die-
sem Protokoll begünstigtes Ver-
bandsland und der Verkauf in die-
sem Verbandsland ohne Zustim-
mung des Urhebers oder seiner 
Rechtsnachfolger oder sonstiger In-
haber ausschließlicher Werknut-
zungsrechte verboten. 

Artikel 2 

Jedes Land, das einzelne oder alle 
der nach Artikel 1 dieses Protokolls in 
Anspruch genommenen Vorbehalte 
nicht mehr aufrechtzuerhalten braucht, 
hat diese durch eine beim General-
direktor hinterlegte Notifikation zu-
rückzuziehen. 

Artikel 3 

Jedes Land, das nach Artikel 1 die-
ses Protokolls Vorbehalte in Anspruch 
genommen hat und das sich bei Ab-
lauf der vorgesehenen Frist von zehn 
Jahren auf Grund seiner wirtschaft-
lichen  Lage und seiner sozialen oder 
kulturellen Bedürfnisse noch außer-
stande sieht, die nach Artikel 1 in 
Anspruch genommenen Vorbehalte 
zurückzuziehen, kann einzelne oder 
alle Vorbehalte bis zu dem Zeitpunkt 
aufrechterhalten, in dem es die von 
der nächsten Revisionskonferenz an-
genommene Fassung dieser Überein-
kunft ratifiziert oder ihr beitritt. 

Artikel 4 

Wird ein Land nach der bestehen-
den Praxis der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen nicht mehr als 
Entwicklungsland angesehen, so noti-
fiziert der Generaldirektor dies dem 
betreffenden Land und allen anderen 
Verbandsländern. Nach Ablauf einer 
Frist von sechs Jahren seit dieser No-
tifizierung ist das genannte Land nicht 
mehr berechtigt, irgendeinen nach die-
sem Protokoll in Anspruch genomme-
nen Vorbehalt aufrechtzuerhalten. 
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Article 5 

1) Tout pays de l'Union peut dé-
clarer, à partir de la signature de la 
présente Convention et à tout moment 
avant de devenir lié par les articles 1 
à 21 de ladite Convention et par le 
présent Protocole, 

a) s'il s'agit d'un pays visé à l'article 
premier du présent Protocole, qu'il 
entend appliquer les dispositions 
de ce Protocole aux oeuvres dont 
le pays d'origine est un pays de 
l'Union qui accepte l'application 
des réserves du présent Protocole, 
ou 

b) qu'il admet l'application des dis-
positions de ce Protocole aux oeu-
vres dont il est le pays d'origine, 
par les pays qui, en devenant liés 
par les articles 1 à 21 de la pré-
sente Convention et par le présent 
Protocole ou en faisant une décla-
ration d'application du présent Pro-
tocole en vertu de la disposition du 
sous-alinéa a), ont fait les réserves 
permises selon ledit Protocole. 

2) La déclaration doit être faite par 
écrit et déposée auprès du Directeur 
général. Elle prend effet à la date à 
laquelle elle a été déposée. 

Article 6 

Tout pays qui est lié par les dis-
positions du présent Protocole et qui 
aura fait une déclaration ou une notifi-
cation aux termes de l'article 31. 1) de 
la présente Convention au sujet de 
territoires qui, à la date de la signa-
ture de la présente Convention, n'as-
surent pas leurs relations extérieures 
et dont la situation peut être consi-
dérée comme analogue à celle des 
pays visés à l'article premier du pré-
sent Protocole, peut notifier au Direc-
teur général que les dispositions du 
présent Protocole s'appliqueront à tout 
ou partie desdits territoires et peut 
déclarer dans cette notification qu'un 
tel territoire se prévaudra de l'une 
quelconque ou de toutes les réserves 
autorisées par le présent Protocole. 

EN FOI DE QUOI, les soussignés, 
dûment autorisés à cet effet, ont signé 
le présent Acte, 

FAIT à Stockholm, le 14 juillet 1967. 

Pour l'AFRIQUE DU SUD: 

Pour l'ARGENTINE: 

Article 5 

(1) Any country of the Union may 
declare, as from the signature of this 
Convention, and at any time before 
becoming bound by Articles 1 to 21 
of this Convention and by this Pro-
tocol, 

(a) in the case of a country referred 
to in Article 1 of this Protocol, 
that it intends to apply the pro-
visions of this Protocol to works 
whose country of origin is a coun-
try of the Union which admits the 
application of the reservations 
under the Protocol, or 

(b) that it admits the application of 
the provisions of the Protocol to 
works of which it is the country 
of origin by countries which, on 
becoming bound by Articles 1 to 
21 of this Convention and by this 
Protocol, or on making a declara-
tion of application of this Protocol 
by virtue of the provision of sub-
paragraph (a), have made reserva-
tions permitted under this Protocol. 

(2) The declaration shall be made in 
writing and shall be deposited with 
the Director General. The declaration 
shall become effective from the date 
it is deposited. 

Article 6 

Any country which is bound by the 
provisions of this Protocol and which 
has made a declaration or notification 
under Article 31 (1) of this Conven-
tion in respect of territories which, 
on the date of the signature of this 
Convention, are not responsible for 
their external relations, and the situa-
tion of which can be regarded as 
analogous to that of the countries 
referred to in Article 1 of this Proto-
col, may notify the Director General 
that the provisions of this Protocol 
shall apply to all or part of those 
territories and may in such notifica-
tion declare that any such territory 
will avail itself of any or all of the 
reservations permitted by this Pro-
tocol. 

IN WITNESS WHEREOF, the under-
signed, being duly authorized thereto, 
have signed this Convention. 

DONE at Stockholm, on July 14, 
1967. 

For SOUTH AFRICA: 

T. Schoeman 

For ARGENTINA: 

Artikel 5 

(1) Jedes Verbandsland kann nach 
der Unterzeichnung dieser Überein-
kunft jederzeit, bevor es durch die 
Artikel 1 bis 21 dieser Übereinkunft 
und durch dieses Protokoll gebunden 
ist, erklären, 

a) sofern es sich um ein unter Arti-
kel 1 dieses Protokolls fallendes 
Land handelt, daß es die Bestim-
mungen dieses Protokolls auf 
Werke anzuwenden beabsichtigt, 
deren Ursprungsland ein Verbands-
land ist, das die Anwendung der 
Vorbehalte dieses Protokolls zu-
läßt, oder 

b) daß es die Anwendung dieses Pro-
tokolls auf Werke, deren Ur-
sprungsland es ist, durch die Län-
der zuläßt, die in dem Zeitpunkt, 
in dem sie durch die Artikel 1 bis 
21 dieser Übereinkunft und dieses 
Protokoll gebunden werden oder 
in dem sie eine Erklärung über die 
Anwendung dieses Protokolls nach 
Buchstabe a abgeben, nach diesem 
Protokoll erlaubte Vorbehalte in 
Anspruch nehmen. 

(2) Die Erklärung muß schriftlich 
beim Generaldirektor hinterlegt wer-
den. Sie wird im Zeitpunkt ihrer Hin-
terlegung wirksam. 

Artikel 6 

Jedes Land, das durch dieses Proto-
koll gebunden ist und das nach Arti-
kel 31 Absatz 1 dieser Übereinkunft 
eine Erklärung oder eine Notifikation 
für Hoheitsgebiete abgegeben hat, die 
im Zeitpunkt der Unterzeichnung die-
ser Übereinkunft ihre auswärtigen 
Beziehungen nicht selbst wahrnehmen 
und die als in gleichen Verhältnissen 
befindlich zu betrachten sind wie die 
unter Artikel 1 dieses Protokolls fal-
lenden Länder, kann dem General-
direktor notifizieren, daß dieses Pro-
tokoll auf alle oder einzelne dieser 
Hoheitsgebiete anzuwenden ist, und 
es kann in dieser Notifikation erklä-
ren, daß ein solches Hoheitsgebiet 
einzelne oder alle der in diesem Pro-
tokoll zugelassenen Vorbehalte in An-
spruch nimmt. 

ZU URKUND DESSEN haben die 
hierzu gehörig bevollmächtigten Un-
terzeichneten diese Fassung der Über-
einkunft unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Stockholm am 
14. Juli 1967. 

Für SÜDAFRIKA: 

Für ARGENTINIEN: 
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Pour l'AUSTRALIE: 

Pour l'AUTRICHE: 

Pour la BELGIQUE: 

Pour le BRÉSIL: 

Pour la BULGARIE: 

Avec la réserve prévue par l'alinéa 2) 
de l'article 33 

Pour le CAMEROUN: 

Pour le CANADA: 

Pour CEYLAN: 

Pour CHYPRE: 

Pour le CONGO (BRAZZAVILLE) : 

Pour le CONGO 
(RÉPUBLIQUE DÉMOCRATIQUE DU) : 

Pour la COTE D'IVOIRE: 

Pour le DAHOMEY: 

Pour le DANEMARK: 

Pour l'ESPAGNE: 

Pour la FINLANDE: 

Pour la FRANCE: 

Pour le GABON: 

Pour la GRÈCE: 

Pour la HAUTE-VOLTA: 

Pour la HONGRIE: 

Pour l'INDE: 

Pour l'IRLANDE: 

Pour l'ISLANDE: 

For AUSTRALIA: 

For AUSTRIA: 

Dr, Robert Dittrich 

For BELGIUM: 
Bon F. Cogels 

For BRAZIL: 

For BULGARIA: 

V. Chivarov 

For CAMEROON: 

Ekani 

For CANADA: 

For CEYLON: 

For CYPRUS: 

For the CONGO (BRAZZAVILLE) : 

For the CONGO 
(DEMOCRATIC REPUBLIC OF) : 

G. Mulenda 

For the IVORY COAST: 
Bile 

For DAHOMEY: 

FOR DENMARK: 

W. Weincke 

For SPAIN: 

J. F. Alcover 

Electo J. Garcia Tejedor 

For FINLAND: 

Paul Gustafsson 

For FRANCE: 

B. de Menthon 

For GABON: 
S. F. Oyoué 

For GREECE: 

J. A. Dracoulis 

For the UPPER VOLTA: 

For HUNGARY: 

Esztergályos 

For INDIA: 

Sher Singh 
R. Gae 

For IRELAND: 
Valentin Iremonger 

For ICELAND: 

Arni  Tryggvason 

Für AUSTRALIEN: 

Für OSTERREICH: 

Für BELGIEN: 

Für BRASILIEN: 

Für BULGARIEN: 

(mit dem in Artikel 33 Absatz 2) 
vorgesehenen Vorbehalt) 

Für KAMERUN: 

Für KANADA: 

Für CEYLON: 

Für ZYPERN: 

Für KONGO (BRAZZAVILLE) : 

Für KONGO 
(DEMOKRATISCHE REPUBLIK) : 

Für die ELFENBEINKÜSTE: 

Für DAHOME: 

Für DÄNEMARK: 

Für SPANIEN: 

Für FINNLAND: 

Für FRANKREICH: 

Für GABUN: 

Für GRIECHENLAND: 

Für OBERVOLTA: 

Für UNGARN: 

Für INDIEN: 

Für IRLAND: 

Für ISLAND: 
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Pour ISRAEL: 

Pour l'ITALIE: 

Pour le JAPON: 

Pour le LIBAN: 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

Pour le LUXEMBOURG: 

Pour MADAGASCAR: 

Pour le MALI: 

Pour le MAROC: 

Pour le MEXIQUE: 

Pour MONACO: 

Pour le NIGER: 

Pour la NORVÈGE: 

Pour la NOUVELLE-ZÉLANDE: 

Pour le PAKISTAN: 

Pour les PAYS-BAS: 

Pour les PHILIPPINES: 

Pour la POLOGNE: 

Avec la réserve prévue par l'alinéa 2) 
de l'article 33 

Pour le PORTUGAL: 

Pour la RÉPUBLIQUE 
FÉDÉRALE D'ALLEMAGNE: 

Pour la ROUMANIE: 

Avec la réserve prévue par l'alinéa 2) 
de l'article 33 

For ISRAEL: 

Z. Sher 
G. Gavrieli 

For ITALY: 

Cippico 

For JAPAN: 
M. Takahashi 

K. Adachi 

For LEBANON: 

For LIECHTENSTEIN: 

Marianne M a r x e r 

For LUXEMBOURG: 

J. P. Hoffmann 

For MADAGASCAR: 

Ratovondriaka 

For MALI: 

For MOROCCO: 
H'ssaine 

For MEXICO: 
(Ad referendum) 

E. Rojas y Benavides 

For MONACO: 

J. M. Notari 

G. Straschnov 

For NIGER: 

A. Wright 

For NORWAY: 

Jens Evensen 

B. Stuevold Lassen 

For NEW ZEALAND: 

For PAKISTAN: 

For the NETHERLANDS: 

For the PHILIPPINES: 

Lauro Baja 

For POLAND: 

M. Kajzer 

For PORTUGAL: 

Adriano de Carvalho 

José de Oliveira Ascensão 

Ruy Alvaro Costa 
de Morais Serrão 

For the 
FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY: 

Eugen Ulmer 

For ROMANIA: 

C. Stanescu 
T. Preda 

Für ISRAEL: 

Für ITALIEN: 

Für JAPAN: 

Für LIBANON: 

Für LIECHTENSTEIN: 

Für LUXEMBURG: 

Für MADAGASKAR: 

Für MALI: 

Für MAROKKO: 

Für MEXIKO: 

Für MONACO: 

Für NIGER: 

Für NORWEGEN: 

Für NEUSEELAND: 

Für PAKISTAN: 

Für die NIEDERLANDE: 

Für die PHILIPPINEN: 

Für POLEN: 

(mit dem in Artikel 33 Absatz 2 
vorgesehenen Vorbehalt) 

Für PORTUGAL: 

Für die 
BUNDESREPBLIK DEUTSCHLAND: 

Für RUMÄNIEN: 

(mit dem in Artikel 33 Absatz 2 
vorgesehenen Vorbehalt) 
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Pour le ROYAUME-UNI 
DE GRANDE-BRETAGNE 
ET D'IRLANDE DU NORD: 

Pour le SAINT-SIÈGE: 

Pour le SÉNÉGAL: 

Pour la SUEDE:  

Pour la SUISSE: 

Pour la TCHÉCOSLOVAQUIE: 

Pour la THAILANDE: 

Pour la TUNISIE: 

Pour la TURQUIE: 

Pour la YOUGOSLAVIE: 

Pour l'URUGUAY: 

For the UNITED KINGDOM 
OF GREAT BRITAIN 

AND NORTHERN IRELAND: 

For the HOLY SEE: 
Gunnar Sterner 

For SENEGAL: 

A. Seck 

For SWEDEN: 
Herman Kling 

For SWITZERLAND: 

Hans Mori 
Joseph Voyame 

For CZECHOSLOVAKIA: 

For THAILAND: 

For TUNISIA: 
M. Kedadi 

For TURKEY: 

For YUGOSLAVIA: 
A. Jelić  

For URUGUAY: 

Für das VEREINIGTE KÖNIGREICH 
VON GROSSBRITANNIEN 

UND NORDIRLAND: 

Für den HEILIGEN STUHL: 

Für SENEGAL: 

Für SCHWEDEN: 

Für die SCHWEIZ: 

Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 

Für THAILAND: 

Für TUNESIEN: 

Für die TÜRKEI: 

Für JUGOSLAWIEN: 

Für URUGUAY: 
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Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerblichen Eigentums 

vom 20. März 1883 
revidiert in Brüssel am 14. Dezember 1900, 

in Washington am 2. Juni 1911, 
im Haag am 6. November 1925, 
in London am 2. Juni 1934, 

in Lissabon am 31. Oktober 1958 
und in Stockholm am 14. Juli 1967 

Convention de Paris 
pour la protection de la propriété industrielle 

du 20 mars 1883 
revisée à Bruxelles le 14 décembre 1900, 

à Washington le 2 juin 1911, 
à La Haye le 6 novembre 1925, 

à Londres le 2 juin 1934, 
à Lisbonne le 31 octobre 1958 
et à Stockholm le 14 juillet 1967 

Article premier 

1) Les pays auxquels s'applique la présente Conven-
tion sont constitués à l'état d'Union pour la protection de 
la propriété industrielle. 
2) La protection de la propriété industrielle a pour 

objet les brevets d'invention, les modèles d'utilité, les 
dessins ou modèles industriels, les marques de fabrique 
ou de commerce, les marques de service, le nom commer-
cial et les indications de provenance ou appellations 
d'origine, ainsi que la répression de la concurrence 
déloyale. 
3) La propriété industrielle s'entend dans l'acception la 

plus large et s'applique non seulement a l'industrie et au 
commerce proprement dits, mais également au domaine 
des industries agricoles et extractives et à tous produits 
fabriqués ou naturels, par exemple: vins, grains, feuilles 
de tabac, fruits, bestiaux, minéraux, eaux minérales, 
bières, fleurs, farines. 

4) Parmi les brevets d'invention sont comprises les 
diverses espèces de brevets industriels admises par les 
législations des pays de l'Union, telles que brevets 
d'importation, brevets de perfectionnement, brevets et 
certificats d'addition, etc. 

Article 2 

1) Les ressortissants de chacun des pays de l'Union 
jouiront dans tous les autres pays de l'Union, en ce qui 
concerne la protection de la propriété industrielle, des 
avantages que les lois respectives accordent actuellement 
ou accorderont par la suite aux nationaux, le tout sans 
préjudice des droits spécialement prévus par la présente 
Convention. En conséquence, ils auront la même protec-
tion que ceux-ci et le même recours légal contre toute 
atteinte portée à leurs droits, sous réserve de l'accom- 

— Amtlicher deutscher Text gemäß Artikel 29 Abs. I 
Buchstabe b  

Artikel i 

(1) Die Länder, auf die diese Übereinkunft Anwendung 
findet, bilden einen Verband zum Schutz des gewerb-
lichen Eigentums. 

(2) Der Schutz des gewerblichen Eigentums hat zum 
Gegenstand die Erfindungspatente, die Gebrauchsmuster, 
die gewerblichen Muster oder Modelle, die Fabrik- oder 
Handelsmarken, die Dienstleistungsmarken, den Handels-
namen und die Herkunftsangaben oder Ursprungsbezeich-
nungen sowie die Unterdrückung des unlauteren Wett-
bewerbs. 

(3) Das gewerbliche Eigentum wird in der weitesten 
Bedeutung verstanden und bezieht sich nicht allein auf 
Gewerbe und Handel im eigentlichen Sinn des Wortes, 
sondern ebenso auf das Gebiet der Landwirtschaft und 
der Gewinnung der Bodenschätze und auf alle Fabrikate 
oder Naturerzeugnisse, zum Beispiel Wein, Getreide, 
Tabakblätter, Früchte, Vieh, Mineralien, Mineralwässer, 
Bier, Blumen, Mehl. 

(4) Zu den Erfindungspatenten zählen die nach den 
Rechtsvorschriften der Verbandsländer zugelassenen ver-
schiedenen Arten gewerblicher Patente, wie Einführungs-
patente, Verbesserungspatente, Zusatzpatente, Zusatz-
bescheinigungen usw. 

Artikel 2 

(1) Die Angehörigen eines jeden der Verbandsländer 
genießen in allen übrigen Ländern des Verbandes in 
bezug auf den Schutz des gewerblichen Eigentums die 
Vorteile, welche die betreffenden Gesetze den eigenen 
Staatsangehörigen gegenwärtig gewähren oder in Zu-
kunft gewähren werden, und zwar unbeschadet der durch 
diese Übereinkunft besonders vorgesehenen Rechte. Dem-
gemäß haben sie den gleichen Schutz wie diese und die 
gleichen Rechtsbehelfe gegen jeden Eingriff in ihre Rechte, 
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plissement des conditions et formalités imposées aux 
nationaux. 

2) Toutefois, aucune condition de domicile ou d'établis-
sement dans le pays où la protection est réclamée ne peut 
être exigée des ressortissants de l'Union pour la jouis-
sance d'aucun des droits de propriété industrielle. 

3) Sont expressément réservées les dispositions de la 
législation de chacun des pays de l'Union relatives à la 
procédure judiciaire et administrative et à la compétence, 
ainsi qu'à l'élection de domicile ou à la constitution d'un 
mandataire, qui seraient requises par les lois sur la pro-
priété industrielle. 

Article 3 

Sont assimilés aux ressortissants des pays de l'Union 
les ressortissants des pays ne faisant pas partie de 
l'Union qui sont domiciliés ou ont des établissements in-
dustriels ou commerciaux effectifs et sérieux sur le terri-
toire de l'un des pays de l'Union. 

Article 4 

A. — 1) Celui qui aura régulièrement fait le dépôt 
d'une demande de brevet d'invention, d'un modèle d'uti-
lité, d'un dessin ou modèle industriel, d'une marque de 
fabrique ou de commerce, dans l'un des pays de l'Union, 
ou son ayant cause, jouira, pour effectuer le dépôt dans 
les autres pays, d'un droit de priorité pendant les délais 
déterminés ci-après. 

2) Est reconnu comme donnant naissance au droit de 
priorité tout dépôt ayant la valeur d'un dépôt national 
régulier, en vertu de la législation nationale de chaque 
pays de l'Union ou de traités bilatéraux ou multilatéraux 
conclus entre des pays de l'Union. 

3) Par dépôt national régulier on doit entendre tout 
dépôt qui suffit à établir la date à laquelle la demande a 
été déposée dans le pays en cause, quel que soit le sort 
ultérieur de cette demande. 

B. — En conséquence, le dépôt ultérieurement opéré 
dans l'un des autres pays de l'Union, avant l'expiration 
de ces délais, ne pourra être invalidé par des faits ac-
complis dans l'intervalle, soit, notamment, par un autre 
dépôt, par la publication de l'invention ou son exploita-
tion, par la mise en vente d'exemplaires du dessin ou du 
modèle, par l'emploi de la marque, et ces faits ne pour-
ront faire naître aucun droit de tiers ni aucune posses-
sion personnelle Les droits acquis par des tiers avant le 
jour de la première demande qui sert de base au droit 
de priorité sont réservés par l'effet de la législation inté-
rieure de chaque pays de l'Union. 

C. — 1) Les délais de priorité mentionnés ci-dessus 
seront de douze mois pour les brevets d'invention et les 
modèles d'utilité, et de six mois pour les dessins ou 
modèles industriels et pour les marques de fabrique ou 
de commerce. 

2) Ces délais commencent à courir de la date du dépôt 
de la première demande; le jour du dépôt n'est pas com-
pris dans le délai. 

3) Si le dernier jour du délai est un jour férié légal, 
ou un jour où le Bureau n'est pas ouvert pour recevoir 
le dépôt des demandes dans le pays où la protection est 
réclamée, le délai sera prorogé jusqu'au premier jour 
ouvrable qui suit. 

vorbehaltlich der Erfüllung der Bedingungen und Förm-
lichkeiten, die den eigenen Staatsangehörigen auferlegt 
werden. 

(2) Jedoch darf der Genuß irgendeines Rechts des ge-
werblichen Eigentums für die Verbandsangehörigen 
keinesfalls von der Bedingung abhängig gemacht werden, 
daß sie einen Wohnsitz oder eine Niederlassung in dem 
Land haben, in dem der Schutz beansprucht wird. 

(3) Ausdrücklich bleiben vorbehalten die Rechtsvor-
schriften jedes der Verbandsländer über das gerichtliche 
und das Verwaltungsverfahren und die Zuständigkeit 
sowie über die Wahl des Wohnsitzes oder die Bestellung 
eines Vertreters, die etwa nach den Gesetzen über das 
gewerbliche Eigentum erforderlich sind. 

Artikel 3 

Den Angehörigen der Verbandsländer sind gleich-
gestellt die Angehörigen der dem Verband nicht an-
gehörenden Länder, die im Hoheitsgebiet eines Ver-
bandslandes ihren Wohnsitz oder tatsächliche und nicht 
nur zum Schein bestehende gewerbliche oder Handels-
niederlassungen haben. 

Artikel 4 

A. — (1) Wer in einem der Verbandsländer die Anmel-
dung für ein Erfindungspatent, ein Gebrauchsmuster, ein 
gewerbliches Muster oder Modell, eine Fabrik- oder 
Handelsmarke vorschriftsmäßig hinterlegt hat, oder sein 
Rechtsnachfolger genießt für die Hinterlegung in den 
anderen Ländern während der unten bestimmten Fristen 
ein Prioritätsrecht. 

(2) Als prioritätsbegründend wird jede Hinterlegung 
anerkannt, der nach den innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten jedes Verbandslandes oder nach den zwischen Ver-
bandsländern abgeschlossenen zwei- oder mehrseitigen 
Verträgen die Bedeutung einer vorschriftsmäßigen natio-
nalen Hinterlegung zukommt. 

(3) Unter vorschriftsmäßiger nationaler Hinterlegung 
ist jede Hinterlegung zu verstehen, die zur Festlegung 
des Zeitpunkts ausreicht, an dem die Anmeldung in dem 
betreffenden Land hinterlegt worden ist, wobei das 
spätere Schicksal der Anmeldung ohne Bedeutung ist. 

B. — Demgemäß kann die spätere, jedoch vor Ablauf 
dieser Fristen in einem der anderen Verbandsländer be-
wirkte Hinterlegung nicht unwirksam gemacht werden 
durch inzwischen eingetretene Tatsachen, insbesondere 
durch eine andere Hinterlegung, durch die Veröffent-
lichung der Erfindung oder deren Ausübung, durch das 
Feilbieten von Stücken des Musters oder Modells, durch 
den Gebrauch der Marke; diese Tatsachen können kein 
Recht Dritter und kein persönliches Besitzrecht begrün-
den. Die Rechte, die von Dritten vor dem Tag der ersten, 
prioritätsbegründenden Anmeldung erworben worden sind, 
bleiben nach Maßgabe der innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften eines jeden Verbandslandes gewahrt. 

C. — (1) Die oben erwähnten Prioritätsfristen betragen 
zwölf Monate für die Erfindungspatente und die Ge-
brauchsmuster und sechs Monate für die gewerblichen 
Muster oder Modelle und für die Fabrik- oder Handels-
marken. 

(2) Diese Fristen laufen vom Zeitpunkt der Hinter-
legung der ersten Anmeldung an; der Tag der Hinter-
legung wird nicht in die Frist eingerechnet. 

(3) Ist der letzte Tag der Frist in dem Land, in dem 
der Schutz beansprucht wird, ein gesetzlicher Feiertag 
oder ein Tag, an dem das Amt zur Entgegennahme von 
Anmeldungen nicht geöffnet ist, so erstreckt sich die 
Frist auf den nächstfolgenden Werktag. 
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4) Doit être considérée comme première demande dont 
la date de dépôt sera le point de départ du délai de 
priorité, une demande ultérieure ayant le même objet 
qu'une première demande antérieure au sens de l'alinéa 2) 
ci-dessus, déposée dans le même pays de l'Union, à la 
condition que cette demande antérieure, à la date du 
dépôt de la demande ultérieure, ait été retirée, aban-
donnée, ou refusée, sans avoir été soumise à l'inspection 
publique et sans laisser subsister de droits, et qu'elle 
n'ait pas encore servi de base pour la revendication du 
droit de priorité. La demande antérieure ne pourra plus 
alors servir de base pour la revendication du droit de 
priorité. 

D. — 1) Quiconque voudra se prévaloir de la priorité 
d'un dépôt antérieur sera tenu de faire une déclaration 
indiquant la date et le pays de ce dépôt. Chaque pays 
déterminera à quel moment, au plus tard, cette déclara-
tion devra être effectuée. 

2) Ces indications seront mentionnées dans les publica-
tions émanant de l'Administration compétente, notam-
ment sur les brevets et les descriptions y relatives. 

3) Les pays de l'Union pourront exiger de celui qui fait 
une déclaration de priorité la production d'une copie de 
la demande (description, dessins, etc.) déposée antérieure-
ment. La copie, certifiée conforme par l'Administration 
qui aura reçu cette demande, sera dispensée de toute 
légalisation et elle pourra en tout cas être déposée, 
exempte de frais, à n'importe quel moment dans le délai 
de trois mois à dater du dépôt de la demande ultérieure. 
On pourra exiger qu'elle soit accompagnée d'un certificat 
de la date du dépôt émanant de cette Administration et 
d'une traduction. 

4) D'autres formalités ne pourront être requises pour 
la déclaration de priorité au moment du dépôt de la 
demande. Chaque pays de l'Union déterminera les con-
séquences de l'omission des formalités prévues par le 
présent article, sans que ces conséquences puissent 
excéder la perte du droit de priorité. 

5) Ultérieurement, d'autres justifications pourront être 
demandées. 

Celui qui se prévaut de la priorité d'un dépôt antérieur 
sera tenu d'indiquer le numéro de ce dépôt ;  cette indica-
tion sera publiée dans les conditions prévues par l'alinéa 
2) ci-dessus. 

E. — 1) Lorsqu'un dessin ou modèle industriel aura 
été déposé dans un pays en vertu d'un droit de priorité 
basé sur le dépôt d'un modèle d'utilité, le délai de priorité 
ne sera que celui fixé pour les dessins ou modèles indus-
triels. 

2) En outre, il est permis de déposer dans un pays un 
modèle d'utilité en vertu d'un droit de priorité basé sur 
le dépôt d'une demande de brevet et inversement. 

F. — Aucun pays de l'Union ne pourra refuser une 
priorité ou une demande de brevet pour le motif que 
le déposant revendique des priorités multiples, même 
provenant de pays différents, ou pour le motif qu'une 
demande revendiquant une ou plusieurs priorités contient 
un ou plusieurs éléments qui n'étaient pas compris dans 
la ou les demandes dont la priorité est revendiquée, à la 
condition, dans les deux cas, qu'il y ait unité d'invention, 
au sens de la loi du pays. 

En ce qui concerne les éléments non compris dans la 
ou les demandes dont la priorité est revendiquée, le 

(4) Als erste Anmeldung, von deren Hinterlegungs-
zeitpunkt an die Prioritätsfrist läuft, wird auch eine 
jüngere Anmeldung angesehen, die denselben Gegen-
stand betrifft wie eine erste ältere im Sinn des Ab-
satzes 2 in demselben Verbandsland eingereichte Anmel-
dung, sofern diese ältere Anmeldung bis zum Zeitpunkt 
der Hinterlegung der jüngeren Anmeldung zurück-
gezogen, fallengelassen oder zurückgewiesen worden ist, 
und zwar bevor sie öffentlich ausgelegt worden ist und 
ohne daß Rechte bestehen geblieben sind; ebensowenig 
darf diese ältere Anmeldung schon Grundlage für die 
Inanspruchnahme des Prioritätsrechts gewesen sein. Die 
ältere Anmeldung kann in diesem Fall nicht mehr als 
Grundlage für die Inanspruchnahme des Prioritätsrechts 
dienen. 

D. — (1) Wer die Priorität einer früheren Hinterlegung 
in Anspruch nehmen will, muß eine Erklärung über den 
Zeitpunkt und das Land dieser Hinterlegung abgeben, 
Jedes Land bestimmt, bis wann die Erklärung spätestens 
abgegeben werden muß. 

(2) Diese Angaben sind in die Veröffentlichungen der 
zuständigen Behörde, insbesondere in die Patenturkun-
den und die zugehörigen Beschreibungen aufzunehmen. 

(3) Die Verbandsländer können von demjenigen, der 
eine Prioritätserklärung abgibt, verlangen, daß er die 
frühere Anmeldung (Beschreibung, Zeichnungen usw.) in 
Abschrift vorlegt. Die Abschrift, die von der Behörde, 
die diese Anmeldung empfangen hat, als übereinstim-
mend bescheinigt ist, ist von jeder Beglaubigung befreit 
und kann auf alle Fälle zu beliebiger Zeit innerhalb einer 
Frist von drei Monaten nach der Hinterlegung der späte-
ren Anmeldung gebührenfrei eingereicht werden. Es kann 
verlangt werden, daß ihr eine von dieser Behörde aus-
gestellte Bescheinigung über den Zeitpunkt der Hinter-
legung und eine Übersetzung beigefügt werden. 

(4) Andere Förmlichkeiten für die Prioritätserklärung 
dürfen bei der Hinterlegung der Anmeldung nicht ver-
langt werden. Jedes Verbandsland bestimmt die Folgen 
der Nichtbeachtung der in diesem Artikel vorgesehenen 
Förmlichkeiten; jedoch dürfen diese Folgen über den 
Verlust des Prioritätsrechts nicht hinausgehen. 

(5) Später können weitere Nachweise verlangt werden. 

Wer die Priorität einer früheren Anmeldung in An-
spruch nimmt, ist verpflichtet, das Aktenzeichen dieser 
Anmeldung anzugeben; diese Angabe ist nach Maßgabe 
des Absatzes 2 zu veröffentlichen. 

E. — (1) Wird in einem Land ein gewerbliches Muster 
oder Modell unter Inanspruchnahme eines auf die An-
meldung eines Gebrauchsmusters gegründeten Prioritäts-
rechts hinterlegt, so ist nur die für gewerbliche Muster 
oder Modelle bestimmte Prioritätsfrist maßgebend. 

(2) Im übrigen ist es zulässig, in einem Land ein 
Gebrauchsmuster unter Inanspruchnahme eines auf die 
Hinterlegung einer Patentanmeldung gegründeten Priori-
tätsrechts zu hinterlegen und umgekehrt. 

F. — Kein Verbandsland darf deswegen die Anerken-
nung einer Priorität verweigern oder eine Patentanmel-
dung zurückweisen, weil der Anmelder mehrere 
Prioritäten in Anspruch nimmt, selbst wenn sie aus 
verschiedenen Ländern stammen, oder deswegen, weil 
eine Anmeldung, für die eine oder mehrere Prioritäten 
beansprucht werden, ein oder mehrere Merkmale enthält, 
die in der oder den Anmeldungen, deren Priorität be-
ansprucht worden ist, nicht enthalten waren, sofern in 
beiden Fällen Erfindungseinheit im Sinn des Landes-
gesetzes vorliegt. 

Hinsichtlich der Merkmale, die in der oder den Anmel-
dungen, deren Priorität in Anspruch genommen worden 



Drucksache V/3582 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

dépôt de la demande ultérieure donne naissance à un 
droit de priorité dans les conditions ordinaires. 

G. — 1) Si l'examen révèle qu'une demande de brevet 
est complexe, le demandeur pourra diviser la demande en 
un certain nombre de demandes divisionnaires, en conser-
vant comme date de chacune la date de la demande ini-
tiale et, s'il y a lieu, le bénéfice du droit de priorité. 

2) Le demandeur pourra aussi, de sa propre initiative, 
diviser la demande de brevet, en conservant comme date 
de chaque demande divisionnaire la date de la demande 
initiale et, s'il y a lieu, le bénéfice du droit de priorité. 
Chaque pays de l'Union aura la faculté de déterminer les 
conditions auxquelles cette division sera autorisée. 

H. — La priorité ne peut être refusée pour le motif que 
certains éléments de l'invention pour lesquels on reven-
dique la priorité ne figurent pas parmi les revendications 
formulées dans la demande au pays d'origine, pourvu 
que l'ensemble des pièces de la demande révèle d'une 
façon précise lesdits éléments. 

I. — 1) Les demandes de certificats d'auteur d'inven-
tion, déposées dans un pays où les déposants ont le droit 
de demander à leur choix soit un brevet, soit un certificat 
d'auteur d'invention, donneront naissance au droit de 
priorité institué par le présent article dans les mêmes 
conditions et avec les mêmes effets que les demandes de 
brevets d'invention. 

2) Dans un pays où les déposants ont le droit de de-
mander à leur choix soit un brevet, soit un certificat 
d'auteur d'invention, le demandeur d'un certificat d'au-
teur d'invention bénéficiera, selon les dispositions du 
présent article applicables aux demandes de brevets, du 
droit de priorité basé sur le dépôt d'une demande de 
brevet d'invention, de modèle d'utilité ou de certificat 
d'auteur d'invention. 

Article 4bis 

1) Les brevets demandés dans les différents pays de 
l'Union par des ressortissants de l'Union seront indépen-
dants des brevets obtenus pour la même invention dans 
les autres pays, adhérents ou non à l'Union. 

2) Cette disposition doit s'entendre d'une façon abso-
lue, notamment en ce sens que les brevets demandés pen-
dant le délai de priorité sont indépendants, tant au point 
de vue des causes de nullité et de déchéance qu'au point 
de vue de la durée normale. 

3) Elle s'applique à tous les brevets existant au mo-
ment de sa mise en vigueur. 

4) Il en sera de même, en cas d'accession de nouveaux 
pays, pour les brevets existant de part et d'autre au 
moment de l'accession. 

5) Les brevets obtenus avec le bénéfice de la priorité 
jouiront, dans les différents pays de l'Union, d'une durée 
égale à celle dont ils jouiraient s'ils étaient demandés ou 
délivrés sans le bénéfice de la priorité. 

Article 4ter 

L'inventeur a le droit d'être mentionné comme tel dans 
le brevet. 

Article 4 quater 

La délivrance d'un brevet ne pourra être refusée et un 
brevet ne pourra être invalidé pour le motif que la vente 
du produit breveté ou obtenu par un procédé breveté est 

ist, nicht enthalten sind, läßt die jüngere Anmeldung ein 
Prioritätsrecht unter den allgemeinen Bedingungen ent-
stehen. 

G. — (1) Ergibt die Prüfung, daß eine Patentanmeldung 
nicht einheitlich ist, so kann der Anmelder die Anmel-
dung in eine Anzahl von Teilanmeldungen teilen, wobei 
ihm für jede Teilanmeldung als Anmeldezeitpunkt der 
Zeitpunkt der ursprünglichen Anmeldung und gegebenen-
falls das Prioritätsvorrecht erhalten bleiben. 

(2) Der Anmelder kann auch von sich aus die Patent-
anmeldung teilen, wobei ihm für jede Teilanmeldung als 
Anmeldezeitpunkt der Zeitpunkt der ursprünglichen An-
meldung und gegebenenfalls das Prioritätsvorrecht erhal-
ten bleiben. Jedem Verbandsland steht es frei, die Be-
dingungen festzulegen, unter denen diese Teilung zu-
gelassen wird. 

H. — Die Priorität kann nicht deshalb verweigert wer-
den, weil bestimmte Merkmale der Erfindung, für welche 
die Priorität beansprucht wird, nicht in den in der Patent-
anmeldung des Ursprungslandes aufgestellten Patent-
ansprüchen enthalten sind, sofern nur die Gesamtheit 
der Anmeldungsunterlagen diese Merkmale deutlich 
offenbart. 

I. — (1) Anmeldungen für Erfinderscheine, die in einem 
Land eingereicht werden, in dem die Anmelder das Recht 
haben, nach ihrer Wahl entweder ein Patent oder einen 
Erfinderschein zu verlangen, begründen das in diesem 
Artikel vorgesehene Prioritätsrecht unter den gleichen 
Voraussetzungen und mit den gleichen Wirkungen wie 
Patentanmeldungen. 

(2) In einem Land, in dem die Anmelder das Recht 
haben, nach ihrer Wahl entweder ein Patent oder einen 
Erfinderschein zu verlangen, genießt der Anmelder eines 
Erfinderscheins das auf eine Patent-, Gebrauchsmuster- 
oder Erfinderscheinanmeldung gegründete Prioritätsrecht 
nach den für Patentanmeldungen geltenden Bestimmun-
gen dieses Artikels. 

Artikel 4bis 

(1) Die in den verschiedenen Verbandsländern von 
Verbandsangehörigen angemeldeten Patente sind unab-
hängig von den Patenten, die für dieselbe Erfindung in 
anderen Ländern erlangt worden sind, mögen diese Län-
der dem Verband angehören oder nicht. 

(2) Diese Bestimmung ist ohne jede Einschränkung zu 
verstehen, insbesondere in dem Sinn, daß die während 
der Prioritätsfrist angemeldeten Patente sowohl hinsicht-
lich der Gründe der Nichtigkeit und des Verfalls als auch 
hinsichtlich der gesetzmäßigen Dauer unabhängig sind. 

(3) Sie findet auf alle im Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
bestehenden Patente Anwendung. 

(4) Für den Fall des Beitritts neuer Länder wird es mit 
den im Zeitpunkt des Beitritts auf beiden Seiten be-
stehenden Patenten ebenso gehalten. 

(5) Die mit Prioritätsvorrecht erlangten Patente ge-
nießen in den einzelnen Verbandsländern die gleiche 
Schutzdauer, wie wenn sie ohne das Prioritätsvorrecht 
angemeldet oder erteilt worden wären. 

Artikel 4 ter 

Der Erfinder hat das Recht, als solcher im Patent ge-
nannt zu werden. 

Artikel 4 quater 

Die Erteilung eines Patents kann nicht deshalb verwei-
gert und ein Patent kann nicht deshalb für ungültig er-
klärt werden, weil der Vertrieb des patentierten Erzeug- 
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ne sera exigé sur le produit pour la reconnaissance du 
droit. 

Article 5bis 

1) Un délai de grâce, qui devra être au minimum de 
six mois, sera accordé pour le paiement des taxes pré-
vues pour le maintien des droits de propriété industrielle, 
moyennant le versement d'une surtaxe, si la législation 
nationale en impose une. 

2) Les pays de l'Union ont la faculté de prévoir la 
restauration des brevets d'invention tombés en déchéance 
par suite de non-paiement de taxes. 

Article 5ter 

Dans chacun des pays de l'Union ne seront pas con-
sidérés comme portant atteinte aux droits du breveté: 

lo l'emploi, à bord des navires des autres pays de 
l'Union, des moyens faisant l'objet de son brevet dans 
le corps du navire, dans les machines, agrès, apparaux 
et autres accessoires, lorsque ces navires pénétreront 
temporairement ou accidentellement dans les eaux du 
pays, sous réserve que ces moyens y soient employés 
exclusivement pour les besoins du navire; 

2° l'emploi des moyens faisant l'objet du brevet dans la 
construction ou le fonctionnement des engins de 
locomotion aérienne ou terrestre des autres pays de 
l'Union ou des accessoires de ces engins, lorsque 
ceux-ci pénétreront temporairement ou accidentelle-
ment dans ce pays. 

Article 5 quater 

Lorsqu'un produit est introduit dans un pays de l'Union 
où il existe un brevet protégeant un procédé de fabrica-
tion dudit produit, le breveté aura, à l'égard du produit 
introduit, tous les droits que la législation du pays d'im-
portation lui accorde, sur la base du brevet de procédé, 
à l'égard des produits fabriqués dans le pays même. 

Article 5 quinquies 

Les dessins et modèles industriels seront protégés dans 
tous les pays de l'Union. 

Article 6 

1) Les conditions de dépôt et d'enregistrement des 
marques de fabrique ou de commerce seront déterminées 
dans chaque pays de l'Union par sa législation nationale. 

2) Toutefois, une marque déposée par un ressortissant 
d'un pays de l'Union dans un quelconque des pays de 
l'Union ne pourra être refusée ou invalidée pour le motif 
qu'elle n'aura pas été déposée, enregistrée ou renouvelée 
au pays d'origine. 

3) Une marque régulièrement enregistrée dans un pays 
de l'Union sera considérée comme indépendante des 
marques enregistrées dans les autres pays de l'Union, y 
compris le pays d'origine. 

Article 6bis 

1) Les pays de l'Union s'engagent, soit d'office si la 
législation du pays le permet, soit à la requête de l'in-
téressé, à refuser ou à invalider l'enregistrement et à 
interdire l'usage d'une marque de fabrique ou de com-
merce qui constitue la reproduction, l'imitation ou la 
traduction, susceptibles de créer une confusion, d'une 
marque que l'autorité compétente du pays de l'enregistre-

delsmarke oder die Hinterlegung des gewerblichen Mu

-

sters oder Modells auf dem Erzeugnis nicht erforderlich. 

Artikel 5 bis 

(1) Für die Zahlung der zur Aufrechterhaltung der ge-
werblichen Schutzrechte vorgesehenen Gebühren wird 
eine Nachfrist von mindestens sechs Monaten gewährt, 
und zwar gegen Entrichtung einer Zuschlagsgebühr, so-
fern die innerstaatlichen Rechtsvorschriften eine solche 
auferlegen. 

(2) Den Verbandsländern steht es frei, die Wieder-
herstellung der mangels Zahlung von Gebühren ver-
fallenen Patente vorzusehen. 

Artikel 5ter 

In keinem der Verbandsländer wird als Eingriff in die 
Rechte des Patentinhabers angesehen: 

1. der an Bord von Schiffen der anderen Verbandsländer 
stattfindende Gebrauch patentierter Einrichtungen im 
Schiffskörper, in den Maschinen, im Takelwerk, in den 
Geräten und sonstigem Zubehör, wenn die Schiffe 
vorübergehend oder zufällig in die Gewässer des Lan-
des gelangen, vorausgesetzt, daß diese Einrichtungen 
dort ausschließlich für die Bedürfnisse des Schiffes 
verwendet werden; 

2. der Gebrauch patentierter Einrichtungen in der Bau-
ausführung oder für den Betrieb der Luft- oder Land-
fahrzeuge der anderen Verbandsländer oder des Zu-
behörs solcher Fahrzeuge, wenn diese vorübergehend 
oder zufällig in dieses Land gelangen. 

Artikel 5 quater 

Wird ein Erzeugnis in ein Verbandsland eingeführt, 
in dem ein Patent zum Schutz eines Verfahrens zur 
Herstellung dieses Erzeugnisses besteht, so hat der 
Patentinhaber hinsichtlich des eingeführten Erzeugnisses 
alle Rechte, die ihm die Rechtsvorschriften des Einfuhr-
landes auf Grund des Verfahrenspatents hinsichtlich der 
im Land selbst hergestellten Erzeugnisse gewähren. 

Artikel  5 quinquies 

Die gewerblichen Muster und Modelle werden in allen 
Verbandsländern geschützt. 

Artikel 6 

(1) Die Bedingungen für die Hinterlegung und Ein-
tragung von Fabrik- oder Handelsmarken werden in 
jedem Land durch die innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
bestimmt. 

(2) Jedoch darf eine durch einen Angehörigen eines 
Verbandslandes in irgendeinem Verbandsland hinterlegte 
Marke nicht deshalb zurückgewiesen oder für ungültig 
erklärt werden, weil sie im Ursprungsland nicht hinter-
legt, eingetragen oder erneuert worden ist. 

(3) Eine in einem Verbandsland vorschriftsmäßig ein-
getragene Marke wird als unabhängig angesehen von 
den in anderen Verbandsländern einschließlich des Ur-
sprungslandes eingetragenen Marken. 

Artikel 6 bis 

(1) Die Verbandsländer verpflichten sich, von Amts 
wegen, wenn dies die Rechtsvorschriften des Landes zu-
lassen, oder auf Antrag des Beteiligten die Eintragung 
einer Fabrik- oder Handelsmarke zurückzuweisen oder 
für ungültig zu erklären und den Gebrauch der Marke 
zu untersagen, wenn sie eine verwechslungsfähige Ab-
bildung, Nachahmung oder Übersetzung einer anderen 
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soumise à des restrictions ou limitations résultant de la 
législation nationale. 

Article 5 

A. — 1) L'introduction, par le breveté, dans le pays où 
le brevet a été délivré, d'objets fabriqués dans l'un ou 
l'autre des pays de l'Union, n'entraînera pas la déchéance. 

2) Chacun des pays de l'Union aura la faculté de 
prendre des mesures législatives prévoyant la concession 
de licences obligatoires, pour prévenir les abus qui pour-
raient résulter de l'exercice du droit exclusif conféré par 
le brevet, par exemple faute d'exploitation. 

3) La déchéance du brevet ne pourra être prévue que 
pour le cas où la concession de licences obligatoires 
n'aurait pas suffi pour prévenir ces abus. Aucune action 
en déchéance ou en révocation d'un brevet ne pourra 
être introduite avant l'expiration de deux années à comp-
ter de la concession de la première licence obligatoire. 

4) Une licence obligatoire ne pourra pas être deman-
dée pour cause de défaut ou d'insuffisance d'exploitation 
avant l'expiration d'un délai de quatre années à compter 
du dépôt de la demande de brevet, ou de trois années à 
compter de la délivrance du brevet, le délai qui expire 
le plus tard devant être appliqué; elle sera refusée si le 
breveté justifie son inaction par des excuses légitimes. 
Une telle licence obligatoire sera ion exclusive et ne 
pourra être transmise, même sous la forme de concession 
de sous-licence, qu'avec la partie de l'entreprise ou du 
fonds de commerce exploitant cette licence. 

5) Les dispositions qui précèdent seront applicables, 
sous réserve des modifications nécessaires, aux modèles 
d'utilité. 

B. — La protection des dessins et modèles industriels 
ne peut être atteinte par une déchéance quelconque, soit 
pour défaut d'exploitation, soit pour introduction d'objets 
conformes à ceux qui sont protégés. 

C. — 1) Si, dans un pays, l'utilisation de la marque 
enregistrée est obligatoire, l'enregistrement ne pourra 
être annulé qu'après un délai équitable et si l'intéressé 
ne justifie pas des causes de son inaction. 

2) L'emploi d'une marque de fabrique ou de commerce, 
par le propriétaire, sous une forme qui diffère, par des 
éléments n'altérant pas le caractère distinctif de la 
marque dans la forme sous laquelle celle-ci a été enregis-
trée dans l'un des pays de l'Union, n'entraînera pas l'in-
validation de l'enregistrement et ne diminuera pas la 
protection accordée à la marque. 

3) L'emploi simultané de la même marque sur des 
produits identiques ou similaires, par des établissements 
industriels ou commerciaux considérés comme coproprié-
taires de la marque d'après les dispositions de la loi 
nationale du pays où la protection est réclamée, n'em-
pêchera pas l'enregistrement, ni ne diminuera d'aucune 
façon la protection accordée à ladite marque dans 
n'importe quel pays de l'Union, pourvu que ledit emploi 
n'ait pas pour effet d'induire le public en erreur et qu'il 
ne soit pas contraire à l'intérêt public. 

D. — Aucun signe ou mention du brevet, du modèle 
d'utilité, de l'enregistrement de la marque de fabrique ou 
de commerce, ou du dépôt du dessin ou modèle industriel 

nisses oder des Erzeugnisses, das das Ergebnis eines 
patentierten Verfahrens ist, Beschränkungen oder Be-
grenzungen durch die innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
unterworfen ist. 

Artikel 5 

A. — (1) Die durch den Patentinhaber bewirkte Einfuhr 
von Gegenständen, die in dem einen oder anderen Ver-
bandsland hergestellt worden sind, in das Land, in dem 
das Patent erteilt worden ist, hat den Verfall des Patents 
nicht zur Folge. 

(2) Jedem der Verbandsländer steht es frei, gesetzliche 
Maßnahmen zu treffen, welche die Gewährung von 
Zwangslizenzen vorsehen, um Mißbräuche zu verhüten, 
die sich aus der Ausübung des durch das Patent ver-
liehenen ausschließlichen Rechts ergeben könnten, zum 
Beispiel infolge unterlassener Ausübung. 

(3) Der Verfall des Patents kann nur dann vorgesehen 
werden, wenn die Gewährung von Zwangslizenzen zur 
Verhütung dieser Mißbräuche nicht ausreichen würde. 
Vor Ablauf von zwei Jahren .  seit Gewährung der ersten 
Zwangslizenz kann kein Verfahren auf Verfall oder 
Zurücknahme eines Patents eingeleitet werden. 

(4) Wegen unterlassener oder ungenügender Aus-
übung darf eine Zwangslizenz nicht vor Ablauf einer 
Frist von vier Jahren nach der Hinterlegung der Patent-
anmeldung oder von drei Jahren nach der Patenterteilung 
verlangt werden, wobei die Frist, die zuletzt abläuft, 
maßgebend ist; sie wird versagt, wenn der Patentinhaber 
seine Untätigkeit mit berechtigten Gründen entschuldigt. 
Eine solche Zwangslizenz ist nicht ausschließlich und 
kann, auch in der Form der Gewährung einer Unterlizenz, 
nur mit dem Teil des Unternehmens oder des Geschäfts-
betriebs übertragen werden, der mit ihrer Auswertung 
befaßt ist. 

(5) Die vorstehenden Bestimmungen finden unter Vor-
behalt der notwendigen Änderungen auch auf Gebrauchs-
muster Anwendung. 

B. — Der Schutz gewerblicher Muster und Modelle 
darf wegen unterlassener Ausübung oder wegen der 
Einfuhr von Gegenständen, die mit den geschützten über-
einstimmen, in keiner Weise durch Verfall beeinträchtigt 
werden. 

C. — (1) Ist in einem Land der Gebrauch der eingetra-
genen Marke vorgeschrieben, so darf die Eintragung erst 
nach Ablauf einer angemessenen Frist und nur dann für 
ungültig erklärt werden, wenn der Beteiligte seine Un-
tätigkeit nicht rechtfertigt. 

(2) Wird eine Fabrik- oder Handelsmarke vom Inhaber 
in einer Form gebraucht, die von der Eintragung in einem 
der Verbandsländer nur in Bestandteilen abweicht, ohne 
daß dadurch die Unterscheidungskraft der Marke beein-
flußt wird, so soll dieser Gebrauch die Ungültigkeit der 
Eintragung nicht nach sich ziehen und den der Marke ge-
währten Schutz nicht schmälern. 

(3) Der gleichzeitige Gebrauch derselben Marke auf 
gleichen oder gleichartigen Erzeugnissen durch gewerb-
liche oder Handelsniederlassungen, die nach den Bestim-
mungen des Gesetzes des Landes, in dem der Schutz be-
ansprucht wird, als Mitinhaber der Marke angesehen 
werden, steht der Eintragung der Marke nicht entgegen 
und schmälert nicht den der genannten Marke in einem 
Verbandsland gewährten Schutz, sofern dieser Gebrauch 
nicht eine Irreführung des Publikums zur Folge hat und 
dem öffentlichen Interesse nicht zuwiderläuft. 

D. — Für die Anerkennung des Rechts ist die Anbrin-
gung eines Zeichens oder Vermerks über das Patent, das 
Gebrauchsmuster, die Eintragung der Fabrik- oder Han- 
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ment ou de l'usage estimera y être notoirement connue 
comme étant déjà la marque d'une personne admise à 
bénéficier de la présente Convention et utilisée pour des 
produits identiques ou similaires. Il en sera de même 
lorsque la partie essentielle de la marque constitue la 
reproduction d'une telle marque notoirement connue ou 
une imitation susceptible de créer une confusion avec 
celle-ci. 

2) Un délai minimum de cinq années à compter de la 
date de l'enregistrement devra être accordé pour récla-
mer la radiation d'une telle marque. Les pays de l'Union 
ont la faculté de prévoir un délai dans lequel l'interdic-
tion d'usage devra être réclamée. 

3) Il ne sera pas fixé de délai pour réclamer la radia-
tion ou l'interdiction d'usage des marques enregistrées 
ou utilisées de mauvaise foi. 

Article 6ter 

1) a) Les pays de l'Union conviennent de refuser ou 
d'invalider l'enregistrement et d'interdire, par 
des mesures appropriées, l'utilisation, à défaut 
d'autorisation des pouvoirs compétents, soit com-
me marque de fabrique ou de commerce, soit 
comme éléments de ces marques, des armoiries, 
drapeaux et autres emblèmes d'Etat des pays de 
l'Union, signes et poinçons officiels de contrôle 
et de garantie adoptés par eux, ainsi que toute 
imitation au point de vue héraldique. 

b) Les dispositions figurant sous la lettre a) ci-
dessus s'appliquent également aux armoiries, 
drapeaux et autres emblèmes, sigles ou dénomi-
nations des organisations internationales inter-
gouvernementales dont un ou plusieurs pays de 
l'Union sont membres, à l'exception des armoi-
ries, drapeaux et autres emblèmes, sigles ou dé-
nominations qui ont déjà fait l'objet d'accords 
internationaux en vigueur destinés à assurer 
leur protection. 

c) Aucun pays de l'Union ne pourra être tenu d'ap-
pliquer des dispositions figurant sous la lettre b) 
ci-dessus au détriment des titulaires de droits 
acquis de bonne foi avant l'entrée en vigueur, 
dans ce pays, de la présente Convention. Les 
pays de l'Union ne sont pas tenus d'appliquer 
lesdites dispositions lorsque l'utilisation ou 
l'enregistrement visé sous la lettre a) ci-dessus 
n'est pas de nature à suggérer, dans l'esprit du 
public, un lien entre l'organisation en cause et 
les armoiries, drapeaux, emblèmes, sigles ou dé-
nominations, ou si cette utilisation ou enregistre-
ment n'est vraisemblablement pas de nature à 
abuser le public sur l'existence d'un lien entre 
l'utilisateur et l'organisation. 

2) L'interdiction des signes et poinçons officiels de 
contrôle et de garantie s'appliquera seulement dans les 
cas où les marques qui les comprendront seront desti-
nées à être utilisées sur des marchandises du même 
genre ou d'un genre similaire. 

3) a) Pour l'application de ces dispositions, les pays 
de l'Union conviennent de se communiquer réci-
proquement, par l'intermédiaire du Bureau inter-
national, la liste des emblèmes d'Etat, signes et 
poinçons officiels de contrôle et de garantie, 
qu'ils désirent ou désireront placer, d'une façon 

Marke darstellt, von der es nach Ansicht der zuständigen 
Behörde des Landes der Eintragung oder des Gebrauchs 
dort notorisch feststeht, daß sie bereits einer zu den 
Vergünstigungen dieser Übereinkunft zugelassenen Per-
son gehört und für gleiche oder gleichartige Erzeugnisse 
benutzt wird. Das gleiche gilt, wenn der wesentliche Be-
standteil der Marke die Abbildung einer solchen noto-
risch bekannten Marke oder eine mit ihr verwechslungs-
fähige Nachahmung darstellt. 

(2) Für den Antrag auf Löschung einer solchen Marke 
ist eine Frist von mindestens fünf Jahren vom Tag der 
Eintragung an zu gewähren. Den Verbandsländern steht 
es frei, eine Frist zu bestimmen, innerhalb welcher der 
Anspruch auf Untersagung des Gebrauchs geltend zu 
machen ist. 

(3) Gegenüber bösgläubig erwirkten Eintragungen 
oder bösgläubig vorgenommenen Benutzungshandlungen 
ist der Antrag auf Löschung dieser Marken oder auf 
Untersagung ihres Gebrauchs an keine Frist gebunden. 

Artikel 6ter 

(1) a) Die Verbandsländer kommen überein, die Ein-
tragung der Wappen, Flaggen und anderen 
staatlichen Hoheitszeichen der Verbandsländer, 
der von ihnen eingeführten amtlichen Prüf- und 
Gewährzeichen und -stempel sowie jeder Nach-
ahmung im heraldischen Sinn als Fabrik- oder 
Handelsmarken oder als Bestandteile solcher 
zurückzuweisen oder für ungültig zu erklären 
sowie den Gebrauch dieser Zeichen durch ge-
eignete Maßnahmen zu verbieten, sofern die 
zuständigen Stellen den Gebrauch nicht erlaubt 
haben. 

b) Die Bestimmungen unter Buchstabe a sind eben-
so auf die Wappen, Flaggen und anderen Kenn-
zeichen, Sigel oder Bezeichnungen der inter-
nationalen zwischenstaatlichen Organisationen 
anzuwenden, denen ein oder mehrere Verbands-
länder angehören; ausgenommen sind die Wap-
pen, Flaggen und anderen Kennzeichen, Sigel 
oder Bezeichnungen, die bereits Gegenstand von 
in Kraft befindlichen internationalen Abkommen 
sind, die ihren Schutz gewährleisten. 

c) Kein Verbandsland ist gehalten, die Bestim-
mungen unter Buchstabe b zum Nachteil der 
Inhaber von Rechten anzuwenden, die gutgläu-
big vor dem Inkrafttreten dieser Übereinkunft 
in diesem Land erworben worden sind. Die 
Verbandsländer sind nicht gehalten, diese Be-
stimmungen anzuwenden, falls die Benutzung 
oder Eintragung gemäß Buchstabe a nicht ge-
eignet ist, beim Publikum den Eindruck einer 
Verbindung zwischen der betreffenden Organi-
sation und den Wappen, Flaggen, Kennzeichen, 
Sigeln oder Bezeichnungen hervorzurufen, oder 
falls die Benutzung oder Eintragung offenbar 
nicht geeignet ist, das Publikum über das Be-
stehen einer Verbindung zwischen dem Benutzer 
und der Organisation irrezuführen. 

(2) Das Verbot der amtlichen Prüf- und Gewährzeichen 
und -stempel findet nur dann Anwendung, wenn die 
Marken mit diesen Zeichen für gleiche oder gleichartige 
Waren bestimmt sind. 

(3) a) Für die Anwendung dieser Bestimmungen kom-
men die Verbandsländer überein, durch Ver-
mittlung des Internationalen Büros ein Ver-
zeichnis der staatlichen Hoheitszeichen und amt-
lichen Prüf- und Gewährzeichen und -stempel 
auszutauschen, die sie jetzt oder in Zukunft 
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absolue ou dans certaines limites, sous la pro-
tection du présent article, ainsi que toutes modi-
fications ultérieures apportées à cette liste. Cha-
que pays de l'Union mettra à la disposition du 
public, en temps utile, les liste notifiées. 

Toutefois, cette notification n'est pas obliga-
toire en ce qui concerne les drapeaux des Etats. 

b) Les dispositions figurant sous la lettre b) de 
l'alinéa 1) du présent article ne sont applicables 
qu'aux armoiries, drapeaux et autres emblèmes, 
sigles ou dénominations des organisations inter-
nationales intergouvernementales que celles-ci 
ont communiqués aux pays de l'Union par l'in-
termédiaire du Bureau international. 

4) Tout pays de l'Union pourra, dans un délai de douze 
mois à partir de la réception de la notification, trans-
mettre, par l'intermédiaire du Bureau international, au 
pays ou à l'organisation internationale intergouverne-
mentale intéressés, ses objections éventuelles. 

5) Pour les drapeaux d'Etat, les mesures prévues à 
l'alinéa 1) ci-dessus s'appliqueront seulement aux mar-
ques enregistrées après le 6 novembre 1925. 

6) Pour les emblèmes d'Etat autres que les drapeaux, 
pour les signes et poinçons officiels des pays de l'Union 
et pour les armoiries, drapeaux et autres emblèmes, sig-
les ou dénominations des organisations internationales 
intergouvernementales, ces dispositions ne seront appli-
cables qu'aux marques enregistrées plus de deux mois 
après réception de la notification prévue à l'alinéa 3) 
ci-dessus. 

7) En cas de mauvaise foi, les pays auront la faculté de 
faire radier même les marques enregistrées avant le 6 
novembre 1925 et comportant des emblèmes d'Etat, signes 
et poinçons. 

8) Les nationaux de chaque pays qui seraient autorisés 
à faire usage des emblèmes d'Etat, signes et poinçons de 
leur pays, pourront les utiliser, même s'il y avait simili-
tude avec ceux d'un autre pays. 

9) Les pays de l'Union s'engagent à interdire l'usage 
non autorisé, dans le commerce, des armoiries d'Etat des 
autres pays de l'Union, lorsque cet usage sera de nature 
à induire en erreur sur l'origine des produits. 

10) Les dispositions qui précèdent ne font pas obstacle 
à l'exercice, par les pays, de la faculté de refuser ou 
d'invalider, par application du chiffre 3 de la lettre B de 
l'article 6quinquies,  les marques contenant, sans autori-
sation, des armoiries, drapeaux et autres emblèmes d'Etat, 
ou des signes et poinçons officiels adoptés par un pays 
de l'Union, ainsi que des signes distinctifs des organisa-
tions internationales intergouvernementales mentionnés 
à l'alinéa 1) ci-dessus. 

Article 6 quater 

1) Lorsque, conformément à la législation d'un pays de 
l'Union, la cession d'une marque n'est valable que si elle 
a lieu en même temps que le transfert de l'entreprise ou 
du fonds de commerce auquel la marque appartient, il 
suffira, pour que cette validité soit admise, que la partie 
de l'entreprise ou du fonds de commerce située dans ce 
pays soit transmise au cessionnaire avec le droit exclusif 
d'y fabriquer ou d'y vendre les produits portant la mar-
que cédée. 

unumschränkt oder in gewissen Grenzen unter 
den Schutz dieses Artikels zu stellen wünschen; 
dies gilt auch für alle späteren Änderungen die-
ses Verzeichnisses. Jedes Verbandsland soll die 
notifizierten Verzeichnisse rechtzeitig öffentlich 
zugänglich machen. 
Diese Notifikation ist jedoch für Staatsflaggen 

nicht erforderlich. 
b) Die Bestimmungen des Absatzes 1 Buchstabe b 

sind nur auf die Wappen, Flaggen und anderen 
Kennzeichen, Sigel und Bezeichnungen der inter-
nationalen zwischenstaatlichen Organisationen 
anwendbar, die diese durch Vermittlung des 
Internationalen Büros den Verbandsländern mit-
geteilt haben. 

(4) Jedes Verbandsland kann innerhalb einer Frist von 
zwölf Monaten nach dem Eingang der Notifikation seine 
etwaigen Einwendungen durch das Internationale Büro 
dem betreffenden Land oder der betreffenden internatio-
nalen zwischenstaatlichen Organisation übermitteln. 

(5) Hinsichtlich der Staatsflaggen finden die in Absatz 1 
vorgesehenen Maßnahmen nur auf Marken Anwendung, 
die nach dem 6. November 1925 eingetragen worden sind. 

(6) Hinsichtlich der staatlichen Hoheitszeichen — mit 
Ausnahme der Flaggen — und der amtlichen Zeichen 
und Stempel der Verbandsländer und hinsichtlich der 
Wappen, Flaggen und anderen Kennzeichen, Sigel oder 
Bezeichnungen der internationalen zwischenstaatlichen 
Organisationen sind diese Bestimmungen nur auf Marken 
anwendbar, die später als zwei Monate nach dem Ein-
gang der in Absatz 3 vorgesehenen Notifikation ein-
getragen worden sind. 

(7) Den Ländern steht es frei, bei Bösgläubigkeit auch 
solche Marken zu löschen, die vor dem 6. November 1925 
eingetragen worden sind und staatliche Hoheitszeichen, 
Zeichen und Stempel enthalten. 

(8) Die Angehörigen eines jeden Landes, die zum Ge-
brauch der staatlichen Hoheitszeichen, Zeichen und Stem-
pel ihres Landes ermächtigt sind, dürfen sie auch dann 
benutzen, wenn sie denen eines anderen Landes ähnlich 
sind. 

(9) Die Verbandsländer verpflichten sich, den unbefug-
ten Gebrauch der Staatswappen der anderen Verbands-
länder im Handel zu verbieten, wenn dieser Gebrauch 
zur Irreführung über den Ursprung der Erzeugnisse ge-
eignet ist. 

(10) Die vorhergehenden Bestimmungen hindern die 
Länder nicht an der Ausübung der Befugnis, gemäß Ar

-

tikel 6 quinquies  Buchstabe B Nummer 3 Marken zurück-
zuweisen oder für ungültig zu erklären, die ohne Er-
mächtigung Wappen, Flaggen und andere staatliche 
Hoheitszeichen oder in einem Verbandsland eingeführte 
amtliche Zeichen und Stempel enthalten; dies gilt auch 
für die in Absatz 1 genannten unterscheidungskräftigen 
Zeichen der internationalen zwischenstaatlichen Organi-
sationen. 

A r tik el  6 quater  

(1) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Verbands-
landes die Übertragung einer Marke nur rechtsgültig, 
wenn gleichzeitig das Unternehmen oder der Geschäfts-
betrieb, zu dem die Marke gehört, mit übergeht, so ge-
nügt es zur Rechtsgültigkeit der Übertragung, daß der 
in diesem Land befindliche Teil des Unternehmens oder 
Geschäftsbetriebes mit dem ausschließlichen Recht, die 
mit der übertragenen Marke versehenen Erzeugnisse 
dort herzustellen oder zu verkaufen, auf den Erwerber 
übergeht. 
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2) Cette disposition n'impose pas aux pays de l'Union 
l'obligation de considérer comme valable le transfert de 
toute marque dont l'usage par le cessionnaire serait, en 
fait, de nature à induire le public en erreur, notamment 
en ce qui concerne la provenance, la nature ou les qua-
lités substantielles des produits auxquels la marque est 
appliquée. 

Article 6 quinquies 

A. — 1) Toute marque de fabrique ou de commerce 
régulièrement enregistrée dans le pays d'origine sera 
admise au dépôt et protégée telle quelle dans les autres 
pays de l'Union, sous les réserves indiquées au présent 
article. Ces pays pourront, avant de procéder à l'enregis-
trement définitif, exiger la production d'un certificat 
d'enregistrement au pays d'origine, délivré par l'autorité 
compétente. Aucune légalisation ne sera requise pour ce 
certificat. 

2) Sera considéré comme pays d'origine le pays de 
l'Union où le déposant a un établissement industriel ou 
commercial effectif et sérieux, et, s'il n'a pas un tel 
établissement dans l'Union, le pays de l'Union où il a son 
domicile, et, s'il n'a pas de domicile dans l'Union, le pays 
de sa nationalité, au cas où il est ressortissant d'un pays 
de l'Union. 

B.— Les marques de fabrique ou de commerce, visées 
par le présent article, ne pourront être refusées à l'en-
registrement ou invalidées que dans les cas suivants: 

lo lorsqu'elles sont de nature à porter atteinte à des 
droits acquis par des tiers dans le pays où la protec-
tion est réclamée; 

20 lorsqu'elles sont dépourvues de tout caractère distinc-
tif, ou bien composées exclusivement de signes ou 
d'indications pouvant servir, dans le commerce, pour 
désigner l'espèce, la qualité, la quantité, la destina-
tion, la valeur, le lieu d'origine des produits ou l'épo-
que de production, ou devenus usuels dans le langage 
courant ou les habitudes loyales et constantes du 
commerce du pays où la protection est réclamée ;  

3 0  lorsqu'elles sont contraires à la morale ou à l'ordre 
public et notamment de nature à tromper le public. 
Il est entendu qu'une marque ne pourra être con-
sidérée comme contraire à l'ordre public pour la seule 
raison qu'elle n'est pas conforme à quelque disposi-
tion de la législation sur les marques, sauf le cas où 
cette disposition elle-même concerne l'ordre public. 

Est toutefois réservée l'application de l'article 10 bis. 

C.— 1) Poúr apprécier si la marque est susceptible de 
protection, on devra tenir compte de toutes les circons-
tances de fait, notamment de la durée de l'usage de la 
marque. 

2) Ne pourront être refusées dans les autres pays de 
l'Union les marques de fabrique ou de commerce pour le 
seul motif qu'elles ne diffèrent des marques protégées 
dans le pays d'origine que par des éléments n'altérant 
pas le caractère distinctif et ne touchant pas à l'identité 
des marques, dans la forme sous laquelle celles-ci ont été 
enregistrées audit pays d'origine. 
D.— Nul ne pourra bénéficier des dispositions du pré-

sent article si la marque dont il revendique la protection 
n'est pas enregistrée au pays d'origine. 

E.— Toutefois, en aucun cas, le renouvellement de 
l'enregistrement d'une marque dans le pays d'origine 

(2) Diese Bestimmung verpflichtet die Verbandsländer 
nicht, die Übertragung einer Marke als rechtsgültig an-
zusehen, deren Gebrauch durch den Erwerber tatsächlich 
geeignet wäre, das Publikum irrezuführen, insbesondere 
was die Herkunft, die Beschaffenheit oder die wesent-
lichen Eigenschaften der Erzeugnisse betrifft, für welche 
die Marke verwendet wird. 

Artikel 6 quinquies 

A. — (1) Jede im Ursprungsland vorschriftsmäßig ein-
getragene Fabrik- oder Handelsmarke soll so, wie sie ist, 
unter den Vorbehalten dieses Artikels in den anderen 
Verbandsländern zur Hinterlegung zugelassen und ge-
schützt werden. Diese Länder können vor der endgülti-
gen Eintragung die Vorlage einer von der zuständigen 
Behörde ausgestellten Bescheinigung über die Eintragung 
im Ursprungsland verlangen. Eine Beglaubigung dieser 
Bescheinigung ist nicht erforderlich. 

(2) Als Ursprungsland wird das Verbandsland an-
gesehen, in dem der Hinterleger eine tatsächliche und 
nicht nur zum Schein bestehende gewerbliche oder Han-
delsniederlassung hat, und, wenn er eine solche Nieder-
lassung innerhalb des Verbandes nicht hat, das Ver-
bandsland, in dem er seinen Wohnsitz hat, und, wenn 
er keinen Wohnsitz innerhalb des Verbandes hat, das 
Land seiner Staatsangehörigkeit, sofern er Angehöriger 
eines Verbandslandes ist. 

B. — Die Eintragung von Fabrik- oder Handelsmarken, 
die unter diesen Artikel fallen, darf nur in folgenden 
Fällen verweigert oder für ungültig erklärt werden: 

1. wenn die Marken geeignet sind, Rechte zu verletzen, 
die von Dritten in dem Land erworben sind, in dem 
der Schutz beansprucht wird; 

2. wenn die Marken jeder Unterscheidungskraft entbeh-
ren oder ausschließlich aus Zeichen oder Angaben 
zusammengesetzt sind, die im Verkehr zur Bezeichnung 
der Art, der Beschaffenheit, der Menge, der Bestim-
mung, des Wertes, des Ursprungsortes der Erzeugnisse 
oder der Zeit der Erzeugung dienen können, oder die 
im allgemeinen Sprachgebrauch oder in den redlichen 
und ständigen Verkehrsgepflogenheiten des Landes, 
in dem der Schutz beansprucht wird, üblich sind; 

3. wenn die Marken gegen die guten Sitten oder die 
öffentliche Ordnung verstoßen, insbesondere wenn sie 
geeignet sind, des Publikum zu täuschen. Es besteht 
Einverständnis darüber, daß eine Marke nicht schon 
deshalb als gegen die öffentliche Ordnung verstoßend 
angesehen werden kann, weil sie einer Vorschrift des 
Markenrechts nicht entspricht, es sei denn, daß diese 
Bestimmung selbst die öffentliche Ordnung betrifft. 

Die Anwendung des Artikels 10 bis  bleibt jedoch vor-
behalten. 

C. — (1) Bei der Würdigung der Schutzfähigkeit der 
Marke sind alle Tatumstände zu berücksichtigen, insbe-
sondere die Dauer des Gebrauchs der Marke. 

(2) In den anderen Verbandsländern dürfen Fabrik-
oder Handelsmarken nicht allein deshalb zurückgewiesen 
werden, weil sie von den im Ursprungsland geschützten 
Marken nur in Bestandteilen abweichen, die gegenüber 
der im Ursprungsland eingetragenen Form die Unter-
scheidungskraft der Marken nicht beeinflussen und ihre 
Identität nicht berühren. 

D. — Niemand kann sich auf die Bestimmungen dieses 
Artikels berufen, wenn die Marke, für die er den Schutz 
beansprucht, im Ursprungsland nicht eingetragen ist. 

E. — Jedoch bringt die Erneuerung der Eintragung 
einer Marke im Ursprungsland keinesfalls die Verpflich- 
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n'entraînera l'obligation de renouveler l'enregistrement 
dans les autres pays de l'Union où la marque aura été 
enregistrée. 

F. — Le bénéfice de la priorité reste acquis aux dépôts 
de marques effectués dans le délai de l'article 4, même 
lorsque l'enregistrement dans le pays d'origine n'inter-
vient qu'après l'expiration de ce délai. 

Article 6 sexies 

Les pays de l'Union s'engagent à protéger les marques 
de service. Ils ne sont pas tenus de prévoir l'enregistre-
ment de ces marques. 

Article 6 septies 

1) Si l'agent ou le représentant de celui qui est titulaire 
d'une marque dans un des pays de l'Union demande, sans 
l'autorisation de ce titulaire, l'enregistrement de cette 
marque en son propre nom, dans un ou plusieurs de ces 
pays, le titulaire aura le droit de s'opposer à l'enregistre-
ment demandé ou de réclamer la radiation ou, si la loi 
du pays le permet, le transfert à son profit dudit enregis-
trement, à moins que cet agent ou représentant ne justi-
fie de ses agissements. 

2) Le titulaire de la marque aura, sous les réserves de 
l'alinéa 1) ci-dessus, le droit de s'opposer à l'utilisation 
de sa marque par son agent ou représentant, s'il n'a pas 
autorisé cette utilisation. 

3) Les législations nationales ont la faculté de prévoir 
un délai équitable dans lequel le titulaire d'une marque 
devra faire valoir les droits prévus au présent article. 

Article 7 

La nature du produit sur lequel la marque de fabrique 
ou de commerce doit être apposée ne peut, dans aucun 
cas, faire obstacle à l'enregistrement de la marque. 

Article 7bis 

1) Les pays de l'Union s'engagent à admettre au dépôt 
et à protéger les marques collectives appartenant à des 
collectivités dont l'existence n'est pas contraire à la loi 
du pays d'origine, même si ces collectivités ne possèdent 
pas un établissement industriel ou commercial. 

2) Chaque pays sera juge des conditions particulières 
sous lesquelles une marque collective sera protégée, et il 
pourra refuser la protection si cette marque est contraire 
à l'intérêt public. 

3) Cependant, la protection de ces marques ne pourra 
être refusée à aucune collectivité dont l'existence n'est 
pas contraire à la loi du pays d'origine, pour le motif 
qu'elle n'est pas établie dans le pays où la protection est 
requise ou qu'elle n'est pas constituée conformément à 
la législation de ce pays. 

Article 8 

Le nom commercial sera protégé dans tous les pays de 
l'Union sans obligation de dépôt ou d'enregistrement, 
qu'il fasse ou non partie d'une marque de fabrique ou de 
commerce. 

Article 9 

1) Tout produit portant illicitement une marque de 
fabrique ou de commerce ou un nom commercial, sera 
saisi à l'importation dans ceux des pays de l'Union dans 
lesquels cette marque ou ce nom commercial ont droit à 
la protection légale.  

tung mit sich, die Eintragung auch in den anderen Ver-
bandsländern zu erneuern, in denen die Marke einge-
tragen worden ist. 

F. — Das Prioritätsvorrecht bleibt bei den innerhalb 
der Frist des Artikels 4 vorgenommenen Markenhinter-
legungen gewahrt, selbst wenn die Marke im Ursprungs- 
land erst nach Ablauf dieser Frist eingetragen wird. 

Artikel 6sexies 

Die Verbandsländer verpflichten sich, die Dienstlei-
stungsmarken zu schützen. Sie sind nicht gehalten, die 
Eintragung dieser Marken vorzusehen. 

Artikel 6septies 

(1) Beantragt der Agent oder der Vertreter dessen, der 
in einem der Verbandsländer Inhaber einer Marke ist, 
ohne dessen Zustimmung die Eintragung dieser Marke 
auf seinen eigenen Namen in einem oder mehreren die-
ser Länder, so ist der Inhaber berechtigt, der beantragten 
Eintragung zu widersprechen oder die Löschung oder, 
wenn das Gesetz des Landes es zuläßt, die Übertragung 
dieser Eintragung zu seinen Gunsten zu verlangen, es sei 
denn, daß der Agent oder Vertreter seine Handlungs-
weise rechtfertigt. 

(2) Der Inhaber der Marke ist unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 1 berechtigt, sich dem Gebrauch 
seiner Marke durch seinen Agenten oder Vertreter zu 
widersetzen, wenn er diesen Gebrauch nicht gestattet hat. 

(3) Den Landesgesetzgebungen steht es frei, eine ange-
messene Frist zu bestimmen, innerhalb welcher der In-
haber einer Marke seine in diesem Artikel vorgesehenen 
Rechte geltend machen muß. 

Artikel 7 

Die Beschaffenheit des Erzeugnisses, auf dem die Fa-
brik- oder Handelsmarke angebracht werden soll, darf 
keinesfalls die Eintragung der Marke hindern. 

Artikel 7bis 

(1) Die Verbandsländer verpflichten sich, Verbands-
marken, die Verbänden gehören, deren Bestehen dem 
Gesetz des Ursprungslandes nicht zuwiderläuft, auch 
dann -zur Hinterlegung zuzulassen und zu schützen, wenn 
diese Verbände eine gewerbliche oder Handelsnieder-
lassung nicht besitzen. 

(2) Es steht jedem Land zu, frei darüber zu bestimmen, 
unter welchen besonderen Bedingungen eine Verbands-
marke geschützt wird; es kann den Schutz verweigern, 
wenn diese Marke gegen das öffentliche Interesse ver-
stößt. 

(3) Jedoch darf der Schutz dieser Marken einem Ver-
band, dessen Bestehen dem Gesetz des Ursprungslandes 
nicht zuwiderläuft, nicht deshalb verweigert werden, weil 
er in dem Land, in dem der Schutz nachgesucht wird, 
keine Niederlassung hat oder seine Gründung den 
Rechtsvorschriften dieses Landes nicht entspricht. 

Artikel 8 

Der Handelsname wird in allen Verbandsländern, ohne 
Verpflichtung zur Hinterlegung oder Eintragung, ge-
schützt, gleichgültig ob er einen Bestandteil einer Fabrik-
oder Handelsmarke bildet oder nicht. 

Artikel 9 

(1) Jedes widerrechtlich mit einer Fabrik- oder Han-
delsmarke oder mit einem Handelsnamen versehene Er-
zeugnis ist bei der Einfuhr in diejenigen Verbandsländer, 
in denen diese Marke oder dieser Handelsname Anspruch 
auf gesetzlichen Schutz hat, zu beschlagnahmen. 
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2) La saisie sera également effectuée dans le pays où 
l'apposition illicite aura eu lieu, ou dans les pays où 
aura été importé le produit. 

3) La saisie aura lieu à la requête soit du Ministère 
public, soit de toute autre autorité compétente, soit d'une 
partie intéressée, personne physique ou morale, confor-
mément à la législation intérieure de chaque pays. 

4) Les autorités ne seront pas tenues d'effectuer la 
saisie en cas de transit. 

5) Si la législation d'un pays n'admet pas la saisie à 
l'importation, la saisie sera remplacée par la prohibition 
d'importation ou la saisie à l'intérieur. 

6) Si la législation d'un pays n'admet ni la saisie à 
l'importation, ni la prohibition d'importation, ni la saisie 
à l'intérieur, et en attendant que cette législation soit 
modifiée en conséquence, ces mesures seront remplacées 
par les actions et moyens que la loi de ce pays assurerait 
en pareil cas aux nationaux. 

Article 10 

1) Les dispositions de l'article précédent seront appli-
cables en cas d'utilisation directe ou indirecte d'une 
indication fausse concernant la provenance du produit 
ou l'identité du producteur, fabricant ou commerçant. 

2) Sera en tout cas reconnu comme partie intéressée, 
que ce soit une personne physique ou morale, tout pro-
ducteur, fabricant ou commerçant engagé dans la produc-
tion, la fabrication ou le commerce de ce produit et établi 
soit dans la localité faussement indiquée comme lieu de 
provenance, soit dans la région où cette localité est 
située, soit dans le pays faussement indiqué, soit dans le 
pays où la fausse indication de provenance est employée. 

Article 10bis 

1) Les pays de l'Union sont tenus d'assurer aux res-
sortissants de l'Union une protection effective contre la 
concurrence déloyale. 

2) Constitue un acte de concurrence déloyale tout 
acte de concurrence contraire aux usages honnêtes en 
matière industrielle ou commerciale. 

3) Notamment devront être interdits: 

1 0  tous faits quelconques de nature à créer une con-
fusion par n'importe quel moyen avec l'établissement, 
les produits ou l'activité industrielle ou commerciale 
d'un concurrent; 

20 les allégations fausses, dans l'exercice du commerce, 
de nature à discréditer l'établissement, les produits ou 
l'activité industrielle ou commerciale d'un concurrent; 

30  les indications ou allégations dont l'usage, dans l'exer-
cice du commerce, est susceptible d'induire le public 
en erreur sur la nature, le mode de fabrication, les 
caractéristiques, l'aptitude à l'emploi ou la quantité 
des marchandises. 

Article 10ter 

1) Les pays de l'Union s'engagent à assurer aux res-
sortissants des autres pays de l'Union des recours légaux 
appropriés pour réprimer efficacement tous les actes 
visés aux articles 9, 10 et 10 bis, 

(2) Die Beschlagnahme ist auch in dem Land vorzu-
nehmen, in dem die widerrechtliche Anbringung statt-
gefunden hat, oder in dem Land, in das das Erzeugnis 
eingeführt worden ist. 

(3) Die Beschlagnahme erfolgt gemäß den innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften jedes Landes auf Antrag ent-
weder der Staatsanwaltschaft oder jeder anderen zu-
ständigen Behörde oder einer beteiligten Partei, sei diese 
eine natürliche oder eine juristische Person. 

(4) Die Behörden sind nicht gehalten, die Beschlag-
nahme im Fall der Durchfuhr zu bewirken. 

(5) Lassen die Rechtsvorschriften eines Landes die 
Beschlagnahme bei der Einfuhr nicht zu, so tritt an die 
Stelle der Beschlagnahme das Einfuhrverbot oder die 
Beschlagnahme im Inland. 

(6) Lassen die Rechtsvorschriften eines Landes weder 
die Beschlagnahme bei der Einfuhr noch das Einfuhrver-
bot noch die Beschlagnahme im Inland zu, so treten an 
die Stelle dieser Maßnahmen bis zu einer entsprechenden 
Änderung der Rechtsvorschriften diejenigen Klagen und 
Rechtsbehelfe, die das Gesetz dieses Landes im gleichen 
Fall den eigenen Staatsangehörigen gewährt. 

Artikel 10 

(1) Die Bestimmungen des Artikels 9 sind im Fall des 
unmittelbaren oder mittelbaren Gebrauchs einer falschen 
Angabe über die Herkunft des Erzeugnisses oder über die 
Identität des Erzeugers, Herstellers oder Händlers an-
wendbar. 

(2) Als beteiligte Partei, mag sie eine natürliche oder 
juristische Person sein, ist jedenfalls jeder Erzeuger, 
Hersteller oder Händler anzuerkennen, der sich mit der 
Erzeugung oder Herstellung des Erzeugnisses befaßt oder 
mit ihm handelt und in dem fälschlich als Herkunftsort 
bezeichneten Ort oder in der Gegend, in der dieser Ort 
liegt, oder in dem fälschlich bezeichneten Land oder in 
dem Land, in dem die falsche Herkunftsangabe verwen-
det wird, seine Niederlassung hat. 

Artikel 10bis 

(1) Die Verbandsländer sind gehalten, den Verbands-
angehörigen einen wirksamen Schutz gegen unlauteren 
Wettbewerb zu sichern. 

(2) Unlauterer Wettbewerb ist jede Wettbewerbshand-
lung, die den anständigen Gepflogenheiten in Gewerbe 
oder Handel zuwiderläuft.  

(3) Insbesondere sind zu untersagen: 

1. alle Handlungen, die geeignet sind, auf irgendeine 
Weise eine Verwechslung mit der Niederlassung, den 
Erzeugnissen oder der gewerblichen oder kaufmänni-
schen Tätigkeit eines Wettbewerbers hervorzurufen; 

2. die falschen Behauptungen im geschäftlichen Verkehr, 
die geeignet sind, den Ruf der Niederlassung, der 
Erzeugnisse oder der gewerblichen oder kaufmänni-
schen Tätigkeit eines Wettbewerbers herabzusetzen; 

3. Angaben oder Behauptungen, deren Verwendung im 
geschäftlichen Verkehr geeignet ist, das Publikum 
über die Beschaffenheit, die Art der Herstellung, die 
wesentlichen Eigenschaften, die Brauchbarkeit oder die 
Menge der Waren irrezuführen. 

Artikel 10ter 

(1) Um alle in den Artikeln 9, 10 und 10 bis  bezeichne-
ten Handlungen wirksam zu unterdrücken, verpflichten 
sich die Verbandsländer, den Angehörigen der anderen 
Verbandsländer geeignete Rechtsbehelfe zu sichern, 
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2) Ils s'engagent, en outre, à prévoir des mesures pour 
permettre aux syndicats et associations représentant les 
industriels, producteurs ou commerçants intéressés et 
dont l'existence n'est pas contraire aux lois de leurs pays, 
d'agir en justice ou auprès des autorités administratives, 
en vue de la répression des actes prévus par les arti-
cles 9, 10 et 10 bis, dans la mesure où la loi du pays dans 
lequel la protection est réclamée le permet aux syndi-
cats et associations de ce pays. 

Article 11 

1) Les pays de l'Union accorderont, conformément à 
leur législation intérieure, une protection temporaire aux 
inventions brevetables, aux modèles d'utilité, aux dessins 
ou modèles industriels ainsi qu'aux marques de fabrique 
ou de commerce, pour les produits qui figureront aux 
expositions internationales officielles ou officiellement 
reconnues organisées sur le territoire de l'un d'eux. 

2) Cette protection temporaire ne prolongera pas les 
délais de l'article 4. Si, plus tard, le droit de priorité est 
invoqué, l'Administration de chaque pays pourra faire 
partir le délai de la date de l'introduction du produit dans 
l'exposition. 

3) Chaque pays pourra exiger, comme preuve de l'iden-
tité de l'objet exposé et de la date d'introduction, les 
pièces justificatives qu'il jugera nécessaires. 

Article 12 

I) Chacun des pays de l'Union s'engage à établir un 
service spécial de la propriété industrielle et un dépôt 
central pour la communication au public des brevets 
d'invention, des modèles d'utilité, des dessins ou modèles 
industriels et des marques de fabrique ou de commerce. 

2) Ce service publiera une feuille périodique officielle. 
Il publiera régulièrement: 

a) les noms des titulaires des brevets délivrés, avec une 
brève désignation des inventions brevetées; 

b) les reproductions des marques enregistrées. 

Article 13 

1) a) L'Union a une Assemblée composée des pays de 
l'Union liés par les articles 13 à 17. 

b) Le Gouvernement de chaque pays est représenté 
par un délégué, qui peut être assisté de sup-
pléants, de conseillers et d'experts. 

c) Les dépenses de chaque délégation sont suppor-
tées par le Gouvernement qui l'a désignée. 

2) a) L'Assemblée: 

i) traite de toutes les questions concernant le 
maintien et le développement de l'Union et 
l'application de la présente Convention; 

ii) donne au Bureau international de la pro-
priété intellectuelle (ci-après dénommé « le 
Bureau international ») visé dans la Conven-
tion instituant l'Organisation Mondiale de 
la Propriété Intellectuelle (ci-après dénom-
mée «l'Organisation») des directives con-
cernant la préparation des conférences de 
revision, compte étant dûment tenu des 

(2) Sie verpflichten sich außerdem, Maßnahmen zu 
treffen, um den Verbänden und Vereinigungen, welche 
die beteiligten Gewerbetreibenden, Erzeuger oder Händ-
ler vertreten und deren Bestehen den Gesetzen ihres 
Landes nicht zuwiderläuft, das Auftreten vor Gericht oder 
vor den Verwaltungsbehörden zum Zweck der Unter-
drückung der in den Artikeln 9, 10 und 10 bis bezeichneten 
Handlungen in dem Maß zu ermöglichen, wie es das 
Gesetz des Landes, in dem der Schutz beansprucht wird, 
den Verbänden und Vereinigungen dieses Landes ge-
stattet. 

Artikel 11 

(1) Die Verbandsländer werden nach Maßgabe ihrer 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften den patentfähigen Er-
findungen, den Gebrauchsmustern, den gewerblichen 
Mustern oder Modellen sowie den Fabrik- oder Handels-
marken für Erzeugnisse, die in einem Verbandsland auf 
den amtlichen oder amtlich anerkannten internationalen 
Ausstellungen zur Schau gestellt werden, einen zeitwei-
ligen Schutz gewähren. 

(2) Dieser zeitweilige Schutz verlängert die Fristen des 
Artikels 4 nicht. Wird später das Prioritätsrecht bean-
sprucht, so kann die Behörde eines jeden Landes die 
Frist mit dem Zeitpunkt beginnen lassen, zu dem das 
Erzeugnis in die Ausstellung eingebracht worden ist. 

(3) Jedes Land kann zum Nachweis der Übereinstim-
mung des ausgestellten Gegenstandes und des Zeit-
punkts der Einbringung die ihm notwendig erscheinenden 
Belege verlangen. 

Artikel 12 

(1) Jedes der Verbandsländer verpflichtet sich, ein 
besonderes Amt für gewerbliches Eigentum und eine 
Zentralhinterlegungsstelle einzurichten, um die Erfin-
dungspatente, die Gebrauchsmuster, die gewerblichen 
Muster oder Modelle und die Fabrik- oder Handelsmar-
ken der Öffentlichkeit zur Kenntnis zu bringen. 

(2) Dieses Amt wird ein regelmäßig erscheinendes amt-
liches Blatt herausgeben. Es wird regelmäßig veröffent-
lichen: 

a) die Namen der Inhaber der erteilten Patente mit 
einer kurzen Bezeichnung der patentierten Erfindun-
gen; 

b) die Abbildungen der eingetragenen Marken. 

Artikel 13 

(1) a) Der Verband hat eine Versammlung, die sich 
aus den durch die Artikel 13 bis 17 gebundenen 
Verbandsländern zusammensetzt. 

b) Die Regierung jedes Landes wird durch einen 
Delegierten vertreten, der von Stellvertretern, 
Beratern und Sachverständigen unterstützt wer-
den kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der 
Regierung getragen, die sie entsandt hat. 

(2) a) Die Versammlung 

i) behandelt alle Fragen betreffend die Er-
haltung und die Entwicklung des Verbandes 
sowie die Anwendung dieser Übereinkunft; 

ii) erteilt dem Internationalen Büro für geisti-
ges Eigentum (im folgenden als „das Inter-
nationale Büro" bezeichnet), das in dem 
Übereinkommen zur Errichtung der Welt-
organisation für geistiges Eigentum (im 
folgenden als „die Organisation" bezeich-
net) vorgesehen ist, Weisungen für die Vor-
bereitung der Revisionskonferenzen unter 
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observations des pays de l'Union qui ne 
sont pas liés par les articles 13 à 17; 

iii) examine et approuve les rapports et les ac-
tivités du Directeur général de l'Organisa-
tion relatifs à l'Union et lui donne toutes 
directives utiles concernant les questions de 
la compétence de l'Union; 

iv) élit les membres du Comité exécutif de 
l'Assemblée; 

v) examine et approuve les rapports et les ac-
tivités de son Comité exécutif et lui donne 
des directives; 

vi) arrête le programme, adopte le budget 
triennal de l'Union et approuve ses comptes 
de clôture; 

vii) adopte le règlement financier de l'Union; 

viii) crée les comités d'experts et groupes de 
travail qu'elle juge utiles à la réalisation 
des objectifs de l'Union; 

ix) décide quels sont les pays non membres de 
l'Union et quelles sont les organisations 
intergouvernementales et internationales 
non-gouvernementales qui peuvent être 
admis à ses réunions en qualité d'observa-
teurs; 

x) adopte les modifications des articles 13 à 
17; 

xi) entreprend toute autre action appropriée en 
vue d'atteindre les objectifs de l'Union; 

xii) s'acquitte de toutes autres tâches qu'impli-
que la présente Convention; 

xiii) exerce, sous réserve qu'elle les accepte, les 
droits qui lui sont conférés par la Conven-
tion instituant l'Organisation. 

b) Sur les questions qui intéressent également d'au-
tres Unions administrées par l'Organisation, 
l'Assemblée statue connaissance prise de l'avis 
du Comité de Coordination de l'Organisation. 

3) a) Sous réserve des dispositions du sous-alinéa b), 
un délégué ne peut représenter qu'un seul pays. 

b) Des pays de l'Union groupés en vertu d'un ar-
rangement particulier au sein d'un office com-
mun ayant pour chacun d'eux le caractère de 
service national spécial de la propriété indus-
trielle visé à l'article 12 peuvent être, au cours 
des discussions, représentés dans leur ensemble 
par l'un d'eux. 

4) a) Chaque pays membre de l'Assemblée dispose 
d'une voix. 

b) La moitié des pays membres de l'Assemblée 
constitue le quorum. 

c) Nonobstant les dispositions du sous-alinéa b), 
si, lors d'une session, le nombre des pays re-
présentés est inférieur à la moitié mais égal ou 
supérieur au tiers des pays membres de l'As-
semblée, celle-ci peut prendre des décisions; 
toutefois, les décisions de l'Assemblée, à l'excep-
tion de celles qui concernent sa procédure, ne 
deviennent exécutoires que lorsque les condi-
tions énoncées ci-après sont remplies. Le Bureau 

gebührender Berücksichtigung der Stellung-
nahmen der Verbandsländer, die durch die 
Artikel 13 bis 17 nicht gebunden sind; 

iii) prüft und billigt die Berichte und die Tätig-
keit des Generaldirektors der Organisation 
betreffend den Verband und erteilt ihm 
alle zweckdienlichen Weisungen in Fragen, 
die in die Zuständigkeit des Verbandes 
fallen; 

iv) wählt die Mitglieder des Exekutivausschus-
ses der Versammlung; 

y)  prüft und billigt die Berichte und die Tätig-
keit ihres Exekutivausschusses und erteilt 
ihm Weisungen; 

vi) legt das Programm fest, beschließt den Drei-
jahres-Haushaltsplan des Verbandes und 
billigt seine Rechnungsabschlüsse; 

vii) beschließt die Finanzvorschriften des Ver-
bandes; 

viii) bildet die Sachverständigenausschüsse und 
Arbeitsgruppen, die sie zur Verwirklichung 
der Ziele des Verbandes für zweckdienlich 
hält; 

ix) bestimmt, welche Nichtmitgliedländer des 
Verbandes, welche zwischenstaatlichen und 
welche internationalen nichtstaatlichen Or-
ganisationen zu ihren Sitzungen als Beob-
achter zugelassen werden; 

x) beschließt Änderungen der Artikel 13 bis 17; 

xi) nimmt jede andere Handlung vor, die zur 
Erreichung der Ziele des Verbandes geeig-
net ist; 

xii) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die 
sich aus dieser Übereinkunft ergeben; 

xiii) übt vorbehaltlich ihres Einverständnisses 
die ihr durch das Übereinkommen zur Er-
richtung der Organisation übertragenen 
Rechte aus. 

b) Über Fragen, die auch für andere von der Or-
ganisation verwaltete Verbände von Interesse 
sind, entscheidet die Versammlung nach Anhö-
rung des Koordinierungsausschusses der Orga-
nisation. 

(3) a) Vorbehaltlich des Buchstaben b kann ein Dele-
gierter nur ein Land vertreten. 

b) Verbandsländer, die durch ein Sonderabkommen 
ein gemeinsames Amt errichtet haben, das für 
jedes von ihnen das besondere nationale Amt 
für gewerbliches Eigentum im Sinn des Artikels 12 
darstellt, können bei den Beratungen in ihrer 
Gesamtheit durch eines von ihnen vertreten sein. 

(4) a) Jedes Mitgliedland der Versammlung verfügt 
über eine Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer der Versammlung 
bildet das Quorum (die für die Beschlußfähigkeit 
erforderliche Mindestzahl). 

c) Ungeachtet des Buchstaben b kann die Ver-
sammlung Beschlüsse fassen, wenn während 
einer Tagung die Zahl der vertretenen Länder 
zwar weniger als die Hälfte, aber mindestens 
ein Drittel der Mitgliedländer der Versammlung 
beträgt; jedoch werden diese Beschlüsse mit 
Ausnahme der Beschlüsse über das Verfahren 
der Versammlung nur dann wirksam, wenn die 
folgenden Bedingungen erfüllt sind: Das Inter- 
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international communique lesdites décisions aux 
pays membres de l'Assemblée qui n'étaient pas 
représentés, en les invitant à exprimer par écrit, 
dans un délai de trois mois à compter de la date 
de ladite communication, leur vote ou leur abs-
tention. Si, à l'expiration de ce délai, le nombre 
des pays ayant ainsi exprimé leur vote ou leur 
abstention est au moins égal au nombre de pays 
qui faisait défaut pour que le quorum fût atteint 
lors de la session, lesdites décisions deviennent 
exécutoires, pourvu qu en même temps la majo-
rité nécessaire reste acquise. 

d) Sous réserve des dispositions de l'article 17.2), 
les décisions de l'Assemblée sont prises à la 
majorité des deux tiers des votes exprimés. 

e) L'abstention n'est pas considérée comme un vote. 

5) a) Sous réserve du sous-alinéa b), un délégué ne 
peut voter qu'au nom d'un seul pays. 

b) Les pays de l'Union visés à l'alinéa 3) b) s'effor-
cent, en règle générale, de se faire représenter 
aux sessions de l'Assemblée par leurs propres 
délégations. Toutefois, si, pour des raisons ex-
ceptionnelles, l'un desdits pays ne peut se faire 
représenter par sa propre délégation, il peut 
donner à la délégation d'un autre de ces pays le 
pouvoir de voter en son nom, étant entendu 
qu'une délégation ne peut voter par procuration 
que pour un seul pays. Tout pouvoir à cet effet 
doit faire l'objet d'un acte signé par le chef 
de l'Etat ou par le ministre compétent. 

6) Les pays de l'Union qui ne sont pas membres de 
l'Assemblée sont admis à ses réunions en qualité d'ob-
servateurs. 

7) a) L'Assemblée se réunit une fois tous les trois ans 
en session ordinaire sur convocation du Direc-
teur général et, sauf cas exceptionnels, pendant 
la même période et au même lieu que l'Assem-
blée générale de l'Organisation. 

b) L'Assemblée se réunit en session extraordinaire 
sur convocation adressée par le Directeur géné-
ral, à la demande du Comité exécutif ou à la 
demande d'un quart des pays membres de l'As-
semblée. 

8) L'Assemblée adopte son règlement intérieur. 

Article 14 

1) L'Assemblée a un Comité exécutif. 

2) a) Le Comité exécutif est composé des pays élus 
par l'Assemblée parmi les pays membres de 
celle-ci. En outre, le pays sur le territoire duquel 
l'Organisation a son siège dispose, ex officio, 
d'un siège au Comité, sous réserve des disposi-
tions de l'article 16.7) b). 

b) Le Gouvernement de chaque pays membre du 
Comité exécutif est représenté par un délégué, 
qui peut être assisté de suppléants, de conseil-
lers et d'experts. 

c) Les dépenses de chaque délégation sont suppor-
tées par le Gouvernement qui l'a désignée. 

3) Le nombre des pays membres du Comité exécutif 
correspond au quart du nombre des pays membres de 
l'Assemblée. Dans le calcul des sièges à pourvoir, le 

nationale Büro teilt diese Beschlüsse den Mit-
gliedländern der Versammlung mit, die nicht 
vertreten waren, und lädt sie ein, innerhalb 
einer Frist von drei Monaten vom Zeitpunkt der 
Mitteilung an schriftlich ihre Stimme oder Stimm-
enthaltung bekanntzugeben. Entspricht nach Ab-
lauf der Frist die Zahl der Länder, die auf diese 
Weise ihre Stimme oder Stimmenthaltung be-
kanntgegeben haben, mindestens der Zahl der 
Länder, die für die Erreichung des Quorums 
während der Tagung gefehlt hatte, so werden 
die Beschlüsse wirksam, sofern gleichzeitig die 
erforderliche Mehrheit noch vorhanden ist. 

d) Vorbehaltlich des Artikels 17 Absatz 2 faßt die 
Versammlung ihre Beschlüsse mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim-
men. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. 

(5) a) Vorbehaltlich des Buchstaben b kann ein Dele-
gierter nur im Namen eines Landes abstimmen. 

b) Die in Absatz 3 Buchstabe b bezeichneten Ver-
bandsländer sind bestrebt, sich bei den Tagungen 
der Versammlung in der Regel durch ihre eige-
nen Delegationen vertreten zu lassen. Kann sich 
jedoch eines dieser Länder aus außergewöhn-
lichen Gründen nicht durch seine eigene Dele-
gation vertreten lassen, so kann es die Delega-
tion eines anderen dieser Länder ermächtigen, 
in seinem Namen abzustimmen; jedoch kann eine 
Delegation in Vertretung nur eines anderen 
Landes abstimmen. Jede zu diesem Zweck er-
teilte Vollmacht muß in einer vom Staatsober-
haupt oder zuständigen Minister unterzeichneten 
Urkunde enthalten sein. 

(6) Die Verbandsländer, die nicht Mitglied der Ver-
sammlung sind, werden zu den Sitzungen der Versamm-
lung als Beobachter zugelassen. 

(7) a) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor alle drei Jahre einmal zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen, und zwar, 
abgesehen von außergewöhnlichen Fällen, zu 
derselben Zeit und an demselben Ort wie die 
Generalversammlung der Organisation. 

b) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor zu einer außerordentlichen 
Tagung zusammen, wenn der Exekutivausschuß 
oder ein Viertel der Mitgliedländer der Ver-
sammlung es verlangt. 

(8) Die Versammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 14 

(1) Die Versammlung hat einen Exekutivausschuß. 

(2) a) Der Exekutivausschuß setzt sich aus den von 
der Versammlung aus dem Kreis ihrer Mitglied

- länder gewählten Ländern zusammen. Außerdem 
hat das Land, in dessen Hoheitsgebiet die Orga-
nisation ihren Sitz hat, vorbehaltlich des Ar-
tikels 16 Absatz 7 Buchstabe b ex officio einen 
Sitz im Ausschuß. 

b) Die Regierung jedes Mitgliedlandes des Exeku-
tivausschusses wird durch einen Delegierten 
vertreten, der von Stellvertretern, Beratern und 
Sachverständigen unterstützt werden kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der 
Regierung getragen, die sie entsandt hat. 

(3) Die Zahl der Mitgliedländer des Exekutivausschus-
ses entspricht einem Viertel der Zahl der Mitgliedländer 
der Versammlung. Bei der Berechnung der zu vergeben- 
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reste subsistant après la division par quatre n'est pas 
pris en considération. 

4) Lors de l'élection des membres du Comité exécutif, 
l'Assemblée tient compte d'une répartition géographique 
équitable et de la nécessité pour tous les pays parties 
aux Arrangements particuliers établis en relation avec 
l'Union d'être parmi les pays constituant le Comité exé-
cutif. 

5) a) Les membres du Comité exécutif restent en fonc-
tions à partir de la clôture de la session de 
l'Assemblée au cours de laquelle ils ont été élus 
jusqu'au terme de la session ordinaire suivante 
de l'Assemblée. 

b) Les membres du Comité exécutif sont rééli-
gibles dans la limite maximale des deux tiers 
d'entre eux. 

c) L'Assemblée réglemente les modalités de l'élec-
tion et de la réélection éventuelle des membres 
du Comité exécutif. 

6) a) Le Comité exécutif: 

i) prépare le projet d'ordre du jour de l'Assem-
blée; 

ii) soumet à l'Assemblée des propositions rela-
tives aux projets de programme et de budget 
triennal de l'Union préparés par le Directeur 
général; 

iii) se prononce, dans les limites du programme 
et du budget triennal, sur les programmes et 
budgets annuels préparés par le Directeur 
général; 

iv) soumet à l'Assemblée, avec les commentaires 
appropriés, les rapports périodiques du Di-
recteur général et les rapports annuels de 
vérification des comptes; 

v) prend toutes mesures utiles en vue de l'éxé-
cution du programme de l'Union par le Di-
recteur général, conformément aux décisions 
de l'Assemblée et en tenant compte des cir-
constances survenant entre deux sessions 
ordinaires de ladite Assemblée; 

vi) s'acquitte de toutes autres tâches qui lui sont 
attribuées dans le cadre de la présente Con-
vention. 

b) Sur les questions qui intéressent également d'au-
tres Unions administrées par l'Organisation, le 
Comité exécutif statue connaissance prise de 
l'avis du Comité de coordination de l'Organisa-
tion. 

7) a) Le Comité exécutif se réunit une fois par an en 
session ordinaire, sur convocation du Directeur 
général, autant que possible pendant la même 
période et au même lieu que le Comité de co-
ordination de l'Organisation. 

b) Le Comité exécutif se réunit en session extra-
ordinaire sur convocation adressée par le Direc-
teur général soit à l'initiative de celui-ci, soit à 
la demande de son président ou d'un quart de 
ses membres. 

8) a) Chaque pays membre du Comité exécutif dispose 
d'une voix. 

b) La moitié des pays membres du Comité exécutif 
constitue le quorum. 

c) Les décisions sont prises à la majorité simple 
des votes exprimés. 

den Sitze wird der nach Teilung durch vier verbleibende 
Rest nicht berücksichtigt. 

(4) Bei der Wahl der Mitglieder des Exekutivausschus-
ses trägt die Versammlung einer angemessenen geogra-
phischen Verteilung und der Notwendigkeit Rechnung, 
daß unter den Ländern des Exekutivausschusses Vertrags-
länder der im Rahmen des Verbandes errichteten Sonder-
abkommen sind. 

(5) a) Die Mitglieder des Exekutivausschusses üben 
ihr Amt vom Schluß der Tagung der Versamm-
lung, in deren Verlauf sie gewählt worden sind, 
bis zum Ende der darauffolgenden ordentlichen 
Tagung der Versammlung aus. 

b) Höchstens zwei Drittel der Mitglieder des Exe-
kutivausschusses können wiedergewählt werden. 

c) Die Versammlung regelt die Einzelheiten der 
Wahl und der etwaigen Wiederwahl der Mit-
glieder des Exekutivausschusses. 

(6) a) Der Exekutivausschuß 

i) bereitet den Entwurf der Tagesordnung der 
Versammlung vor; 

ii) unterbreitet der Versammlung Vorschläge zu 
den vom Generaldirektor vorbereiteten Ent-
würfen des Programms und des Dreijahres

-

Haushaltsplans des Verbandes; 

iii) stellt im Rahmen des Programms und des 
Dreijahres-Haushaltsplans die vom General-
direktor vorbereiteten Jahresprogramme und 
Jahreshaushaltspläne auf; 

iv) unterbreitet der Versammlung mit entspre-
chenden Bemerkungen die periodischen Be-
richte des Generaldirektors und die jährli-
chen Berichte über die Rechnungsprüfung; 

v) trifft alle zweckdienlichen Maßnahmen zur 
Durchführung des Programms des Verbandes 
durch den Generaldirektor in Übereinstim-
mung mit den Beschlüssen der Versammlung 
und unter Berücksichtigung der zwischen zwei 
ordentlichen Tagungen der Versammlung 
eintretenden Umstände; 

vi) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die 
ihm im Rahmen dieser Übereinkunft über-
tragen werden. 

b) Über Fragen, die auch für andere von der Or-
ganisation verwaltete Verbände von Interesse 
sind, entscheidet der Exekutivausschuß nach An-
hörung des Koordinierungsausschusses der Or-
ganisation. 

(7) a) Der Exekutivausschuß tritt nach Einberufung 
durch den Generaldirektor jedes Jahr einmal zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen, und zwar 
möglichst zu derselben Zeit und an demselben 
Ort wie der Koordinierungsausschuß der Or-
ganisation. 

b) Der Exekutivausschuß tritt nach Einberufung 
durch den Generaldirektor zu einer außerordent-
lichen Tagung zusammen, entweder auf Initia-
tive des Generaldirektors oder wenn der Vor-
sitzende oder ein Viertel der Mitglieder des 
Exekutivausschusses es verlangt. 

(8) a) Jedes Mitgliedland des Exekutivausschusses ver-
fügt über ein Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer des Exekutivaus-
schusses bildet das Quorum. 

c) Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefaßt. 
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d) L'abstention n'est pas considérée comme un 
vote. 

e) Un délégué ne peut représenter qu'un seul pays 
et ne peut voter qu'au nom de celui-ci. 

9) Les pays de l'Union qui ne sont pas membres du 
Comité exécutif sont admis à ses réunions en qualité 
d'observateurs. 

10) Le Comité exécutif adopte son règlement intérieur. 

Article 15 

1) a) Les tâches administratives incombant à l'Union 
sont assurées par le Bureau international, qui 
succède au Bureau de l'Union réuni avec le 
Bureau de l'Union institué par la Convention 
internationale pour la protection des oeuvres 
littéraires et artistiques. 

b) Le Bureau international assure notamment le 
secrétariat des divers organes de l'Union. 

c) Le Directeur général de l'Organisation est le plus 
haut fonctionnaire de l'Union et la représente. 

2) Le Bureau international rassemble et publie les in-
formations concernant la protection de la propriété in-
dustrielle. Chaque pays de l'Union communique aussitôt 
que possible au Bureau international le texte de toute 
nouvelle loi ainsi que tous textes officiels concernant la 
protection de la propriété industrielle. Il fournit, en 
outre, au Bureau international toutes publications de ses 
services compétents en matière de propriété industrielle 
qui touchent directement la protection de la propriété 
industrielle et sont jugées par le Bureau international 
comme présentant un intérêt pour ses activités. 

3) Le Bureau international publie un périodique men-
suel. 

4) Le Bureau international fournit, à tout pays de 
l'Union, sur sa demande, des renseignements sur les 
questions relatives à la protection de la propriété indus-
trielle. 

5) Le Bureau international procède à des études et 
fournit des services destinés à faciliter la protection de 
la propriété industrielle. 

6) Le Directeur général et tout membre du personnel 
désigné par lui prennent part, sans droit de vote, à tou-
tes les réunions de l'Assemblée, du Comité exécutif et de 
tout autre Comité d'experts ou groupe de travail. Le 
Directeur général ou un membre du personnel désigné 
par lui est d'office secrétaire de ces organes. 

7) a) Le Bureau international, selon les directives de 
l'Assemblée et en coopération avec le Comité 
exécutif, prépare les conférences de revision des 
dispositions de la Convention autres que les 
articles 13 à 17. 

b) Le Bureau international peut consulter des orga-
nisations intergouvernementales et internatio-
nales non gouvernementales sur la préparation 
des conférences de revision. 

c) Le Directeur général et les personnes désignées 
par lui prennent part, sans droit de vote, aux 
délibérations dans ces conférences. 

8) Le Bureau international exécute toutes autres tâches 
qui lui sont attribuées. 

d) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. 

e) Ein Delegierter kann nur ein Land vertreten und 
nur in dessen Namen abstimmen. 

(9) Die Verbandsländer, die nicht Mitglied des Exe-
kutivausschusses sind, werden zu dessen Sitzungen als 
Beobachter zugelassen. 

(10) Der Exekutivausschuß gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. 

Artikel 15 

(1) a) Die Verwaltungsaufgaben des Verbandes wer-
den vom Internationalen Büro wahrgenommen, 
das an die Stelle des mit dem Verbandsbüro der 
internationalen Übereinkunft zum Schutz von 
Werken der Literatur und Kunst vereinigten 
Büros des Verbandes tritt. 

b) Das Internationale Büro besorgt insbesondere 
das Sekretariat der verschiedenen Organe des 
Verbandes. 

c) Der Generaldirektor der Organisation ist der 
höchste Beamte des Verbandes und vertritt den 
Verband. 

(2) Das Internationale Büro sammelt und veröffentlicht 
Informationen über den Schutz des gewerblichen Eigen-
tums. Jedes Verbandsland teilt so bald wie möglich dem 
Internationalen Büro alle neuen Gesetze und anderen 
amtlichen Texte mit, die den Schutz des gewerblichen 
Eigentums betreffen. Es übermittelt außerdem dem Inter-
nationalen Büro alle jene Veröffentlichungen seiner für 
das gewerbliche Eigentum zuständigen Stellen, die un-
mittelbar den Schutz des gewerblichen Eigentums be-
rühren und nach Meinung des Internationalen Büros für 
seine Tätigkeit von Interesse sind. 

(3) Das Internationale Büro gibt eine monatlich er-
scheinende Zeitschrift heraus. 

(4) Das Internationale Büro erteilt jedem Verbandsland 
auf Verlangen Auskünfte über Fragen betreffend den 
Schutz des gewerblichen Eigentums. 

(5) Das Internationale Büro unternimmt Untersuchun-
gen und leistet Dienste zur Erleichterung des Schutzes 
des gewerblichen Eigentums. 

(6) Der Generaldirektor und die von ihm bestimmten 
Mitglieder des Personals nehmen ohne Stimmrecht an 
allen Sitzungen der Versammlung, des Exekutivausschus-
ses und aller anderen Sachverständigenausschüsse oder 
Arbeitsgruppen teil. Der Generaldirektor oder ein von 
ihm bestimmtes Mitglied des Personals ist von Amts 
wegen Sekretär dieser Organe. 

(7) a) Das Internationale Büro bereitet nach den Wei-
sungen der Versammlung und in Zusammen-
arbeit mit dem Exekutivausschuß die Konferen-
zen zur Revision der Bestimmungen der Über-
einkunft mit Ausnahme der Artikel 13 bis 17 
vor. 

b) Das Internationale Büro kann bei der Vorberei-
tung der Revisionskonferenzen zwischenstaat-
liche sowie internationale nichtstaatliche Orga-
nisationen konsultieren. 

c) Der Generaldirektor und die von ihm bestimm-
ten Personen nehmen ohne Stimmrecht an den 
Beratungen dieser Konferenzen teil. 

(8) Das Internationale Büro nimmt alle anderen Auf-
gaben wahr, die ihm übertragen werden. 
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Article 16 

1) a) L'Union a un budget. 

b) Le budget de l'Union comprend les recettes et 
les dépenses propres à l'Union, sa contribution 
au budget des dépenses communes aux Unions, 
ainsi que, le cas échéant, la somme mise à la 
disposition du budget de la Conférence de l'Or-
ganisation. 

c) Sont considérées comme dépenses communes 
aux Unions les dépenses qui ne sont pas attri-
buées exclusivement à l'Union mais également à 
une ou plusieurs autres Unions administrées par 
l'Organisation. La part de l'Union dans ces dé-
penses communes est proportionnelle à l'intérêt 
que ces dépenses présentent pour elle. 

2) Le budget de l'Union est arrêté compte tenu des 
exigences de coordination avec les budgets des autres 
Unions administrées par l'Organisation. 

3) Le budget de l'Union est financé par les ressources 
suivantes: 

i) les contributions des pays de l'Union; 
ii) les taxes et sommes dues pour les services rendus 

par le Bureau international au titre de l'Union; 
iii) le produit de la vente des publications du Bureau 

international concernant l'Union et les droits affé-
rents à ces publications; 

iv) les dons, legs et subventions; 
v) les loyers, intérêts et autres revenus divers. 

4) a) Pour déterminer sa part contributive dans le 
budget, chaque pays de l'Union est rangé dans 
une classe et paie ses contributions annuelles 
sur la base d'un nombre d'unités fixé comme 
suit: 

Classe I   25 
Classe II   20 
Classe III 	  15 
Classe IV 	  10 
Classe V 	  5 
Classe VI 	  3 
Classe VII  	1 

b) A moins qu'il ne l'ait fait précédemment, chaque 
pays indique, au moment du dépôt de son instru-
ment de ratification ou d'adhésion, la classe dans 
laquelle il désire être rangé. Il peut changer de 
classe. S'il choisit une classe inférieure, le pays 
doit en faire part à l'Assemblée lors d'une de 
ses sessions ordinaires. Un tel changement prend 
effet au début de l'année civile suivant ladite 
session. 

c) La contribution annuelle de chaque pays consiste 
en un montant dont le rapport à la somme totale 
des contributions annuelles au budget de l'Union 
de tous les pays est le même que le rapport 
entre le nombre des unités de la classe dans 
laquelle il est rangé et le nombre total des uni-
tés de l'ensemble des pays. 

d) Les contributions sont dues au premier janvier 
de chaque année. 

e) Un pays en retard dans le paiement de ses con-
tributions ne peut exercer son droit de vote, 
dans aucun des organes de l'Union dont il est 
membre, si le montant de son arriéré est égal ou 
supérieur à celui des contributions dont il est 
redevable pour les deux années complètes écou- 

Artikel 16 

(1) a) Der Verband hat einen Haushaltsplan. 

b) Der Haushaltsplan des Verbandes umfaßt die 
eigenen Einnahmen und Ausgaben des Verban-
des, dessen Beitrag zum Haushaltsplan der ge-
meinsamen Ausgaben der Verbände sowie ge-
gebenenfalls den dem Haushaltsplan der Kon-
ferenz der Organisation zur Verfügung gestellten 
Betrag. 

c) Als gemeinsame Ausgaben der Verbände gelten 
die Ausgaben, die nicht ausschließlich dem Ver-
band, sondern auch einem oder mehreren ande-
ren von der Organisation verwalteten Verbän-
den zuzurechnen sind. Der Anteil des Verbandes 
an diesen gemeinsamen Ausgaben entspricht 
dem Interesse, das der Verband an ihnen hat. 

(2) Der Haushaltsplan des Verbandes wird unter Be-
rücksichtigung der Notwendigkeit seiner Abstimmung 
mit den Haushaltsplänen der anderen von der Organi-
sation verwalteten Verbände aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan des Verbandes umfaßt folgende 
Einnahmen: 

i) Beiträge der Verbandsländer; 

ii) Gebühren und Beträge für Dienstleistungen des Inter-
nationalen Büros im Rahmen des Verbandes; 

iii) Verkaufserlöse und andere Einkünfte aus Veröffent-
lichungen des Internationalen Büros, die den Verband 
betreffen; 

iv) Schenkungen, Vermächtnisse und Zuwendungen; 

v) Mieten, Zinsen und andere verschiedene Einkünfte. 

(4) a) Jedes Verbandsland wird zur Bestimmung sei-
nes Beitrags zum Haushaltsplan in eine Klasse 
eingestuft und zahlt seine Jahresbeiträge auf 
der Grundlage einer Zahl von Einheiten, die wie 
folgt festgesetzt wird: 

Klasse I 	  25 
Klasse II 	  20 
Klasse III 	 15 
Klasse IV 	 10 
Klasse V 	 5 
Klasse VI 	 3 
Klasse VII  	1 

b) Falls es dies nicht schon früher getan hat, gibt 
jedes Land gleichzeitig mit der Hinterlegung 
seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde die 
Klasse an, in die es eingestuft zu werden 
wünscht. Es kann die Klasse wechseln. Wählt es 
eine niedrigere Klasse, so hat es dies der Ver-
sammlung auf einer ihrer ordentlichen Tagungen 
mitzuteilen. Ein solcher Wechsel wird zu Beginn 
des auf diese Tagung folgenden Kalenderjahres 
wirksam. 

c) Der Jahresbeitrag jedes Landes besteht aus 
einem Betrag, der in demselben Verhältnis zu 
der Summe der Jahresbeiträge aller Länder zum 
Haushaltsplan des Verbandes steht wie die Zahl 
der Einheiten der Klasse, in die das Land ein-
gestuft ist, zur Summe der Einheiten aller 
Länder. 

d) Die Beiträge werden am 1. Januar jedes Jahres 
fällig. 

e) Ein Land, das mit der Zahlung seiner Beiträge 
im Rückstand ist, kann sein Stimmrecht in kei-
nem der Organe des Verbandes, denen es als 
Mitglied angehört, ausüben, wenn der rück-
ständige Betrag die Summe der von ihm für die 
zwei vorhergehenden vollen Jahre geschuldeten 
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lées. Cependant, un tel pays peut être autorisé à 
conserver l'exercice de son droit de vote au 
sein dudit organe aussi longtemps que ce der-
nier estime que le retard résulte de circonstan-
ces exceptionnelles et inévitables. 

f) Dans le cas où le budget n'est pas adopté avant 
le début d'un nouvel exercice, le budget de l'an-
née précédente est reconduit selon les modalités 
prévues par le règlement financier. 

5) Le montant des taxes et sommes dues pour des 
services rendus par le Bureau international au titre de 
l'Union est fixé par le Directeur général, qui en fait rap-
port à l'Assemblée et au Comité exécutif. 

6) a) L'Union possède un fonds de roulement consti-
tué par un versement unique effectué par chaque 
pays de l'Union. Si le fonds devient insuffisant, 
l'Assemblée décide de son augmentation. 

b) Le montant du versement initial de chaque pays 
au fonds précité ou de sa participation à l'aug-
mentation de celui-ci est proportionnel à la con-
tribution de ce pays pour l'année au cours de 
laquelle le fonds est constitué ou l'augmentation 
décidée. 

c) La proportion et les modalités de versement sont 
arrêtées par l'Assemblée sur proposition du Di-
recteur général et après avis du Comité de coor-
dination de l'Organisation. 

7) a) L'Accord de siège conclu avec le pays sur le 
territoire duquel l'Organisation a son siège pré-
voit que, si le fonds de roulement est insuffisant, 
ce pays accorde des avances. Le montant de ces 
avances et les conditions dans lesquelles elles 
sont accordées font l'objet, dans chaque cas, 
d'accords séparés entre le pays en cause et 
l'Organisation. Aussi longtemps qu'il est tenu 
d'accorder des avances, ce pays dispose ex offi-
cio d'un siège au Comité exécutif. 

b) Le pays visé au sous-alinéa a) et l'Organisation 
ont chacun le droit de dénoncer l'engagement 
d'accorder des avances moyennant notification 
par écrit. La dénonciation prend effet trois ans 
après la fin de l'année au cours de laquelle elle 
a été notifiée. 

8) La vérification des comptes est assurée, selon les 
modalités prévues par le règlement financier, par un ou 
plusieurs pays de l'Union ou par des contrôleurs exté-
rieurs, qui sont, avec leur consentement, désignés par 
l'Assemblée. 

Article 17 

1) Des propositions de modification des articles 13, 14, 
15, 16 et du présent article peuvent être présentées par 
tout pays membre de l'Assemblée, par le Comité exécutif 
ou par le Directeur général. Ces propositions sont com-
muniquées par ce dernier aux pays membres de l'As-
semblée six mois au moins avant d'être soumises à l'exa-
men de l'Assemblée. 

2) Toute modification des articles visés à l'alinéa 1) est 
adoptée par l'Assemblée. L'adoption requiert les trois 
quarts des votes exprimés; toutefois, toute modification 
de l'article 13 et du présent alinéa requiert les quatre 
cinquièmes des votes exprimés. 

Beiträge erreicht oder übersteigt. Jedoch kann 
jedes dieser Organe einem solchen Land ge-
statten, das Stimmrecht in diesem Organ weiter 
auszuüben, wenn und solange es überzeugt ist, 
daß der Zahlungsrückstand eine Folge außer-
gewöhnlicher und unabwendbarer Umstände ist. 

f) Wird der Haushaltsplan nicht vor Beginn eines 
neuen Rechnungsjahres beschlossen, so wird 
der Haushaltsplan des Vorjahres nach Maßgabe 
der Finanzvorschriften übernommen. 

(5) Die Höhe der Gebühren und Beträge für Dienst-
leistungen des Internationalen Büros im Rahmen des 
Verbandes wird vom Generaldirektor festgesetzt, der 
der Versammlung und dem Exekutivausschuß darüber 
berichtet. 

(6) a) Der Verband hat einen Betriebsmittelfonds, der 
durch eine einmalige Zahlung jedes Verbands-
landes gebildet wird. Reicht der Fonds nicht mehr 
aus, so beschließt die Versammlung seine Er-
höhung. 

b) Die Höhe der erstmaligen Zahlung jedes Landes 
zu diesem Fonds oder sein Anteil an dessen 
Erhöhung ist proportional zu dem Beitrag dieses 
Landes für das Jahr, in dem der Fonds gebildet 
oder die Erhöhung beschlossen wird. 

c) Dieses Verhältnis und die Zahlungsbedingungen 
werden von der Versammlung auf Vorschlag des 
Generaldirektors und nach Äußerung des Ko-
ordinierungsausschusses der Organisation fest-
gesetzt. 

(7) a) Das Abkommen über den Sitz, das mit dem 
Land geschlossen wird, in dessen Hoheitsgebiet 
die Organisation ihren Sitz hat, sieht vor, daß 
dieses Land Vorschüsse gewährt, wenn der 
Betriebsmittelfonds nicht ausreicht. Die Höhe 
dieser Vorschüsse und die Bedingungen, unter 
denen sie gewährt werden, sind in jedem Fall 
Gegenstand besonderer Vereinbarungen zwi-
schen diesem Land und der Organisation. So-
lange dieses Land verpflichtet ist, Vorschüsse 
zu gewähren, hat es ex officio einen Sitz im 
Exekutivausschuß. 

b) Das unter Buchstabe a bezeichnete Land und die 
Organisation sind berechtigt, die Verpflichtung 
zur Gewährung von Vorschüssen durch schrift-
liche Notifikation zu kündigen. Die Kündigung 
wird drei Jahre nach Ablauf des Jahres wirk-
sam, in dem sie notifiziert worden ist. 

(8) Die Rechnungsprüfung wird nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften von einem oder mehreren Verbands-
ländern oder von außenstehenden Rechnungsprüfern vor-
genommen, die mit ihrer Zustimmung von der Versamm-
lung bestimmt werden. 

Artikel 17 

(1) Vorschläge zur Änderung der Artikel 13, 14, 15, 16 
und dieses Artikels können von jedem Mitgliedland der 
Versammlung, vom Exekutivausschuß oder vom General-
direktor vorgelegt werden. Diese Vorschläge werden vom 
Generaldirektor mindestens sechs Monate, bevor sie in 
der Versammlung beraten werden, den Mitgliedländern 
der Versammlung mitgeteilt. 

(2) Jede Änderung der in Absatz 1 bezeichneten Arti-
kel wird von der Versammlung beschlossen. Der Beschluß 
erfordert drei Viertel der abgegebenen Stimmen; jede 
Änderung des Artikels 13 und dieses Absatzes erfordert 
jedoch vier Fünftel der abgegebenen Stimmen. 
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3) Toute modification des articles visés à l'alinéa 1) 
entre en vigueur un mois après la réception par le Direc-
teur général des notifications écrites d'acceptation, effec-
tuée en conformité avec leurs règles constitutionnelles 
respectives, de la part des trois quarts des pays qui 
étaient membres de l'Assemblée au moment où la modi-
fication a été adoptée. Toute modification desdits artic-
les ainsi acceptée lie tous les pays qui sont membres de 
l'Assemblée au moment où la modification entre en 
vigueur ou qui en deviennent membres à une date ulté-
rieure; toutefois, toute modification qui augmente les 
obligations financières des pays de l'Union ne lie que 
ceux d'entre eux qui ont notifié leur acceptation de ladite 
modification. 

Article 18 

1) La présente Convention sera soumise à des revi-
sions en vue d'y introduire les améliorations de nature à 
perfectionner le système de l'Union. 

2) A cet effet, des conférences auront lieu, successive-
ment, dans l'un des pays de l'Union, entre les délégués 
desdits pays. 

3) Les modifications des articles 13 à 17 sont régies 
par les dispositions de l'article 17. 

Article 19 

Il est entendu que les pays de l'Union se réservent le 
droit de prendre séparément, entre eux, des arrange-
ments particuliers pour la protection de la propriété in-
dustrielle, en tant que ces arrangements ne contrevien-
draient pas aux dispositions de la présente Convention. 

Article 20 

1) a) Chacun des pays de l'Union qui a signé le pré-
sent Acte peut le ratifier et, s'il ne l'a pas signé, 
peut y adhérer. Les instruments de ratification et 
d'adhésion sont déposés auprès du Directeur 
général. 

b) Chacun des pays de l'Union peut déclarer, dans 
son instrument de ratification ou d'adhésion, que 
sa ratification ou son adhésion n'est pas appli-
cable: 

i) aux articles 1 à 12 ou 
ii) aux articles 13 à 17. 

c) Chacun des pays de l'Union qui, conformément 
au sous-alinéa b), a exclu des effets de sa ratifi-
cation ou de son adhésion l'un des deux groupes 
d'articles visés dans ledit sous-alinéa peut, à 
tout moment ultérieur, déclarer qu'il étend les 
effets de sa ratification ou de son adhésion à ce 
groupe d'articles. Une telle déclaration est dé-
posée auprès du Directeur général. 

2) a) Les articles 1 à 12 entrent en vigueur, à l'égard 
des dix premiers pays de l'Union qui ont déposé 
des instruments de ratification ou d'adhésion 
sans faire une déclaration comme le permet l'ali-
néa 1) b) i), trois mois après le dépôt du dixième 
de ces instruments de ratification ou d'adhésion. 

b) Les articles 13 à 17 entrent en vigueur, à l'égard 
des dix premiers pays de l'Union qui ont déposé 
des instruments de ratification ou d'adhésion 
sans faire une déclaration comme le permet l'ali-
néa 1) b) ii), trois mois après le dépôt du dixi-
ème de ces instruments de ratification ou d'adhé-
sion. 

(3) Jede Änderung der in Absatz 1 bezeichneten Arti-
kel tritt einen Monat nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu 
dem die schriftlichen Notifikationen der verfassungsmäßig 
zustandegekommenen Annahme des Änderungsvorschlags 
von drei Vierteln der Länder, die im Zeitpunkt der Be-
schlußfassung über die Änderung Mitglied der Versamm-
lung waren, beim Generaldirektor eingegangen sind. Jede 
auf diese Weise angenommene Änderung der genannten 
Artikel bindet alle Länder, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Änderung Mitglied der Versammlung sind 
oder später Mitglied werden; jedoch bindet eine Ände-
rung, die die finanziellen Verpflichtungen der Verbands-
länder erweitert, nur die Länder, die die Annahme dieser 
Änderung notifiziert haben. 

Artikel 18 

(1) Diese Übereinkunft soll Revisionen unterzogen 
werden, um Verbesserungen herbeizuführen, die geeignet 
sind, das System des Verbandes zu vervollkommnen. 

(2) Zu diesem Zweck werden der Reihe nach in einem 
der Verbandsländer Konferenzen zwischen den Delegier-
ten dieser Länder stattfinden. 

(3) Für Änderungen der Artikel 13 bis 17 sind die 
Bestimmungen des Artikels 17 maßgebend. 

Artikel 19 

Es besteht Einverständnis darüber, daß die Verbands-
länder sich das Recht vorbehalten, einzeln untereinander 
Sonderabkommen zum Schutz des gewerblichen Eigen-
tums zu treffen, sofern diese Abkommen den Bestimmun-
gen dieser Übereinkunft nicht zuwiderlaufen. 

Artikel 20 

(1) a) Jedes Verbandsland kann diese Fassung der 
Übereinkunft ratifizieren, wenn es sie unter-
zeichnet hat, oder ihr beitreten, wenn es sie 
nicht unterzeichnet hat. Die Ratifikations- und 
Beitrittsurkunden werden beim Generaldirektor 
hinterlegt. 

b) Jedes Verbandsland kann in seiner Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde erklären, daß sich seine 
Ratifikation oder sein Beitritt nicht erstreckt 

i) auf die Artikel 1 bis 12 oder 
ii) auf die Artikel 13 bis 17. 

c) Jedes Verbandsland, das gemäß Buchstabe b 
eine der beiden dort bezeichneten Gruppen von 
Artikeln von der Wirkung seiner Ratifikation 
oder seines Beitritts ausgeschlossen hat, kann zu 
jedem späteren Zeitpunkt erklären, daß es die 
Wirkung seiner Ratifikation oder seines Beitritts 
auf diese Gruppe von Artikeln erstreckt. Eine 
solche Erklärung wird beim Generaldirektor 
hinterlegt. 

(2) a) Die Artikel 1 bis 12 treten für die ersten zehn 
Verbandsländer, die Ratifikations- oder Beitritts-
urkunden ohne Abgabe einer nach Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer i zulässigen Erklärung hinter-
legt haben, drei Monate nach Hinterlegung der 
zehnten solchen Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde in Kraft. 

b) Die Artikel 13 bis 17 treten für die ersten zehn 
Verbandsländer, die Ratifikations- oder Beitritts-
urkunden ohne Abgabe einer nach Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer ii zulässigen Erklärung hinter-
legt haben, drei Monate nach Hinterlegung der 
zehnten solchen Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde in Kraft. 
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c) Sous réserve de l'entrée en vigueur initiale, con-
formément aux dispositions des sous-alinéas a) 
et b), de chacun des deux groupes d'articles 
visés à l'alinéa 1) b) i) et ii), et sous réserve des 
dispositions de l'alinéa 1) b), les articles 1 à 17 
entrent en vigueur à l'égard de tout pays de 
l'Union, autre que ceux visés aux sous-alinéas 
a) et b), qui dépose un instrument de ratification 
ou d'adhésion, ainsi qu'à l'égard de tout pays de 
l'Union qui dépose une déclaration en applica-
tion de l'alinéa 1) c), trois mois après la date de 
la notification, par le Directeur général, d'un tel 
dépôt, à moins qu'une date postérieure n'ait été 
indiquée dans l'instrument ou la déclaration 
déposé. Dans ce dernier cas, le présent Acte 
entre en vigueur à l'égard de ce pays à la date 
ainsi indiquée. 

3) A l'égard de chaque pays de l'Union qui dépose un 
instrument de ratification ou d'adhésion, les articles 18 
à 30 entrent en vigueur à la première date à laquelle l'un 
quelconque des groupes d'articles visés à l'alinéa 1) b) 
entre en vigueur à l'égard de ce pays conformément à 
l'alinéa 2) a), b) ou c). 

Article 21 

1) Tout pays étranger à l'Union peut adhérer au pré-
sent Acte et devenir, de ce fait, membre de l'Union. Les 
instruments d'adhésion sont déposés auprès du Directeur 
général. 

2) a) A l'égard de tout pays étranger à l'Union qui a 
déposé son instrument d'adhésion un mois ou 
plus avant la date d'entrée en vigueur des dis-
positions du présent Acte, celui-ci entre en vi-
gueur à la date à laquelle les dispositions sont 
entrées en vigueur pour la première fois en ap-
plication de l'article 20.2) a) ou b), à moins 
qu'une date postérieure n'ait été indiquée dans 
l'instrument d'adhésion; toutefois: 

i) si les articles 1 à 12 ne sont pas entrés en 
vigueur à cette date, un tel pays sera lié, 
durant la période intérimaire avant l'entrée en 
vigueur de ces dispositions, et en remplace-
ment de celles-ci, par les articles 1 à 12 de 
l'Acte de Lisbonne, 

ii) si les articles 13 à 17 ne sont pas entrés en 
vigueur à cette date, un tel pays sera lié, 
durant la période intérimaire avant l'entrée 
en vigueur de ces dispositions, et en rempla-
cement de celles-ci, par les articles 13 et 
14.3), 4) et 5) de l'Acte de Lisbonne. 

Si un Pays indique une date postérieure dans 
son instrument d'adhésion, le présent Acte entre 
en vigueur à l'égard de ce pays à la date ainsi 
indiquée. 

b) A l'égard de tout pays étranger à l'Union qui a 
déposé son instrument d'adhésion à une date 
postérieure à l'entrée en vigueur d'un seul 
groupe d'articles du présent Acte ou à une date 
qui la précède de moins d'un mois, le présent 
Acte entre en vigueur, sous réserve de ce qui 
est prévu au sous-alinéa a), trois mois après la 
date à laquelle son adhésion a été notifiée par 
le Directeur général, à moins qu'une date posté-
rieure n'ait été indiquée dans l'instrument d'ad-
hésion. Dans ce dernier cas, le présent Acte 
entre en vigueur à l'égard de ce pays à la date 
ainsi indiquée. 

3) A l'égard de tout pays étranger à l'Union qui a dé-
posé son instrument d'adhésion après la date d'entrée en 

c) Vorbehaltlich des erstmaligen Inkrafttretens 
jeder der beiden in Absatz 1 Buchstabe b Zif-
fern i und ii bezeichneten Gruppen von Artikeln 
nach den Buchstaben a und b und vorbehaltlich 
des Absatzes 1 Buchstabe b treten die Artikel 
1 bis 17 für jedes nicht unter Buchstabe a oder b 
fallende Verbandsland, das eine Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde hinterlegt, sowie für jedes 
Verbandsland, das eine Erklärung gemäß Ab-
satz 1 Buchstabe c hinterlegt, drei Monate nach 
dem Zeitpunkt der Notifizierung einer solchen 
Hinterlegung durch den Generaldirektor in 
Kraft, sofern in der hinterlegten Urkunde oder 
Erklärung nicht ein späterer Zeitpunkt ange-
geben ist. In diesem Fall tritt diese Fassung der 
Übereinkunft für dieses Land zu dem angegebe-
nen Zeitpunkt in Kraft. 

(3) Für jedes Verbandsland, das eine Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde hinterlegt, treten die Artikel 18 
bis 30 in Kraft, sobald eine der beiden in Absatz 1 Buch-
stabe b bezeichneten Gruppen von Artikeln für dieses 
Land gemäß Absatz 2 Buchstabe a, b oder c in Kraft 
tritt. 

Artikel 21 

(1) Jedes verbandsfremde Land kann dieser Fassung 
der Übereinkunft beitreten und dadurch Mitglied des 
Verbandes werden. Die Beitrittsurkunden werden beim 
Generaldirektor hinterlegt. 

(2) a) Für jedes verbandsfremde Land, das seine Bei-
trittsurkunde einen Monat vor dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens von Bestimmungen dieser 
Fassung der Übereinkunft oder früher hinterlegt 
hat, tritt diese, sofern nicht ein späterer Zeit-
punkt in der Beitrittsurkunde angegeben ist, zu 
dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Bestimmun-
gen gemäß Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe a oder 
b erstmals in Kraft treten; jedoch ist ein solches 
Land, 
i) wenn die Artikel 1 bis 12 zu diesem Zeit-
punkt noch nicht in Kraft getreten sind, wäh-
rend der Übergangszeit bis zu ihrem Inkraft-
treten an ihrer Stelle durch die Artikel 1 bis 
12 der Lissaboner Fassung der Übereinkunft 
gebunden; 

ii) wenn die Artikel 13 bis 17 zu diesem Zeit-
punkt noch nicht in Kraft getreten sind, wäh-
rend der Übergangszeit bis zu ihrem Inkraft-
treten an ihrer Stelle durch die Artikel 13 
und 14 Absätze 3, 4 und 5 der Lissaboner 
Fassung der Übereinkunft gebunden. 

Gibt ein Land in seiner Beitrittsurkunde einen 
späteren Zeitpunkt an, so tritt diese Fassung 
der Übereinkunft für dieses Land zu dem an-
gegebenen Zeitpunkt in Kraft. 

b) Für jedes verbandsfremde Land, das seine Bei-
trittsurkunde nach dem Inkrafttreten einer 
Gruppe von Artikeln dieser Fassung der Über-
einkunft oder weniger als einen Monat vor die-
sem Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt diese Fassung 
der Übereinkunft vorbehaltlich des Buchstaben a 
drei Monate nach dem Zeitpunkt der Notifizie-
rung seines Beitritts durch den Generaldirektor 
in Kraft, sofern nicht ein späterer Zeitpunkt in 
der Beitrittsurkunde angegeben ist. In diesem 
Fall tritt diese Fassung der Übereinkunft für 
dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt in 
Kraft. 

(3) Für jedes verbandsfremde Land, das seine Beitritts-
urkunde nach dem Inkrafttreten dieser Fassung der Über- 
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vigueur du présent Acte dans sa totalité, ou moins d'un 
mois avant cette date, le présent Acte entre en vigueur 
trois mois après la date à laquelle son adhésion a été 
notifiée par le Directeur général, à moins qu'une date 
postérieure n'ait été indiquée dans l'instrument d'adhé-
sion. Dans ce dernier cas, le présent Acte entre en vigu-
eur à l'égard de ce pays à la date ainsi indiquée. 

Article 22 

Sous réserve des exceptions possibles prévues aux 
articles 20.1) b) et 28.2), la ratification ou l'adhésion 
emporte de plein droit accession à toutes les clauses et 
admission à tous les avantages stipulés par le présent 
Acte. 

Article 23 

Après l'entrée en vigueur du présent Acte dans sa 
totalité, un pays ne peut adhérer à des Actes antérieurs 
de la présente Convention. 

Article 24 

1) Tout pays peut déclarer dans son instrument de rati-
fication ou d'adhésion, ou peut informer le Directeur 
général par écrit à tout moment ultérieur, que la pré-
sente Convention est applicable à tout ou partie des ter-
ritoires, désignés dans la déclaration ou la notification, 
pour lesquels il assume la responsabilité des relations 
extérieures. 

2) Tout pays qui a fait une telle déclaration ou effec-
tué une telle notification peut, à tout moment, notifier au 
Directeur général que la présente Convention cesse 
d'être applicable à tout ou partie de ces territoires. 

3) a) Toute déclaration faite en vertu de l'alinéa 1) 
prend effet à la même date que la ratification ou 
l'adhésion dans l'instrument de laquelle elle a 
été incluse, et toute notification effectuée en 
vertu de cet alinéa prend effet trois mois après 
sa notification par le Directeur général. 

b) Toute notification effectuée en vertu de l'ali-
néa 2) prend effet douze mois après sa réception 
par le Directeur général. 

Article 25 

1) Tout pays partie à la présente Convention s'engage 
à adopter, conformément à sa constitution, les mesures 
nécessaires pour assurer l'application de la présente 
Convention. 

2) Il est entendu qu'au moment où un pays dépose son 
instrument de ratification ou d'adhésion, il sera en me-
sure, conformément à sa législation interne, de donner 
effet aux dispositions de la présente Convention. 

Article 26 

1) La présente Convention demeure en vigueur sans 
limitation de durée. 

2) Tout pays peut dénoncer le présent Acte par notifi-
cation adressée au Directeur général. Cette dénonciation 
emporte aussi dénonciation de tous les Actes antérieurs 
et ne produit son effet qu'a l'égard du pays qui l'a faite, 
la Convention restant en vigueur et exécutoire à l'égard 
des autres pays de l'Union. 

3) La dénonciation prend effet un an après le jour où 
le Directeur général a reçu la notification. 

einkunft in ihrer Gesamtheit oder weniger als einen 
Monat vor diesem Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt diese 
Fassung der Übereinkunft drei Monate nach dem Zeit-
punkt der Notifizierung seines Beitritts durch den 
Generaldirektor in Kraft, sofern nicht ein späterer Zeit-
punkt in der Beitrittsurkunde angegeben ist. In diesem 
Fall tritt diese Fassung der Übereinkunft für dieses Land 
zu dem angegebenen Zeitpunkt in Kraft. 

Artikel 22 

Vorbehaltlich der gemäß Artikel 20 Absatz 1 Buch-
stabe b und Artikel 28 Absatz 2 zulässigen Ausnahmen 
bewirkt die Ratifikation oder der Beitritt von Rechts 
wegen die Annahme aller Bestimmungen und die Zu-
lassung zu allen Vorteilen dieser Fassung der Überein-
kunft. 

Artikel 23 

Nach dem Inkrafttreten dieser Fassung der Überein-
kunft in ihrer Gesamtheit kann ein Land früheren Fas-
sungen der Übereinkunft nicht mehr beitreten. 

Artikel 24 

(1) Jedes Land kann in seiner Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde erklären oder zu jedem späteren Zeitpunkt 
dem Generaldirektor schriftlich notifizieren, daß diese 
Übereinkunft auf alle oder einzelne in der Erklärung oder 
Notifikation bezeichnete Hoheitsgebiete anwendbar ist, 
für deren auswärtige Beziehungen es verantwortlich ist. 

(2) Jedes Land, das eine solche Erklärung oder eine 
solche Notifikation abgegeben hat, kann dem General-
direktor jederzeit notifizieren, daß diese Übereinkunft 
auf alle oder einzelne dieser Hoheitsgebiete nicht mehr 
anwendbar ist. 

(3) a) Jede in der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
abgegebene Erklärung gemäß Absatz 1 wird 
gleichzeitig mit der Ratifikation oder dem Bei-
tritt und jede Notifikation gemäß Absatz 1 wird 
drei Monate nach ihrer Notifizierung durch den 
Generaldirektor wirksam. 

b) Jede Notifikation gemäß Absatz 2 wird zwölf 
Monate nach ihrem Eingang beim Generaldirek-
tor wirksam. 

Artikel 25 

(1) Jedes Vertragsland dieser Übereinkunft verpflichtet 
sich, entsprechend seiner Verfassung die notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Anwendung dieser 
Übereinkunft zu gewährleisten. 

(2) Es besteht Einverständnis darüber, daß jedes Land 
im Zeitpunkt der Hinterlegung seiner Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde gemäß seinen innerstaatlichen Rechts-
vorschriften in der Lage sein muß, den Bestimmungen 
dieser Übereinkunft Wirkung zu verleihen. 

Artikel 26 

(1) Diese Übereinkunft bleibt ohne zeitliche Begrenzung 
in Kraft. 

(2) Jedes Land kann diese Fassung der Übereinkunft 
durch eine an den Generaldirektor gerichtete Notifikation 
kündigen. Diese Kündigung bewirkt zugleich die Kündi-
gung aller früheren Fassungen und hat nur Wirkung für 
das Land, das sie erklärt hat; für die übrigen Verbands-
länder bleibt die Übereinkunft in Kraft und wirksam. 

(3) Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Tag wirk-
sam, an dem die Notifikation beim Generaldirektor ein-
gegangen ist. 
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4) La faculté de dénonciation prévue par le présent 
article ne peut être exercée par un pays avant l'expira-
tion d'un délai de cinq ans à compter de la date à la-
quelle il est devenu membre de l'Union. 

Article 27 

1) Le présent Acte remplace, dans les rapports entre 
les pays auxquels il s'applique, et dans la mesure où il 
s'applique, la Convention de Paris du 20 mars 1883 et 
les Actes de revision subséquents. 

2) a) A l'égard des pays auxquels le présent Acte 
n'est pas applicable, ou n'est pas applicable dans 
sa totalité, mais auxquels l'Acte de Lisbonne 
du 31 octobre 1958 est applicable, ce dernier 
reste en vigueur dans sa totalité, ou dans la 
mesure où le présent Acte ne le remplace pas 
en vertu de l'alinéa 1). 

b) De même, à l'égard des pays auxquels ni le pré-
sent Acte, ni des parties de celui-ci, ni l'Acte de 
Lisbonne ne sont applicables, l'Acte de Londres 
du 2 juin 1934 reste en vigueur dans sa totalité, 
ou dans la mesure où le présent Acte ne le 
remplace pas en vertu de l'alinéa 1). 

c) De même, à l'égard des pays auxquels ni le 
présent Acte, ni des parties de celui-ce, ni l'Acte 
de Lisbonne, ni l'Acte de Londres ne sont appli-
cables, l'Acte de La Haye du 6 novembre 1925 
reste en vigueur dans sa totalité, ou dans la 
mesure où le présent Acte ne le remplace pas 
en vertu de l'alinéa 1). 

3) Les pays étrangers à l'Union qui deviennent parties 
au présent Acte l'appliquent à l'égard de tout pays de 
l'Union qui n'est pas partie à cet Acte ou qui, bien qu'y 
étant partie, a fait la déclaration prévue à l'article 20. 
1)b)i). Lesdits pays admettent que le pays de l'Union 
considéré applique dans ses relations avec eux les dis-
positions de l'Acte le plus récent auquel il est partie. 

Article 28 

1) Tout différend entre deux ou plusieurs pays de 
l'Union concernant l'interprétation ou l'application de 
la présente Convention qui ne sera pas réglé par voie 
de négociation peut être porté par l'un quelconque des 
pays en cause devant la Cour internationale de Justice 
par voie de requête conforme au Statut de la Cour, à 
moins que les pays en cause ne conviennent d'un autre 
mode de règlement. Le Bureau international sera informé 
par le pays requérant du différend soumis à la Cour ;  il 
en donnera connaissance aux autres pays de l'Union. 

2) Tout pays peut, au moment où il signe le présent 
Acte ou dépose son instrument de ratification ou d'adhé-
sion, déclarer qu'il ne se considère pas lié par les dis-
positions de l'alinéa 1). En ce qui concerne tout différend 
entre un tel pays et tout autre pays de l'Union, les dis-
positions de l'alinéa 1) ne sont pas applicables. 

3) Tout pays qui a fait une déclaration conformément 
aux dispositions de l'alinéa 2) peut, à tout moment, la 
retirer par une notification adressée au Directeur général. 

(4) Das in diesem Artikel vorgesehene Kündigungs-
recht kann von einem Land nicht vor Ablauf von fünf 
Jahren nach dem Zeitpunkt ausgeübt werden, zu dem es 
Mitglied des Verbandes geworden ist. 

Artikel 27 

(1) Diese Fassung der Übereinkunft ersetzt in den 
Beziehungen zwischen den Ländern, auf die sie anwend-
bar ist, und in dem Umfang, in dem sie anwendbar ist, 
die Pariser Verbandsübereinkunft vom 20. März 1883 und 
die folgenden revidierten Fassungen dieser Übereinkunft. 

(2) a) Für die Länder, auf die diese Fassung der Über-
einkunft nicht oder nicht in ihrer Gesamtheit, 
jedoch die Lissaboner Fassung vom 31. Oktober 
1958 anwendbar ist, bleibt diese letztere in ihrer 
Gesamtheit oder in dem Umfang in Kraft, in 
dem sie nicht gemäß Absatz 1 durch diese Fas-
sung der Übereinkunft ersetzt wird. 

b) Ebenso bleibt für die Länder, auf die weder 
diese Fassung der Übereinkunft noch Teile von 
ihr, noch die Lissaboner Fassung anwendbar 
sind, die Londoner Fassung vom 2. Juni 1934 in 
ihrer Gesamtheit oder in dem Umfang in Kraft, 
in dem sie nicht gemäß Absatz 1 durch diese 
Fassung der Übereinkunft ersetzt wird. 

c) Ebenso bleibt für die Länder, auf die weder 
diese Fassung der Übereinkunft noch Teile von 
ihr, noch die Lissaboner Fassung, noch die Lon-
doner Fassung anwendbar sind, die Haager Fas-
sung vom 6. November 1925 in ihrer Gesamtheit 
oder in dem Umfang in Kraft, in dem sie nicht 
gemäß Absatz 1 durch diese Fassung der Über-
einkunft ersetzt wird. 

(3) Die verbandsfremden Länder, die Vertragspartei 
dieser Fassung der Übereinkunft werden, wenden sie im 
Verhältnis zu jedem Verbandsland an, das nicht Vertrags-
partei dieser Fassung oder das zwar Vertragspartei die-
ser Fassung ist, aber die in Artikel 20 Absatz i Buch-
stabe b Ziffer i vorgesehene Erklärung abgegeben hat. 
Diese Länder lassen es zu, daß ein solches Verbandsland 
in seinen Beziehungen zu ihnen die Bestimmungen der 
jüngsten Fassung der Übereinkunft, deren Vertragspartei 
es ist, anwendet. 

Artikel 28 

(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehreren Ver-
bandsländern über die Auslegung oder die Anwendung 
dieser Übereinkunft, die nicht auf dem Verhandlungsweg 
beigelegt wird, kann von jedem beteiligten Land durch 
eine Klage, die gemäß dem Statut des Internationalen 
Gerichtshofs zu erheben ist, vor den Internationalen 
Gerichtshof gebracht werden, sofern die beteiligten Län-
der nicht eine andere Regelung vereinbaren. Das Land, 
das die Streitigkeit vor den Internationalen Gerichtshof 
bringt, hat dies dem Internationalen Büro mitzuteilen; 
dieses setzt die anderen Verbandsländer davon in Kennt-
nis. 

(2) Jedes Land kann gleichzeitig mit der Unterzeich-
nung dieser Fassung der Übereinkunft oder mit der 
Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
erklären, daß es sich durch Absatz 1 nicht als gebunden 
betrachtet. Auf Streitigkeiten zwischen einem solchen 
Land und jedem anderen Verbandsland ist Absatz 1 nicht 
anwendbar. 

(3) Jedes Land, das eine Erklärung gemäß Absatz 2 
abgegeben hat, kann sie jederzeit durch eine an den 
Generaldirektor gerichtete Notifikation zurückziehen. 
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Article 29 

1) a) Le présent Acte est signé en un seul exemplaire 
en langue française et déposé auprès du Gou-
vernement de la Suède. 

b) Des textes officiels sont établis par le Directeur 
général, après consultation des Gouvernements 
intéressés, dans les langues allemande, anglaise, 
espagnole, italienne, portugaise et russe, et dans 
les autres langues que l'Assemblée pourra indi-
quer. 

c) En cas de contestation sur l'interprétation des 
divers textes, le texte français fait foi. 

2) Le présent Acte reste ouvert à la signature, à Stock-
holm, jusqu'au 13 janvier 1968. 

3) Le Directeur général transmet deux copies, certi-
fiées conformes par le Gouvernement de la Suède, du 
texte signé du présent Acte aux Gouvernements de tous 
les pays de l'Union et, sur demande, au Gouvernement 
de tout autre pays. 
4) Le Directeur général fait enregistrer le présent Acte 

auprès du Secrétariat de l'Organisation des Nations 
Unies. 
5) Le Directeur général notifie aux Gouvernements de 

tous les pays de l'Union les signatures, les dépôts d'ins-
truments de ratification ou d'adhésion et de déclarations 
comprises dans ces instruments ou faites en application 
de l'article 20.1)c), l'entrée en vigueur de toutes dispo-
sitions du présent Acte, les notifications de dénonciation 
et les notifications faites en application de l'article 24. 

Article 30 

1) Jusqu'à l'entrée en fonctions du premier Directeur 
général, les références, dans le présent Acte, au Bureau 
international de l'Organisation ou au Directeur général 
sont considérées comme se rapportant respectivement au 
Bureau de l'Union ou à son Directeur. 

2) Les pays de l'Union qui ne sont pas liés par les 
articles 13 à 17 peuvent, pendant cinq ans après l'entrée 
en vigueur de la Convention instituant l'Organisation, 
exercer, s'ils le désirent, les droits prévus par les arti-
cles 13 à 17 du présent Acte, comme s'ils étaient liés 
par ces articles. Tout pays qui désire exercer lesdits 
droits dépose à cette fin auprès du Directeur général 
une notification écrite qui prend effet à la date de sa 
réception. De tels pays sont réputés être membres de 
l'Assemblée jusqu'à l'expiration de ladite période. 

3) Aussi longtemps que tous les pays de l'Union ne 
sont pas devenus membres de l'Organisation, le Bureau 
international de l'Organisation agit également en tant 
que Bureau de l'Union, et le Directeur général en tant 
que Directeur de ce Bureau. 

4) Lorsque tous les pays de l'Union sont devenus 
membres de l'Organisation, les droits, obligations et 
biens du Bureau de l'Union sont dévolus au Bureau inter-
national de l'Organisation. 

EN FOI DE QUOI, les soussignés, dûment autorisés à 
cet effet, ont signé le présent Acte. 

FAIT à Stockholm, le 14 juillet 1967. 

Pour l'AFRIQUE DU SUD: 

Artikel 29 

(1) a) Diese Fassung der Übereinkunft wird in einer 
Urschrift in französischer Sprache unterzeichnet 
und bei der schwedischen Regierung hinterlegt. 

b) Amtliche Texte werden vom Generaldirektor 
nach Konsultierung der beteiligten Regierungen 
in deutscher, englischer, italienischer, portugie-
sischer, russischer und spanischer Sprache sowie 
in anderen Sprachen hergestellt, die die Ver-
sammlung bestimmen kann. 

c) Bei Streitigkeiten über die Auslegung der ver-
schiedenen Texte ist der französische Text maß-
gebend. 

(2) Diese Fassung der Übereinkunft liegt bis zum 
13. Januar 1968 in Stockholm zur Unterzeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei von der 
schwedischen Regierung beglaubigte Abschriften des 
unterzeichneten Textes dieser Fassung der Übereinkunft 
den Regierungen aller Verbandsländer und der Regierung 
jedes anderen Landes, die es verlangt. 
(4) Der Generaldirektor läßt diese Fassung der Über-

einkunft beim Sekretariat der Vereinten Nationen re-
gistrieren. 
(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen 

aller Verbandsländer die Unterzeichnungen, die Hinter-
legungen von Ratifikations- oder Beitrittsurkunden sowie 
die in diesen Urkunden enthaltenen oder gemäß Arti-
kel 20 Absatz 1 Buchstabe c abgegebenen Erklärungen, 
das Inkrafttreten aller Bestimmungen dieser Fassung der 
Übereinkunft, die Notifikationen von Kündigungen und 
die Notifikationen gemäß Artikel 24. 

Artikel 30 

(1) Bis zur Amtsübernahme durch den ersten General-
direktor gelten Bezugnahmen in dieser Fassung der Über-
einkunft auf das Internationale Büro der Organisation 
oder den Generaldirektor als Bezugnahmen auf das Büro 
des Verbandes oder seinen Direktor. 

(2) Verbandsländer, die nicht durch die Artikel 13 bis 
17 gebunden sind, können, wenn sie dies wünschen, wäh-
rend eines Zeitraums von fünf Jahren, gerechnet vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens zur 
Errichtung der Organisation an, die in den Artikeln 13 
bis 17 dieser Fassung der Übereinkunft vorgesehenen 
Rechte so ausüben, als wären sie durch diese Artikel 
gebunden. Jedes Land, das diese Rechte auszuüben 
wünscht, hinterlegt zu diesem Zweck beim General-
direktor eine schriftliche Notifikation, die im Zeitpunkt 
ihres Eingangs wirksam wird. Solche Länder gelten bis 
zum Ablauf der genannten Frist als Mitglied der Ver-
sammlung. 

(3) Solange nicht alle Verbandsländer Mitglied der 
Organisation geworden sind, handelt das Internationale 
Büro der Organisation zugleich als Büro des Verbandes 
und der Generaldirektor als Direktor dieses Büros. 

(4) Sobald alle Verbandsländer Mitglied der Organisa-
tion geworden sind, gehen die Rechte und Verpflichtun-
gen sowie das Vermögen des Büros des Verbandes auf 
das Internationale Büro der Organisation über. 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig be-
vollmächtigten Unterzeichneten diese Fassung der Über-
einkunft unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967. 

Für SÜDAFRIKA: 

T. Schoeman 
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Pour l'ALGÉRIE: 
(Avec la réserve prévue par l'alinéa 2 de l'article 28) 

Für ALGERIEN: 

(mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 
A. Hacene 

Pour l'ARGENTINE: 

Pour l'AUSTRALIE: 

Pour l'AUTRICHE: 

Für ARGENTINIEN: 

Für AUSTRALIEN: 

Für ÖSTERREICH: 
Gottfried H. Thale r 

Pour la BELGIQUE: Für BELGIEN: 

Bon F. Cogels 

Pour le BRESIL: 

Pour la BULGARIE: 

(Avec la réserve prévue par l'alinéa 2 de l'article 28) 

Für BRASILIEN: 

Für BULGARIEN: 
(mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 

V. Chivarov 

Pour le CAMEROUN: Für KAMERUN: 
Ekani 

Pour le CANADA: 

Pour CEYLAN: 

Pour CHYPRE: 

Pour le CONGO (BRAZZAVILLE): 

Pour la COTE D'IVOIRE: 

Für KANADA: 

Für CEYLON: 

Für ZYPERN: 

Für KONGO (BRAZZAVILLE): 

Für die ELFENBEINKÜSTE: 
Bile 

Pour CUBA: Für KUBA: 
A. M. González 

Pour le DAHOMEY: 

Pour le DANEMARK: 

Für DAHOME: 

Für DÄNEMARK: 
Julie Olsen 

Pour l'ESPAGNE: Für SPANIEN: 
J. F. Alcover 

Electo J. Garcia Tejedor 

Pour les ÉTATS-UNIS D'AMÉRIQUE: Für die VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA: 

Eugene M. Braderman 

Pour la FINLANDE: Für FINNLAND: 

Paul Gustafsson 

Pour la FRANCE: Für FRANKREICH: 

B. de Menthon 

Pour le GABON: Für GABUN: 

S. F. Oyoué 

Pour la GRECE:  Für GRIECHENLAND: 

J. A. Dracoulis 

Pour HAITI: 

Pour la HAUTE-VOLTA: 

Pour la HONGRIE: 

Für HAITI: 

Für OBERVOLTA: 

Für UNGARN: 

Esztergályos 
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Pour l'INDONÉSIE: 
(Avec la réserve prévue par l'alinéa 2 de l'article 28) 

Für INDONESIEN: 

(mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 
Ibrahim J a s i n 

Pour l'IRAN: Für IRAN: 
A. Daraï 

Pour l'IRLANDE: Für IRLAND: 

Valentin Iremonger 

Pour l'ISLANDE: Für ISLAND: 

Arni Tryggvason 

Pour ISRAEL: Für ISRAEL: 
Z. Sher 

G. Gavrieli 

Pour L'ITALIE: Für ITALIEN: 

Cippico 
Giorgio Ranzi 

Pour le JAPON: Für JAPAN: 
M. Takahashi 

C. Kawade 

Pour le KENYA: Für KENIA: 
M. K. Mwendwa 

Pour le LAOS: 

Pour le LIBAN: 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

Für LAOS: 

Für LIBANON: 

Für LIECHTENSTEIN: 
Marianne Marxer 

Pour le LUXEMBOURG: Für LUXEMBURG: 
J. P. Hoffmann 

Pour MADAGASCAR: Für MADAGASKAR: 
Ratovondriaka 

Pour le MALAWI: 

Pour le MAROC: 

Für MALAWI: 

Für MAROKKO: 
H'ssaine 

Pour la MAURITANIE: 

Pour le MEXIQUE: 

Pour MONACO: 

Für MAURETANIEN: 

Für MEXIKO: 

Für MONACO: 
J. M. Notari 

Pour le NIGER: Für NIGER: 
A. Wright 

Pour le NIGERIA: 

Pour la NORVÈGE: 

Für NIGERIA: 

Für NORWEGEN: 
Jens Evensen 

B. Stuevold Lassen  

Pour la NOUVELLE-ZÉLANDE: 

Pour L'OUGANDA: 

Pour les PAYS-BAS: 

Für NEUSEELAND: 

Für UGANDA: 

Für die NIEDERLANDE: 
Gerbrandy 

W. G. Belinfante 
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Pour les PHILIPPINES: Für die PHILIPPINEN: 
Lauro Baja 

Pour la POLOGNE: 
(Avec la réserve prévue par l'alinéa 2 de l'article 28) 

Für POLEN: 

(mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 

M. Kajzer 

Pour le PORTUGAL Für PORTUGAL: 
Adriano de Carvalho 

José de Oliveira Ascensão 
Ruy Alvaro Costa de Morais Serrão 

Pour la RÉPUBLIQUE ARABE UNIE: 

Pour la RÉPUBLIQUE CENTRAFRICAINE: 

Für die VEREINIGTE ARABISCHE REPUBLIK: 

Für die ZENTRALAFRIKANISCHE REPUBLIK: 
L. P. Gamba 

Pour la RÉPUBLIQUE DOMINICAINE: 

Pour la RÉPUBLIQUE FEDERALE D'ALLEMAGNE: 

Für die DOMONIKANISCHE REPUBLIK: 

Für die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Kurt Haertel 

Pour la RÉPUBLIQUE DU VIETNAM: 

Pour la ROUMANIE: 
(Avec la réserve prévue par l'alinéa 2 de l'article 28) 

Für die REPUBLIK VIETNAM: 

Für RUMÄNIEN: 

(mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 

C. Stanescu 
Marinete 

Pour le 
ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE 

ET D'IRLANDE DU NORD: 

Für das 
VEREINIGTE KÖNIGREICH VON GROSSBRITANNIEN 

UND NORDIRLAND: 

Gordon  Grant 
 William Wallace 

Pour SAINT-MARIN: 

Pour le SAINT-SIÈGE: 

Für SAN MARINO: 

Für den HEILIGEN STUHL: 
Gunnar Sterner 

Pour le  SENEGAL:  Für SENEGAL: 

A. Seck 

Pour la SUEDE:  Für SCHWEDEN: 

Herman Kling 
Ake v. Zweigbergk 

Pour la SUISSE: Für die SCHWEIZ: 

Hans Morf 
Joseph Voyame 

Pour la SYRIE: 

Pour la TANZANIE: 

Pour le TCHAD: 

Pour la TCHÉCOSLOVAQUIE: 

Pour la TRINITÉ ET TOBAGO: 

Pour la TUNISIE: 

Für SYRIEN: 

Für TANSANIA: 

Für TSCHAD: 

Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 

Für TRINIDAD UND TOBAGO: 

Für TUNESIEN: 

M. Kedadi 

Pour la TURQUIE: Für die TÜRKEI: 
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Pour L'UNION 
DES RÉPUBLIQUES SOCIALISTES SOVIÉTIQUES: 

(Avec la réserve prévue par l'alinéa 2 de l'article 28) 

Für die UNION 
DER SOZIALISTISCHEN SOWJETREPUBLIKEN: 

(mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 

Maltsev 

Pour L'URUGUAY: 

Pour la YOUGOSLAVIE: 

Für URUGUAY: 

Für JUGOSLAWIEN: 

A. Jelić  

Pour la ZAMBIE: Für SAMBIA: 
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Madrider Abkommen 
über die internationale Registrierung von Marken 

vom 14. April 1891 
revidiert in Brüssel am 14. Dezember 1900, 

in Washington am 2. Juni 1911, 
im Haag am 6. November 1925, 
in London am 2. Juni 1934, 
in Nizza am 15. Juni 1957 

und in Stockholm am 14. Juli 1967 

Arrangement de Madrid 
concernant l'enregistrement international des marques 

du 14 avril 1891 
revisé à Bruxelles le 14 décembre 1900, 

à Washington le 2 juin 1911, 
à La Haye le 6 novembre 1925, 

à Londres le 2 juin 1934, 
à Nice le 15 juin 1957 

et à Stockholm le 14 juillet 1967 

Article i 

1) Les pays auxquels s'applique le présent Arrange-
ment sont constitués à l'état d'Union particulière pour 
l'enregistrement international des marques. 

2) Les ressortissants de chacun des pays contractants 
pourront s'assurer, dans tous les autres pays parties au 
présent Arrangement, la protection de leurs marques 
applicables aux produits ou services enregistrés dans le 
pays d'origine, moyennant le dépôt desdites marques au 
Bureau international de la propriété intellectuelle (ci-
après dénommé « le Bureau international ») visé dans la 
Convention instituant l'Organisation Mondiale de la 
Propriété Intellectuelle (ci-après dénommée « l'Organisa-
tion »), fait par l'entremise de l'Administration dudit pays 
d'origine. 

3) Sera considéré comme pays d'origine le pays de 
l'Union particulière où le déposant a un établissement 
industriel ou commercial effectif et sérieux; s'il n'a pas 
un tel établissement dans un pays de l'Union particu-
lière, le pays de l'Union particulière où il a son domi-
cile ;  s'il n'a pas de domicile dans l'Union particulière, le 
pays de sa nationalité s'il est ressortissant d'un pays de 
l'Union particulière. 

Article 2 

Sont assimilés aux ressortissants des pays contractants 
les ressortissants des pays n'ayant pas adhéré au présent 
Arrangement qui, sur le territoire de l'Union particu-
lière constituée par ce dernier, satisfont aux conditions 
établies par l 'article 3 de la Convention de Paris pour 
la protection de la propriété industrielle. 

(Übersetzung) 

Artikel 1 

(i) Die Länder, auf die dieses Abkommen Anwendung 
findet, bilden einen besonderen Verband für die inter-
nationale Registrierung von Marken. 

(2) Die Angehörigen eines jeden der Vertragsländer 
können sich in allen übrigen Vertragsländern dieses 
Abkommens den Schutz ihrer im Ursprungsland für 
Waren oder Dienstleistungen eingetragenen Marken da-
durch sichern, daß sie diese Marken durch Vermittlung 
der Behörde des Ursprungslandes bei dem im Überein-
kommen zur Errichtung der Weltorganisation für geisti-
ges Eigentum (im folgenden als „die Organisation" be-
zeichnet) vorgesehenen Internationalen Büro für geistiges 
Eigentum (im folgenden als „das Internationale Büro" 
bezeichnet) hinterlegen. 

(3) Als Ursprungsland wird das Land des besonderen 
Verbandes angesehen, in dem der Hinterleger eine tat-
sächliche und nicht nur zum Schein bestehende gewerb-
liche oder Handelsniederlassung hat; wenn er eine solche 
Niederlassung in einem Land des besonderen Verbandes 
nicht hat, das Land des besonderen Verbandes, in dem 
er seinen Wohnsitz hat; wenn er keinen Wohnsitz inner-
halb des besonderen Verbandes hat, das Land seiner 
Staatsangehörigkeit, sofern er Angehöriger eines Landes 
des besonderen Verbandes ist. 

Artikel 2 

Den Angehörigen der Vertragsländer sind gleich-
gestellt die Angehörigen der diesem Abkommen nicht 
beigetretenen Länder, die im Gebiet des durch dieses 
Abkommen gebildeten besonderen Verbandes den durch 
Artikel 3 der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums festgesetzten Bedingungen 
genügen. 
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Article 3 

1) Toute demande d'enregistrement international devra 
être présentée sur le formulaire prescrit par le Règlement 
d'exécution; l'Administration du pays d'origine de la 
marque certifiera que les indications qui figurent sur 
cette demande correspondent à celles du registre natio-
nal et mentionnera les dates et les numéros du dépôt et 
de l'enregistrement de la marque au pays d'origine ainsi 
que la date de la demande d'enregistrement international. 

2) Le déposant devra indiquer les produits ou les ser-
vices pour lesquels la protection de la marque est re-
vendiquée, ainsi que, si possible, la ou les classes cor-
respondantes, d'après la classification établie par l'Ar-
rangement de Nice concernant la classification inter-
nationale des produits et services aux fins de l'enregistre-
ment des marques. Si le déposant ne donne pas cette 
indication, le Bureau international classera les produits 
ou les services dans les classes correspondantes de 
ladite classification. Le classement indiqué par le dépo-
sant sera soumis au contrôle du Bureau international, 
qui l'exercera en liaison avec l'Administration nationale. 
En cas de désaccord entre l'Administration nationale et 
le Bureau international, l'avis de ce dernier sera déter-
minant. 

3) Si le déposant revendique la couleur à titre d'élé-
ment distinctif de sa marque, il sera tenu: 

10 de le déclarer et d'accompagner son dépôt d'une men-
tion indiquant la couleur ou la combinaison de cou-
leurs revendiquée; 

2° de joindre à sa demande des exemplaires en couleur 
de ladite marque, qui seront annexés aux notifications 
faites par le Bureau international. Le nombre de ces 
exemplaires sera fixé par le Règlement d'exécution. 

4) Le Bureau international enregistrera immédiatement 
les marques déposées conformément à l'article ler. L'en-
registrement portera la date de la demande d'enregistre-
ment international au pays d'origine pourvu que la de-
mande ait été reçue par le Bureau international dans le 
délai de deux mois à compter de cette date. Si la de-
mande n'a pas été reçue dans ce délai, le Bureau inter-
national l'inscrira à la date à laquelle il l'a reçue. Le 
Bureau international notifiera cet enregistrement sans 
retard aux Administrations intéressées. Les marques 
enregistrées seront publiées dans une feuille périodique 
éditée par le Bureau international, au moyen des indi-
cations contenues dans la demande d'enregistrement. En 
ce qui concerne les marques comportant un élément 
figuratif ou un graphisme spécial, le Règlement d'exécu-
tion déterminera si un cliché doit être fourni par le dé-
posant. 

5) En vue de la publicité à donner dans les pays con-
tractants aux marques enregistrées, chaque Administra-
tion recevra du Bureau international un nombre d'exem-
plaires gratuits et un nombre d'exemplaires à prix réduit 
de la susdite publication proportionnels au nombre d'uni-
tés mentionnés à l'article 16. 4) a) de la Convention de 
Paris pour la protection de la propriété industrielle dans 
les conditions fixées par le Règlement d'exécution. Cette 
publicité sera considérée dans tous les pays contractants 
comme pleinement suffisante et aucune autre ne pourra 
être exigée du déposant. 

Article 3bis 

1) Chaque pays contractant peut, en tout temps, noti-
fier par écrit au Directeur général de l'Organisation (ci

-

après dénommé «  le  Directeur général ») que la protec- 

Artikel 3 

(1) Jedes Gesuch um internationale Registrierung ist 
auf dem von der Ausführungsordnung vorgeschriebenen 
Formular einzureichen; die Behörde des Ursprungslandes 
der Marke bescheinigt, daß die Angaben in diesem 
Gesuch denen des nationalen Registers entsprechen, und 
gibt die Daten und Nummern der Hinterlegung und der 
Eintragung der Marke im Ursprungsland sowie das Datum 
des Gesuchs um internationale Registrierung an. 

(2) Der Hinterleger hat die Waren oder Dienstleistun-
gen, für die der Schutz der Marke beansprucht wird, 
anzugeben sowie, wenn möglich, die Klasse oder die 
Klassen entsprechend der Klassifikation, die durch das 
Abkommen von Nizza über die Internationale Klassi-
fikation von Waren und Dienstleistungen für die Ein-
tragung von Marken festgelegt worden ist. Macht der 
Hinterleger diese Angabe nicht, so ordnet das Internatio-
nale Büro die Waren oder Dienstleistungen in die ent-
sprechenden Klassen der erwähnten Klassifikation ein. 
Die vom Hinterleger angegebene Einordnung unterliegt 
der Prüfung durch das Internationale Büro, das hierbei im 
Einvernehmen mit der nationalen Behörde vorgeht. Im 
Fall einer Meinungsverschiedenheit zwischen der natio-
nalen Behörde und dem Internationalen Büro ist die 
Ansicht des letzteren maßgebend. 

(3) Beansprucht der Hinterleger die Farbe als unter-
scheidendes Merkmal seiner Marke, so ist er verpflichtet: 

1. dies ausdrücklich zu erklären und seiner Hinterlegung 
einen Vermerk beizufügen, der die beanspruchte Farbe 
oder Farbenzusammenstellung angibt; 

2. seinem Gesuch farbige Darstellungen der Marke bei-
zulegen, die den Mitteilungen des Internationalen 
Büros beigefügt werden. Die Anzahl dieser Darstellun-
gen wird durch die Ausführungsordnung bestimmt. 

(4) Das Internationale Büro trägt die gemäß Artikel 1 
hinterlegten Marken sogleich in ein Register ein. Die 
Registrierung erhält das Datum des Gesuchs um inter-
nationale Registrierung im Ursprungsland, sofern das 
Gesuch beim Internationalen Büro innerhalb von zwei 
Monaten nach diesem Zeitpunkt eingegangen ist. Ist das 
Gesuch nicht innerhalb dieser Frist eingegangen, so 
trägt das Internationale Büro es mit dem Datum ein, an 
dem es bei ihm eingegangen ist. Das Internationale Büro 
zeigt diese Registrierung unverzüglich den beteiligten 
Behörden an. Die registrierten Marken werden in einem 
regelmäßig erscheinenden, vom Internationalen Büro her-
ausgegebenen Blatt unter Verwendung der in dem Re-
gistrierungsgesuch enthaltenen Angaben veröffentlicht. 
Hinsichtlich der Marken, die einen bildlichen Bestandteil 
oder eine besondere Schriftform enthalten, bestimmt die 
Ausführungsordnung, ob der Hinterleger einen Druck-
stock einzureichen hat. 

(5) Um die registrierten Marken in den Vertragslän-
dern zur allgemeinen Kenntnis zu bringen, erhält jede 
Behörde vom Internationalen Büro eine Anzahl von 
Stücken der genannten Veröffentlichung unentgeltlich 
sowie eine Anzahl von Stücken zu ermäßigtem Preis im 
Verhältnis zur Zahl der in Artikel 16 Absatz 4 Buch-
stabe a der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums genannten Einheiten und zu 
den von der Ausführungsordnung festgelegten Bedingun-
gen. Diese Bekanntgabe ist in allen Vertragsländern als 
vollkommen ausreichend anzusehen; eine weitere darf 
vom Hinterleger nicht gefordert werden. 

Artikel 3bis 

(1) Jedes Vertragsland kann jederzeit dem General-
direktor der Organisation (im folgenden als „der Gene-
raldirektor" bezeichnet) schriftlich notifizieren, daß sich 
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tion résultant de l'enregistrement international ne s'éten-
dra à ce pays que si le titulaire de la marque le demande 
expressément. 

2) Cette notification ne prendra effet que six mois 
après la date de la communication qui en sera faite par 
le Directeur général aux autres pays contractants. 

Article 3ter 

1) La demande d'extension à un pays ayant fait usage 
de la faculté ouverte par l'article 3bis  de la protection 
résultant de l'enregistrement international devra faire 
l'objet d'une mention spéciale dans la demande visée à 
l'article 3, alinéa 1). 

2) La demande d'extension territoriale formulée pos-
térieurement à l'enregistrement international devra être 
présentée par l'entremise de l'Administration du pays 
d'origine sur un formulaire prescrit par le Règlement 
d'exécution. Elle sera immédiatement enregistrée par le 
Bureau international qui la notifiera sans retard à la ou 
aux Administrations intéressées. Elle sera publiée dans la 
feuille périodique éditée par le Bureau international. 
Cette extension territoriale produira ses effets à partir 
de la date à laquelle elle aura été inscrite sur le Registre 
international; elle cessera d'être valable à l'échéance de 
l'enregistrement international de la marque à laquelle 
elle se rapporte. 

Article 4 

1) A partir de l'enregistrement ainsi fait au Bureau 
international selon les dispositions des articles 3 et 3ter, 
la protection de la marque dans chacun des pays contrac-
tants intéressés sera la même que si cette marque y avait 
été directement déposée. Le classement des produits ou 
des services prévu à l'article 3 ne lie pas les pays con-
tractants quant à l'appréciation de l'étendue de la pro-
tection de la marque. 

2) Toute marque qui a été l'objet d'un enregistrement 
international jouira du droit de priorité établi par l'ar-
ticle 4 de la Convention de Paris pour la protection de 
la propriété industrielle sans qu'il soit nécessaire d'ac-
complir les formalités prévues dans la lettre D de cet 
article. 

Article Obis 

1) Lorsqu'une marque, déjà déposée dans un ou plu-
sieurs des pays contractants, a été postérieurement enre-
gistrée par le Bureau international au nom du même titu-
laire ou de son ayant cause, l'enregistrement internatio-
nal sera considéré comme substituté aux enregistre-
ments nationaux antérieurs, sans préjudice des droits 
acquis par le fait de ces derniers. 

2) L'Administration nationale est, sur demande, tenue 
de prendre acte, dans ses registres, de l'enregistrement 
international. 

Article 5 

1) Dans les pays où leur législation les y autorise, les 
Administrations auxquelles le Bureau international noti-
fiera l'enregistrement d'une marque, ou la demande 
d'extension de protection formulée conformément à l'ar-
ticle 3ter,  auront la faculté de déclarer que la protection 
ne peut être accordée à cette marque sur leur territoire. 
Un tel refus ne pourra être opposé que dans les condi-
tions qui s'appliqueraient, en vertu de la Convention de 
Paris pour la protection de la propriété industrielle, à 
une marque déposée à l'enregistrement national. Toute-
fois, la protection ne pourra être refusée, même partielle-
ment, pour le seul motif que la législation nationale 
n'autoriserait l'enregistrement que dans un nombre limité  

der Schutz aus der internationalen Registrierung auf 
dieses Land nur dann erstreckt, wenn der Inhaber der 
Marke es ausdrücklich beantragt. 

(2) Diese Notifikation wird erst sechs Monate nach 
dem Zeitpunkt ihrer Mitteilung durch den Generaldirektor 
an die anderen Vertragsländer wirksam. 

Artikel 3ter 

(1) Das Gesuch um Ausdehnung des Schutzes aus der 
internationalen Registrierung auf ein Land, das von der 
durch Artikel 3bis  geschaffenen Befugnis Gebrauch ge-
macht hat, ist in dem in Artikel 3 Absatz 1 vorgesehenen 
Gesuch besonders zu erwähnen. 

(2) Das erst nach der internationalen Registrierung 
gestellte Gesuch um Ausdehnung des Schutzes ist durch 
Vermittlung der Behörde des Ursprungslandes auf einem 
von der Ausführungsordnung vorgeschriebenen Formular 
einzureichen. Das Internationale Büro trägt es sogleich 
in das Register ein und teilt es unverzüglich der oder den 
beteiligten Behörden mit. Das Gesuch wird in dem regel-
mäßig erscheinenden, vom Internationalen Büro heraus-
gegebenen Blatt veröffentlicht. Diese Ausdehnung des 
Schutzes wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem sie im 
internationalen Register eingetragen wird; sie verliert 
ihre Wirkung mit dem Erlöschen der internationalen 
Registrierung der Marke, auf die sie sich bezieht. 

Artikel 4 

(1) Vom Zeitpunkt der im Internationalen Büro nach 
den Bestimmungen der Artikel 3 und 3ter  vollzogenen 
Registrierung an ist die Marke in jedem der beteiligten 
Vertragsländer ebenso geschützt, wie wenn sie dort 
unmittelbar hinterlegt worden wäre. Die in Artikel 3 vor-
gesehene Einordnung der Waren oder Dienstleistungen 
bindet die Vertragsländer nicht hinsichtlich der Beurtei-
lung des Schutzumfangs der Marke. 

(2) Jede Marke, die Gegenstand einer internationalen 
Registrierung gewesen ist, genießt das durch Artikel 4 
der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des ge-
werblichen Eigentums festgelegte Prioritätsrecht, ohne 
daß es erforderlich ist, die unter Buchstabe D jenes Arti-
kels vorgesehenen Förmlichkeiten zu erfüllen. 

Artikel 4bis 

(1) Ist eine in einem oder mehreren der Vertragsländer 
bereits hinterlegte Marke später vom Internationalen 
Büro auf den Namen desselben Inhabers oder seines 
Rechtsnachfolgers registriert worden, so ist die internatio-
nale Registrierung als an die Stelle der früheren natio-
nalen Eintragungen getreten anzusehen, unbeschadet der 
durch die letzteren erworbenen Rechte. 

(2) Die nationale Behörde hat auf Antrag die inter-
nationale Registrierung in ihren Registern zu vermerken. 

Artikel 5 

(1) Die Behörden, denen das Internationale Büro die 
Registrierung einer Marke oder das gemäß Artikel 3ter 

gestellte Gesuch um Ausdehnung des Schutzes mitteilt, 
sind in den Ländern, deren Rechtsvorschriften sie dazu 
ermächtigen, zu der Erklärung befugt, daß dieser Marke 
der Schutz in ihrem Hoheitsgebiet nicht gewährt werden 
kann. Eine solche Schutzverweigerung ist jedoch nur 
unter den Bedingungen zulässig, die nach der Pariser 
Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen 
Eigentums auf eine zur nationalen Eintragung hinterlegte 
Marke anwendbar wären. Der Schutz darf jedoch weder 
ganz noch teilweise allein deshalb verweigert werden, 
weil die innerstaatlichen Rechtsvorschriften die Eintra- 
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de classes ou pour un nombre limité de produits ou de 
services. 

2) Les Administrations qui voudront exercer cette 
faculté devront notifier leur refus avec indication de tous 
les motifs, au Bureau international, dans le délai prévu 
par leur loi nationale et, au plus tard, avant la fin d'une 
année comptée à partir de l'enregistrement international 
de la marque ou de la demande d'extension de protection 
formulée conformément à l'article 3ter. 

3) Le Bureau international transmettra sans retard à 
l'Administration du pays d'origine et au titulaire de la 
marque ou à son mandataire, si celui-ci a été indiqué au 
Bureau par ladite Administration, un des exemplaires de 
la déclaration de refus ainsi notifiée. L'intéressé aura les 
mêmes moyens de recours que si la marque avait été par 
lui directement déposée dans le pays où la protection est 
refusée. 

4) Les motifs- de refus d'une marque devront être com-
muniqués par le Bureau international aux intéressés qui 
lui en feront la demande. 

5) Les Administrations qui, dans délai maximum sus

-

indiqué d'un an, n'auront communiqué au sujet d'un 
enregistrement de marque ou d'une demande d'extension 
de protection aucune décision de refus provisoire ou 
définitif au Bureau international, perdront le bénéfice de 
la faculté prévue à l'alinéa 1) du présent article concer-
nant la marque en cause. 

6) L'invalidation d'une marque internationale ne 
pourra être prononcée par les autorités compétentes sans 
que le titulaire de la marque ait été mis en mesure de 
faire valoir ses droits en temps utile. Elle sera notifiée au 
Bureau international. 

Article 5bis 

Les pièces justificatives de la légitimité d'usage de cer-
tains éléments contenus dans les marques, tels que 
armoiries, écussons, portraits, distinctions honorifiques, 
titres, noms commerciaux ou noms de personnes autres 
que celui du déposant, ou autres inscriptions analogues, 
qui pourraient être réclamées par les Administrations des 
pays contractants, seront dispensées de toute légalisa-
tion, ainsi que de toute certification autre que celle de 
l'Administration du pays d'origine. 

Article 5ter 

1) Le Bureau international délivrera à toute personne 
qui en fera la demande, moyennant une taxe fixée par le 
Règlement d'exécution, une copie des mentions inscrites 
dans le Registre relativement à une marque déterminée. 

2) Le Bureau international pourra aussi, contre rému-
nération, se charger de faire des recherches d'antériorité 
parmi les marques internationales. 

3) Les extraits du Registre international demandés en 
vue de leur production dans un des pays contractants 
seront dispensés de toute légalisation. 

Article 6 

1) L'enregistrement d'une marque au Bureau inter-
national est effectué pour vingt ans, avec possibilité de 
renouvellement dans les conditions fixées à l'article 7. 

2) A l'expiration d'un délai de cinq ans à dater de 
l'enregistrement international, celui-ci devient indépen-
dant de la marque nationale préalablement enregistrée au 
pays d'origine, sous réserve des dispositions suivantes.  

gung nur für eine beschränkte Anzahl von Klassen oder 
für eine beschränkte Anzahl von Waren oder Dienst-
leistungen zulassen. 

(2) Die Behörden, die von dieser Befugnis Gebrauch 
machen wollen, haben ihre Schutzverweigerung unter 
Angabe aller Gründe dem Internationalen Büro innerhalb 
der von ihrem Landesgesetz vorgesehenen Frist, späte-
stens aber vor Ablauf eines Jahres nach der internatio-
nalen Registrierung der Marke oder nach dem gemäß 
Artikel 3ter  gestellten Gesuch um Ausdehnung des 
Schutzes, mitzuteilen. 

(3) Das Internationale Büro übermittelt unverzüglich 
eines der Stücke der in dieser Weise mitgeteilten Schutz-
verweigerungserklärung der Behörde des Ursprungs-
landes und dem Inhaber der Marke oder seinem Vertre-
ter, falls dieser dem Büro von der genannten Behörde 
angegeben worden ist. Der Beteiligte hat dieselben 
Rechtsmittel, wie wenn er die Marke unmittelbar in dem 
Land hinterlegt hätte, in dem der Schutz verweigert wird. 

4) Das Internationale Büro hat den Beteiligten auf An-
trag die Gründe der Schutzverweigerung mitzuteilen. 

(5) Die Behörden, die innerhalb der genannten Höchst-
frist von einem Jahr dem Internationalen Büro hinsicht-
lich der Registrierung einer Marke oder eines Gesuchs 
um Ausdehnung des Schutzes keine vorläufige oder end-
gültige Schutzverweigerung mitgeteilt haben, verlieren 
hinsichtlich der betreffenden Marke die Vergünstigung 
der in Absatz 1 vorgesehenen Befugnis. 

(6) Die zuständigen Behörden dürfen eine internatio-
nale Marke nicht für ungültig erklären, ohne dem In-
haber der Marke Gelegenheit gegeben zu haben, seine 
Rechte rechtzeitig geltend zu machen. Die Ungültig-
erklärung ist dem Internationalen Büro mitzuteilen. 

Artikel 5bis 

Die Belege für die Rechtmäßigkeit des Gebrauchs ge-
wisser Markenbestandteile — wie Wappen, Wappen-
schilde, Bildnisse, Auszeichnungen, Titel, Handels- oder 
Personennamen, die anders lauten als der des Hinter-
legers, oder andere Inschriften ähnlicher Art —, die von 
den Behörden der Vertragsländer etwa angefordert wer-
den, sind von jeder Beglaubigung sowie von jeder 
anderen Bestätigung als der der Behörde des Ursprungs-
landes befreit. 

Artikel 5ter 

(1) Das Internationale Büro übermittelt auf Antrag 
jedermann gegen eine durch die Ausführungsordnung 
festgesetzte Gebühr eine Abschrift der im Register ein-
getragenen Angaben über eine bestimmte Marke. 

(2) Das Internationale Büro kann gegen Entgelt auch 
Nachforschungen nach älteren Registrierungen internatio-
naler Marken übernehmen. 

(3) Die zur Vorlage in einem der Vertragsländer be-
antragten Auszüge aus dem internationalen Register sind 
von jeder Beglaubigung befreit. 

Artikel 6 

(1) Die Registrierung einer Marke beim Internationalen 
Büro erfolgt für zwanzig Jahre mit der Möglichkeit der 
Erneuerung unter den in Artikel 7 festgesetzten Bedin-
gungen. 

(2) Mit dem Ablauf einer Frist von fünf Jahren vom 
Zeitpunkt der internationalen Registrierung an wird 
diese, vorbehaltlich der folgenden Bestimmungen, von 
der vorher im Ursprungsland eingetragenen nationalen 
Marke unabhängig. 
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3) La protection résultant de l'enregistrement inter-
national, ayant ou non fait l'objet d'une transmission, ne 
pourra plus être invoquée en tout ou partie lorsque, dans 
les cinq ans de la date de l'enregistrement international, 
la marque nationale, préalablement enregistrée au pays 
d'origine selon l'article ler, ne jouira plus en tout ou 
partie de la protection légale dans ce pays. Il en sera de 
même lorsque cette protection légale aura cessé ultérieu-
rement par suite d'une action introduite avant l'expira-
tion du délai de cinq ans. 

4) En cas de radiation volontaire ou d'office, l'Admi-
nistration du pays d'origine demandera la radiation de la 
marque au Bureau international, lequel procédera à cette 
opération. En cas d'action judiciaire, l'Administration sus-
dite communiquera au Bureau international, d'office ou 
à la requête du demandeur, copie de l'acte d'introduction 
de l'instance ou de tout autre document justifiant cette 
introduction, ainsi que du jugement définitif ;  le Bureau 
en fera mention au Registre international. 

Article 7 

1) L'enregistrement pourra toujours être renouvelé 
pour une période de vingt ans, à compter de l'expiration 
de la période précédente, par le simple versement de 
l'émolument de base et, le cas échéant, des émoluments 
supplémentaires et des compléments d'émoluments pré-
vus par l'article 8, alinéa 2). 

2) Le renouvellement ne pourra comporter aucune 
modification par rapport au précédent enregistrement en 
son dernier état. 

3) Le premier renouvellement effectué conformément 
aux dispositions de l'Acte de Nice du 15 juin 1957 ou du 
présent Acte devra comporter l'indication des classes de 
la classification internationale auxquelles se rapporte 
l'enregistrement. 

4) Six mois avant l'expiration du terme de protection, 
le Bureau international rappellera au titulaire de la mar-
que et à son mandataire, par l'envoi d'un avis officieux, 
la date exacte de cette expiration. 

5) Moyennnant le versement d'une surtaxe fixée par 
le Règlement d'exécution, un délai de grâce de six mois 
sera accordé pour le renouvellement de l'enregistrement 
international. 

Article 8 

1) L'Administration du pays d'origine aura la faculté 
de fixer à son gré et de percevoir à son profit une taxe 
nationale qu'elle réclamera du titulaire de la marque 
dont l'enregistrement international ou le renouvellement 
est demandé. 

2) L'enregistrement d'une marque au Bureau interna-
tional sera soumis au règlement préalable d'un émolu-
ment international qui comprendra: 

a) un émolument de base; 

b) un émolument supplémentaire pour toute classe de la 
classification internationale en sus de la troisième 
dans laquelle seront rangés les produits ou services 
auxquels s'applique la marque ;  

c) un complément d'émolument pour toute demande 
d'extension de protection conformément à l'article 3ter. 

3) Toutefois, l'émolument supplémentaire spécifié à 
l'alinéa 2), lettre b), pourra être réglé dans un délai à 
fixer par le Règlement d'exécution, si le nombre des clas- 

(3) Der durch die internationale Registrierung erlangte 
Schutz, gleichgültig ob die Registrierung Gegenstand 
einer Übertragung gewesen ist oder nicht, kann, ganz 
oder teilweise, nicht mehr in Anspruch genommen wer-
den, wenn innerhalb von fünf Jahren vom Zeitpunkt 
der internationalen Registrierung an die vorher im 
Ursprungsland im Sinn des Artikels 1 eingetragene natio-
nale Marke in diesem Land den gesetzlichen Schutz 
ganz oder teilweise nicht mehr genießt. Das gleiche gilt, 
wenn dieser gesetzliche Schutz später infolge einer vor 
Ablauf der Frist von fünf Jahren erhobenen Klage er-
lischt. 

(4) Wird die Marke freiwillig oder von Amts wegen 
gelöscht, so ersucht die Behörde des Ursprungslandes 
das Internationale Büro um die Löschung der Marke, 
das daraufhin die Löschung vornimmt. Im Fall eines 
gerichtlichen Verfahrens übermittelt die genannte Be-
hörde von Amts wegen oder auf Verlangen des Klägers 
dem Internationalen Büro eine Abschrift der Klageschrift 
oder einer anderen die Klageerhebung nachweisenden 
Urkunde, ebenso eine Abschrift des rechtskräftigen 
Urteils; das Büro vermerkt dies im internationalen Re-
gister. 

Artikel 7 

(1) Die Registrierung kann immer wieder für einen 
Zeitabschnitt von zwanzig Jahren, gerechnet vom Ablauf 
des vorhergehenden Zeitabschnitts an, durch einfache 
Zahlung der in Artikel 8 Absatz 2 vorgesehenen Grund-
gebühr und gegebenenfalls der Zusatz- und Ergänzungs-
gebühren erneuert werden. 

(2) Die Erneuerung darf gegenüber dem letzten Stand 
der vorhergehenden Registrierung keine Änderung ent-
halten. 

(3) Bei der ersten nach den Bestimmungen der Nizzaer 
Fassung vom 15. Juni 1957 oder dieser Fassung des Ab-
kommens vorgenommenen Erneuerung sind die Klassen 
der internationalen Klassifikation anzugeben, auf die sich 
die Registrierung bezieht. 

(4) Sechs Monate vor Ablauf der Schutzfrist erinnert 
das Internationale Büro den Inhaber der Marke und 
seinen Vertreter durch Zusendung einer offiziösen Mit-
teilung an den genauen Zeitpunkt dieses Ablaufs. 

(5) Gegen Zahlung einer von der Ausführungsordnung 
festgesetzten Zuschlagsgebühr wird eine Nachfrist von 
sechs Monaten für die Erneuerung der internationalen 
Registrierung gewährt. 

Artikel 8 

(1) Die Behörde des Ursprungslandes ist befugt, nach 
ihrem Ermessen eine nationale Gebühr festzusetzen und 
zu ihren Gunsten vom Inhaber der Marke, deren inter-
nationale Registrierung oder Erneuerung beantragt wird, 
zu erheben. 

(2) Vor der Registrierung einer Marke beim Internatio-
nalen Büro ist eine internationale Gebühr zu entrichten, 
die sich zusammensetzt aus: 

a) einer Grundgebühr; 

b) einer Zusatzgebühr für jede die dritte Klasse über-
steigende Klasse der internationalen Klassifikation, 
in welche die Waren oder Dienstleistungen eingeord-
net werden, auf die sich die Marke bezieht; 

c) einer Ergänzungsgebühr für jedes Gesuch um Aus-
dehnung des Schutzes gemäß Artikel 3ter. 

(3) Die in Absatz 2 Buchstabe b geregelte Zusatzgebühr 
kann jedoch, ohne daß sich dies auf den Zeitpunkt der 
Registrierung auswirkt, innerhalb einer von der Aus- 
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ses de produits ou services a été fixé ou contesté par le 
Bureau international et sans qu'il soit porté préjudice à 
la date de l'enregistrement. Si, à l'expiration du délai 
susdit, l'émolument supplémentaire n'a pas été payé ou 
si la liste des produits ou services n'a pas été réduite 
par le déposant dans la mesure nécessaire, la demande 
d'enregistrement international sera considérée comme 
abandonnée. 

4) Le produit annuel des diverses recettes de l'enre-
gistrement international, à l'exception de celles prévues 
sous b) et c) de l'alinéa 2), sera réparti par parts égales 
entre les pays parties au présent Acte par les soins du 
Bureau international, après déduction des frais et char-
ges nécessités par l'exécution dudit Acte. Si, au moment 
de l'entrée en vigueur du présent Acte, un pays ne l'a 
pas encore ratifié ou n'y a pas encore adhéré, il aura 
droit, jusqu'à la date d'effet de sa ratification ou de son 
adhésion, à une répartition de l'excédent de recettes cal-
culé sur la base de l'Acte antérieur qui lui est applicable. 

5) Les sommes provenant des émoluments supplémen-
taires visés à l'alinéa 2), lettre b), seront réparties à 
l'expiration de chaque année entre les pays parties au 
présent Acte ou à l'Acte de Nice du 15 juin 1957 propor-
tionnellement au nombre de marques pour lesquelles la 
protection aura été demandée dans chacun d'eux durant 
l'année écoulée, ce nombre étant affecté, en ce qui con-
cerne les pays à examen préalable, d'un coefficient qui 
sera déterminé par le Règlement d'exécution. Si, au mo-
ment de l'entrée en vigueur du présent Acte, un pays ne 
l'a pas encore ratifié ou n'y a pas encore adhéré, il aura 
droit, jusqu'à la date d'effet de sa ratification ou de son 
adhésion à une répartition des sommes calculées sur la 
base de l'Acte de Nice. 

6) Les sommes provenant des compléments d'émolu-
ments visés à l'alinéa 2), lettre c), seront réparties selon 
les règles de l'alinéa 5) entre les pays ayant fait usage 
de la faculté prévue à l'article 3bis.  Si, au moment de 
l'entrée en vigueur du présent Acte, un pays ne l'a pas 
encore ratifié ou n'y a pas encore adhéré, il aura droit, 
jusqu'à la date d'effet de sa ratification ou de son adhé-
sion, à une répartition des sommes calculées sur la base 
de l'Acte de Nice. 

Article 8bis 

Le titulaire de l'enregistrement international peut tou-
jours renoncer à la protection dans un ou plusieurs des 
pays contractants, au moyen d'une déclaration remise à 
l'Administration de son pays, pour être communiquée au 
Bureau international, qui la notifiera aux pays que cette 
renonciation concerne. Celle-ci n'est soumise à aucune 
taxe. 

Article 9 

1) L'Administration du pays du titulaire notifiera égale-
ment au Bureau international les annulations, radiations, 
renonciations, transmissions et autres changements appor-
tés à l'inscription de la marque dans le registre national, 
si ces changements affectent aussi l'enregistrement inter-
national. 

2) Le Bureau inscrira ces changements dans le Registre 
international, les notifiera à son tour aux Administrations 
des pays contractants et les publiera dans son journal. 

führungsordnung festzusetzenden Frist entrichtet werden, 
wenn die Zahl der Klassen der Waren oder Dienstleistun-
gen vom Internationalen Büro festgesetzt oder bestritten 
worden ist. Ist bei Ablauf der genannten Frist die Zusatz-
gebühr nicht entrichtet oder das Verzeichnis der Waren 
oder Dienstleistungen vom Hinterleger nicht in dem er-
forderlichen Ausmaß eingeschränkt worden, so gilt das 
Gesuch um internationale Registrierung als zurück-
genommen. 

(4) Der jährliche Gesamtbetrag der verschiedenen Ein-
nahmen aus der internationalen Registrierung wird mit 
Ausnahme der in Absatz 2 Buchstaben b und c vor-
gesehenen Einnahmen nach Abzug der durch die Aus-
führung dieser Fassung des Abkommens verursachten 
Kosten und Aufwendungen vom Internationalen Büro zu 
gleichen Teilen unter die Vertragsländer dieser Fassung 
des Abkommens verteilt. Wenn ein Land im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Fassung des Abkommens diese 
noch nicht ratifiziert hat oder ihr noch nicht beigetreten 
ist, hat es bis zu dem Zeitpunkt, zu dem seine Ratifi-
kation oder sein Beitritt wirksam wird, Anspruch auf 
eine Verteilung des Einnahmenüberschusses, der auf der 
Grundlage der früheren Fassung des Abkommens, die für 
das Land gilt, errechnet wird. 

(5) Die sich aus den Zusatzgebühren gemäß Absatz 2 
Buchstabe b ergebenden Beträge werden nach Ablauf 
jedes Jahres unter die Vertragsländer dieser Fassung 
des Abkommens oder der Nizzaer Fassung vom 15. Juni 
1957 im Verhältnis zur Zahl der Marken verteilt, für die 
während des abgelaufenen Jahres in jedem dieser Länder 
der Schutz beantragt worden ist; soweit es sich um 
Länder mit Vorprüfung handelt, wird diese Zahl mit 
einem Koeffizienten vervielfacht, der in der Ausführungs-
ordnung festgesetzt wird. Wenn ein Land im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Fassung des Abkommens diese 
noch nicht ratifiziert hat oder ihr noch nicht beigetreten 
ist, hat es bis zu dem Zeitpunkt, zu dem seine Ratifi-
kation oder sein Beitritt wirksam wird, Anspruch auf 
eine Verteilung der auf der Grundlage der Nizzaer Fas-
sung errechneten Beträge. 

(6) Die sich aus den Ergänzungsgebühren gemäß Ab-
satz 2 Buchstabe c ergebenden Beträge werden nach den 
Regeln des Absatzes 5 unter die Länder verteilt, die von 
der in Artikel 3bis  vorgesehenen Befugnis Gebrauch ge-
macht haben. Wenn ein Land im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Fassung des Abkommens diese noch nicht 
ratifiziert hat oder ihr noch nicht beigetreten ist, hat es 
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem seine Ratifikation oder 
sein Beitritt wirksam wird, Anspruch auf eine Verteilung 
der auf der Grundlage der Nizzaer Fassung errechneten 
Beträge. 

Artikel 8bis 

Der Inhaber der internationalen Registrierung kann 
jederzeit durch eine an die Behörde seines Landes ge-
richtete Erklärung auf den Schutz in einem oder in 
mehreren der Vertragsländer verzichten; die Erklärung 
wird dem Internationalen Büro mitgeteilt und von diesem 
den Ländern, auf die sich der Verzicht bezieht, zur Kennt-
nis gebracht. Der Verzicht ist gebührenfrei. 

Artikel 

(1) Ebenso teilt die Behörde des Landes des Inhabers 
dem Internationalen Büro die bei der eingetragenen 
Marke im nationalen Register vermerkten Nichtigkeits-
erklärungen, Löschungen, Verzichte, Übertragungen und 
anderen Änderungen mit, wenn diese Änderungen auch 
die internationale Registrierung berühren. 

(2) Das Büro trägt diese Änderungen in das inter-
nationale Register ein, teilt sie seinerseits den Behörden 
der Vertragsländer mit und veröffentlicht sie in seinem 
Blatt. 
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3) On procédera de même lorsque le titulaire de l'enre-
gistrement international demandera à réduire la liste des 
produits ou services auxquels il s'applique. 

4) Ces opérations peuvent être soumises à une taxe 
qui sera fixée par le Règlement d'exécution. 

5) L'addition ultérieure d'un nouveau produit ou ser-
vice à la liste ne peut être obtenue que par un nouveau 
dépôt effectué conformément aux prescriptions de l'ar-
ticle 3. 

6) A l'addition est assimilée la substitution d'un pro-
duit ou service à un autre. 

Article 9bis 

1) Lorsqu'une marque inscrite dans le Registre inter-
national sera transmise à une personne établie dans un 
pays contractant autre que le pays du titulaire de l'enre-
gistrement international, la transmission sera notifiée au 
Bureau international par l'Administration de ce même 
pays. Le Bureau international enregistrera la transmis-
sion, la notifiera aux autres Administrations et la pu-
bliera dans son journal. Si la transmission a été effectuée 
avant l'expiration du délai de cinq ans à compter de 
l'enregistrement international, le Bureau international de-
mandera l'assentiment de l'Administration du pays du 
nouveau titulaire et publiera, si possible, la date et le 
numéro d'enregistrement de la marque dans le pays du 
nouveau titulaire. 

2) Nulle transmission de marque inscrite dans le 
Registre international faite au profit d'une personne non 
admise à déposer une marque internationale ne sera 
enregistrée. 

3) Lorsqu'une transmission n'aura pu être inscrite dans 
le Registre international, soit par suite du refus d'assenti-
ment du pays du nouveau titulaire, soit parce qu'elle a 
été faite au profit d'une personne non admise à demander 
un enregistrement international, l'Administration du pays 
de l'ancien titulaire aura le droit de demander au Bureau 
international de procéder à la radiation de la marque sur 
son Registre. 

Article 9ter 

1) Si la cession d'une marque internationale pour une 
partie seulement des produits ou services enregistrés est 
notifiée au Bureau international, celui-ci l'inscrira dans 
son Registre. Chacun des pays contractants aura la fa-
culté de ne pas admettre la validité de cette cession si 
les produits ou services compris dans la partie ainsi 
cédée sont similaires à ceux pour lesquels la marque 
reste enregistrée au profit du cédant. 

2) Le Bureau international inscrira également une ces-
sion de la marque internationale pour un ou plusieurs 
des pays contractants seulement. 

3) Si, dans les cas précédents, il intervient un change-
ment du pays du titulaire, l'Administration à laquelle res-
sortit le nouveau titulaire devra, si la marque internatio-
nale a été transmise avant l'expiration du délai de cinq 
ans à compter de l'enregistrement international, donner 
l'assentiment requis conformément à l'article 9bis, 

4) Les dispositions des alinéas précédents ne sont ap-
plicables que sous la réserve de l'article 6quater  de la 
Convention de Paris pour la protection de la propriété 
industrielle. 

(3) Ebenso wird verfahren, wenn der Inhaber der 
internationalen Registrierung beantragt, das Verzeichnis 
der Waren oder Dienstleistungen einzuschränken, auf die 
sich die Registrierung bezieht. 

(4) Für diese Amtshandlungen kann eine Gebühr er-
hoben werden, die durch die Ausführungsordnung fest-
gesetzt wird. 

(5) Die nachträgliche Erweiterung des Verzeichnisses 
um eine neue Ware oder Dienstleistung kann nur durch 
eine neue Hinterlegung nach den Bestimmungen des 
Artikels 3 vorgenommen werden. 

(6) Der Erweiterung steht der Austausch einer Ware 
oder Dienstleistung durch eine andere gleich. 

Artikel 9bis 

(1) Wird eine im internationalen Register eingetragene 
Marke auf eine Person übertragen, die in einem anderen 
Vertragsland als dem Land des Inhabers der internatio-
nalen Registrierung ansässig ist, so ist die Übertragung 
durch die Behörde dieses Landes dem -Internationalen 
Büro mitzuteilen. Das Internationale Büro trägt die Über-
tragung in das Register ein, teilt sie den anderen Behör-
den mit und veröffentlicht sie in seinem Blatt. Wird die 
Übertragung vor Ablauf der Frist von fünf Jahren seit 
der internationalen Registrierung vorgenommen, so holt 
das Internationale Büro die Zustimmung der Behörde 
des Landes des neuen Inhabers ein und veröffentlicht, 
wenn möglich, das Datum und die Nummer der Registrie-
rung der Marke in dem Land des neuen Inhabers. 

(2) Die Übertragung einer im internationalen Register 
eingetragenen Marke auf eine Person, die zur Hinter-
legung einer internationalen Marke nicht berechtigt ist, 
wird im Register nicht eingetragen. 

(3) Konnte eine Übertragung im internationalen Re-
gister nicht eingetragen werden, weil das Land des neuen 
Inhabers seine Zustimmung versagt hat oder weil die 
Übertragung zugunsten einer Person vorgenommen wor-
den ist, die zur Einreichung eines Gesuchs um internatio-
nale Registrierung nicht berechtigt ist, so hat die Behörde 
des Landes des früheren Inhabers das Recht, vom Inter-
nationalen Büro die Löschung der Marke in dessen Re-
gister zu verlangen. 

Artikel 9ter 

(1) Wird die Übertragung einer internationalen Marke 
nur für einen Teil der eingetragenen Waren oder Dienst-
leistungen dem Internationalen Büro mitgeteilt, so trägt 
dieses die Übertragung in sein Register ein. Jedes der 
Vertragsländer ist befugt, die Gültigkeit dieser Über-
tragung nicht anzuerkennen, wenn die- Waren oder 
Dienstleistungen des auf diese Weise übertragenen Teils 
mit denen gleichartig sind, für welche die Marke zugun-
sten des Übertragenden eingetragen bleibt. 

(2) Das Internationale Büro trägt auch Übertragungen 
der internationalen Marke ein, die sich nur auf eines oder 
auf mehrere der Vertragsländer beziehen. 

(3) Tritt in den vorgenannten Fällen ein Wechsel des 
Landes des Inhabers ein, so hat die für den neuen 
Inhaber zuständige Behörde die nach Artikel 9bis erfor-
derliche Zustimmung zu erteilen, wenn die internationale 
Marke vor Ablauf der Frist von fünf Jahren seit der 
internationalen Registrierung übertragen worden ist. 

(4) Die Bestimmungen der vorhergehenden Absätze 
finden nur unter dem Vorbehalt des Artikels 6quater der 
Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerb-
lichen Eigentums Anwendung. 
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Article 9queter 

1) Si plusieurs pays de l'Union particulière convien-
nent de réaliser l'unification de leurs lois nationales en 
matière de marques, ils pourront notifier au Directeur 
général: 

a) qu'une Administration commune se substituera à l'Ad-
ministration nationale de chacun d'eux, et 

b) que l'ensemble de leurs territoires respectifs devra 
être considéré comme un seul pays pour l'application 
de tout ou partie des dispositions qui précèdent le 
présent article. 

2) Cette notification ne prendra effet que six mois 
après la date de la communication qui en sera faite par 
le Directeur général aux autres pays contractants. 

Article 10 

1) a) L'Union particulière a une Assemblée composée 
des pays qui ont ratifié le présent Acte ou y ont 
adhéré. 

b) Le Gouvernement de chaque pays est représenté 
par un délégué, qui peut être assisté de sup-
pléants, de conseillers et d'experts. 

c) Les dépenses de chaque délégation sont suppor-
tées par le Gouvernement qui l'a désignée, à 
l'exception des frais de voyage et des indem-
nités de séjour pour un délégué de chaque pays 
membre qui sont à la charge de l'Union particu-
lière. 

2) a) L'Assemblée: 

i) traite de toutes les questions concernant le 
maintien et le développement de l'Union 
particulière et l'application du présent Ar-
rangement; 

ii) donne au Bureau international des direc-
tives concernant la préparation des confé-
rences de revision, compte étant dûment 
tenu des observations des pays de l'Union 
particulière qui n'ont pas ratifié le présent 
Acte ou n'y ont pas adhéré; 

iii) modifie le Règlement d'exécution et fixe le 
montant des émoluments mentionnés à l'ar-
ticle 8.2) et des autres taxes relatives à l'en-
registrement international; 

iv) examine et approuve les rapports et les ac-
tivités du Directeur général relatifs à 
l'Union particulière et lui donne toutes di-
rectives utiles concernant les questions de 
la compétence de l'Union particulière; 

y) arrête le programme, adopte le budget 
triennal de l'Union particulière et approuve 
ses comptes de clôture ;  

vi) adopte le Règlement financier de l'Union 
particulière; 

vii) crée les comités d'experts et groupes de 
travail qu'elle juge utiles à la réalisation 
des objectifs de l'Union particulière; 

viii) décide quels sont les pays non membres de 
l'Union particulière et quelles sont les orga-
nisations intergouvernementales et inter-
nationales non gouvernementales qui peu-
vent être admis à ses réunions en qualité 
d'observateurs; 

Artikel 9quater 

(1) Kommen mehrere Länder des besonderen Verban-
des überein, ihre Landesgesetze auf dem Gebiet des 
Markenrechts zu vereinheitlichen, so können sie dem 
Generaldirektor notifizieren: 

a) daß eine gemeinsame Behörde an die Stelle der natio-
nalen Behörde jedes dieser Länder tritt und 

b) daß die Gesamtheit ihrer Hoheitsgebiete für die voll-
ständige oder teilweise Anwendung der diesem Ar-
tikel vorhergehenden Bestimmungen als ein Land an-
zusehen ist. 

(2) Diese Notifikation wird erst wirksam sechs Monate 
nach dem Zeitpunkt der Mitteilung, welche der General-
direktor den anderen Vertragsländern darüber zugehen 
läßt. 

Artikel 10 

(1) a) Der besondere Verband hat eine Versammlung, 
die sich aus den Ländern zusammensetzt, die 
diese Fassung des Abkommens ratifiziert haben 
oder ihr beigetreten sind. 

b) Die Regierung jedes Landes wird durch einen 
Delegierten vertreten, der von Stellvertretern, 
Beratern und Sachverständigen unterstützt wer-
den kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der 
Regierung getragen, die sie entsandt hat, mit 
Ausnahme der Reisekosten und der Aufenthalts-
entschädigung für einen Delegierten jedes Mit-
gliedlandes, die zu Lasten des besonderen Ver-
bandes gehen. 

(2) a) Die Versammlung 
i) behandelt alle Fragen betreffend die Erhal-
tung und die Entwicklung des besonderen 
Verbandes sowie die Anwendung dieses 
Abkommens; 

ii) erteilt dem Internationalen Büro Weisun-
gen für die Vorbereitung der Revisions-
konferenzen unter gebührender Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der Länder des 
besonderen Verbandes, die diese Fassung 
des Abkommens weder ratifiziert haben 
noch ihr beigetreten sind; 

iii) ändert die Ausführungsordnung und setzt 
die Höhe der in Artikel 8 Absatz 2 genann-
ten Gebühren und der anderen Gebühren 
für die internationale Registrierung fest; 

iv) prüft und billigt die Berichte und die Tätig-
keit des Generaldirektors betreffend den 
besonderen Verband und erteilt ihm alle 
zweckdienlichen Weisungen in Fragen, die 
in die Zuständigkeit des besonderen Ver-
bandes fallen; 

v) legt das Programm fest, beschließt den 
Dreijahres-Haushaltsplan des besonderen 
Verbandes und billigt seine Rechnungs-
abschlüsse; 

iv) beschließt die Finanzvorschriften des beson-
deren Verbandes; 

vii) bildet die Sachverständigenausschüsse und 
Arbeitsgruppen, die sie zur Verwirklichung 
der Ziele des besonderen Verbandes für 
zweckdienlich hält; 

viii) bestimmt, welche Nichtmitgliedländer des 
besonderen Verbandes, welche zwischen-
staatlichen und welche internationalen 
nichtstaatlichen Organisationen zu ihren 
Sitzungen als Beobachter zugelassen wer-
den; 
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ix) adopte les modifications des articles 10 à 
13; 

x) entreprend toute autre action appropriée en 
vue d'atteindre les objectifs de l'Union par-
ticulière; 

xi) s'acquitte de toutes autres tâches qu'impli-
que le présent Arrangement. 

b) Sur les questions qui intéressent également 
d'autres Unions administrées par l'Organisation, 
l'Assemblée statue connaissance prise de l'avis 
du Comité de coordination de l'Organisation. 

3) a) Chaque pays membre de l'Assemblée dispose 
d'une voix. 

b) La moitié des pays membres de l'Assemblée 
constitue le quorum. 

c) Nonobstant les dispositions du sous-alinéa b), 
si, lors d'une session, le nombre des pays repré-
sentés est inférieur à la moitié mais égal ou 
supérieur au tiers des pays membres de l'Assem-
blée, celle-ci peut prendre des décisions; toute-
fois, les décisions de l'Assemblée, à l'exception 
de celles qui concernent sa procédure, ne de-
viennent exécutoires que lorsque les conditions 
énoncées ci-après sont remplies. Le Bureau inter-
national communique lesdites décisions aux pays 
membres de l'Assemblée qui n'étaient pas re-
présentés, en les invitant à exprimer par écrit, 
dans un délai de trois mois à compter de la date 
de ladite communication, leur vote ou leur ab-
stention. Si, à l'expiration de ce délai, le nombre 
des pays ayant ainsi exprimé leur vote ou leur 
abstention est au moins égal au nombre de pays 
qui faisait défaut pour que le quorum fût atteint 
lors de la session, lesdites décisions deviennent 
exécutoires, pourvu qu'en même temps la majo-
rité nécessaire reste acquise. 

d) Sous réserve des dispositions de l'article 13.2), 
les décisions de l'Assemblée sont prises à la 
majorité des deux tiers des votes exprimés. 

e) L'abstention n'est pas considérée comme un vote. 

f) Un délégué ne peut représenter qu'un seul pays 
et ne peut voter qu'au nom de celui-ci. 

g) Les pays de l'Union particulière qui ne sont pas 
membres de l'Assemblée sont admis à ses réu-
nions en qualité d'observateurs. 

4) a) L'Assemblée se réunit une fois tous les trois ans 
en session ordinaire sur convocation du Direc-
teur général et, sauf cas exceptionnels, pendant 
la même période et au même lieu que l'Assem-
blée générale de l'Organisation. 

b) L'Assemblée se réunit en session extraordinaire 
sur convocation adressée par le Directeur géné-
ral, à la demande d'un quart des pays membres 
de l'Assemblée. 

c) L'ordre du jour de chaque session est préparé 
par le Directeur général. 

5) L'Assemblée adopte son règlement intérieur. 

Article 11 

1) a) Les tâches relatives à l'enregistrement inter-
national ainsi que les autres tâches administra- 

ix) beschließt Änderungen 10 bis 13; 

x) nimmt jede andere Handlung vor, die zur 
Erreichung der Ziele des besonderen Ver-
bandes geeignet ist; 

xi) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die 
sich aus diesem Abkommen ergeben. 

b) Über Fragen, die auch für andere von der Orga-
nisation verwaltete Verbände von Interesse 
sind, entscheidet die Versammlung nach An-
hörung des Koordinierungsausschusses der Or-
ganisation. 

(3) a) Jedes Mitgliedland der Versammlung verfügt 
über eine Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer der Versammlung 
bildet das Quorum (die für die Beschlußfähig-
keit erforderliche Mindestzahl). 

c) Ungeachtet des Buchstaben b kann die Ver-
sammlung Beschlüsse fassen, wenn während 
einer Tagung die Zahl der vertretenen Länder 
zwar weniger als die Hälfte, aber mindestens ein 
Drittel der Mitgliedländer der Versammlung 
beträgt; jedoch werden diese Beschlüsse mit 
Ausnahme der Beschlüsse über das Verfahren 
der Versammlung nur dann wirksam, wenn die 
folgenden Bedingungen erfüllt sind: Das Inter-
nationale Büro teilt diese Beschlüsse den Mit-
gliedländern der Versammlung mit, die nicht 
vertreten waren, und lädt sie ein, innerhalb 
einer Frist von drei Monaten vom Zeitpunkt 
der Mitteilung an schriftlich ihre Stimme oder 
Stimmenthaltung bekanntzugeben. Entspricht 
nach Ablauf der Frist die Zahl der Länder, die 
auf diese Weise ihre Stimme oder Stimmenthal-
tung bekanntgegeben haben, mindestens der 
Zahl der Länder, die für die Erreichung des 
Quorums während der Tagung gefehlt hatte, so 
werden die Beschlüsse wirksam, sofern gleich-
zeitig die erforderliche Mehrheit noch vorhan-
den ist. 

d) Vorbehaltlich des Artikels 13 Absatz 2 faßt die 
Versammlung ihre Beschlüsse mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim-
men. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. 

f) Ein Delegierter kann nur ein Land vertreten 
und nur in dessen Namen abstimmen. 

g) Die Länder des besonderen Verbandes, die nicht 
Mitglied der Versammlung sind, werden zu den 
Sitzungen der Versammlung als Beobachter zu-
gelassen. 

(4) a) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor alle drei Jahre einmal zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen, und zwar, 
abgesehen von außergewöhnlichen Fällen, zu 
derselben Zeit und an demselben Ort wie die 
Generalversammlung der Organisation. 

b) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor zu einer außerordentlichen 
Tagung zusammen, wenn ein Viertel der Mit-
gliedländer der Versammlung es verlangt. 

c) Die Tagesordnung jeder Tagung wird vom 
Generaldirektor vorbereitet. 

(5) Die Versammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 11 

(1) a) Die Aufgaben hinsichtlich der internationalen 
Registrierung sowie die anderen Verwaltungs- 
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tives incombant à l'Union particulière sont 
assurées par le Bureau international. 

b) En particulier, le Bureau international prépare 
les réunions et assure le secrétariat de l'Assem-
blée et des comités d'experts et groupes de 
travail qu'elle peut créer. 

c) Le Directeur général est le plus haut fonction-
naire de l'Union particulière et la représente. 

2) Le Directeur général et tout membre du personnel 
désigné par lui prennent part, sans droit de vote, à tou-
tes les réunions de l'Assemblée et de tout comité d'ex-
perts ou groupe de travail qu'elle peut créer. Le Direc-
teur général ou un membre du personnel désigné par lui 
est d'office secrétaire de ces organes. 

3) a) Le Bureau international, selon les directives de 
l'Assemblée, prépare les conférences de revision 
des dispositions de l'Arrangement autres que les 
articles 10 à 13. 

b) Le Bureau international peut consulter des orga-
nisations intergouvernementales et internatio-
nales non gouvernementales sur la préparation 
des conférences de revision. 

c) Le Directeur général et les personnes désignées 
par lui prennent part, sans droit de vote, aux 
délibérations dans ces conférences. 

4) Le Bureau international exécute toutes autres tâches 
qui lui sont attribuées. 

Article 12 

1) a) L'Union particulière a un budget. 

b) Le budget de l'Union particulière comprend les 
recettes et les dépenses propres à l'Union parti-
culière, sa contribution au budget des dépenses 
communes aux Unions, ainsi que, le cas échéant, 
la somme mise à la disposition du budget de la 
Conférence de l'Organisation. 

c) Sont considérées comme dépenses communes 
aux Unions les dépenses qui ne sont pas attri-
buées exclusivement à l'Union particulière mais 
également à une ou plusieurs autres Unions ad-
ministrées par l'Organisation. La part de l'Union 
particulière dans ces dépenses communes est 
proportionnelle à l'intérêt que ces dépenses pré-
sentent pour elle. 

2) Le budget de l'Union particulière est arrêté compte 
tenu des exigences de coordination avec les budgets des 
autres Unions administrées par l'Organisation. 

3) Le budget de l'Union particulière est financé par les 
ressources suivantes: 
i) les émoluments et autres taxes relatifs à l'enregistre-
ment international et les taxes et sommes dues pour 
les autres services rendus par le Bureau international 
au titre de l'Union particulière; 

ii) le produit de la vente des publications du Bureau 
international concernant l'Union particulière et les 
droits afférents à ces publications ;  

iii) les dons, legs et subventions; 
iv) les loyers, intérêts et autres revenus divers. 

4) a) Le montant des émoluments mentionnés à l'ar-
ticle 8.2) et des autres taxes relatives à l'enre- 

aufgaben des besonderen Verbandes werden 
vom Internationalen Büro wahrgenommen. 

b) Das Internationale Büro bereitet insbesondere 
die Sitzungen der Versammlung sowie der etwa 
von ihr gebildeten Sachverständigenausschüsse 
und Arbeitsgruppen vor und besorgt das Sekre-
tariat dieser Organe. 

c) Der Generaldirektor ist der höchste Beamte des 
besonderen Verbandes und vertritt diesen Ver-
band. 

(2) Der Generaldirektor und die von ihm bestimmten 
Mitglieder des Personals nehmen ohne Stimmrecht an 
allen Sitzungen der Versammlung und aller etwa von ihr 
gebildeten Sachverständigenausschüsse oder Arbeitsgrup-
pen teil. Der Generaldirektor oder ein von ihm bestimm-
tes Mitglied des Personals ist von Amts wegen Sekretär 
dieser Organe. 

(3) a) Das Internationale Büro bereitet nach den Wei-
sungen der Versammlung die Konferenzen zur 
Revision der Bestimmungen des Abkommens 
mit Ausnahme der Artikel 10 bis 13 vor. 

b) Das Internationale Büro kann bei der Vorberei-
tung der Revisionskonferenzen zwischenstaatliche 
sowie internationale nichtstaatliche Organisatio-
nen konsultieren. 

c) Der Generaldirektor und die von ihm bestimm-
ten Personen nehmen ohne Stimmrecht an den 
Beratungen dieser Konferenzen teil. 

(4) Das Internationale Büro nimmt alle anderen Auf-
gaben wahr, die ihm übertragen werden. 

Artikel 12 

(1) a) Der besondere Verband hat einen Haushalts-
plan. 

b) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes 
umfaßt die eigenen Einnahmen und Ausgaben 
des besonderen Verbandes, dessen Beitrag zum 
Haushaltsplan der gemeinsamen Ausgaben der 
Verbände sowie gegebenenfalls den dem Haus-
haltsplan der Konferenz der Organisation zur 
Verfügung gestellten Betrag. 

c) Als gemeinsame Ausgaben der Verbände gelten 
die Ausgaben, die nicht ausschließlich dem be-
sonderen Verband, sondern auch einem oder 
mehreren anderen von der Organisation ver-
walteten Verbänden zuzurechnen sind. Der An-
teil des besonderen Verbandes an diesen ge-
meinsamen Ausgaben entspricht dem Interesse, 
das der besondere Verband an ihnen hat. 

(2) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes wird 
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit seiner Ab-
stimmung mit den Haushaltsplänen der anderen von der 
Organisation verwalteten Verbände aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes um-
faßt folgende Einnahmen: 

i) Gebühren für die internationale Registrierung sowie 
Gebühren und Beträge für andere Dienstleistungen 
des Internationalen Büros im Rahmen des besonderen 
Verbandes; 

ii) Verkaufserlöse und andere Einkünfte aus Veröffent-
lichungen des Internationalen Büros, die den beson-
deren Verband betreffen; 

iii) Schenkungen, Vermächtnisse und Zuwendungen; 
iv) Mieten, Zinsen und andere verschiedene Einkünfte. 

(4) a) Die Höhe der in Artikel 8 Absatz 2 genannten 
Gebühren sowie der anderen Gebühren für die 
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gistrement international est fixé par l'Assemblée, 
sur proposition du Directeur général. 

b) Ce montant est fixé de manière à ce que les re-
cettes de l'Union particulière provenant des 
émoluments, autres que les émoluments supplé-
mentaires et les compléments d'émoluments visés 
a l'article 8.2) b) et c), des taxes et des autres 
sources de revenus permettent au moins de 
couvrir les dépenses du Bureau international 
intéressant l'Union particulière. 

c) Dans le cas où le budget n'est pas adopté avant 
le début d'un nouvel exercice, le budget de l'an-
née précédente est reconduit selon les modalités 
prévues par le règlement financier. 

5) Sous réserve des dispositions de l'alinéa 4) a), le 
montant des taxes et sommes dues pour les autres ser-
vices rendus par le Bureau international au titre de 
l'Union particulière est fixé par le Directeur général, qui 
fait rapport à l'Assemblée. 

6) a) L'Union particulière possède un fonds de roule-
ment constitué par un versement unique effec-
tué par chaque pays de l'Union particulière. Si 
le fonds devient insuffisant, l'Assemblée décide 
de son augmentation. 

b) Le montant du versement initial de chaque pays 
au fonds précité ou de sa participation à l'aug-
mentation de celui-ci est proportionnel à la con-
tribution de ce pays, en tant que membre de 
l'Union de Paris pour la protection de la pro-
priété industrielle, au budget de ladite Union 
pour l'année au cours de laquelle le fonds est 
constitué ou l'augmentation décidée. 

c) La proportion et les modalités de versement 
sont arrêtées par l'Assemblée, sur proposition 
du Directeur général et après avis du Comité 
de coordination de l'Organisation. 

d) Aussi longtemps que l'Assemblée autorise que 
le fonds de réserve de l'Union particulière soit 
utilisé en tant que fonds de roulement, l'Assem-
blée peut suspendre l'application des disposi-
tions des sous-alinéas a), b) et c). 

7) a) L'Accord de siège conclu avec le pays sur le 
territoire duquel l'Organisation a son siège pré-
voit que, si le fonds de roulement est insuffisant, 
ce pays accorde des avances. Le montant de ces 
avances et les conditions dans lesquelles elles 
sont accordées font l'objet, dans chaque cas, 
d'accords séparés entre le pays en cause et 
l'Organisation. 

b) Le pays visé au sous-alinéa a) et l'Organisation 
ont chacun le droit de dénoncer l'engagement 
d'accorder des avances moyennant notification 
par écrit. La dénonciation prend effet trois ans 
après la fin de l'année au cours de laquelle elle 
a été notifiée. 

8) La vérification des comptes est assurée, selon les 
modalités prévues par le règlement financier, par un ou 
plusieurs pays de l'Union particulière ou par des con-
trôleurs extérieurs, qui sont, avec leur consentement, dé-
signés par l'Assemblée. 

Article 13 

1) Des propositions de modification des articles 10, 11, 
12 et du présent article peuvent être présentées par tout 
pays membre de l'Assemblée ou par le Directeur général. 
Ces propositions sont communiquées par ce dernier aux 

internationale Registrierung wird von der Ver-
sammlung auf Vorschlag des Generaldirektors 
festgesetzt. 

b) Diese Höhe wird in der Weise festgesetzt, daß 
die Einnahmen des besonderen Verbandes aus 
den Gebühren, soweit es sich nicht um die in 
Artikel 8 Absatz 2 Buchstaben b und c bezeich-
neten Zusatz- und Ergänzungsgebühren handelt, 
sowie aus den anderen Einkünften mindestens 
zur Deckung der Ausgaben des Internationalen 
Büros für den besonderen Verband ausreichen. 

c) Wird der Haushaltsplan nicht vor Beginn eines 
neuen Rechnungsjahres beschlossen, so wird der 
Haushaltsplan des Vorjahres nach Maßgabe 
der Finanzvorschriften übernommen. 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 4 Buchstabe a wird die 
Höhe der Gebühren und Beträge für andere Dienstleistun-
gen des Internationalen Büros im Rahmen des beson-
deren Verbandes vom Generaldirektor festgesetzt, der 
der Versammlung darüber berichtet. 

(6) a) Der besondere Verband hat einen Betriebs-
mittelfonds, der durch eine einmalige Zahlung 
jedes Landes des besonderen Verbandes ge-
bildet wird. Reicht der Fonds nicht mehr aus, so 
beschließt die Versammlung seine Erhöhung. 

b) Die Höhe der erstmaligen Zahlung jedes Landes 
zu diesem Fonds oder sein Anteil an dessen 
Erhöhung ist proportional zu dem Beitrag, den 
dieses Land als Mitglied des Pariser Verbandes 
zum Schutz des gewerblichen Eigentums zum 
Haushaltsplan dieses Verbandes für das Jahr 
leistet, in dem der Fonds gebildet oder die 
Erhöhung beschlossen wird. 

c) Dieses Verhältnis und die Zahlungsbedingungen 
werden von der Versammlung auf Vorschlag des 
Generaldirektors und nach Äußerung des Koor-
dinierungsausschusses der Organisation fest-
gesetzt. 

d) Solange die Versammlung gestattet, daß der 
Reservefonds des besonderen Verbandes als 
Betriebsmittelfonds benutzt wird, kann die Ver-
sammlung die Anwendung der Bestimmungen 
der Buchstaben a, b und c aussetzen. 

(7) a) Das Abkommen über den Sitz, das mit dem 
Land geschlossen wird, in dessen Hoheitsgebiet 
die Organisation ihren Sitz hat, sieht vor, daß 
dieses Land Vorschüsse gewährt, wenn der Be-
triebsmittelfonds nicht ausreicht. Die Höhe die-
ser Vorschüsse und die Bedingungen, unter 
denen sie gewährt werden, sind in jedem Fall 
Gegenstand besonderer Vereinbarungen zwi-
schen diesem Land und der Organisation. 

b) Das unter Buchstabe a bezeichnete Land und die 
Organisation sind berechtigt, die Verpflichtung 
zur Gewährung von Vorschüssen durch schrift-
liche Notifikation zu kündigen. Die Kündigung 
wird drei Jahre nach Ablauf des Jahres wirk-
sam, in dem sie notifiziert worden ist. 

(8) Die Rechnungsprüfung wird nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften von einem oder mehreren Ländern 
des besonderen Verbandes oder von außenstehenden 
Rechnungsprüfern vorgenommen, die mit ihrer Zustim-
mung von der Versammlung bestimmt werden. 

Artikel 13 

(1) Vorschläge zur Änderung der Artikel 10, 11, 12 
und dieses Artikels können von jedem Mitgliedland 
der Versammlung oder vom Generaldirektor vorgelegt 
werden. Diese Vorschläge werden vom Generaldirektor 
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pays membres de l'Assemblée six mois au moins avant 
d'être soumises à l'examen de l'Assemblée. 

2) Toute modification des articles visés à l'alinéa 1) est 
adoptée par l'Assemblée. L'adoption requiert les trois 
quarts des votes exprimés; toutefois, toute modification 
de l'article 10 et du présent alinéa requiert les quatre 
cinquièmes des votes exprimés. 

3) Toute modification des articles visés à l'alinéa 1) 
entre en vigueur un mois après la réception par le Direc-
teur général des notifications écrites d'acceptation, effec-
tuée en conformité avec leurs règles constitutionnelles 
respectives, de la part des trois quarts des pays qui 
étaient membres de l'Assemblée au moment où la modifi-
cation a été adoptée. Toute modification desdits articles 
ainsi acceptée lie tous les pays qui sont membres de 
l'Assemblée au moment où la modification entre en 
vigueur ou qui en deviennent membres à une date ulté-
rieure. 

Article 14 

1) Chacun des pays de l'Union particulière qui a signé 
le présent Acte peut le ratifier et, s'il ne l'a pas signé, 
peut y adhérer. 

2) a) Tout pays étranger à l'Union particulière, partie 
à la Convention de Paris pour la protection de 
la propriété industrielle, peut adhérer au présent 
Acte et devenir, de ce fait, membre de l'Union 
particulière. 

b) Dès que le Bureau international est informé 
qu'un tel pays a adhéré au présent Acte, il 
adresse à l'Administration de ce pays, conformé-
ment à l'article 3, une notification collective des 
marques qui, à ce moment, jouissent de la pro-
tection internationale. 

c) Cette notification assure, par elle-même, aux-
dites marques, le bénéfice des précédentes dis-
positions sur le territoire dudit pays et fait cou-
rir le délai d'un an pendant lequel l'Administra-
tion intéressée peut faire la déclaration prévue 
par l'article 5. 

d) Toutefois, un tel pays, en adhérant au présent 
Acte, peut déclarer que, sauf en ce qui concerne 
les marques internationales ayant déjà fait anté-
rieurement dans ce pays l'objet d'un enregistre-
ment national identique encore en vigueur et qui 
sont immédiatement reconnues sur la demande 
des intéressés, l'application de cet Acte est limi-
tée aux marques qui sont enregistrées à partir 
du jour où cette adhésion devient effective. 

e) Cette déclaration dispense le Bureau internatio-
nal de faire la notification collective susindiquée. 
Il se borne à notifier les marques en faveur des-
quelles la demande d'être mis au bénéfice de 
l'exception prévue au sous-alinéa d) lui parvient, 
avec les précisions nécessaires, dans le délai 
d'une année à partir de l'accession du nouveau 
pays. 

f) Le Bureau international ne fait pas de notification 
collective à de tels pays qui, en adhérant au 
présent Acte, déclarent user de la faculté prévue 
à l'article 3bis. Ces pays peuvent en outre décla-
rer simultanément que l'application de cet Acte 
est limitée aux marques qui sont enregistrées à 
partir du jour où leur adhésion devient effec- 

mindestens sechs Monate, bevor sie in der Versammlung 
beraten werden, den Mitgliedländern der Versammlung 
mitgeteilt. 

(2) Jede Änderung der in Absatz i bezeichneten Ar-
tikel wird von der Versammlung beschlossen. Der Be-
schluß erfordert drei Viertel der abgegebenen Stimmen; 
jede Änderung des Artikels 10 und dieses Absatzes 
erfordert jedoch vier Fünftel der abgegebenen Stimmen. 

(3) Jede Änderung der in Absatz 1 bezeichneten Ar-
tikel tritt einen Monat nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu 
dem die schriftlichen Notifikationen der verfassungsmäßig 
zustandegekommenen Annahme des Änderungsvorschlags 
von drei Vierteln der Länder, die im Zeitpunkt der 
Beschlußfassung über die Änderung Mitglied der Ver-
sammlung waren, beim Generaldirektor eingegangen 
sind. Jede auf diese Weise angenommene Änderung der 
genannten Artikel bindet alle Länder, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Änderung Mitglied der Versamm-
lung sind oder später Mitglied werden. 

Artikel 14 

(1) Jedes Land des besonderen Verbandes kann diese 
Fassung des Abkommens ratifizieren, wenn es sie unter-
zeichnet hat, oder ihr beitreten, wenn es sie nicht unter-
zeichnet hat. 

(2) a) Jedes dem besonderen Verband nicht ange-
hörende Vertragsland der Pariser Verbands-
übereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigen-
tums kann dieser Fassung des Abkommens 
beitreten und dadurch Mitglied des besonderen 
Verbandes werden. 

b) Sobald das Internationale Büro davon in Kennt-
nis gesetzt worden ist, daß ein solches Land 
dieser Fassung des Abkommens beigetreten ist, 
übermittelt es der Behörde dieses Landes gemäß 
Artikel 3 eine Sammelanzeige aller Marken, die 
zu diesem Zeitpunkt den internationalen Schutz 
genießen. 

c) Diese Anzeige sichert als solche den genannten 
Marken die Vorteile der vorhergehenden Be-
stimmungen im Hoheitsgebiet dieses Landes 
und setzt die Jahresfrist in Lauf, während der 
die beteiligte Behörde die in Artikel 5 vorge-
sehene Erklärung abgeben kann. 

d) Jedoch kann ein solches Land bei seinem Beitritt 
zu dieser Fassung des Abkommens erklären, 
daß die Anwendung dieser Fassung auf die-
jenigen Marken beschränkt wird, die von dem 
Tag an registriert werden, an dem dieser Beitritt 
wirksam wird; dies gilt nicht für inte rnationale 
Marken, die schon vorher in diesem Land Gegen-
stand einer gleichen, noch wirksamen nationalen 
Eintragung gewesen sind und die auf Antrag 
der Beteiligten ohne weiteres anzuerkennen 
sind. 

e) Diese Erklärung entbindet das Internationale 
Büro von der obengenannten Übermittlung der 
Sammelanzeige. Es beschränkt seine Anzeige auf 
die Marken, derentwegen ihm der Antrag auf 
Anwendung der unter Buchstabe d vorgesehe-
nen Ausnahme nebst den erforderlichen näheren 
Angaben innerhalb eines Jahres nach dem Bei-
tritt des neuen Landes zugeht. 

f) Das Internationale Büro übermittelt solchen 
Ländern keine Sammelanzeige, wenn sie bei 
ihrem Beitritt zu dieser Fassung des Abkommens 
erklären, daß sie von der in Artikel 3bis  vor-
gesehenen Befugnis Gebrauch machen. Diese 
Länder können außerdem gleichzeitig erklären, 
daß die Anwendung dieser Fassung des Abkom- 
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tive; cette limitation n'atteint toutefois pas les 
marques internationales ayant déjà fait anté-
rieurement, dans ce pays, l'objet d'un enregistre-
ment national identique et qui peuvent donner 
lieu à des demandes d'extension de protection 
formulées et notifiées conformément aux articles 
3ter et 8.2) c). 

g) Les enregistrements de marques qui ont fait 
l'objet d'une des notifications prévues par cet 
alinéa sont considérées comme substitués aux 
enregistrements effectués directement dans le 
nouveau pays contractant avant la date effective 
de son adhésion. 

3) Les instruments de ratification et d'adhésion sont 
déposés auprès du Directeur général. 

4) a) A l'égard des cinq pays qui ont, les premiers, 
déposé leurs instruments de ratification ou d'ad-
hésion, le présent Acte entre en vigueur trois 
mois après le dépôt du cinquième de ces instru-
ments. 

b) A l'égard de tout autre pays, le présent Acte 
entre en vigueur trois mois après la date à la-
quelle sa ratification ou son adhésion a été noti-
fiée par le Directeur général, à moins qu'une 
date postérieure n'ait été indiquée dans l'instru-
ment de ratification ou d'adhésion. Dans ce der-
nier cas, le présent Acte entre en vigueur, à 
l'égard de ce pays, à la date ainsi indiquée. 

5) La ratification ou l'adhésion emporte de plein droit 
accession à toutes les clauses et admissions à tous les 
avantages stipulés par le présent Acte. 

6) Après l'entrée en vigueur du présent Acte, un pays 
ne peut adhérer à l'Acte de Nice du 15 juin 1957 que con-
jointement avec la ratification du présent Acte ou l'ad-
hésion à celui-ci. L'adhésion à des Actes antérieurs à 
l'Acte de Nice n'est pas admise, même conjointement 
avec la ratification du présent Acte ou l'adhésion à 
celui-ci. 

7) Les dispositions de l'article 24 de la Convention de 
Paris pour la protection de la propriété industrielle 
s'appliquent au présent Arrangement. 

Article 15 

1) Le présent Arrangement demeure en vigueur sans 
limitation de durée. 

2) Tout pays peut dénoncer le présent Acte par notifi-
cation adressée au Directeur général. Cette dénonciation 
emporte aussi dénonciation de tous les Actes antérieurs 
et ne produit son effet qu'à l'égard du pays qui l'a faite, 
l'Arrangement restant en vigueur et exécutoire à l'égard 
des autres pays de l'Union particulière. 

3) La dénonciation prend effet un an après le jour où 
le Directeur général a reçu la notification. 

4) La faculté de dénonciation prévue par le présent 
article ne peut être exercée par un pays avant l'expira-
tion d'un délai de cinq ans à compter de la date à la-
quelle il est devenu membre de l'Union particulière. 

5) Les marques internationales enregistrées avant la 
date à laquelle la dénonciation devient effective, et non 

mens auf diejenigen Marken beschränkt wird, 
die von dem Tag an registriert werden, an dem 
ihr Beitritt wirksam wird; diese Einschränkung 
gilt jedoch nicht für die internationalen Marken, 
die in diesen Ländern schon vorher Gegenstand 
einer gleichen nationalen Eintragung waren und 
die Anlaß zu gemäß Artikel 3ter  und Artikel 8 
Absatz 2 Buchstabe c gestellten und mitgeteilten 
Gesuchen um Ausdehnung des Schutzes geben 
können. 

g) Die Markenregistrierungen, die den Gegenstand 
einer der in diesem Absatz vorgesehenen An-
zeige gebildet haben, gelten als an die Stelle 
der Eintragungen getreten, die in dem neuen 
Vertragsland vor dem Zeitpunkt des Wirksam-
werdens seines Beitritts unmittelbar bewirkt 
worden sind. 

(3) Die Ratifikations- und Beitrittsurkunden werden 
beim Generaldirektor hinterlegt. 

(4) a) Für die ersten fünf Länder, die ihre Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunden hinterlegt haben, 
tritt diese Fassung des Abkommens drei Monate 
nach Hinterlegung der fünften solchen Urkunde 
in Kraft. 

b) Für jedes andere Land tritt diese Fassung des 
Abkommens drei Monate nach dem Zeitpunkt 
der Notifizierung seiner Ratifikation oder seines 
Beitritts durch den Generaldirektor in Kraft, 
sofern in der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
nicht ein späterer Zeitpunkt angegeben ist. In 
diesem Fall tritt diese Fassung des Abkommens 
für dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt 
in Kraft. 

(5) Die Ratifikation oder der Beitritt bewirkt von 
Rechts wegen die Annahme aller Bestimmungen und die 
Zulassung zu allen Vorteilen dieser Fassung des Ab-
kommens. 

(6) Nach dem Inkrafttreten dieser Fassung des Ab-
kommens kann ein Land der Nizzaer Fassung vom 
15. Juni 1957 nur beitreten, wenn es gleichzeitig diese 
Fassung des Abkommens ratifiziert oder ihr beitritt. Der 
Beitritt zu Fassungen des Abkommens, die älter sind als 
die Nizzaer Fassung, ist auch gleichzeitig mit der Rati-
fikation dieser Fassung oder dem Beitritt zu ihr nicht 
zulässig. 

(7) Artikel 24 der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums ist auf dieses Ab-
kommen anzuwenden. 

Artikel 15 

(1) Dieses Abkommen bleibt ohne zeitliche Begrenzung 
in Kraft. 

(2) Jedes Land kann diese Fassung des Abkommens 
durch eine an den Generaldirektor gerichtete Notifikation 
kündigen. Diese Kündigung bewirkt zugleich die Kündi-
gung aller früheren Fassungen und hat nur Wirkung für 
das Land, das sie erklärt hat; für die übrigen Länder des 
besonderen Verbandes bleibt das Abkommen in Kraft 
und wirksam. 

(3) Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Tag wirk-
sam, an dem die Notifikation beim Generaldirektor ein-
gegangen ist. 

(4) Das in diesem Artikel vorgesehene Kündigungs-
recht kann von einem Land nicht vor Ablauf von fünf 
Jahren nach dem Zeitpunkt ausgeübt werden, zu dem es 
Mitglied des besonderen Verbandes geworden ist. 

(5) Die vor dem Zeitpunkt, an dem die Kündigung 
wirksam wird, international registrierten Marken, denen 
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refusées dans l'année prévue à l'article 5, continuent, 
pendant la durée de la protection internationale, à béné-
ficier de la même protection que si elles avaient été 
directement déposées dans ce pays. 

Article 16 

1) a) Le présent Acte remplace, dans les rapports 
entre les pays de l'Union particulière au nom 
desquels il a été ratifié ou qui y ont adhéré, à 
partir du jour où il entre en vigueur à leur 
égard, l'Arrangement de Madrid de 1891, dans 
ses textes antérieurs au présent Acte. 

b) Toutefois, chaque pays de l'Union particulière 
qui a ratifié le présent Acte ou qui y a adhéré, 
reste soumis aux textes antérieurs qu'il n'a pas 
antérieurement dénoncés en vertu de l'article 
12.4) de l'Acte de Nice du 15 juin 1957 dans ses 
rapports avec les pays qui n'ont pas ratifié le 
présent Acte ou qui n'y ont pas adhéré. 

2) Les pays étrangers à l'Union particulière qui devien-
nent parties au présent Acte l'appliquent aux enregistre-
ments internationaux effectués au Bureau international 
par l'entremise de l'Administration nationale de tout 
pays de l'Union particulière qui n'est pas partie au pré-
sent Acte pourvu que ces enregistrements satisfassent, 
quant auxdits pays, aux conditions prescrites par le pré-
sent Acte. Quant aux enregistrements internationaux 
effectués au Bureau international par l'entremise des 
Administrations nationales desdits pays étrangers à 
l'Union particulière qui deviennent parties au présent 
Acte, ceux-ci admettent que le pays visé ci-dessus exige 
l'accomplissement des conditions prescrites par l'Acte le 
plus récent auquel il est partie. 

Article 17 

1) a) Le présent Acte est signé en un seul exemplaire 
en langue française et déposé auprès du Gouver-
nement de la Suède. 

b) Des textes officiels sont établis par le Directeur 
général, après consultation des Gouvernements 
intéressés, dans les autres langues que l'Assem-
blée pourra indiquer. 

2) Le présent Acte reste ouvert à la signature, à Stock-
holm, jusqu'au 13 janvier 1968. 

3) Le Directeur général transmet deux copies, certifiées 
conformes par le Gouvernement de la Suède, du texte 
signé du présent Acte aux Gouvernements de tous les 
pays de l'Union particulière et, sur demande, au Gou-
vernement de tout autre pays. 

4) Le Directeur général fait enregistrer le présent Acte 
auprès du Secrétariat de l'Organisation des Nations 
Unies. 

5) Le Directeur général notifie aux Gouvernements de 
tous les pays de l'Union particulière les signatures, les 
dépôts d'instruments de ratification ou d'adhésion et de 
déclarations comprises dans ces instruments, l'entrée en 
vigueur de toutes dispositions du présent Acte, les noti-
fications de dénonciation et les notifications faites en 
application des articles 3bis, 9quater, 13, 14.7) et 15.2). 

innerhalb der in Artikel 5 vorgesehenen Jahresfrist der 
Schutz nicht verweigert worden ist, genießen während 
der Dauer des internationalen Schutzes weiter denselben 
Schutz, wie wenn sie unmittelbar in diesem Land hinter-
legt worden wären. 

Artikel 16 

(1) a) Diese Fassung des Abkommens ersetzt in den 
Beziehungen zwischen den Ländern des be-
sonderen Verbandes, die sie ratifiziert haben 
oder ihr beigetreten sind, von dem Tag an, an 
dem sie für sie in Kraft tritt, das Madrider Ab-
kommen von 1891 in seinen früheren Fassungen. 

b) Jedoch bleibt jedes Land des besonderen Ver-
bandes, das diese Fassung des Abkommens 
ratifiziert hat oder ihr beigetreten ist, in seinen 
Beziehungen zu den Ländern, die diese Fassung 
weder ratifiziert haben noch ihr beigetreten 
sind, an die früheren Fassungen gebunden, so-
fern es diese nicht gemäß Artikel 12 Absatz 4 
der Nizzaer Fassung vom 15. Juni 1957 vorher 
gekündigt hat. 

(2) Die dem besonderen Verband nicht angehörenden 
Länder, die Vertragspartei dieser Fassung des Abkom-
mens werden, wenden sie auch auf die internationalen 
Registrierungen an, die beim Internationalen Büro durch 
Vermittlung der nationalen Behörde eines Landes des 
besonderen Verbandes, das nicht Vertragspartei dieser 
Fassung ist, vorgenommen worden sind, vorausgesetzt, 
daß die Registrierungen hinsichtlich dieser Länder den 
Vorschriften dieser Fassung des Abkommens entsprechen. 
Die dem besonderen Verband nicht angehörenden Län-
der, die Vertragspartei dieser Fassung des Abkommens 
werden, lassen es zu, daß das vorgenannte Land hinsicht-
lich der durch Vermittlung ihrer nationalen Behörden 
beim Internationalen Büro vorgenommenen internatio-
nalen Registrierungen die Erfüllung der Vorschriften der 
jüngsten Fassung dieses Abkommens, der es angehört, 
verlangt. 

Artikel 17 

(1) a) Diese Fassung des Abkommens wird in einer 
Urschrift in französischer Sprache unterzeichnet 
und bei der schwedischen Regierung hinterlegt. 

b) Amtliche Texte werden vom Generaldirektor 
nach Konsultierung der beteiligten Regierungen 
in anderen Sprachen hergestellt, die die Ver-
sammlung bestimmen kann. 

(2) Diese Fassung des Abkommens liegt bis zum 13. Ja-
nuar 1968 in Stockholm zur Unterzeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei von der 
schwedischen Regierung beglaubigte Abschriften des 
unterzeichneten Textes dieser Fassung des Abkommens 
den Regierungen aller Länder des besonderen Verbandes 
und der Regierung jedes anderen Landes, die es verlangt. 

(4) Der Generaldirektor läßt diese Fassung des Ab-
kommens beim Sekretariat der Vereinten Nationen re-
gistrieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen 
aller Länder des besonderen Verbandes die Unterzeich-
nungen, die Hinterlegungen von Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunden sowie die in diesen Urkunden enthalte-
nen Erklärungen, das Inkrafttreten aller Bestimmungen 
dieser Fassung des Abkommens, die Notifikationen von 
Kündigungen und die Notifikationen gemäß den Arti-
keln 3bis, 9quater, 13, 14 Absatz 7 und Artikel 15 Absatz 2. 



Drucksache V/3582 	Deutscher Bundestag - 5. Wahlperiode 

Article 18 

1) Jusqu'à l'entrée en fonctions du premier Directeur 
général, les références, dans le présent Acte, au Bureau 
international de l'Organisation ou au Directeur général 
sont considérées comme se rapportant respectivement au 
Bureau de l'Union établie par la Convention de Paris 
pour la protection de la propriété industrielle ou à son 
Directeur. 

2) Les pays de l'Union particulière qui n'ont pas ratifié 
le présent Acte ou n'y ont pas adhéré peuvent, pendant 
cinq ans après l'entrée en vigueur de la Convention 
instituant l'Organisation, exercer, s'ils le désirent, les 
droits prévus par les articles 10 à 13 du présent Acte, 
comme s'ils étaient liés par ces articles. Tout pays qui 
désire exercer lesdits droits dépose à cette fin auprès 
du Directeur général une notification écrite qui prend 
effet à la date de sa réception. De tels pays sont réputés 
être membres de l'Assemblée jusqu'à l'expiration de 
ladite période. 

EN FOI DE QUOI, les soussignés, dûment autorisés à 
cet effet, ont signé le présent Acte. 

Artikel 18 

(1) Bis zur Amtsübernahme durch den ersten General-
direktor gelten Bezugnahmen in dieser Fassung des Ab-
kommens auf das Internationale Büro der Organisation 
oder den Generaldirektor als Bezugnahmen auf das Büro 
des durch die Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums errichteten Verbandes oder 
seinen Direktor. 

(2) Die Länder des besonderen Verbandes, die diese 
Fassung des Abkommens weder ratifiziert haben noch 
ihr beigetreten sind, können, wenn sie dies wünschen, 
während eines Zeitraums von fünf Jahren, gerechnet vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens zur 
Errichtung der Organisation an, die in den Artikeln 10 
bis 13 dieser Fassung des Abkommens vorgesehenen 
Rechte so ausüben, als wären sie durch diese Artikel ge-
bunden. Jedes Land, das diese Rechte auszuüben wünscht, 
hinterlegt zu diesem Zweck beim Generaldirektor eine 
schriftliche Notifikation, die im Zeitpunkt ihres Eingangs 
wirksam wird. Solche Länder gelten bis zum Ablauf der 
genannten Frist als Mitglied der Versammlung. 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig be-
vollmächtigten Unterzeichneten diese Fassung des Ab-
kommens unterschrieben. 

FAIT à Stockholm, le 14 juillet 1967. GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967. 

Pour l'AUTRICHE: Für ÖSTERREICH: 

Gottfried H.  Thaler  

Pour la BELGIQUE: Für BELGIEN: 
Bon F. Cogels 

Pour l'ESPAGNE: Für SPANIEN: 
J. F. Alcover 

Electo J. García Tejedor 

Pour la FRANCE: Für FRANKREICH: 
B. de Menthon 

Pour la HONGRIE: Für UNGARN: 

Esztergályos 

Pour l'ITALIE: Für ITALIEN: 

Cippico 
Giorgio Ranz i 

Pour le LIECHTENSTEIN: Für LIECHTENSTEIN: 

Marianne M a r x e r 

Pour le LUXEMBOURG: Für LUXEMBURG: 

J. P. Hoffmann 

Pour le MAROC: Für MAROKKO: 

H'ssaine 

Pour MONACO: Für MONACO: 

J. M. Notari 

Pour les PAYS -BAS: Für die NIEDERLANDE: 

S. Gerbrandy 

W. G. Belinfante 
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Pour le PORTUGAL: Für PORTUGAL: 
Adriano de Carvalho 

José de Oliveira Ascensão 

Ruy Alvaro Costa de Morais Serrão 

Pour la RÉPUBLIQUE ARABE UNIE: 

Pour la RÉPUBLIQUE FÉDÉRALE D'ALLEMAGNE: 

Für die VEREINIGTE ARABISCHE REPUBLIK: 

Für die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 
Kurt Haertel 

Pour la RÉPUBLIQUE DU VIET-NAM: 

Pour la ROUMANIE: 

Für die REPUBLIK VIETNAM: 

Für RUMÄNIEN: 
C. Stanescu 
Marinete 

Pour SAINT-MARIN: 

Pour la SUISSE: 

Für SAN MARINO: 

Für die SCHWEIZ: 
Hans Morf 

Joseph Voyame 

Pour la TCHÉCOSLOVAQUIE: 

Pour la TUNISIE: 

Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 

Für TUNESIEN: 
M. Kedadi 

Pour la YOUGOSLAVIE: Für JUGOSLAWIEN: 
A. Jelić  
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Abkommen von Nizza 
über die Internationale Klassifikation von Waren und Dienstleistungen 

für die Eintragung von Marken 
vom 15. Juni 1957 

revidiert in Stockholm am 14. Juli 1967 

Arrangement de Nice 
concernant la classification internationale des produits et des services 

aux fins de l'enregistrement des marques 
du 15 juin 1957 

revisé à Stockholm le 14 juillet 1967 

Article 1 

1) Les pays auxquels s'applique le présent Arrange-
ment sont constitués à l'état d'Union particulière. 

2) Ils adoptent, en vue de l'enregistrement des mar-
ques, une même classification des produits et des ser-
vices. 

3) Cette classification est constituée par:  

a) une liste des classes, 

b) une liste alphabétique des produits et des services 
avec indication des classes dans lesquelles ils sont 
rangés. 

4) La liste des classes et la liste alphabétique des pro-
duits sont celles qui ont été éditées en 1935 par le 
Bureau international pour la protection de la propriété 
industrielle. 

5) La liste des classes et la liste alphabétique des pro-
duits et des services pourront être modifiées ou complé-
tées par le Comité d'experts institué par l'article 3 du 
présent Arrangement et selon la procédure fixée par cet 
article. 

6) La classification sera établie en langue française et, 
sur la demande de chaque pays contractant, une traduc-
tion officielle en sa langue pourra en être publiée par le 
Bureau international de la propriété intellectuelle (ci-
après dénommé « le Bureau international ») visé dans la 
Convention instituant l'Organisation Mondiale de la Pro-
priété Intellectuelle (ci-après dénommé « l'Organisation »), 
en accord avec l'Administration nationale intéressée. 
Chaque traduction de la liste des produits et des services 
mentionnera, en regard de chaque produit ou service, 
outre le numéro d'ordre propre à l'énumération alpha-
bétique dans la langue considérée, le numéro d'ordre 
qu'il porte dans la liste établie en langue française. 

Article 2 

1) Sous réserve des obligations imposées par le pré-
sent Arrangement, la portée de la classification inter-
nationale est celle qui lui est attribuée par chaque pays 
contractant. Notamment, la classification internationale 
ne lie les pays contractants ni quant à l'appréciation de 
l'étendue de la protection de la marque, ni quant à la 
reconnaissance des marques de service. 

(Übersetzung) 

Artikel 1 

(1) Die Länder, auf die dieses Abkommen Anwendung 
findet, bilden einen besonderen Verband. 

(2) Sie nehmen für die Eintragung von Marken dieselbe 
Klassifikation der Waren und Dienstleistungen an. 

(3) Diese Klassifikation besteht aus: 

a) einer Klasseneinteilung, 

b) einer alphabetischen Liste der Waren und Dienst-
leistungen mit Angabe der Klasse, in die sie ein-
geordnet sind. 

(4) Die Klasseneinteilung und die alphabetische Liste 
der Waren sind die im Jahre 1935 vom Internationalen 
Büro zum Schutz des gewerblichen Eigentums heraus-
gegebene Klasseneinteilung und alphabetische Liste der 
Waren. 

(5) Die Klasseneinteilung und die alphabetische Liste 
der Waren und Dienstleistungen können von dem gemäß 
Artikel 3 dieses Abkommens gebildeten Sachverständi-
genausschuß in dem durch diesen Artikel festgelegten 
Verfahren geändert oder ergänzt werden. 

(6) Die Klassifikation wird in französischer Sprache ab-
gefaßt; auf Verlangen jedes Vertragslandes kann eine 
amtliche Übersetzung in seiner Sprache von dem im 
Übereinkommen zur Errichtung der Weltorganisation für 
geistiges Eigentum (im folgenden als „die Organisation" 
bezeichnet) vorgesehenen Internationalen Büro für gei-
stiges Eigentum (im folgenden als „das Internationale 
Büro" bezeichnet) im Einvernehmen mit der beteiligten 
nationalen Behörde veröffentlicht werden. Jede Über-
setzung der Liste der Waren und Dienstleistungen gibt 
bei jeder Ware oder Dienstleistung neben der entspre-
chenden Ordnungsnummer der alphabetischen Aufzäh-
lung in der betreffenden Sprache die Ordnungsnummer 
an, die sie in der in französischer Sprache abgefaßten 
Liste trägt. 

Artikel 2 

(1) Vorbehaltlich der sich aus diesem Abkommen er-
gebenden Verpflichtungen hat die Internationale Klassi-
fikation die Bedeutung, die ihr jedes Vertragsland bei-
legt. Insbesondere bindet die Internationale Klassifika-
tion die Vertragsländer weder hinsichtlich der Beurteilung 
des Schutzumfangs der Marke noch hinsichtlich der An-
erkennung der Dienstleistungsmarken. 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 	Drucksache  V/3582  

2) Chacun des pays contractants se réserve la faculté 
d'appliquer la classification internationale des produits 
et des services à titre de système principal ou de système 
auxiliaire. 

3) Les Administrations des pays contractants feront 
figurer dans les titres et publications officiels des enre-
gistrements des marques les numéros des classes de la 
classification internationale auxquelles appartiennent les 
produits ou les services pour lesquels la marque est en-
registrée. 

4) Le fait qu'une dénomination figure dans la liste 
alphabétique des produits et des services n'affecte en 
rien les droits qui pourraient exister sur cette dénomi-
nation. 

Article 3 

1) Il est institué auprès du Bureau international un 
comité d'experts chargé de décider de toutes modifica-
tions ou de tous compléments à apporter à la classifica-
tion internationale des produits et des services. Chacun 
des pays contractants sera représenté au Comité d'ex-
perts, lequel s'organise par un règlement d'ordre inté-
rieur adopté à la majorité des pays représentés. Le 
Bureau international est représenté au Comité. 

2) Les propositions de modification ou de complément 
doivent être adressées par les Administrations des pays 
contractants au Bureau international qui devra les trans-
mettre aux membres du Comité d'experts au plus tard 
deux mois avant la séance de celui-ci au cours de la-
quelle ces propositions seront examinées. 

3) Les décisions du Comité relatives aux modifications 
à apporter à la classification sont prises à l'unanimité 
des pays contractants. Par modification, il faut entendre 
tout transfert de produits d'une classe à une autre, ou 
toute création de nouvelle classe entraînant un tel trans-
fert. 

4) Les décisions du Comité relatives aux compléments 
à apporter à la classification sont prises à la majorité 
simple des pays contractants. 

5) Les experts ont la faculté de faire connaître leur 
avis par écrit ou de déléguer leurs pouvoirs à l'expert 
d'un autre pays. 

6) Dans le cas où un pays n'aurait pas désigné d'ex-
pert pour le représenter, ainsi que dans le cas où l'expert 
désigné n'aurait pas fait connaître son opinion dans un 
délai qui sera fixé par le règlement d'ordre intérieur, le 
pays en cause serait considéré comme acceptant la déci-
sion du Comité. 

Article 4 

1) Toutes modifications et tous compléments décidés 
par le Comité d'experts sont notifiés aux Administrations 
des pays contractants par le Bureau international. L'en-
trée en vigueur des décisions aura lieu, en ce qui con-
cerne les compléments, dès la réception de la notification 
et, en ce qui concerne les modifications, dans un délai 
de six mois à compter de la date d'envoi de la notifica-
tion. 

2) Le Bureau international, en sa qualité de dépositaire 
de la classification des produits et des services, y incor-
pore les modifications et les compléments entrés en vi-
gueur. Ces modifications et ces compléments font l'objet 
d'avis publiés dans les deux périodiques: La Propriété 
industrielle et Les Marques internationales. 

(2) Jedes Vertragsland behält sich vor, die Internatio-
nale Klassifikation der Waren und Dienstleistungen als 
Haupt- oder Nebenklassifikation anzuwenden. 

(3) Die Behörden der Vertragsländer werden in den 
Urkunden und amtlichen Veröffentlichungen über die 
Eintragung von Marken die Nummern der Klassen der 
Internationalen Klassifikation angeben, in welche die 
Waren oder Dienstleistungen gehören, für welche die 
Marke eingetragen ist. 

(4) Die Tatsache, daß eine Benennung in die alpha-
betische Liste der Waren und Dienstleistungen aufge-
nommen ist, berührt in keiner Weise die Rechte, die etwa 
an dieser Benennung bestehen. 

Artikel 3 

(1) Beim Internationalen Büro wird ein Sachverstän-
digenausschuß gebildet, der über alle Änderungen oder 
Ergänzungen der Internationalen Klassifikation der Wa-
ren und Dienstleistungen zu beschließen hat. Jedes Ver-
tragsland ist in dem Sachverständigenausschuß vertreten; 
dieser gibt sich eine Geschäftsordnung, deren Annahme 
der Mehrheit der vertretenen Länder bedarf. Das Inter-
nationale Büro ist in dem Ausschuß vertreten. 

(2) Die Änderungs- oder Ergänzungsvorschläge sind 
von den Behörden der Vertragsländer an das Internatio-
nale Büro zu richten; dieses hat sie den Mitgliedern des 
Sachverständigenausschusses spätestens zwei Monate vor 
der Sitzung, in der diese Vorschläge geprüft werden 
sollen, zu übermitteln. 

(3) Die Beschlüsse des Ausschusses über Änderungen 
der Klassifikation bedürfen der Einstimmigkeit der Ver-
tragsländer. Als Änderung ist jede Überführung von 
Waren aus einer Klasse in eine andere oder jede Bil-
dung einer neuen Klasse, die eine solche Überführung 
zur Folge hat, anzusehen. 

(4) Die Beschlüsse des Ausschusses über Ergänzungen 
der Klassifikation bedürfen der Mehrheit der Vertrags-
länder. 

(5) Die Sachverständigen können ihre Ansicht schrift-
lich bekanntgeben oder ihre Befugnisse auf den Sach-
verständigen eines anderen Landes übertragen. 

(6) Macht ein Land keinen Sachverständigen als seinen 
Vertreter namhaft oder gibt der namhaft gemachte Sach-
verständige seine Meinung nicht innerhalb einer durch 
die Geschäftsordnung festzusetzenden Frist bekannt, so 
wird angenommen, daß das betreffende Land dem Be-
schluß des Ausschusses zustimmt. 

Artikel 4 

(1) Alle vom Sachverständigenausschuß beschlossenen 
Änderungen und Ergänzungen werden vom Internatio-
nalen Büro den Behörden der Vertragsländer notifiziert. 
Diese Beschlüsse treten, wenn sie Ergänzungen betreffen, 
mit dem Eingang der Notifikation und, wenn sie Ände-
rungen betreffen, sechs Monate nach dem Zeitpunkt der 
Absendung der Notifikation in Kraft. 

(2) Das Internationale Büro als Verwahrstelle der Klas-
sifikation der Waren und Dienstleistungen nimmt die in 
Kraft getretenen Änderungen und Ergänzungen in die 
Klassifikation auf. Diese Änderungen und Ergänzungen 
werden in den beiden Zeitschriften „La Propriété indu-
strielle" und „Les Marques internationales" veröffentlicht. 
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Article 5 

1) a) L'Union particulière a une Assemblée composée 
des pays qui ont ratifié le présent Acte ou y ont 
adhéré. 

b) Le Gouvernement de chaque pays est représenté 
par un délégué, qui peut être assisté de supplé-
ants, de conseillers et d'experts. 

c) Les dépenses de chaque délégation sont suppor-
tées par le Gouvernement qui l'a désignée. 

2) a) Sous réserve des dispositions des articles 3 et 4, 
l'Assemblée: 

i) traite de toutes les questions concernant le 
maintien et le développement de l'Union 
particulière et l'application du présent 
- Arrangement; 

ii) donne au Bureau international des directi-
ves concernant la préparation des confé-
rences de revision, compte étant dûment 
tenu des observations des pays de l'Union 
particulière qui n'ont pas ratifié le présent 
Acte ou n'y ont pas adhéré; 

iii) examine et approuve les rapports et les 
activités du Directeur général de l'Organi-
sation (ci-après dénommé « le Directeur 
général ») relatifs à l'Union particulière et 
lui donne toutes directives utiles concer-
nant les questions de la compétence de 
l'Union particulière; 

iv) arrête le programme, adopte le budget 
triennal de l'Union particulière et approuve 
ses comptes de clôture; 

v) adopte le règlement financier de l'Union 
particulière; 

vi) crée, outre le Comité d'experts mentionné à 
l'article 3, les autres comités d'experts et 
les groupes de travail qu'elle juge utiles à 
la réalisation des objectifs de l'Union parti-
culière; 

vii) décide quels sont les pays non membres de 
l'Union particulière et quelles sont les 
organisations intergouvernementales et in-
ternationales non gouvernementales qui 
peuvent être admis à ses réunions en qua-
lité d'observateurs; 

viii) adopte les modifications des articles 5 à 8; 

ix) entreprend toute autre action appropriée en 
vue d'atteindre les objectifs de l'Union par-
ticulière; 

x) s'acquitte de toutes autres tâches qu'impli-
que le présent Arrangement. 

b) Sur les questions qui intéressent également d'au-
tres Unions administrées par l'Organisation, 
l'Assemblée statue connaissance prise de l'avis 
du Comité de coordination de l'Organisation. 

3) a) Chaque pays membre de l'Assemblée dispose 
d'une voix. 

b) La moitié des pays membres de l'Assemblée 
constitue le quorum. 

Artikel 5 

(1) a) Der besondere Verband hat eine Versammlung, 
die sich aus den Ländern zusammensetzt, die 
diese Fassung des Abkommens ratifiziert haben 
oder ihr beigetreten sind. 

b) Die Regierung jedes Landes wird durch einen 
Delegierten vertreten, der von Stellvertretern, 
Beratern und Sachverständigen unterstützt wer-
den kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der 
Regierung getragen, die sie entsandt hat. 

(2) a) Die Versammlung, vorbehaltlich der Artikel 3 
und 4, 

i) behandelt alle Fragen betreffend die Erhal-
tung und die Entwicklung des besonderen 
Verbandes sowie die Anwendung dieses 
Abkommens; 

ii) erteilt dem Internationalen Büro Weisungen 
für die Vorbereitung der Revisionskonfe-
renzen unter gebührender Berücksichtigung 
der Stellungnahmen der Länder des beson-
deren Verbandes, die diese Fassung des 
Abkommens weder ratifiziert haben noch 
ihr beigetreten sind; 

iii) prüft und billigt die Berichte und die Tätig-
keit des Generaldirektors der Organisation 
(im folgenden als „der Generaldirektor" 
bezeichnet) betreffend den besonderen Ver-
band und erteilt ihm alle zweckdienlichen 
Weisungen in Fragen, die in die Zuständig-
keit des besonderen Verbandes fallen; 

iv) legt das Programm fest, beschließt den Drei-
jahres-Haushaltsplan des besonderen Ver-
bandes und billigt seine Rechnungsab-
schlüsse; 

y)  beschließt die Finanzvorschriften des beson-
deren Verbandes; 

vi) bildet, außer dem in Artikel 3 genannten 
Sachverständigenausschuß, die anderen 
Sachverständigenausschüsse und Arbeits-
gruppen, die sie zur Verwirklichung der 
Ziele des besonderen Verbandes für zweck-
dienlich hält; 

vii) bestimmt, welche Nichtmitgliedländer des 
besonderen Verbandes, welche zwischen-
staatlichen und welche internationalen nicht-
staatlichen Organisationen zu ihren Sitzun-
gen als Beobachter zugelassen werden; 

viii) beschließt Änderungen der Artikel 5 bis 8; 

ix) nimmt jede andere Handlung vor, die zur 
Erreichung der Ziele des besonderen Ver-
bandes geeignet ist; 

x) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die 
sich aus diesem Abkommen ergeben. 

b) Über Fragen, die auch für andere von der Orga-
nisation verwaltete Verbände von Interesse sind, 
entscheidet die Versammlung nach Anhörung 
des Koordinierungsausschusses der Organisation. 

(3) a) Jedes Mitgliedland der Versammlung verfügt 
über eine Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer der Versammlung 
bildet das Quorum (die für die Beschlußfähig-
keit erforderliche Mindestzahl). 
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c) Nonobstant les dispositions du sous-alinéa b), si, 
lors d'une session, le nombre des pays représen-
tés est inférieur à la moitié mais égal ou supé-
rieur au tiers des pays membres de l'Assemblée, 
celle-ci peut prendre des décisions; toutefois, 
les décisions de l'Assemblée, à l'exception de 
celles qui concernent sa procédure, ne devien-
nent exécutoires que lorsque les conditions 
énoncées ci-après sont remplies. La Bureau in-
ternational communique lesdites décisions aux 
pays membres de l'Assemblée qui n'étaient pas 
représentés, en les invitant à exprimer par écrit, 
dans un délai de trois mois à compter de la 
date de ladite communication, leur vote ou leur 
abstention. Si, à l'expiration de ce délai, le 
nombre des pays ayant ainsi exprimé leur vote 
ou leur abstention est au moins égal au nombre 
de pays qui faisait défaut pour que le quorum 
fût atteint lors de la session, lesdites décisions 
deviennent exécutoires, pourvu qu'en même 
temps la majorité nécessaire reste acquise. 

d) Les pays de l'Union particulière qui ne sont pas 
les décisions de l'Assemblée sont prises à la 
majorité des deuxtiers des votes exprimés. 

e) L'abstention n'est pas considérée comme un 
vote. 

f) Un délégué ne peut représenter qu'un seul pays 
et ne peut voter qu'au nom de celui-ci. 

g) Les pays de l'Union particulière qui ne sont pas 
membres de l'Assemblée sont admis à ses ré-
unions en qualité d'observateurs. 

4) a) L'Assemblée se réunit une fois tous les trois ans 
en session ordinaire sur convocation du Direc-
teur général et, sauf cas exceptionnels, pendant 
la même période et au même lieu que l'Assem-
blée générale de l'Organisation. 

b) L'Assemblée se réunit en session extraordinaire 
sur convocation adressée par le Directeur géné-
ral, à la demande d'un quart des pays membres 
de l'Assemblée. 

c) L'ordre du jour de chaque session est préparé 
par le Directeur général. 

5) L'Assemblée adopte son règlement intérieur. 

Article 6 

1) a) Les tâches administratives incombant à l'Union 
particulière sont assurées par le Bureau inter-
national. 

b) En particulier, le Bureau international prépare 
les réunions et assure le secrétariat de l'Assem-
blée, du Comité d'experts, et de tous autres co-
mités d'experts et tous groupes de travail que 
l'Assemblée ou le Comité d'experts peut créer. 

c) Le Directeur général est le plus haut fonction-
naire de l'Union particulière et la représente. 

(2) Le Directeur général et tout membre du personnel 
designé par lui prennent part, sans droit de vote, à toutes 
les réunions de l'Assemblée, du Comité d'experts, et 
de tout autre comité d'experts ou tout groupe de travail 
que l'Assemblée ou le Comité d'experts peut créer. Le 

c) Ungeachtet des Buchstaben b kann die Ver-
sammlung Beschlüsse fassen, wenn während 
einer Tagung die Zahl der vertretenen Länder 
zwar weniger als die Hälfte, aber mindestens 
ein Drittel der Mitgliedländer der Versammlung 
beträgt; jedoch werden diese Beschlüsse mit Aus-
nahme der Beschlüsse über das Verfahren der 
Versammlung nur dann wirksam, wenn die fol-
genden Bedingungen erfüllt sind: Das Inter-
nationale Büro teilt diese Beschlüsse den Mit-
gliedländern der Versammlung mit, die nicht 
vertreten waren, und lädt sie ein, innerhalb 
einer Frist von drei Monaten vom Zeitpunkt der 
Mitteilung an schriftlich ihre Stimme oder 
Stimmenthaltung bekanntzugeben. Entspricht 
nach Ablauf der Frist die Zahl der Länder, die 
auf diese Weise ihre Stimme oder Stimmenthal-
tung bekanntgegeben haben, mindestens der 
Zahl der Länder, die für die Erreichung des 
Quorums während der Tagung gefehlt hatte, so 
werden die Beschlüsse wirksam, sofern gleich-
zeitig die erforderliche Mehrheit noch vorhanden 
ist. 

d) Vorbehaltlich des Artikels 8 Absatz 2 faßt die 
Versammlung ihre Beschlüsse mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. 

f) Ein Delegierter kann nur ein Land vertreten und 
nur in dessen Namen abstimmen. 

g) Die Länder des besonderen Verbandes, die nicht 
Mitglied der Versammlung sind, werden zu den 
Sitzungen der Versammlung als Beobachter zu-
gelassen. 

(4) a) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor alle drei Jahre einmal zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen, und zwar, 
abgesehen von außergewöhnlichen Fällen, zu 
derselben Zeit und an demselben Ort wie die 
Generalversammlung der Organisation. 

b) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor zu einer außerordentlichen 
Tagung zusammen, wenn ein Viertel der Mit-
gliedländer der Versammlung es verlangt. 

c) Die Tagesordnung jeder Tagung wird vom Ge-
neraldirektor vorbereitet. 

(5) Die Versammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 6 

(1) a) Die Verwaltungsaufgaben des besonderen Ver-
bandes werden vom Internationalen Büro wahr-
genommen. 

b) Das Internationale Büro bereitet insbesondere 
die Sitzungen der Versammlung und des Sach-
verständigenausschusses sowie aller anderen 
Sachverständigenausschüsse und Arbeitsgruppen, 
die die Versammlung oder der Sachverständigen-
ausschuß bilden kann, vor und besorgt das Se-
kretariat dieser Organe. 

c) Der Generaldirektor ist der höchste Beamte des 
besonderen Verbandes und vertritt diesen Ver-
band. 

(2) Der Generaldirektor und die von ihm bestimmten 
Mitglieder des Personals nehmen ohne Stimmrecht teil an 
allen Sitzungen der Versammlung und des Sachverständi-
genausschusses sowie aller anderen Sachverständigen-
ausschüsse oder Arbeitsgruppen, die die Versammlung 
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Directeur général ou un membre du personnel désigné 
par lui est d'office secrétaire de ces organes. 

(3) a) Le Bureau international, selon les directives 
de l'Assemblée, prépare les conférences de re-
vision des dispositions de l'Arrangement autres 
que les articles 5 à 8. 

b) Le Bureau international peut consulter des orga-
nisations intergouvernementales et internationa-
les non gouvernementales sur la préparation des 
conférences de revision. 

c) Le Directeur général et les personnes désignées 
par lui prennent part, sans droit de vote, aux 
délibérations dans ces conférences. 

(4) Le Bureau international exécute toutes autres 
tâches qui lui sont attribuées. 

Article? 

1) a) L'Union particulière a un budget. 

b) Le budget de l'Union particulière comprend les 
recettes et les dépenses propres à l'Union parti-
culière, sa contribution au budget des dépenses 
communes aux Unions, ainsi que, le cas échéant, 
la somme mise à la disposition du budget de la 
Conférence de l'Organisation. 

c) Sont considérées comme dépenses communes 
aux Unions les dépenses qui ne sont pas attri-
buées exclusivement à l'Union particulière mais 
également à une ou plusieurs autres Unions 
administrées par l'Organisation. La part de 
l'Union particulière dans ces dépenses com-
munes est proportionnelle à l'intérêt que ces 
dépenses présentent pour elle. 

2) Le budget de l'Union particulière est arrêté compte 
tenu des exigences de coordination avec les budgets des 
autres Unions administrées par l'Organisation. 

3) Le budget de l'Union particulière est financé par 
les ressources suivantes: 

i) les contributions des pays de l'Union particulière; 

ii) les taxes et sommes dues pour les services rendus 
par le Bureau international au titre de l'Union parti-
culière; 

iii) le produit de la vente des publications du Bureau 
international concernant l'Union particulière et les 
droits afférents à ces publications; 

iv) les dons, legs et subventions; 

y) les loyers, intérêts et autres revenus divers. 

4) a) Pour déterminer sa part contributive au sens de 
l'alinéa 3) i), chaque pays de l'Union particulière 
appartient à la classe dans laquelle il est rangé 
pour ce qui concerne l'Union de Paris pour la 
protection de la propriété industrielle, et paie 
ses contributions annuelles sur la base du nom-
bre d'unités déterminé pour cette classe dans 
cette Union. 

b) La contribution annuelle de chaque pays de 
l'Union particulière consiste en un montant dont 
le rapport à la somme totale des contributions 
annuelles au budget de l'Union particulière de 
tous les pays est le même que le rapport entre 
le nombre des unités de la classe dans laquelle 
il est rangé et le nombre total des unités de 
l'ensemble des pays. 

oder der Sachverständigenausschuß bilden kann. Der 
Generaldirektor oder ein von ihm bestimmtes Mitglied 
des Personals ist von Amts wegen Sekretär dieser Or-
gane. 

(3) a) Das Internationale Büro bereitet nach den Wei-
sungen der Versammlung die Konferenzen zur 
Revision der Bestimmungen des Abkommens 
mit Ausnahme der Artikel 5 bis 8 vor. 

b) Das Internationale Büro kann bei der Vorberei-
tung der Revisionskonferenzen zwischenstaat-
liche sowie internationale nichtstaatliche Orga-
nisationen konsultieren. 

c) Der Generaldirektor und die von ihm bestimm-
ten Personen nehmen ohne Stimmrecht an den 
Beratungen dieser Konferenzen teil. 

(4) Das Internationale Büro nimmt alle anderen Auf-
gaben wahr, die ihm übertragen werden. 

Artikel 7 

(1) a) Der besondere Verband hat einen Haushalts-
plan. 

b) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes 
umfaßt die eigenen Einnahmen und Ausgaben des 
besonderen Verbandes, dessen Beitrag zum Haus-
haltsplan der gemeinsamen Ausgaben der Ver-
bände sowie gegebenenfalls den dem Haushalts-
plan der Konferenz der Organisation zur Ver-
fügung gestellten Betrag. 

c) Als gemeinsame Ausgaben der Verbände gelten 
die Ausgaben, die nicht ausschließlich dem be-
sonderen Verband, sondern auch einem oder 
mehreren anderen von der Organisation ver-
walteten Verbänden zuzurechnen sind. Der An-
teil des besonderen Verbandes an diesen ge-
meinsamen Ausgaben entspricht dem Interesse, 
das der besondere Verband an ihnen hat. 

(2) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes wird 
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit seiner Abstim-
mung mit den Haushaltsplänen der anderen von der 
Organisation verwalteten Verbände aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes um-
faßt folgende Einnahmen: 

i) Beiträge der Länder des besonderen Verbandes; 

ii) Gebühren und Beträge für Dienstleistungen des In-
ternationalen Büros im Rahmen des besonderen Ver-
bandes; 

iii) Verkaufserlöse und andere Einkünfte aus Veröffent-
lichungen des Internationalen Büros, die den beson-
deren Verband betreffen; 

iv) Schenkungen, Vermächtnisse und Zuwendungen; 

v) Mieten, Zinsen und andere verschiedene Einkünfte. 

(4) a) Jedes Land des besonderen Verbandes wird zur 
Bestimmung seines Beitrags im Sinn des Ab-
satzes 3 Ziffer i in die Klasse eingestuft, in die 
es im Pariser Verband zum Schutz des gewerb-
lichen Eigentums eingestuft ist, und zahlt seine 
Jahresbeiträge auf der Grundlage der für diese 
Klasse im Pariser Verband festgesetzten Zahl 
von Einheiten. 

b) Der Jahresbeitrag jedes Landes des besonderen 
Verbandes besteht aus einem Betrag, der in 
demselben Verhältnis zu der Summe der Jahres-
beiträge aller Länder zum Haushaltsplan des 
besonderen Verbandes steht wie die Zahl der 
Einheiten der Klasse, in die das Land einge-
stuft ist, zur Summe der Einheiten aller Länder. 
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c) Les contributions sont dues au premier janvier 
de chaque année. 

d) Un pays en retard dans le paiement de ses con-
tributions ne peut exercer son droit de vote 
dans aucun des organes de l'Union particulière 
si le montant de son arriéré est égal ou supé-
rieur à celui des contributions dont il est rede-
vable pour les deux années complètes écoulées. 
Cependant, un tel pays peut être autorisé à con-
server l'exercice de son droit de vote au sein 
dudit organe aussi longtemps que ce dernier 
estime que le retard résulte de circonstances 
exceptionnelles et inévitables. 

e) Dans le cas où le budget n'est pas adopté avant 
le début d'un nouvel exercice, le budget de 
l'année précédente est reconduit selon les mo-
dalités prévues par le règlement financier. 

5) Le montant des taxes et sommes dues pour des 
services rendus par le Bureau international au titre de 
l'Union particulière est fixé par le Directeur général, qui 
fait rapport à l'Assemblée. 

6) a) L'Union particulière possède un fonds de roule-
ment constitué par un versement unique effectué 
par chaque pays de l'Union particulière. Si le 
fonds devient insuffisant, l'Assemblée décide de 
son augmentation. 

b) Le montant du versement initial de chaque pays 
au fonds précité ou de sa participation à l'aug-
mentation de celui-ci est proportionnel à la con-
tribution de ce pays pour l'année au cours de 
laquelle le fonds est constitué ou l'augmentation 
décidée. 

c) La proportion et les modalités de versement sont 
arrêtées par l'Assemblée, sur proposition du Di-
recteur général et après avis du Comité de coor-
dination de l'Organisation. 

7) a) L'Accord de siège conclu avec le pays sur le 
territoire duquel l'Organisation a son siège pré-
voit que, Si le fonds de roulement est insuffisant, 
ce pays accorde des avances. Le montant de ces 
avances et les conditions dans lesquelles elles 
sont accordées font l'objet, dans chaque cas, 
d'accords séparés entre le pays en cause et 
l'Organisation. 

b) Le pays visé au sous-alinéa a) et l'Organisation 
ont chacun le droit de dénoncer l'engagement 
d'accorder des avances moyennant notification 
par écrit. La dénonciation prend effet trois ans 
après la fin de l'année au cours de laquelle elle 
a été notifiée. 

8) La vérification des comptes est assurée, selon les 
modalités prévues par le règlement financier, par un ou 
plusieurs pays de l'Union particulière ou par des contrô-
leurs extérieurs, qui sont, avec leur consentement, dé-
signés par l'Assemblée. 

Article 8 

1) Des propositions de modification des articels 5, 6, 
7, et du présent article peuvent être présentées par tout 
pays membre de l'Assemblée ou par le Directeur général. 
Ces propositions sont communiquées par ce dernier aux 
pays membres de l'Assemblée six mois au moins avant 
d'être soumises à l'examen de l'Assemblée. 

2) Toute modification des articles visés à l'alinéa 1) est 
adoptée par l'Assemblée. L'adoption requiert les trois 

c) Die Beiträge werden am 1. Januar jedes Jahres 
fällig. 

d) Ein Land, das mit der Zahlung seiner Beiträge 
im Rückstand ist, kann sein Stimmrecht in 
keinem der Organe des besonderen Verbandes 
ausüben, wenn der rückständige Betrag die 
Summe der von ihm für die zwei vorherge-
henden vollen Jahre geschuldeten Beiträge er-
reicht oder übersteigt. Jedoch kann jedes dieser 
Organe einem solchen Land gestatten, das 
Stimmrecht in diesem Organ weiter auszuüben, 
wenn und solange es überzeugt ist, daß der 
Zahlungsrückstand eine Folge außergewöhnlicher 
und unabwendbarer Umstände ist. 

e) Wird der Haushaltsplan nicht vor Beginn eines 
neuen Rechnungsjahres beschlossen, so wird 
der Haushaltsplan des Vorjahres nach Maßgabe 
der Finanzvorschriften übernommen. 

(5) Die Höhe der Gebühren und Beträge für Dienst-
leistungen des Internationalen Büros im Rahmen des be-
sonderen Verbandes wird vom Generaldirektor festgesetzt, 
der der Versammlung darüber berichtet. 

(6) a) Der Verband hat einen Betriebsmittelfonds, der 
durch eine einmalige Zahlung jedes Landes des 
besonderen Verbandes gebildet wird. Reicht der 
Fonds nicht mehr aus, so beschließt die Ver-
sammlung seine Erhöhung. 

b) Die Höhe der erstmaligen Zahlung jedes Landes 
zu diesem Fonds oder sein Anteil an dessen 
Erhöhung ist proportional zu dem Beitrag dieses 
Landes für das Jahr, in dem der Fonds gebildet 
oder die Erhöhung beschlossen wird. 

c) Dieses Verhältnis und die Zahlungsbedingungen 
werden von der Versammlung auf Vorschlag des 
Generaldirektors und nach Äußerung des Ko-
ordinierungsausschusses der Organisation fest-
gesetzt. 

(7) a) Das Abkommen über den Sitz, das mit dem Land 
geschlossen wird, in dessen Hoheitsgebiet die 
Organisation ihren Sitz hat, sieht vor, daß dieses 
Land Vorschüsse gewährt, wenn der Betriebs-
mittelfonds nicht ausreicht. Die Höhe dieser Vor-
schüsse und die Bedingungen, unter denen sie 
gewährt werden, sind in jedem Fall Gegenstand 
besonderer Vereinbarungen zwischen diesem 
Land und der Organisation. 

b) Das unter Buchstabe a bezeichnete Land und die 
Organisation sind berechtigt, die Verpflichtung 
zur Gewährung von Vorschüssen durch schrift-
liche Notifikation zu kündigen. Die Kündigung 
wird drei Jahre nach Ablauf des Jahres wirksam, 
in dem sie notifiziert worden ist. 

(8) Die Rechnungsprüfung wird nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften von einem oder mehreren Ländern des 
besonderen Verbandes oder von außenstehenden Rech-
nungsprüfern vorgenommen, die mit ihrer Zustimmung 
von der Versammlung bestimmt werden. 

Artikel 8 

(1) Vorschläge zur Änderung der Artikel 5, 6, 7 und 
dieses Artikels können von jedem Mitgliedland der Ver-
sammlung oder vom Generaldirektor vorgelegt werden. 
Diese Vorschläge werden vom Generaldirektor minde-
stens sechs Monate, bevor sie in der Versammlung be-
raten werden, den Mitgliedländern der Versammlung 
mitgeteilt. 

(2) Jede Änderung der in Absatz 1 bezeichneten Artikel 
wird von der Versammlung beschlossen. Der Beschluß 
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quarts des votes exprimés; toutefois, toute modification 
de l'article 5 et du présent alinéa requiert les quatre cin-
quièmes des votes exprimés. 

3) Toute modification des articles visés a l'alinéa 1) 
entre en vigueur un mois après la réception par le Di-
recteur général des notifications écrites d'acceptation, 
effectuée en conformité avec leurs règles constitutionnel-
les respectives, de la part des trois quarts des pays qui 
étaient membres de l'Assemblée au moment où la modi-
fication a été adoptée. Toute modification desdits articles 
ainsi acceptée lie tous les pays qui sont membres de 
l'Assemblée au moment où la modification entre en vi-
gueur ou qui en deviennent membres à une date ulté-
rieure; toutefois, toute modification qui augmente les 
obligations financières des pays de l'Union particulière 
ne lie que ceux d'entre eux qui ont notifié leur accep-
tation de ladite modification. 

Article 9 

1) Chacun des pays de l'Union particulière qui a 
signé le présent Acte peut le ratifier et, s'il ne l'a pas 
signé, peut y adhérer. 

2) Tout pays étranger à l'Union particulière, partie à 
la Convention de Paris pour la protection de la propriété 
industrielle, peut adhérer au présent Acte et devenir, de 
ce fait, membre de l'Union particulière. 

3) Les instruments de ratification et d'adhésion sont 
déposés auprès du Directeur général. 

4) a) A l'égard des cinq pays qui ont, les premiers, 
déposé leurs instruments de ratification ou d'ad-
hésion, le présent Acte entre en vigueur trois 
mois après le dépôt du cinquième de ces instru-
ments. 

b) A l'égard de tout autre pays, le présent Acte 
entre en vigueur trois mois après la date à la-
quelle sa ratification ou son adhésion a été noti-
fiée par le Directeur général, à moins qu'une 
date postérieure n'ait été indiquée dans l'instru-
ment de ratification ou d'adhésion. Dans ce der-
nier cas, le présent Acte entre en vigueur, à 
l'égard de ce pays, à la date ainsi indiquée. 

5) La ratification ou l'adhésion emporte de plein droit 
accession à toutes les clauses et admission à tous les 
avantages stipulés par le présent Acte. 

6) Après l'entrée en vigueur du présent Acte, un pays 
ne peut adhérer à l'Acte du 15 juin 1957 du présent 
Arrangement que conjointement avec la ratification du 
présent Acte ou l'adhésion à celui-ci. 

Article 10 

Le présent Arrangement a la même force et durée que 
la Convention de Paris pour la protection de la pro-
priété industrielle. 

Article 11 

1) Le présent Arrangement sera soumis à des revi-
sions en vue d'y introduire les améliorations désirables. 

2) Chacune de ces revisions fera l'objet d'une confé-
rence qui se tiendra entre les délégués des pays de 
l'Union particulière. 

erfordert drei Viertel der abgegebenen Stimmen; jede 
Änderung des Artikels 5 und dieses Absatzes erfordert 
jedoch vier Fünftel der abgegebenen Stimmen. 

(3) Jede Änderung der in Absatz 1 bezeichneten 
Artikel tritt einen Monat nach dem Zeitpunkt in Kraft, 
zu dem die schriftlichen Notifikationen der verfassungs-
mäßig zustandegekommenen Annahme des Änderungs-
vorschlags von drei Vierteln der Länder, die im Zeitpunkt 
der Beschlußfassung über die Änderung Mitglied der 
Versammlung waren, beim Generaldirektor eingegangen 
sind. Jede auf diese Weise angenommene Änderung der 
genannten Artikel bindet alle Länder, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Änderung Mitglied der Versamm-
lung sind oder später Mitglied werden; jedoch bindet 
eine Änderung, die die finanziellen Verpflichtungen der 
Länder des besonderen Verbandes erweitert, nur die 
Länder, die die Annahme dieser Änderung notifiziert 
haben. 

Artikel 9 

(1) Jedes Land des besonderen Verbandes kann diese 
Fassung des Abkommens ratifizieren, wenn es sie unter-
zeichnet hat, oder ihr beitreten, wenn es sie nicht unter-
zeichnet hat. 

(2) Jedes dem besonderen Verband nicht angehörende 
Vertragsland der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums kann dieser Fassung 
des Abkommens beitreten und dadurch Mitglied des 
besonderen Verbandes werden. 

(3) Die Ratifikations- und Beitrittsurkunden werden 
beim Generaldirektor hinterlegt. 

(4) a) Für die ersten fünf Länder, die ihre Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunden hinterlegt haben, tritt 
diese Fassung des Abkommens drei Monate nach 
Hinterlegung der fünften solchen Urkunde in 
Kraft. 

b) Für jedes andere Land tritt diese Fassung des 
Abkommens drei Monate nach dem Zeitpunkt 
der Notifizierung seiner Ratifikation oder seines 
Beitritts durch den Generaldirektor in Kraft, so-
fern in der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
nicht ein späterer Zeitpunkt angegeben ist. In 
diesem Fall tritt diese Fassung des Abkommens 
für dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt 
in Kraft. 

(5) Die Ratifikation oder der Beitritt bewirkt von Rechts 
wegen die Annahme aller Bestimmungen und die Zu-
lassung zu allen Vorteilen dieser Fassung des Abkom-
mens. 

(6) Nach dem Inkrafttreten dieser Fassung des Ab-
kommens kann ein Land der Fassung vom 15. Juni 1957 
dieses Abkommens nur beitreten, wenn es gleichzeitig 
diese Fassung des Abkommens ratifiziert oder ihr beitritt. 

Artikel 10 

Dieses Abkommen hat dieselbe Geltung und Dauer wie 
die Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des ge-
werblichen Eigentums. 

Artikel 11 

(1) Dieses Abkommen soll Revisionen unterzogen wer-
den, um wünschenswerte Verbesserungen einzuführen. 

(2) Jede Revision soll Gegenstand einer Konferenz 
sein, die zwischen den Delegierten der Mitgliedländer 
des besonderen Verbandes stattfindet. 
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Article 12 

1) a) Le présent Acte remplace, dans les rapports 
entre les pays de l'Union particulière qui l'ont 
ratifié ou qui y ont adhéré, l'Acte du 15 juin 
1957. 

b) Toutefois, tout pays de l'Union particulière qui 
a ratifié le présent Acte ou qui y a adhéré est 
lié par l'Acte du 15 juin 1957 dans ses rapports 
avec les pays de l'Union particulière qui n'ont 
pas ratifié le présent Acte ou qui n'y ont pas 
adhéré. 

2) Les pays étrangers à l'Union particulière qui devien-
nent parties au présent Acte l'appliquent à l'égard de 
tout pays de cette Union qui n'est pas partie au présent 
Acte. Lesdits pays admettent que ledit pays de l'Union 
applique dans ses relations avec eux les dispositions 
de l'Acte du 15 juin 1957, 

Article 13 

1) Tout pays peut dénoncer le présent Acte par noti-
fication adressée au Directeur général. Cette dénoncia-
tion emporte aussi dénonciation de l'Acte du 15 juin 1957 
du présent Arrangement et ne produit son effet qu'à 
l'égard du pays qui l'a faite, l'Arrangement restant en 
vigueur et exécutoire à l'égard des autres pays de 
l'Union particulière. 

2) La dénonciation prend effet un an après le jour où 
le Directeur général a reçu la notification. 

3) La faculté de dénonciation prévue par le présent 
article ne peut être exercée par un pays avant l'expira-
tion d'un délai de cinq ans à compter de la date à la-
quelle il est devenu membre de l'Union particulière. 

Article 14 

Les dispositions de l'article 24 de la Convention de 
Paris pour la protection de la propriété industrielle s'ap-
pliquent au présent Arrangement. 

Article 15 

1) a) Le présent Acte est signé en un seul exemplaire 
en langue française et déposé auprès du Gou-
vernement de la Suède. 

b) Des textes officiels sont établis par le Directeur 
général, après consultation des Gouvernements 
intéressés, dans les autres langues que l'Assem-
blée pourra indiquer. 

2) Le présent Acte reste ouvert à la signature, à Stock-
holm, jusqu'au 13 janvier 1968. 

3) Le Directeur général transmet deux copies, certi-
fiées conformes par le Gouvernement de la Suède, du 
texte signé du présent Acte aux Gouvernements de tous 
les pays de l'Union particulière et, sur demande, au 
Gouvernement de tout autre pays. 

4) Le Directeur général fait enregistrer le présent Acte 
auprès du Secrétariat de l'Organisation des Nations 
Unies. 

5) Le Directeur général notifie aux Gouvernements de 
tous les pays de l'Union particulière les signatures, les 
dépôts d'instruments de ratification ou d'adhésion, l'en-
trée en vigueur de toutes dispositions du présent Acte, 
et les notifications de dénonciation. 

Artikel 12 

(1) a) Diese Fassung des Abkommens ersetzt in den 
Beziehungen zwischen den Ländern des beson-
deren Verbandes, die sie ratifiziert haben oder 
ihr beigetreten sind, die Fassung vom 15. Juni 
1957. 

b) Jedoch bleibt jedes Land des besonderen Ver-
bandes, das diese Fassung des Abkommens 
ratifiziert hat oder ihr beigetreten ist, in seinen 
Beziehungen zu den Ländern des besonderen 
Verbandes, die diese Fassung weder ratifiziert 
haben noch ihr beigetreten sind, an die Fassung 
vom 15. Juni 1957 gebunden. 

(2) Die dem besonderen Verband nicht angehörenden 
Länder, die Vertragspartei dieser Fassung des Abkom-
mens werden, wenden sie im Verhältnis zu jedem Land 
des besonderen Verbandes an, das nicht Vertragspartei 
dieser Fassung des Abkommens ist. Diese Länder lassen 
es zu, daß ein solches Land des besonderen Verbandes 
in seinen Beziehungen zu ihnen die Fassung vom 15. Juni 
1957 anwendet. 

Artikel 13 

(1) Jedes Land kann diese Fassung des Abkommens 
durch eine an den Generaldirektor gerichtete Notifikation 
kündigen. Diese Kündigung bewirkt zugleich die Kündi-
gung der Fassung vom 15. Juni 1957 dieses Abkommens 
und hat nur Wirkung für das Land, das sie erklärt hat; 
für die übrigen Länder des besonderen Verbandes bleibt 
das Abkommen in Kraft und wirksam. 

(2) Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Tag wirk-
sam, an dem die Notifikation beim Generaldirektor ein-
gegangen ist. 

(3) Das in diesem Artikel vorgesehene Kündigungsrecht 
kann von einem Land nicht vor Ablauf von fünf Jahren 
nach dem Zeitpunkt ausgeübt werden, zu dem es Mitglied 
des besonderen Verbandes geworden ist. 

Artikel 14 

Artikel 24 der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums ist auf dieses Abkom-
men anzuwenden. 

Artikel 15 

(1) a) Diese Fassung des Abkommens wird in einer 
Urschrift in französischer Sprache unterzeichnet 
und bei der schwedischen Regierung hinterlegt. 

b) Amtliche Texte werden vom Generaldirektor 
nach Konsultierung der beteiligten Regierungen 
in anderen Sprachen hergestellt, die die Ver-
sammlung bestimmen kann. 

(2) Diese Fassung des Abkommens liegt bis zum 13. Ja-
nuar 1968 in Stockholm zur Unterzeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei von der schwe-
dischen Regierung beglaubigte Abschriften des unter-
zeichneten Textes dieser Fassung des Abkommens den 
Regierungen aller Länder des besonderen Verbandes und 
der Regierung jedes anderen Landes, die es verlangt. 

(4) Der Generaldirektor läßt diese Fassung des Ab-
kommens beim Sekretariat der Vereinten Nationen regi-
strieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen 
aller Länder des besonderen Verbandes die Unterzeich-
nungen, die Hinterlegungen von Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunden, das Inkrafttreten aller Bestimmungen die-
ser Fassung des Abkommens und die Notifikationen von 
Kündigungen. 
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Article 16 

1) Jusqu'à l'entrée en fonctions du premier Directeur 
général, les références, dans le présent Acte, au Bureau 
international de l'Organisation ou au Directeur général 
sont considérées comme se rapportant respectivement 
au Bureau de l'Union établie par la Convention de Paris 
pour la protection de la propriété industrielle ou à son 
Directeur. 

2) Les pays de l'Union particulière qui n'ont pas ratifié 
le présent Acte, ou n'y ont pas adhéré, peuvent, pen-
dant cinq ans après l'entrée en vigueur de la Convention 
instituant l'Organisation, exercer, s'ils le désirent, les 
droits prévus par les articles 5 à 8 du présent Acte, 
comme s'ils étaient liés par ces articles. Tout pays qui 
désire exercer lesdits droits dépose à cette fin auprès du 
Directeur général une notification écrite qui prend effet 
à la date de sa réception. De tels pays sont réputés être 
membres de l'Assemblée jusqu'à l'expiration de ladite 
période. 

EN FOI DE QUOI, les soussignés, dûment autorisés à 
cet effet, ont signé le présent Acte. 

FAIT à Stockholm, le 14 juillet 1967. 

Artikel 16 

(1) Bis zur Amtsübernahme durch den ersten General-
direktor gelten Bezugnahmen in dieser Fassung des Ab-
kommens auf das Internationale Büro der Organisation 
oder den Generaldirektor als Bezugnahmen auf das Büro 
des durch die Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums errichteten Verbandes oder 
seinen Direktor. 

(2) Die Länder des besonderen Verbandes, die diese 
Fassung des Abkommens weder ratifiziert haben noch ihr 
beigetreten sind, können, wenn sie dies wünschen, wäh-
rend eines Zeitraums von fünf Jahren, gerechnet vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens zur 
Errichtung der Organisation an, die in den Artikeln 5 
bis 8 dieser Fassung des Abkommens vorgesehenen 
Rechte so ausüben, als wären sie durch diese Artikel 
gebunden. Jedes Land, das diese Rechte auszuüben 
wünscht, hinterlegt zu diesem Zweck beim Generaldirek-
tor eine schriftliche Notifikation, die im Zeitpunkt ihres 
Eingangs wirksam wird. Solche Länder gelten bis zum 
Ablauf der genannten Frist als Mitglied der Versammlung. 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig bevoll-
mächtigten Unterzeichneten diese Fassung des Abkom-
mens unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967. 

Pour l'AUSTRALIE: 

Pour la BELGIQUE: 

Für AUSTRALIEN: 

Für BELGIEN: 
Bon F. Cogels 

Pour le DANEMARK: Für DANEMARK: 

Julie Olsen 

Pour l'ESPAGNE: Für SPANIEN: 

J. F. Alcover 

Electo J. Garcia Tejedor 

Pour la FRANCE: Für FRANKREICH: 

B. de Menthon 

Pour la HONGRIE: Für UNGARN: 

Esztergályos 

Pour L'IRLANDE: Für IRLAND: 

Valentin Iremonger 

Pour ISRAËL: Für ISRAEL: 

Z. Sher 

G. Gavrieli 

Pour l'ITALIE: Für ITALIEN: 

Cippico 
Giorgio Ranz i 

Pour le LIBAN: 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

Pour le MAROC: 

Für LIBANON: 

Für LIECHTENSTEIN: 

Für MAROKKO: 

H'ssaine 

Pour MONACO: Für MONACO: 

J. M. Notari 
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Pour la NORVÈGE: Für NORWEGEN: 
Jens Evensen 

B. Stuevold Lassen  

Pour les PAYS-BAS: Für die NIEDERLANDE: 

Gerbrandy 

W. G. Belinfante 

Pour la POLOGNE: Für POLEN: 

M. Kajzer 

Pour le PORTUGAL: Für PORTUGAL: 

Adriano de Carvalho 

José de Oliveira Ascensão 

Ruy Alvaro Costa de Morais Serrão 

Pour la RÉPUBLIQUE FÉDÉRALE D'ALLEMAGNE: Für die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Kurt Haertel 

Pour le 
ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE 

ET D'IRLANDE DU NORD: 

Für das 
VEREINIGTE KÖNIGREICH VON GROSSBRITANNIEN 

UND NORDIRLAND: 

Gordon  Grant 
 William Wallace 

Pour la SUEDE:  Für SCHWEDEN: 

Herman Kling 

Pour la SUISSE: Für die SCHWEIZ: 

Hans M o r f 

Joseph V o y a m e 

Pour la TCHÈCOSLOVAQUIE: 

Pour la TUNISIE: 

Pour la YOUGOSLAVIE: 

Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 

Für TUNESIEN: 

Für JUGOSLAWIEN: 

A. Jelić  
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Stockholmer Zusatzvereinbarung 
vom 14. Juli 1967 zum Madrider Abkommen 

über die Unterdrückung falscher oder irreführender Herkunftsangaben 
auf Waren 

vom 14. April 1891 
revidiert in Washington am 2. Juni 1911, 

im Haag am 6. November 1925, 
in London am 2. Juni 1934 

und in Lissabon am 31. Oktober 1958 

Acte de Stockholm 
du 14 juillet 1967 additionnel à l'Arrangement de Madrid 

concernant la répression des indications de provenance fausses 
ou fallacieuses sur les produits 

du 14 avril 1891 
revisé à Washington le 2 juin 1911, 
à La Haye le 6 novembre 1925, 

à Londres le 2 juin 1934, 
à Lisbonne le 31 octobre 1958 

Article 1 

Transfert des fonctions de dépositaire en ce qui concerne 
l'Arrangement de Madrid 

Les instruments d'adhésion à l'Arrangement de Madrid 
concernant la répression des indications de provenance 
fausses ou fallacieuses sur les produits du 14 avril 1891 
(ci-après dénommé « l'Arrangement de Madrid »), tel que 
revisé à Washington le 2 juin 1911, La Haye le 6 no-
vembre 1925, Londres le 2 juin 1934 et à Lisbonne le 
31 octobre 1958 (ci-après dénommé « l'Acte de Lis-
bonne»), seront déposés auprès du Directeur général de 
l'Organisation Mondiale de la Propriété Intellectuelle 
(ci-après dénommé « le Directeur général »), qui notifiera 
ces dépôts aux pays parties à l'Arrangement. 

Article 2 

Adaptation des références dans l'Arrangement de Madrid 
à certaines dispositions de la Convention de Paris 

La référence, dans les articles 5 et 6.2) de l'Acte de 
Lisbonne, aux articles 16, 16bis et 17bis de la Convention 
générale sera considérée comme une référence aux dis-
positions de l'Acte de Stockholm de la Convention de 
Paris pour la protection de la propriété industrielle qui 
correspondent auxdits articles. 

Article 3 

Signature et ratification de l'Acte additionnel 
et adhésion au même Acte 

1) Tout pays partie à l'Arrangement de Madrid peut 
signer le présent Acte additionnel et tout pays qui a 
ratifié l'Acte de Lisbonne ou y a adhéré peut ratifier le 
présent Acte additionnel ou y adhérer. 

2) Les instruments de ratification ou d'adhésion sont 
déposés auprès du Directeur général. 

Article 4 

Acceptation automatique des articles 1 et 2 
par les pays adhérant à l'Acte de Lisbonne 

Tout pays qui n'a pas ratifié l'Acte de Lisbonne ou 
n'y a pas adhéré sera également lié par les articles i et 2 

(Übersetzung) 
Artikel 1 

Übertragung der Aufgaben der Verwahrstelle 
hinsichtlich des Madrider Abkommens 

Die Beitrittsurkunden zum Madrider Abkommen über 
die Unterdrückung falscher oder irreführender Herkunfts-
angaben auf Waren vom 14. April 1891 (im folgenden 
als „das Madrider Abkommen" bezeichnet), revidiert in 
Washington am 2. Juni 1911, im Haag am 6. November 
1925, in London am 2. Juni 1934 und in Lissabon am 
31. Oktober 1958 (im folgenden als „die Lissaboner Fas-
sung" bezeichnet), werden beim Generaldirektor der 
Weltorganisation für geistiges Eigentum (im folgenden 
als „der Generaldirektor" bezeichnet) hinterlegt, der diese 
Hinterlegungen den Vertragsländern des Abkommens 
notifiziert. 

Artikel 2 

Anpassung der Bezugnahmen im Madrider Abkommen 
auf einzelne Bestimmungen 

der Pariser Verbandsübereinkunft 

Die Bezugnahmen in den Artikeln 5 und 6 Absatz 2 
der Lissaboner Fassung auf die Artikel 16, 16bis und 17bis 
der Hauptübereinkunft gelten als Bezugnahmen auf die 
diesen Artikeln entsprechenden Bestimmungen der Stock-
holmer Fassung der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums. 

Artikel 3 

Unterzeichnung und Ratifikation der Zusatzvereinbarung 
und Beitritt zu dieser Zusatzvereinbarung 

(1) Jedes Vertragsland des Madrider Abkommens kann 
diese Zusatzvereinbarung unterzeichnen, und jedes Land, 
das die Lissaboner Fassung ratifiziert hat oder ihr bei-
getreten ist, kann diese Zusatzvereinbarung ratifizieren 
oder ihr beitreten. 

(2) Die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden werden 
beim Generaldirektor hinterlegt. 

Artikel 4 

Automatische Annahme der Artikel 1 und 2 
durch die der Lissaboner Fassung beitretenden Länder 

Jedes Land, das die Lissaboner Fassung weder rati-
fiziert hat noch ihr beigetreten ist, wird von dem Zeit- 
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du présent Acte additionnel à compter de la date à la-
quelle son adhésion à l'Acte de Lisbonne entrera en 
vigueur, sous réserve, toutefois, que si, à ladite date, le 
présent Acte additionnel n'est pas encore entré en vi-
gueur en application de l'article 5.1), ce pays sera alors 
lié par les articles 1 et 2 du présent Acte additionnel 
seulement à compter de la date d'entrée en vigueur du 
présent Acte additionnel en application de l'article 5.1). 

Article S 

Entrée en vigueur de l'Acte additionnel 

1) Le présent Acte additionnel entre en vigueur à la 
date à laquelle la Convention de Stockholm du 14 juillet 
1967, instituant l'Organisation Mondiale de la Propriété 
Intellectuelle, sera entrée en vigueur, sous réserve, toute-
fois, que si, à cette date, au moins deux ratifications du 
présent Acte additionnel ou deux adhésions à celui-ci 
n'ont pas été déposées, le présent Acte additionnel en-
trera alors en vigueur à la date à laquelle deux ratifi-
cations du présent Acte additionnel ou deux adhésions à 
celui-ci auront été déposées. 

2) A l'égard de tout pays qui dépose son instrument 
de ratification ou d'adhésion après la date à laquelle le 
présent Acte additionnel entre en vigueur en application 
de l'alinéa précédent, le présent Acte additionnel entre 
en vigueur trois mois après la date à laquelle sa ratifi-
cation ou son adhésion a été notifiée par le Directeur 
général. 

Article 6 

Signature, etc., de l'Acte additionnel 

1) Le présent Acte additionnel est signé en un exem-
plaire, en langue française, et déposé auprès du Gou-
vernement de la Suède. 

2) Le présent Acte additionnel reste ouvert à la signa-
ture, à Stockholm, jusqu'à la date de son entrée en 
vigueur en application de l'article 5.1). 

3) Le Directeur général transmet deux copies, certi-
fiées conformes par le Gouvernement de la Suède, du 
texte signé du présent Acte additionnel aux Gouverne-
ments de tous les pays parties à l'Arrangement de 
Madrid et, sur demande, au Gouvernement de tout autre 
pays. 

4) Le Directeur général fait enregistrer le présent Acte 
additionnel auprès du Secrétariat des Nations Unies. 

5) Le directeur général notifie aux Gouvernements de 
tous les pays parties à l'Arrangement de Madrid les 
signatures, les dépôts d'instruments de ratification ou 
d'adhésion, l'entrée en vigueur et les autres notifications 
requises. 

Article 7 

Clause transitoire 

Jusqu'à l'entrée en fonctions du premier Directeur 
général, les références, dans le présent Acte additionnel, 
au Directeur général sont considérées comme se rappor-
tant au Directeur des Bureaux internationaux réunis pour 
la protection de la propriété intellectuelle. 

EN FOI DE QUOI, les soussignés, dûment autorisés à 
cet effet, ont signé le présent Acte additionnel. 

FAIT à Stockholm, le 14 juillet 1967. 

Pour le BRÉSIL: 

Pour CEYLAN: 

punkt an, zu dem sein Beitritt zur Lissaboner Fassung 
wirksam wird, gleichzeitig durch die Artikel 1 und 2 die-
ser Zusatzvereinbarung gebunden; jedoch wird dieses 
Land, wenn zu diesem Zeitpunkt diese Zusatzvereinbarung 
noch nicht gemäß Artikel 5 Absatz 1 in Kraft getreten 
ist, durch die Artikel 1 und 2 dieser Zusatzvereinbarung 
erst von dem Zeitpunkt an gebunden, zu dem diese Zu-
satzvereinbarung gemäß Artikel 5 Absatz 1 in Kraft tritt. 

Artikel 5 

Inkrafttreten der Zusatzvereinbarung 

(1) Diese Zusatzvereinbarung tritt zu dem Zeitpunkt 
in Kraft, zu dem das Stockholmer Übereinkommen vom 
14. Juli 1967 zur Errichtung der Weltorganisation für 
geistiges Eigentum in Kraft tritt; jedoch tritt diese Zusatz-
vereinbarung, wenn zu diesem Zeitpunkt nicht minde-
stens zwei Ratifikationsurkunden oder zwei Beitritts-
urkunden zu dieser Zusatzvereinbarung hinterlegt wor-
den sind, erst zu dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem zwei 
Ratifikationsurkunden oder zwei Beitrittsurkunden zu 
dieser Zusatzvereinbarung hinterlegt worden sind. 

(2) Für jedes Land, das seine Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde nach dem Zeitpunkt, zu dem diese Zusatz-
vereinbarung gemäß Absatz 1 in Kraft tritt, hinterlegt, 
tritt diese Zusatzvereinbarung drei Monate nach dem 
Zeitpunkt der Notifizierung seiner Ratifikation oder sei-
nes Beitritts durch den Generaldirektor in Kraft. 

Artikel 6 

Unterzeichnung usw. der Zusatzvereinbarung 

(1) Diese Zusatzvereinbarung wird in einer Urschrift in 
französischer Sprache unterzeichnet und bei der schwedi-
schen Regierung hinterlegt. 

(2) Diese Zusatzvereinbarung liegt bis zu ihrem Inkraft-
treten gemäß Artikel 5 Absatz 1 in Stockholm zur Unter-
zeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei von der 
schwedischen Regierung beglaubigte Abschriften des 
unterzeichneten Textes dieser Zusatzvereinbarung den 
Regierungen aller Vertragsländer des Madrider Abkom-
mens und der Regierung jedes anderen Landes, die es 
verlangt. 

(4) Der Generaldirektor läßt diese Zusatzvereinbarung 
beim Sekretariat der Vereinten Nationen registrieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen 
aller Vertragsländer des Madrider Abkommens die Unter-
zeichnungen, die Hinterlegungen von Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunden, das Inkrafttreten und alle anderen 
erforderlichen Mitteilungen. 

Artikel 7 

Übergangsbestimmung 

Bis zur Amtsübernahme durch den ersten Generaldirek-
tor gelten Bezugnahmen in dieser Zusatzvereinbarung 
auf den Generaldirektor als Bezugnahmen auf den Direk-
tor der Vereinigten Internationalen Büros zum Schutz 
des geistigen Eigentums. 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig bevoll-
mächtigten Unterzeichneten diese Zusatzvereinbarung 
unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967. 

Für BRASILIEN: 

Für CEYLON: 
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Pour CUBA: Für KUBA: 

A. M. González 

Pour l'ESPAGNE: Für SPANIEN: 

J. F. Alcover 

Electo J. Garcia Tejedor 

Pour la FRANCE: Für FRANKREICH: 

B. de Menthon 

Pour la HONGRIE: Für UNGARN: 

Esztergályos 

Pour l'IRLANDE: Für IRLAND: 

Valentin Iremonger 

Pour ISRAEL: Für ISRAEL: 

Z. Sher 

G. Gavrieli 

Pour l'ITALIE: Für ITALIEN: 

Cippico 
Giorgio Ranz i 

Pour le JAPON: Für JAPAN: 

M. Takahashi 

C. Kaw ade  

Pour le LIBAN: 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

Für LIBANON: 

Für LIECHTENSTEIN: 

Marianne Marxer 

Pour le MAROC: Für MAROKKO: 

H'ssaine 

Pour MONACO: Für MONACO: 

J. M. Notari 

Pour la NOUVELLE-ZÉLANDE: 

Pour la POLOGNE: 

Für NEUSEELAND: 

Für POLEN: 

M. Kajzer 

Pour le PORTUGAL: Für PORTUGAL: 

Adriano de Carvalho 

José de Oliveira Ascensão 

.uy Alvaro Costa de Morais Serráo 

Pour la RÉPUBLIQUE ARABE UNIE: 

Pour la RÉPUBLIQUE DOMINICAINE: 

Pour la RÉPUBLIQUE FEDERALE D'ALLEMAGNE: 

Für die VEREINIGTE ARABISCHE REPUBLIK: 

Für die DOMINIKANISCHE REPUBLIK: 

Für die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Kurt Haertel 

Pour la REPUBLIQUE DU VIETNAM: 

Pour le 
ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE 

ET D'IRLANDE DU NORD: 

Für die REPUBLIK VIETNAM: 

Für das 
VEREINIGTE KÖNIGREICH VON GROSSBRITANNIEN 

UND NORDIRLAND: 

Gordon  Grant 

 William Wallace 

Pour SAINT-MARIN: 

Pour la SUEDE: 

Für SAN MARINO: 

Für SCHWEDEN: 

Herman Kling 
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Pour la SUISSE: Für die SCHWEIZ: 
Hans Morf 

Joseph V o y a m e 

Pour la SYRIE: 

Pour la TCHÉCOSLOVAQUIE: 

Pour la TUNISIE: 

Für SYRIEN: 

Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 

Für TUNESIEN: 

M. Kedadi 

Pour la TURQUIE: Für die TÜRKEI: 
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Stockholmer Ergänzungsvereinbarung 
vom 14. Juli 1967 zum Haager Abkommen 

über die internationale Hinterlegung gewerblicher Muster und Modelle 
vom 6. November 1925 

revidiert in London am 2. Juni 1934 
und im Haag am 25. November 1960 

und ergänzt durch die Zusatzvereinbarung 
von Monaco vom 18. November 1961 

Acte de Stockholm 
du 14 juillet 1967 complémentaire à l'arrangement de La Haye 

concernant le dépôt international des dessins et modèles industriels 
du 6 novembre 1925 

revisé à Londres le 2 juin 1934 
et à La Haye le 25 novembre 1960 
et complété par l'acte additionnel 
de Monaco le 18 novembre 1961 

Article 1 

Définitions 

Au sens du présent Acte complémentaire, il faut enten-
dre par: 

« Acte de 1934 », l'Acte signé à Londres le 2 juin 1934 
de l'Arrangement de La Haye concernant le dépôt inter-
national des dessins et modèles industriels; 

« Acte de 1960 «, l'Acte signé à La Haye le 28 novem-
bre 1960 de l'Arrangement de La Haye concernant le 
dépôt international des dessins et modèles industriels; 

« Acte additionnel de 1961 », l'Acte signé à Monaco le 
18 novembre 1961, additionnel à l'Acte de 1934; 

« Organisation », l'Organisation Mondiale de la Propriété 
Intellectuelle; 

« Bureau international », le Bureau international de la 
propriété intellectuelle; 

«Directeur général », le Directeur général de l'Organisa-
tion; 

« Union particulière », l'Union de La Haye, créée par 
l'Arrangement de La Haye du 6 novembre 1925 concer-
nant le dépôt international des dessins et modèles indus-
triels, et maintenue par les Actes de 1934 et de 1960, et 
par l'Acte additionnel de 1961, ainsi que par le présent 
Acte complémentaire. 

Article 2 

Assemblée 

1) a) L'Union particulière a une Assemblée composée 
des pays qui ont ratifié le présent Acte ou y ont 
adhéré. 

b) Le Gouvernement de chaque pays est représenté 
par un délégué, qui peut être assisté de sup-
pléants, de conseillers et d'experts. 

(Übersetzung) 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinn dieser Ergänzungsvereinbarung bedeutet: 

„Fassung von 1934" die am 2. Juni 1934 in London unter

-

zeichnete Fassung des Haager Abkommens über die inter

-

nationale Hinterlegung gewerblicher Muster und Modelle; 

„Fassung von 1960" die am 28. November 1960 im Haag 
unterzeichnete Fassung des Haager Abkommens über die 
internationale Hinterlegung gewerblicher Muster und 
Modelle; 

„Zusatzvereinbarung von 1961" die am 18. November 
1961 in Monaco unterzeichnete Zusatzvereinbarung zu 
der Fassung von 1934; 

„Organisation" die Weltorganisation für geistiges Eigen-
tum; 

„Internationales Büro" das Internationale Büro für gei-
stiges Eigentum; 

„Generaldirektor" der Generaldirektor der Organisation; 

„Besonderer Verband" der durch das Haager Abkommen 
vom 6. November 1925 über die internationale Hinter-
legung gewerblicher Muster und Modelle errichtete und 
durch die Fassungen von 1934 und 1960 sowie durch die 
Zusatzvereinbarung von 1961 und diese Ergänzungsver-
einbarung aufrechterhaltene Haager Verband. 

Artikel 2 

Versammlung 

(1) a) Der besondere Verband hat eine Versammlung, 
die sich aus den Ländern zusammensetzt, die 
diese Ergänzungsvereinbarung ratifiziert haben 
oder ihr beigetreten sind. 

b) Die Regierung jedes Landes wird durch einen 
Delegierten vertreten, der von Stellvertretern, 
Beratern und Sachverständigen unterstützt wer-
den kann. 
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c) Les dépenses de chaque délégation sont suppor- 
tées par le Gouvernement qui l'a désignée. 

2) a) L'Assemblée: 
i) traite de toutes les questions concernant le 
maintien et le développement de 1 Union 
particulière et l'application de son Arrange-
ment; 

ii) donne au Bureau international des direc-
tives concernant la préparation des confé-
rences de revision, compte étant dûment 
tenu des observations des pays de l'Union 
particulière qui n'ont pas ratifié le présent 
Acte ou n'y ont pas adhéré; 

iii) modifie le règlement d'exécution et fixe le 
montant des taxes relatives au dépôt inter-
national des dessins et modèles industriels; 

iv) examine et approuve les rapports et les ac-
tivités du Directeur général relatifs à 
l'Union particulière et lui donne toutes di-
rectives utiles concernant les questions de 
la compétence de l'Union particulière ;  

y) arrête le programme, adopte le budget 
triennal de l'Union particulière et approuve 
ses comptes de clôture; 

vi) adopte le Règlement financier de l'Union 
particulière; 

vii) crée les comités d'experts et groupes de 
travail qu'elle juge utiles à la réalisation 
des objectifs de l'Union particulière; 

viii) décide quels sont les pays non membres de 
l'Union particulière et quelles sont les orga-
nisations intergouvernementales et interna-
tionales non gouvernementales qui peuvent 
être admis à ses réunions en qualité d'ob-
servateurs; 

ix) adopte les modifications des articles 2 à 5; 
x) entre prend toute autre action appropriée en 

vue d'atteindre les objectifs de l'Union par-
ticulière; 

xi) s'acquitte de toutes autres tâches qu'impli-
que le présent Acte complémentaire. 

b) Sur les questions qui intéressent également 
d'autres Unions administrées par l'Organisation, 
l'Assemblée statue connaissance prise de l'avis 
du Comité de coordination de l'Organisation. 

3) a) Chaque pays membre de l'Assemblée dispose 
d'une voix. 

b) La moitié des pays membres de l'Assemblée 
constitue le quorum. 

c) Nonobstant les dispositions du sous-alinéa b), si, 
lors d'une session, le nombre des pays repré-
sentés est inférieur à la moitié mais égal ou 
supérieur au tiers des pays membres de l'As-
semblée, celle-ci peut prendre des décisions; 
toutefois, les décisions de l'Assemblée, à l'excep-
tion de celles qui concernent sa procédure, ne 
deviennent exécutoires que lorsque les condi-
tions énoncées ci-après sont remplies. Le Bureau 
international communique lesdites décisions aux 
pays membres de l'Assemblée qui n'étaient pas 
représentés, en les invitant à exprimer par écrit, 

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der 
Regierung getragen, die sie entsandt hat. 

(2) a) Die Versammlung 

i) behandelt alle Fragen betreffend die Er-
haltung und die Entwicklung des besonde-
ren Verbandes sowie die Anwendung seines 
Abkommens; 

ii) erteilt dem Internationalen Büro Weisun-
gen für die Vorbereitung der Revisions-
konferenzen unter gebührender Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der Länder des 
besonderen Verbandes, die diese Ergän-
zungsvereinbarung weder ratifiziert haben 
noch ihr beigetreten sind; 

iii) ändert die Ausführungsordnung und setzt 
die Höhe der Gebühren für die internatio-
nale Hinterlegung gewerblicher Muster und 
Modelle fest; 

iv) prüft und billigt die Berichte und die Tätig-
keit des Generaldirektors betreffend den 
besonderen Verband und erteilt ihm alle 
zweckdienlichen Weisungen in Fragen, die 
in die Zuständigkeit des besonderen Ver-
bandes fallen; 

v) legt das Programm fest, beschließt den 
Dreijahres-Haushaltsplan des besonderen 
Verbandes und billigt seine Rechnungs-
abschlüsse; 

vi) beschließt die Finanzvorschriften des be-
sonderen Verbandes; 

vii) bildet die Sachverständigenausschüsse und 
Arbeitsgruppen, die sie zur Verwirklichung 
der Ziele des besonderen Verbandes für 
zweckdienlich hält; 

viii) bestimmt, welche Nichtmitgliedländer des 
besonderen Verbandes, welche zwischen-
staatlichen und welche internationalen 
nichtstaatlichen Organisationen zu ihren 
Sitzungen als Beobachter zugelassen wer-
den; 

ix) beschließt Änderungen der Artikel 2 bis 5; 

x) nimmt jede andere Handlung vor, die zur 
Erreichung der Ziele des besonderen Ver-
bandes geeignet ist; 

xi) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die 
sich aus dieser Ergänzungsvereinbarung 
ergeben. 

b) Über Fragen, die auch für andere von der Orga-
nisation verwaltete Verbände von Interesse 
sind, entscheidet die Versammlung nach An-
hörung des Koordinierungsausschusses der Or-
ganisation. 

(3) a) Jedes Mitgliedland der Versammlung verfügt 
über eine Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer der Versammlung 
bildet das Quorum (die für die Beschlußfähigkeit 
erforderliche Mindestzahl). 

c) Ungeachtet des Buchstaben b kann die Ver-
sammlung Beschlüsse fassen, wenn während 
einer Tagung die Zahl der vertretenen Länder 
zwar weniger als die Hälfte, aber mindestens 
ein Drittel der Mitgliedländer der Versammlung 
beträgt; jedoch werden diese Beschlüsse mit 
Ausnahme der Beschlüsse über das Verfahren 
der Versammlung nur dann wirksam, wenn die 
folgenden Bedingungen erfüllt sind: Das Inter-
nationale Büro teilt diese Beschlüsse den Mit-
gliedländern der Versammlung mit, die nicht 
vertreten waren, und lädt sie ein, innerhalb 
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dans un délai de trois mois à compter de la date 
de ladite communication, leur vote ou leur ab-
stention. Si, à l'expiration de ce délai, le nombre 
des pays ayant ainsi exprimé leur vote ou leur 
abstention est au moins égal au nombre de pays 
qui faisait défaut pour que le quorum fût atteint 
lors de la session, lesdites décisions deviennent 
exécutoires, pourvu qu'en même temps la majo-
rité nécessaire reste acquise. 

d) Sous réserve des dispositions de l'article 5.2), les 
décisions de l'Assemblée sont prises à la majo-
rité des deux tiers des votes exprimés. 

e) L'abstention n'est pas considérée comme un vote. 

f) Un délégué ne peut représenter qu'un seul pays 
et ne peut voter qu'au nom de celui-ci. 

g) Les pays de l'Union particulière qui ne sont pas 
membres de l'Assemblée sont admis à ses réu-
nions en qualité d'observateurs. 

4) a) L'Assemblée se réunit une fois tous les trois ans 
en session ordinaire, sur convocation du Direc-
teur général et, sauf cas exceptionnels, pendant 
la même période et au même lieu que l'Assem-
blée générale de l'Organisation. 

b) L'Assemblée se réunit en session extraordinaire 
sur convocation adressée par le Directeur géné-
ral, à la demande d'un quart des pays membres 
de l'Assemblée. 

c) L'ordre du jour de chaque session est préparé 
par le Directeur général. 

5) L'Assemblée adopte son règlement intérieur. 

Article 3 

Bureau international 

1) a) Les tâches relatives au dépôt international des 
dessins et modèles industriels ainsi que les autres 
tâches administratives incombant à l'Union 
particulière sont assurées par le Bureau inter-
national. 

b) En particulier, le Bureau international prépare 
les réunions et assure le secrétariat de l'Assem-
blée et des comités d'experts et groupes de tra-
vail qu'elle peut créer. 

c) Le Directeur général est le plus haut fonction-
naire de l'Union particulière et la représente. 

2) Le Directeur général et tout membre du personnel 
désigné par lui prennent part, sans droit de vote, à toutes 
les réunions de l'Assemblée et de tout comité d'experts 
ou groupe de travail qu'elle peut créer. Le Directeur 
général ou un membre du personnel désigné par lui est 
d'office secrétaire de ces organes. 

3) a) Le Bureau international, selon les directives de 
l'Assemblée, prépare les conférences de revision 
des dispositions de l'Arrangement. 

b) Le Bureau international peut consulter des orga-
nisations intergouvernementales et internationa-
les non gouvernementales sur la préparation des 
conférences de revision. 

einer Frist von drei Monaten vom Zeitpunkt der 
Mitteilung an schriftlich ihre Stimme oder 
Stimmenthaltung bekanntzugeben. Entspricht 
nach Ablauf der Frist die Zahl der Länder, die 
auf diese Weise ihre Stimme oder Stimmenthal-
tung bekanntgegeben haben, mindestens der 
Zahl der Länder, die für die Erreichung des 
Quorums während der Tagung gefehlt hatte, so 
werden die Beschlüsse wirksam, sofern gleich-
zeitig die erforderliche Mehrheit noch vorhan-
den ist. 

d) Vorbehaltlich des Artikels 5 Absatz 2 faßt die 
Versammlung ihre Beschlüsse mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. 

f) Ein Delegierter kann nur ein Land vertreten 
und nur in dessen Namen abstimmen. 

g) Die Länder des besonderen Verbandes, die nicht 
Mitglied der Versammlung sind, werden zu den 
Sitzungen der Versammlung als Beobachter zu-
gelassen. 

(4) a) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor alle drei Jahre einmal zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen, und zwar, 
abgesehen von außergewöhnlichen Fällen, zu 
derselben Zeit und an demselben Ort wie die 
Generalversammlung der Organisation. 

b) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor zu einer außerordentlichen 
Tagung zusammen, wenn ein Viertel der Mit-
gliedländer der Versammlung es verlangt. 

c) Die Tagesordnung jeder Tagung wird vom Ge-
neraldirektor vorbereitet. 

(5) Die Versammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 3 

Internationales Büro 

(1) a) Die Aufgaben hinsichtlich der internationalen 
Hinterlegung gewerblicher Muster und Modelle 
sowie die anderen Verwaltungsaufgaben des be-
sonderen Verbandes werden vom Internatio-
nalen Büro wahrgenommen. 

b) Das Inte rnationale Büro bereitet insbesondere 
die Sitzungen der Versammlung sowie der etwa 
von ihr gebildeten Sachverständigenausschüsse 
und Arbeitsgruppen vor und besorgt das Sekre-
tariat dieser Organe. 

c) Der Generaldirektor ist der höchste Beamte des 
besonderen Verbandes und vertritt diesen Ver-
band. 

(2) Der Generaldirektor und die von ihm bestimmten 
Mitglieder des Personals nehmen ohne Stimmrecht an 
allen Sitzungen der Versammlung und aller etwa von ihr 
gebildeten Sachverständigenausschüsse oder Arbeitsgrup-
pen teil. Der Generaldirektor oder ein von ihm bestimm-
tes Mitglied des Personals ist von Amts wegen Sekretär 
dieser Organe. 

(3) a) Das Internationale Büro bereitet nach den Wei-
sungen der Versammlung die Konferenzen zur 
Revision der Bestimmungen des Abkommens 
vor. 

b) Das Internationale Büro kann bei der Vorberei-
tung von Revisionskonferenzen zwischenstaat-
liche sowie internationale nichtstaatliche Organi-
sationen konsultieren. 
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c) Le Directeur général et les personnes désignées 
par lui prennent part, sans droit de vote, aux dé-
libérations dans ces conférences. 

4) Le Bureau international exécute toutes autres tâches 
qui lui sont attribuées. 

Article 4 

Finances 

1) a) L'Union particulière a un budget. 

b) Le budget de l'Union particulière comprend les 
recettes et les dépenses propres à l'Union parti-
culière, sa contribution au budget des dépenses 
communes aux Unions, ainsi que, le cas échéant, 
la somme mise à la disposition du budget de la 
Conférence de l'Organisation. 

c) Sont considérées comme dépenses communes aux 
Unions les dépenses qui ne sont pas attribuées 
exclusivement à l'Union particulière mais égale-
ment à une ou plusieurs autres Unions adminis-
trées par l'Organisation. La part de l'Union par-
ticulière dans ces dépenses communes est pro-
portionnelle à l'intérêt que ces dépenses présen-
tent pour elle. 

2) Le budget de l'Union particulière est arrêté compte 
tenu des exigences de coordination avec les budgets des 
autres Unions administrées par l'Organisation. 

3) Le budget de l'Union particulière est financé par les 
ressources suivantes: 

i) les taxes relatives au dépôt international et les taxes 
et sommes dues pour les autres services rendus par 
le Bureau international au titre de l'Union particu-
lière; 

ii) le produit de la vente des publications du Bureau 
international concernant l'Union particulière et les 
droits afférents à ces publications; 

iii) les dons, legs et subventions; 

iv) les loyers, intérêts et autres revenus divers. 

4) a) Le montant des taxes mentionnées à l'alinéa 3) i) 
est fixé par l'Assemblée, sur proposition du Di-
recteur général. 

b) Ce montant est fixé de manière à ce que les re-
cettes de l'Union particulière provenant des 
taxes et des autres sources de revenus permet-
tent au moins de couvrir les dépenses du Bureau 
international intéressant l'Union particulière. 

c) Dans le cas où le budget n'est pas adopté avant 
le début d'un nouvel exercice, le budget de l'an-
née précédente est reconduit selon les modalités 
prévues par le règlement financier. 

5) Sous réserve des dispositions de l'alinéa 4) a), le 
montant des taxes et sommes dues pour les autres ser-
vices rendus par le Bureau international au titre de 
l'Union particulière est fixé par le Directeur général, qui 
en fait rapport à l'Assemblée. 

6) a) L'Union particulière possède un fonds de roule-
ment constitué par les excédents de recettes et, 
si de tels excédents ne suffisent pas, par un ver-
sement unique effectué par chaque pays de 
l'Union particulière. Si le fonds devient insuffi-
sant, l'Assemblée décide de son augmentation. 

b) Le montant du versement initial de chaque pays 
au fonds précité ou de sa participation à l'aug- 

c) Der Generaldirektor und die von ihm bestimm-
ten Personen nehmen ohne Stimmrecht an den 
Beratungen dieser Konferenzen teil. 

(4) Das Internationale Büro nimmt alle anderen Auf-
gaben wahr, die ihm übertragen werden. 

Artikel 4 

Finanzen 

(1) a) Der besondere Verband hat einen Haushalts-
plan. 

b) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes 
umfaßt die eigenen Einnahmen und Ausgaben 
des besonderen Verbandes, dessen Beitrag zum 
Haushaltsplan der gemeinsamen Ausgaben der 
Verbände sowie gegebenenfalls den dem Haus-
haltsplan der Konferenz der Organisation zur 
Verfügung gestellten Betrag. 

c) Als gemeinsame Ausgaben der Verbände gelten 
die Ausgaben, die nicht ausschließlich dem be-
sonderen Verband, sondern auch einem oder 
mehreren anderen von der Organisation verwal-
teten Verbänden zuzurechnen sind. Der Anteil 
des besonderen Verbandes an diesen gemein-
samen Ausgaben entspricht dem Interesse, das 
der besondere Verband an ihnen hat. 

(2) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes wird 
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit seiner Ab-
stimmung mit den Haushaltsplänen der anderen von der 
Organisation verwalteten Verbände aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes um-
faßt folgende Einnahmen: 
i) Gebühren für die internationale Hinterlegung sowie 
Gebühren und Beträge für andere Dienstleistungen 
des Internationalen Büros im Rahmen des besonderen 
Verbandes; 

ii) Verkaufserlöse und andere Einkünfte aus Veröffent-
lichungen des Internationalen Büros, die den beson-
deren Verband betreffen; 

iii) Schenkungen, Vermächtnisse und Zuwendungen; 
iv) Mieten, Zinsen und andere verschiedene Einkünfte. 

(4) a) Die Höhe der in Absatz 3 Ziffer i genannten 
Gebühren wird von der Versammlung auf Vor-
schlag des Generaldirektors festgesetzt. 

b) Diese Höhe wird in der Weise festgesetzt, daß 
die Einnahmen des besonderen Verbandes aus 
den Gebühren und den anderen Einkünften 
destens zur Deckung der Ausgaben des Inter-
nationalen Büros für den besonderen Verband 
ausreichen. 

c) Wird der Haushaltsplan nicht vor Beginn eines 
neuen Rechnungsjahres beschlossen, so wird 
der Haushaltsplan des Vorjahres nach Maßgabe 
der Finanzvorschriften übernommen. 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 4 Buchstabe a wird die 
Höhe der Gebühren und Beträge für andere Dienst-
leistungen des Internationalen Büros im Rahmen des be-
sonderen Verbandes vom Generaldirektor festgesetzt, 
der der Versammlung darüber berichtet. 

(6) a) Der besondere Verband hat einen Betriebsmittel-
fonds, der durch die Einnahmenüberschüsse und, 
wenn diese Einnahmenüberschüsse nicht genügen, 
durch eine einmalige Zahlung jedes Landes des 
besonderen Verbandes gebildet wird. Reicht der 
Fonds nicht mehr aus, so beschließt die Ver-
sammlung seine Erhöhung. 

b) Die Höhe der erstmaligen Zahlung jedes Landes 
zu diesem Fonds oder sein Anteil an dessen 
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mentation de celui-ci est proportionnel à la con-
tribution de ce pays, en tant que membre de 
l'Union de Paris pour la protection de la pro-
priété industrielle, au budget de ladite Union 
pour l'année au cours de laquelle le fonds est 
constitué ou l'augmentation décidée. 

c) La proportion et les modalités de versement sont 
arrêtées par l'Assemblée, sur proposition du Di-
recteur général et après avis du Comité de co-
ordination de l'Organisation. 

7) a) L'accord de siège conclu avec le pays sur le 
territoire duquel l'Organisation a son siège pré-
voit que, si le fonds de roulement est insuffisant, 
ce pays accorde des avances. Le montant de ces 
avances et les conditions dans lesquelles elles 
sont accordées font l'objet, dans chaque cas, 
d'accords séparés entre le pays en cause et 
l'Organisation. 

b) Le pays visé au sous-alinéa a) et l'Organisation 
ont chacun le droit de dénoncer l'engagement 
d'accorder des avances moyennant notification 
par écrit. La dénonciation prend effet trois ans 
après la fin de l'année au cours de laquelle elle 
a été notifiée. 

8) La vérification des comptes est assurée, selon les 
modalités prévues par le règlement financier, par un ou 
plusieurs pays de l'Union particulière ou par des con-
trôleurs extérieurs, qui sont, avec leur consentement, dé-
signés par l'Assemblée. 

Article 5 

Modifications aux articles 2 à 5 

1) Des propositions de modification au présent Acte 
complémentaire peuvent être présentées par tout pays 
membre de l'Assemblée ou par le Directeur général. Ces 
propositions sont communiquées par ce dernier aux pays 
membres de l'Assemblée six mois au moins avant d'être 
soumises à l'examen de l'Assemblée. 

2) Toute modification visée à l'alinéa 1) est adoptée 
par l'Assemblée. L'adoption requiert les trois quarts des 
votes exprimés; toutefois, toute modification de l'article 2 
et du présent alinéa requiert les quatre cinquièmes des 
votes exprimés. 

3) Toute modification visée à l'alinéa 1) entre en 
vigueur un mois après la réception par le Directeur 
général des notifications écrites d'acceptation, effectuée 
en conformité avec leurs règles constitutionnelles res-
pectives, de la part des trois quarts des pays qui étaient 
membres de l'Assemblée au moment où la modification 
a été adoptée. Toute modification ainsi acceptée lie tous 
les pays qui sont membres de l'Assemblée au moment 
où la modification entre en vigueur ou qui en deviennent 
membres à une date ultérieure. 

Article 6 

Modifications à l'Acte de 1934 
et à l'Acte additionnel de 1961 

1) a) Les références, dans l'Acte de 1934, au « Bureau 
international de la propriété industrielle à 
Berne », au «Bureau international de Berne » ou 
au « Bureau international » sont à considérer 
comme se rapportant au Bureau international tel 
qu'il est défini à l'article 1 du présent Acte 
complémentaire. 

b) L'article 15 de l'Acte de 1934 est abrogé. 

Erhöhung ist proportional zu dem Beitrag, den 
dieses Land als Mitglied der Pariser Verbands-
übereinkunft zum Schutz des gewerblichen 
Eigentums zum Haushaltsplan dieses Verbandes 
für das Jahr leistet, in dem der Fonds gebildet 
oder die Erhöhung beschlossen wird. 

c) Dieses Verhältnis und die Zahlungsbedingungen 
werden von der Versammlung auf Vorschlag des 
Generaldirektors und nach Äußerung des Ko-
ordinierungsausschusses der Organisation fest-
gesetzt. 

(7) a) Das Abkommen über den Sitz, das mit dem 
Land geschlossen wird, in dessen Hoheitsgebiet 
die Organisation ihren Sitz hat, sieht vor, daß 
dieses Land Vorschüsse gewährt, wenn der 
Betriebsmittelfonds nicht ausreicht. Die Höhe 
dieser Vorschüsse und die Bedingungen, unter 
denen sie gewährt werden, sind in jedem Fall 
Gegenstand besonderer Vereinbarungen zwi-
schen diesem Land und der Organisation. 

b) Das unter Buchstabe a bezeichnete Land und die 
Organisation sind berechtigt, die Verpflichtung 
zur Gewährung von Vorschüssen durch schrift-
liche Notifikation zu kündigen. Die Kündigung 
wird drei Jahre nach Ablauf des Jahres wirk-
sam, in dem sie notifiziert worden ist. 

(8) Die Rechnungsprüfung wird nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften von einem oder mehreren Ländern 
des besonderen Verbandes oder von außenstehenden 
Rechnungsprüfern vorgenommen, die mit ihrer Zustim-
mung von der Versammlung bestimmt werden. 

Artikel 5 

Änderungen der Artikel 2 bis 5 

(1) Vorschläge zur Änderung dieser Ergänzungsverein-
barung können von jedem Mitgliedland der Versamm-
lung oder vom Generaldirektor vorgelegt werden, Diese 
Vorschläge werden vom Generaldirektor mindestens 
sechs Monate, bevor sie in der Versammlung beraten 
werden, den Mitgliedländern der Versammlung mitgeteilt. 

(2) Jede Änderung gemäß Absatz 1 wird von der Ver-
sammlung beschlossen. Der Beschluß erfordert drei Vier-
tel der abgegebenen Stimmen; jede Änderung des Arti-
kels 2 und dieses Absatzes erfordert jedoch vier Fünftel 
der abgegebenen Stimmen. 

(3) Jede Änderung gemäß Absatz 1 tritt einen Monat 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die schriftlichen 
Notifikationen der verfassungsmäßig zustandegekomme-
nen Annahme des Änderungsvorschlags von drei Vierteln 
der Länder, die im Zeitpunkt der Beschlußfassung über 
die Änderung Mitglied der Versammlung waren, beim 
Generaldirektor eingegangen sind. Jede auf diese Weise 
angenommene Änderung bindet alle Länder, die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Änderung Mitglied der Ver-
sammlung sind oder später Mitglied werden. 

Artikel 6 

Änderungen der Fassung von 1934 und 
der Zusatzvereinbarung von 1961 

(1) a) Bezugnahmen in der Fassung von 1934 auf das 
„Internationale Büro zum Schutz des gewerb-
lichen Eigentums in Bern", auf das „Internatio-
nale Büro von Bern" oder auf das „Internatio-
nale Büro" gelten als Bezugnahmen auf das in 
Artikel 1 dieser Ergänzungsvereinbarung de-
finierte Internationale Büro. 

b) Artikel 15 der Fassung von 1934 wird aufgeho-
ben. 
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c) Toute modification du règlement d'exécution 
visé à l'article 20 de l'Acte de 1934 s'effectue 
selon la procédure prescrite par l'article 2. 2) 
a) iii) et 3) d). 

d) A l'article 21 de l'Acte de 1934, les mots « revi-
sée en 1928» sont remplacés par les mots «pour 
la protection des oeuvres littéraires et artisti-
ques ». 

e) Les références, dans l'article 22 de l'Acte de 
1934, aux articles 16, 16 bis  et 17 bis de la « Con-
vention générale » sont à considérer comme se 
rapportant à celles des dispositions de l'Acte de 
Stockholm de la Convention de Paris pour la 
protection de la propriété industrielle qui, dans 
ledit Acte de Stockholm, correspondent aux arti-
cles 16, 16 bis  et 17 bis  des Actes antérieurs de la 
Convention de Paris. 

2) a) Toute modification des taxes visées à l'article 3 
de l'Acte additionnel de 1961 s'effectue selon la 
procédure prescrite par l'article 2. 2) a) iii) et 
3) d). 

b) L'alinéa 1) de l'article 4 de l'Acte additionnel de 
1961, ainsi que les mots « lorsque le fonds de 
réserve a attteint ce montant » de l'alinéa 2) 
dudit article, sont abrogés. 

c) Les références, dans l'article 6. 2) de l'Acte addi-
tionnel de 1961, aux articles 16 et 16 bis de la 
Convention de Paris pour la protection de la 
propriété industrielle sont à considérer comme 
se rapportant à celles des dispositions de l'Acte 
de Stockholm de ladite Convention qui, dans 
l'Acte de Stockholm, correspondent aux arti-
cles 16 et 16 bis des Actes antérieurs de la Con-
vention de Paris. 

d) Les références, dans les alinéas 1) et 3) de l'ar-
ticle 7 de l'Acte additionnel de 1961, au Gouver-
nement de la Confédération suisse sont à consi-
dérer comme se rapportant au Directeur général. 

Article 7 

Modifications á l'Acte de 1960 

1) Les références, dans l'Acte de 1960, au «Bureau de 
l'Union internationale pour la protection de la pro-
priété industrielle » ou au « Bureau international » sont 
à considérer comme se rapportant au Bureau internatio-
nal tel qu'il est défini à l'article i du présent Acte com-
plémentaire. 

2) Les articles 19, 20, 21 et 22 de l'Acte de 1960 sont 
abrogés. 

3) Les références, dans l'Acte de 1960, au Gouverne-
ment de la Confédération suisse sont à considérer comme 
se rapportant au Directeur général. 

4) Dans l'article 29 de l'Acte de 1960, les mots « pério-
diques » (alinéa 1)) et « du Comité international des des-
sins ou modèles ou» (alinéa 2)) sont supprimés. 

Article 8 

Ratification du présent Acte complémentaire; 
adhésion au même Acte 

1) a) Les pays qui, avant le 13 janvier 1968, ont rati-
fié l'Acte de 1934 ou l'Acte de 1960, ainsi que 
les pays qui ont adhéré à l'un au moins de ces 

c) Jede Änderung der in Artikel 20 der Fassung 
von 1934 vorgesehenen Ausführungsordnung 
wird nach dem in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a 
Ziffer iii und Absatz 3 Buchstabe d vorge-
schriebenen Verfahren vorgenommen. 

d) In Artikel 21 der Fassung von 1934 werden die 
Worte „im Jahre 1928 revidierten" gestrichen 
und nach den Worten „Berner Übereinkunft" die 
Worte „zum Schutz von Werken der Literatur 
und Kunst" eingefügt. 

e) Die Bezugnahmen in Artikel 22 der Fassung von 
1934 auf die Artikel 16, 16bis und 16bis der 
„Hauptübereinkunft" gelten als Bezugnahmen 
auf die den Artikeln 16, 16bis und l7bis  der frühe-
ren Fassungen der Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerblichen Eigentums ent-
sprechenden Bestimmungen in der Stockholmer 
Fassung der Pariser Verbandsübereinkunft. 

(2) a) Jede Änderung der in Artikel 3 der Zusatzver-
einbarung von 1961 vorgesehenen Gebühren 
wird nach dem in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a 
Ziffer iii und Absatz 3 Buchstabe d vorgeschrie-
benen Verfahren vorgenommen. 

b) Artikel 4 Absatz 1 der Zusatzvereinbarung von 
1961 sowie die Worte „Wenn der Reservefonds 
diese Höhe erreicht hat" in Artikel 4 Absatz 2 
werden gestrichen. 

c) Die Bezugnahmen in Artikel 6 Absatz 2 der 
Zusatzvereinbarung von 1961 auf die Artikel 16 
und 16bis der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums gelten als 
Bezugnahmen auf die den Artikeln 16 und 16bis 
der früheren Fassungen der Pariser Verbands-
übereinkunft entsprechenden Bestimmungen der 
Stockholmer Fassung der Pariser Verbandsüber-
einkunft. 

d) Die Bezugnahmen in Artikel 7 Absätze i und 3 
der Zusatzvereinbarung von 1961 auf die Re-
gierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gelten als Bezugnahmen auf den General-
direktor. 

Artikel 7 

Änderungen der Fassung von 1960 

(1) Bezugnahmen in der Fassung von 1960 auf das 
„Büro des Internationalen Verbandes zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums" oder das „Internationale Büro" 
gelten als Bezugnahmen auf das in Artikel 1 dieser 
Ergänzungsvereinbarung definierte Internationale Büro. 

(2) Die Artikel 19, 20, 21 und 22 der Fassung von 1960 
werden aufgehoben. 

(3) Bezugnahmen in der Fassung von 1960 auf die Re-
gierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft gelten als 
Bezugnahmen auf den Generaldirektor. 

(4) In Artikel 29 der Fassung von 1960 werden die 
Worte „periodischen" (Absatz 1), „auf Verlangen des 
Internationalen Ausschusses für Muster oder Modelle" 
und „oder" (Absatz 2) gestrichen. 

Artikel 8 

Ratifikation dieser Ergänzungsvereinbarung; 
Beitritt zu dieser Vereinbarung 

(1) a) Die Länder, die vor dem 13. Januar 1968 die 
Fassung von 1934 oder die Fassung von 1960 
ratifiziert haben, sowie die Länder, die minde- 
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Actes, peuvent signer et ratifier le présent Acte 
complémentaire ou peuvent y adhérer. 

b) La ratification du présent Acte complémentaire, 
ou l'adhésion à celui-ci, par un pays qui est lié 
par l'Acte de 1934 sans être lié également par 
l'Acte additionnel de 1961 comporte la ratifica-
tion automatique de l'Acte additionnel de 1961 
ou l'adhésion automatique à celui-ci. 

2) Les instruments de ratification et d'adhésion sont 
déposés auprès du Directeur général. 

Article 9 

Entrée en vigueur du présent Acte complémentaire 

1) A l'égard des cinq pays qui ont, les premiers, dé-
posé leurs instruments de ratification ou d'adhésion, le 
présent Acte complémentaire entre en vigueur trois mois 
après le dépôt du cinquième instrument de ratification 
ou d'adhésion. 

2) A l'égard de tout autre pays, le présent Acte com-
plémentaire entre en vigueur trois mois après la date à 
laquelle sa ratification ou son adhésion a été notifiée par 
le Directeur général, à moins qu'une date postérieure 
n'ait été indiquée dans l'instrument de ratification ou 
d'adhésion. Dans ce dernier cas, le présent Acte entre en 
vigueur, à l'égard de ce pays, à la date ainsi indiquée. 

Article 10 

Acceptation automatique de certaines dispositions 
par certains pays 

1) Sous réserve de l'article 8 et de l'alinéa suivant, 
tout pays qui n'a pas ratifié l'Acte de 1934 ou qui n'y a 
pas adhéré devient lié par l'Acte additionnel de 1961 et 
par les articles 1 à 6 du présent Acte complémentaire à 
partir de la date à laquelle son adhésion à l'Acte de 1934 
prend effet ;  toutefois, si à cette date le présent Acte 
complémentaire n'est pas encore entré en vigueur selon 
les termes de l'article 9. 1), alors ce pays ne devient lié 
par lesdits articles du présent Acte complémentaire 
qu'à partir de l'entrée en vigueur de ce dernier Acte 
selon les termes de l'article 9. 1). 

2) Sous réserve de l'article 8 et de l'alinéa précédent, 
tout pays qui n'a pas ratifié l'Acte de 1960 ou qui n'y a 
pas adhéré devient lié par les articles 1 à 7 du présent 
Acte complémentaire à partir de la date à laquelle sa 
ratification de l'Acte de 1960 ou son adhésion à celui-ci 
prend effet; toutefois, si à cette date le présent Acte 
complémentaire n'est pas encore entré en vigueur selon 
les termes de l'article 9. 1), alors ce pays ne devient lié 
par lesdits articles du présent Acte complémentaire qu'à 
partir de l'entrée en vigueur de ce dernier Acte selon les 
termes de l'article 9. 1). 

Article 11 

Signature, etc., du présent Acte complémentaire 

1) a) Le présent Acte complémentaire est signé en 
un seul exemplaire en langue française et dé-
posé auprès du Gouvernement de la Suède. 

b) Des textes officiels sont établis par le Directeur 
général, après consultation des Gouvernements 
intéressés, dans les autres langues que l'Assem-
blée pourra indiquer. 

stens einer dieser Fassungen beigetreten sind, 
können diese Ergänzungsvereinbarung unter-
zeichnen und ratifizieren oder ihr beitreten. 

b) Die Ratifikation dieser Ergänzungsvereinbarung 
oder der Beitritt zu dieser Vereinbarung durch 
ein Land, das durch die Fassung von 1934 ge-
bunden ist, ohne auch durch die Zusatzverein-
barung von 1961 gebunden zu sein, bewirkt 
automatisch die Ratifikation der Zusatzverein-
barung von 1961 oder den Beitritt zu dieser 
Zusatzvereinbarung. 

(2) Die Ratifikations- und Beitrittsurkunden werden 
beim Generaldirektor hinterlegt. 

Artikel 9 

Inkrafttreten dieser Ergänzungsvereinbarung 

(1) Für die ersten fünf Länder, die ihre Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunden hinterlegt haben, tritt diese Er-
gänzungsvereinbarung drei Monate nach Hinterlegung 
der fünften Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

(2) Für jedes andere Land  tritt diese Ergänzungsver-
einbarung drei Monate nach dem Zeitpunkt der Noti-
fizierung seiner Ratifikation oder seines Beitritts durch 
den Generaldirektor in Kraft, sofern in der Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde nicht ein späterer Zeitpunkt an-
gegeben ist. In diesem Fall tritt diese Vereinbarung für 
dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt in Kraft. 

Artikel 10 

Automatische Annahme einzelner Bestimmungen 
durch bestimmte Länder 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 8 und des folgenden 
Absatzes ist jedes Land, das die Fassung von 1934 weder 
ratifiziert hat noch ihr beigetreten ist, durch die Zusatz-
vereinbarung von 1961 und durch die Artikel 1 bis 6 die-
ser Ergänzungsvereinbarung von dem Zeitpunkt an ge-
bunden, zu dem sein Beitritt zu der Fassung von 1934 
wirksam wird; ist jedoch zu diesem Zeitpunkt diese 
Ergänzungsvereinbarung noch nicht gemäß Artikel 9 
Absatz 1 in Kraft getreten, so ist dieses Land durch die 
genannten Artikel dieser Ergänzungsvereinbarung erst 
vom Inkrafttreten dieser Vereinbarung gemäß Artikel 9 
Absatz 1 an gebunden. 

(2) Vorbehaltlich des Artikels 8 und des vorhergehen-
den Absatzes ist jedes Land, das die Fassung von 1960 
weder ratifiziert hat noch ihr beigetreten ist, durch die 
Artikel 1 bis 7 dieser Ergänzungsvereinbarung von dem 
Zeitpunkt an gebunden, zu dem seine Ratifikation der 
Fassung von 1960 oder sein Beitritt zu ihr wirksam wird; 
ist jedoch zu diesem Zeitpunkt diese Ergänzungsverein-
barung noch nicht gemäß Artikel 9 Absatz 1 in Kraft ge-
treten, so ist dieses Land durch die genannten Artikel 
dieser Ergänzungsvereinbarung erst vom Inkrafttreten 
dieser Vereinbarung gemäß Artikel 9 Absatz 1 an ge-
bunden. 

Artikel 11 

Unterzeichnung usw. dieser Ergänzungsvereinbarung 

(1) a) Diese Ergänzungsvereinbarung wird in einer Ur-
schrift in französischer Sprache unterzeichnet 
und bei der schwedischen Regierung hinterlegt. 

b) Amtliche Texte werden vom Generaldirektor 
nach Konsultierung der beteiligten Regierungen 
in anderen Sprachen hergestellt, die die Ver-
sammlung bestimmen kann. 
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2) Le présent Acte complémentaire reste ouvert à la 
signature, à Stockholm, jusqu'au 13 janvier 1968. 

3) Le Directeur général transmet deux copies, certi-
fiées conformes par le Gouvernement de la Suède, du 
texte signé du présent Acte complémentaire aux Gou-
vernements de tous les pays de l'Union particulière et, 
sur demande, au Gouvernement de tout autre pays. 

4) Le Directeur général fait enregistrer le présent Acte 
complémentaire auprès du Secrétariat de l'Organisation 
des Nations Unies. 

5) Le Directeur général notifie aux Gouvernements de 
tous les pays de l'Union particulière les signatures, les 
dépôts d'instruments de ratification ou d'adhésion, l'en-
trée en vigueur et toute autre notification appropriée. 

Article 12 

Clause transitoire 

Jusqu'à l'entrée en fonctions du premier Directeur gé-
néral, les références, dans le présent Acte complémen-
taire, au Bureau international de l'Organisation ou au 
Directeur général sont considérées comme se rapportant 
respectivement au Bureau de l'Union établie par la Con-
vention de Paris pour la protection de la propriété in-
dustrielle, ou à son Directeur. 

EN FOI DE QUOI, les soussignés, dûment autorisés à 
cet effet, ont signé le présent Acte complémentaire. 

FAIT à Stockholm, le 14 juillet 1967. 

(2) Diese Ergänzungsvereinbarung liegt bis zum 13. Ja-
nuar 1968 in Stockholm zur Unterzeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei von der 
schwedischen Regierung beglaubigte Abschriften des 
unterzeichneten Textes dieser Ergänzungsvereinbarung 
den Regierungen aller Länder des besonderen Verbandes 
und der Regierung jedes anderen Landes, die es verlangt. 

(4) Der Generaldirektor läßt diese Ergänzungsverein-
barung beim Sekretariat der Vereinten Nationen re-
gistrieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen 
aller Länder des besonderen Verbandes die Unterzeich-
nungen, die Hinterlegungen von Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunden, das Inkrafttreten und alle anderen er-
forderlichen Mitteilungen. 

Artikel 12 

Übergangsbestimmung 

Bis zur Amtsübernahme durch den ersten General-
direktor gelten Bezugnahmen in dieser Ergänzungsver-
einbarung auf das Internationale Büro der Organisation 
oder den Generaldirektor als Bezugnahmen auf das Büro 
des durch die Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums errichteten Verbandes oder 
seinen Direktor. 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig be-
vollmächtigten Unterzeichneten diese Ergänzungsverein-
barung unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967. 

Pour la BELGIQUE: Für BELGIEN: 
Bon F. Cogels 

Pour l'ESPAGNE: Für SPANIEN: 
J. F. Alcover 

Electo J. Garcia Tejedor 

Pour la FRANCE: Für FRANKREICH: 
B. de Menthon 

Pour l'INDONÉSIE: 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

Für INDONESIEN: 

Für LIECHTENSTEIN: 
Marianne  Marx er 

Pour le MAROC: Für MAROKKO: 
H'ssaine 

Pour MONACO: Für MONACO: 

J. M. Notari 

Pour les PAYS-BAS: Für die NIEDERLANDE: 
Gerbrandy 

W. G. Belinfante 

Pour la RÉPUBLIQUE ARABE UNIE: 

Pour la RÉPUBLIQUE FÉDÉRALE D'ALLEMAGNE: 

Für die VEREINIGTE ARABISCHE REPUBLIK: 

Kurt Haertel 

Pour la RÉPUBLIQUE DU VIETNAM: Für die REPUBLIK VIETNAM: 
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Pour le SAINT-SIÈGE: Für den HEILIGEN STUHL: 
Gunnar Sterner 

Pour la SUISSE: Für die SCHWEIZ: 
Hans M o r f 

Joseph Voyame 

Pour la TUNISIE: Für TUNESIEN: 
M. Kedadi 
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Denkschrift 

I. Allgemeiner Teil 

1. Auf einer Diplomatischen Konferenz, die in der 
Zeit vom 11. Juni bis 14. Juli 1967 in Stockholm 
stattgefunden hat und an der insgesamt 74 Staa-
ten und zahlreiche internationale Organisationen 
teilgenommen haben, ist eine grundlegende Re-
vision der multilateralen Übereinkünfte beschlos-
sen worden, die den gegenseitigen Schutz von 
Urheberrechten und gewerblichen Schutzrechten 
(Patenten, Gebrauchsmustern, Warenzeichen, Ge-
schmacksmustern) der Angehörigen der Vertrags-
staaten sicherstellen. Ziel dieser Revision ist 
insbesondere die Reform der Verwaltungsstruk-
tur der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums vom 20. März 1883 
und ihrer Nebenabkommen sowie der Berner 
Übereinkunft zum Schutz von Werken der Lite-
ratur und Kunst vom 9. September 1886. Außerdem 
wurde im Interesse einer organisatorischen Zu-
sammenfassung und einer Straffung der Verwal-
tungsaufgaben der Pariser Verbandsübereinkunft 
und der Berner Übereinkunft die Errichtung einer 
neuen Weltorganisation für geistiges Eigentum 
beschlossen, die eine Art Dachorganisation für die 
durch die beiden Übereinkünfte gebildeten Staa-
tenverbände darstellt. Änderungen der materiell

-

rechtlichen Vorschriften der Übereinkünfte wur-
den in größerem Umfang nur für die Berner 
Übereinkunft beschlossen. 

2. Im einzelnen hat die Bundesrepublik Deutschland 
am 14. Juli 1967 in Stockholm folgende Überein-
künfte unterzeichnet: 

a) das Übereinkommen zur Errichtung der Welt-
organisation für geistiges Eigentum vom 
14. Juli 1967; 

b) die Stockholmer Fassung der Berner Überein-
kunft vom 9. September 1886 zum Schutz von 
Werken der Literatur und Kunst. Der Berner 
Übereinkunft gehören zur Zeit insgesamt 58 
Staaten an. Die Bundesrepublik Deutschland 
ist Mitglied der zuletzt in Brüssel am 26. Juni 
1948 revidierten Fassung dieser Übereinkunft 
(Bundesgesetzbl. 1965 II S. 1213) ; 

c) die Stockholmer Fassung der Pariser Ver-
bandsübereinkunft vom 20. März 1883 zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums. Dieser 
Übereinkunft gehören zur Zeit insgesamt 79 
Staaten an. Die Bundesrepublik Deutschland 
ist Mitglied der zuletzt in Lissabon am 31. Ok-
tober 1958 revidierten Fassung dieser Über-
einkunft (Bundesgesetzbl. 1961 II S. 273) ; 

d) die Stockholmer Fassung des Madrider Ab-
kommens vom 14. April 1891 über die inter-
nationale Registrierung von Marken. Diesem 
Abkommen gehören zur Zeit 21 Staaten an. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied 

der zuletzt in Nizza am 15. Juni 1957 revi-
dierten Fassung dieses Abkommens (Bundes-
gesetzbl. 1962 II S. 125) ; 

e) die Stockholmer Fassung des Abkommens 
von Nizza vom 15. Juni 1957 über die inter-
nationale Klassifikation von Waren und 
Dienstleistungen für die Eintragung von Mar-
ken (Bundesgesetzbl. 1964 II S. 1217). Außer 
der Bundesrepublik Deutschland gehören die-
sem Abkommen zur Zeit noch weitere 23 
Staaten an; 

f) die Stockholmer Zusatzvereinbarung zum Ma-
drider Abkommen vom 14. April 1891 über 
die Unterdrückung falscher oder irreführender 
Herkunftsangaben auf Waren. Diesem Ab-
kommen gehören zur Zeit 29 Staaten an. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied der 
zuletzt in Lissabon am 31. Oktober 1958 revi-
dierten Fassung dieses Abkommens (Bundes-
gesetzbl. 1962 II S. 273, 293) ; 

g) die Stockholmer Ergänzungsvereinbarung zum 
Haager Abkommen vom 6. November 1925 
über die internationale Hinterlegung gewerb-
licher Muster und Modelle. Diesem Abkommen 
gehören zur Zeit 14 Staaten an. Die Bundes-
republik Deutschland ist Mitglied der am 
2. Juni 1934 in London revidierten Fassung 
dieses Abkommens (Reichsgesetzbl. 1937 II 
S. 583, 617). 

3. Die Beschlüsse der Stockholmer Konferenz stel-
len die erste grundlegende Änderung der Verwal

-

tungsstruktur der internationalen Verbände auf 
dem Gebiet des geistigen Eigentums seit ihrer 
Gründung im vergangenen Jahrhundert dar. Die 
Pariser Verbandsübereinkunft und die Berner 
Übereinkunft sahen zunächst nur die Errichtung 
je eines „Internationalen Büros" vor, die „der 
hohen Autorität der Regierung der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft unterstellt" waren (Ar-
tikel 13 der Pariser Verbandsübereinkunft, Arti-
kel 21 der Berner Übereinkunft). Allein der 
Schweizerischen Regierung oblagen von Anfang 
an Organisation und Überwachung der schon bald 
nach ihrer Errichtung zu den „Vereinigten Inter-
nationalen Büros für den Schutz des gewerblichen, 
literarischen und künstlerischen Eigentums" 
(BIRPI) zusammengeschlossenen Sekretariate der 
beiden Unionen. Die Mitgliedstaaten haben zwar 
Beitragszahlungen zu leisten, waren als solche 
aber lange Zeit von einer unmittelbaren Einfluß-
nahme auf Einrichtung und Geschäftsführung der 
Internationalen Büros ausgeschlossen. Erst auf 
der Brüsseler Konferenz zur Revision der Berner 
Übereinkunft im Jahre 1948 wurde im Wege 
einer besonderen, von der Konferenz einstimmig 
angenommenen Resolution ein sogenannter Stän-
diger Ausschuß aus jeweils zwölf Mitgliedstaaten 
der Berner Übereinkunft gebildet, der in erster 
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Linie die Aufgabe hat, zusammen mit BIRPI 
die Konferenzen zur Revision der Berner Über-
einkunft vorzubereiten. Auf der Lissaboner Kon-
ferenz zur Revision der Pariser Verbandsüber-
einkunft im Jahre 1958 wurde eine besondere 
Bestimmung in die Pariser Verbandsüberein-
kunft eingefügt (Artikel 14 Abs. 5), nach der 
im Zeitraum zwischen den Diplomatischen Revi-
sionskonferenzen Vertreter aller Mitgliedstaaten 
alle drei Jahre zu Konferenzen zusammentreten 
sollen, um einen Bericht über die voraussicht-
lichen Ausgaben von BIRPI für die nächsten drei 
Jahre zu erstatten und über die den Bestand und 
die Entwicklung der Pariser Verbandsüberein-
kunft betreffenden Fragen zu befinden. Eine Ent-
scheidungsbefugnis steht diesen Konferenzen 
aber nur insofern zu, als sie durch einstimmigen 
Beschluß und in ihrer Eigenschaft als Konferenz 
von Bevollmächtigten aller Verbandsländer den 
jährlichen Höchstbetrag der Ausgaben von BIRPI 
ändern können, soweit diese Ausgaben auf die 
Pariser Verbandsübereinkunft entfallen. Ferner 
wurde aufgrund einer Entschließung der Lissa

-

boner Konferenz ein sogenannter Beratender 
Ausschuß aller Mitgliedstaaten der Pariser Ver-
bandsübereinkunft gebildet, der erstmals 1961 
zusammentrat und seinerseits aus seiner Mitte 
heraus ein sogenanntes Ständiges Büro von je-
weils 15 Mitgliedstaaten zur Behandlung aller 
interessierenden laufenden Fragen der Pariser 
Verbandsübereinkunft schuf. Für die Behandlung 
der sowohl die Pariser Verbandsübereinkunft als 
auch die Berner Übereinkunft gemeinsam berüh-
renden Fragen ist im November 1963 darüber 
hinaus aus den im Ständigen Ausschuß der Ber-
ner Übereinkunft und im Ständigen Büro der 
Pariser Verbandsübereinkunft vertretenen Staa-
ten ein besonderer Koordinierungsausschuß ge-
bildet worden, der seitdem jährlich eine Sitzung 
abgehalten und jeweils mit Entschließungen und 
Empfehlungen zu aktuellen Fragen der Pariser 
und der Berner Union Stellung genommen hat. 

Die Aufgaben dieser verschiedenen überwiegend 
ohne formelle Rechtsgrundlage gebildeten Gre-
mien der Pariser Verbandsübereinkunft und der 
Berner Übereinkunft waren demnach nahezu aus-
schließlich beratender und empfehlender Natur. 
Die Regierung der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft als die geschäftsführende Regierung so-
wohl der Pariser wie der Berner Union hat zwar 
den Entschließungen und Empfehlungen der ver-
schiedenen Gremien der beiden Übereinkünfte 
fast immer entsprochen und ist gerade auch in 
den besonders wichtigen personalpolitischen Fra-
gen den Wünschen dieser Gremien gefolgt. Eine 
Verpflichtung der Schweizerischen Regierung zur 
Ausführung der Beschlüsse der verschiedenen 
Ausschüsse der Pariser und der Berner Union 
bestand und besteht bis heute jedoch nicht: die 
Mitgliedstaaten haben keinen Anspruch darauf, 
daß die Schweizerische Regierung in einem be-
stimmten Sinne entscheidet, und können insofern 
zumindest de jure einen bestimmenden Einfluß 
auf das weitere Schicksal der beiden Unionen 
nicht ausüben. 

4. Dieser Rechtszustand erwies sich zunehmend als 
unbefriedigend. Er stand und steht auch in deut-
lichem Gegensatz zu der Entwicklung anderer 
internationaler zwischenstaatlicher Organisatio-
nen. Gerade hinsichtlich der Organisationsnormen 
der Pariser Verbandsübereinkunft und der Ber-
ner Übereinkunft wurde immer deutlicher, daß 
die „Verfassung" der auf diesen Übereinkünften 
beruhenden Staatenverbände noch aus einer Zeit 
stammt, in der es vergleichbare internationale 
zwischenstaatliche Organisationen kaum gab und 
in der man weit eher, als dies heute der Fall ist, 
bereit war, alle in Betracht kommenden Kontroll- 
und Geschäftsführungsfunktionen einem einzelnen 
Mitgliedstaat uneingeschränkt zu übertragen. Be-
sonders hervorzuheben ist, daß es für diese Frage 
nicht allein auf die Bedürfnisse der europäischen 
Gründerstaaten der beiden Unionen ankommt, 
denen die weitere Aufrechterhaltung des über-
kommenen Rechtszustandes noch am ehesten ver-
tretbar oder sogar erwünscht erschien. Vielmehr 
mußte vor allem auf die jungen afrikanischen 
und asiatischen Staaten Rücksicht genommen 
werden, die für den Beitritt zu den beiden Über-
einkünften gewonnen werden sollen, deren er-
wachendes Selbstbewußtsein aber eine angemes-
sene Repräsentanz und Einflußmöglichkeit in den 
Unionen, denen sie beitreten sollen, erfordert. 

Die während des Zweiten Weltkrieges und da-
nach gegründeten großen Internationalen Orga-
nisationen, wie insbesondere die Organisation 
der Vereinten Nationen und ihre Sonderorga-
nisationen, haben sich ein Organisationsschema 
gegeben, das den bestimmenden Einfluß und alle 
Kontrollbefugnisse den Mitgliedstaaten selbst 
vorbehält mit der Maßgabe, daß jedem Mitglied-
staat ohne Rücksicht auf sein politisches oder 
wirtschaftliches Gewicht de jure gleiche Rechte 
zustehen. Aber auch die überkommenen alten 
Staatenverbände wie etwa der Weltpostverein 
oder der Internationale Fernmeldeverband, die 
ursprünglich in ähnlicher Art wie die Pariser 
und Berner Union aufgebaut waren, haben sich 
inzwischen eine Verfassung gegeben, die in jeder 
Hinsicht der modernen Entwicklung der inter-
nationalen zwischenstaatlichen Organisationen 
entspricht. Insofern stellt es nur einen weiteren 
Schritt innerhalb einer allgemein zu beobachten-
den Entwicklung dar, wenn nunmehr auch die 
Mitgliedstaaten der Pariser Verbandsüberein-
kunft und der Berner Übereinkunft diesen Staa-
tenverbänden eine der neuen Entwicklung ent-
sprechende moderne Organisationsform gegeben 
haben. 

5. Bei Beginn der Vorarbeiten für die Stockholmer 
Konferenz hatte man zunächst nur an eine Re-
organisation und Modernisierung der Verwal-
tungsstruktur der beiden Übereinkünfte und ihrer 
„Vereinigten Internationalen Büros für den Schutz 
des geistigen Eigentums" (BIRPI) gedacht. Erst 
aufgrund der Initiative der Leitung von BIRPI 
entstand dann 1963 der Plan, im Interesse einer 
organisatorischen Zusammenfassung und Straf-
fung der Pariser und Berner Union als deren 
Dachorganisation eine neue Weltorganisation für 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 	Drucksache  V/3582  

geistiges Eigentum zu errichten. Damit wurde die 
Reorganisation der Verwaltungsstruktur der bei-
den Übereinkünfte zur notwendigen Vorausset-
zung der weiterreichenden Absichten. 

Die Reorganisation der Verwaltungsstruktur der 
Pariser und der Berner Union und die Pläne für 
die Errichtung der neuen Weltorganisation sind 
in den Jahren 1964 bis 1966 Gegenstand ein-
gehender Vorverhandlungen gewesen, zunächst 
1964 in einer kleinen Arbeitsgruppe aus Ver-
tretern von 10 Staaten (darunter auch die Bundes-
republik Deutschland), 1965 und 1966 je einmal 
auf großen sogenannten Expertenkonferenzen, zu 
denen alle Mitgliedstaaten der Pariser und der 
Berner Union eingeladen waren. Diese Vorver-
handlungen endeten nach zum Teil heftigen Aus-
einandersetzungen mit einer Kompromißlösung, 
die den in mancher Hinsicht auseinanderstreben-
den Interessen der verschiedenen Staatengrup-
pen Rechnung zu tragen versucht und hinter der 
in sich geschlossenen ursprünglichen Konzeption 
nicht unerheblich zurückbleibt. Es bestand jedoch 
keine Aussicht, für weitergehende Lösungen die 
notwendige allgemeine Zustimmung zu finden. 
Bei der Beurteilung der in Stockholm beschlos-
senen Gesamtlösung muß deshalb immer ihr 
Kompromißcharakter berücksichtigt werden. 

6. Durch die Beschlüsse der Stockholmer Konferenz 
haben die Pariser und die Berner Union eine 
völlig neue Organisationsstruktur erhalten. Vor 
allem ist durch das Übereinkommen zur Errich-
tung der Weltorganisation für geistiges Eigentum 
erstmals auf diesem Rechtsgebiet eine inter-
nationale Organisation mit eigener Völkerrechts-
subjektivität geschaffen worden. Im einzelnen ist 
nunmehr folgendes vorgesehen: 

a) Oberster Grundsatz der Neuorganisation ist 
die Unabhängigkeit und Souveränität der 
alten Unionen. Oberstes Organ dieser Unio-
nen wird die Versammlung der Mitglied-
staaten, auf die alle bisher der Schweize-
rischen Regierung zustehenden Verwaltungs- 
und Überwachungsbefugnisse übergehen und 
die zwischen den Revisionskonferenzen das 
allein entscheidende Organ für jede der Unio-
nen sein wird. 

b) Neben diesen Unionen wird die neue Welt

-

organisation errichtet, der die Koordinie-
rung der Tätigkeit der verschiedenen Unionen 
obliegt und die sich allgemein der Förderung 
des Schutzes des geistigen Eigentums widmen 
soll. 

c) Die Büros der Unionen und der neuen Welt-
organisation werden zu einem gemeinsamen 
Internationalen Büro unter Leitung 
eines Generaldirektors vereinigt, der die 
Organisation und die Unionen in allen inter-
nationalen Angelegenheiten vertreten soll. 

d) Oberstes Organ der Gesamtorganisation wird 
die Generalversammlung der neuen 
Weltorganisation sein, in der alle Mitglied-
staaten der Pariser und der Berner Union 
vertreten sind. Diesem „Parlament" werden 

praktisch alle entscheidenden Befugnisse und 
Aufgaben übertragen, soweit sie mehr als nur 
eine einzelne Union betreffen. 

e) Neben der Generalversammlung wird die 
neue Weltorganisation über eine sogenannte 
Konferenz verfügen, in der auch die Staa-
ten, die nicht einer der Unionen angehören 
und deshalb auch in der Generalversammlung 
der Weltorganisation nicht vertreten sind, 
volle Rechte haben. Diese Konferenz soll aber 
nur ein Forum für die Erörterung allgemeiner 
Fragen der Förderung des Schutzes des gei-
stigen Eigentums und für die Gewährung 
juristisch-technischer Hilfe an die Entwick-
lungsländer sein. 

Die neue Weltorganisation ist im Prinzip nach 
dem Muster einer Sonderorganisation der Ver-
einten Nationen aufgebaut und wird künftig mit 
derselben rechtlichen Qualifikation wie andere 
internationale zwischenstaatliche Organisationen 
auftreten können. Das Eigentümliche an der 
neuen Organisation besteht nur darin, daß ihre 
wichtigsten Organe ganz aus den alten Unionen 
heraus gebildet werden sollen, die ihrerseits 
nicht den Rechtsstatus internationaler zwischen-
staatlicher Organisationen haben. So wird sich 
die Generalversammlung, das „Parlament" und 
damit wichtigstes Organ der neuen Organisation, 
allein aus den Mitgliedstaaten der Pariser und 
der Berner Union zusammensetzen; dem Koordi-
nierungsausschuß der neuen Organisation sollen 
nur Mitglieder der neu zu bildenden Verwal-
tungsausschüsse der Pariser und der Berner 
Union angehören; der Direktor der bisherigen 
Vereinigten Internationalen Büros der beiden 
Unionen wird Generaldirektor der neuen Orga-
nisation, über seine Ernennung entscheidet aus-
schließlich die Generalversammlung, der wie-
derum nur die Mitgliedstaaten der alten Unionen 
angehören; Drittstaaten, die weder Mitglied der 
Pariser Union noch der Berner Union sind, kön-
nen der neuen Organisation zwar beitreten, haben 
darin aber nur beschränkte Rechte und sind im 
wesentlichen nur in der sogenannten Konferenz 
vertreten, diesem neben der Generalversammlung 
der neuen Organisation stehenden Organ, dem 
weitgehend nur beratende und empfehlende 
Funktionen zukommen. 
Diese eigentümliche Konstruktion und Struktur 
der neuen Organisation ist das Ergebnis des auf 
der Stockholmer Konferenz schließlich gefunde-
nen Kompromisses. Sie soll vor allem zum Aus-
druck bringen und unterstreichen, daß die Souve-
ränität und Unabhängigkeit der alten Unionen im 
Verhältnis zu der neuen Organisation soweit wie 
möglich unangetastet bleibt. Deshalb wird man 
auch nur bedingt und mit Vorbehalt davon spre-
chen können, daß die neue Organisation eine 
Dachorganisation der Pariser und der Berner 
Union sei, als die sie nach der ursprünglichen 
Konzeption noch gedacht war. Rechtlich und auch 
nach dem in dieser Kompromißlösung zum Aus-
druck gebrachten Willen der auf der Stockholmer 
Konferenz vertretenen Staaten stellt die neue 
Organisation eher eine Art Organ, ein völker- 
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rechtliches Instrument der alten Union dar, an 
dem dritte Staaten zwar in gewissem Umfang, 
aber unter der alleinigen Entscheidungsgewalt 
der alten Unionen beteiligt werden. Die alten 
Unionen gehen also nicht in der neuen Orga-
nisation auf. Die neue Organisation wird viel-
mehr in allen ihren Funktionen und Lebens-
äußerungen entscheidend von den alten Unionen 
bestimmt. 
Die Bundesregierung hätte zwar eine straffere, 
übersichtlichere und rationellere Struktur der 
neuen Organisation vorgezogen. Sie hat dies 
schon während der jahrelangen Vorverhandlun-
gen und auch auf der Stockholmer Konferenz 
selbst immer wieder nachdrücklich zum Ausdruck 
gebracht. Angesichts der gegebenen, zum Teil 
auch politisch bestimmten Interessengegensätze 
war aber mehr nicht zu erreichen. Die Bundes-
regierung ist der Auffassung, daß die Errichtung 
der neuen Organisation trotz ihrer komplizierten 
Struktur einen weiteren Schritt auf dem Weg zu 
einer Verbesserung des weltweiten Schutzes des 
geistigen Eigentums darstellt und daß insbeson-
dere die Entwicklungsländer durch die neue Or-
ganisation mit den Fragen des Schutzes des 
geistigen Eigentums vertraut gemacht und so 
einem Beitritt zu den alten Unionen näher

-

gebracht werden können. Die Bundesregierung 
hält daher die Ratifikation der Beschlüsse der 
Stockholmer Konferenz auch im Interesse der 
deutschen Schutzrechtsinhaber, denen angesichts 
der zunehmenden internationalen Verflechtung 
der Märkte an einem möglichst weltweiten Schutz 
des geistigen Eigentums gelegen ist, für geboten. 
Sie dürfte sich damit in Übereinstimmung mit der 
ganz überwiegenden Mehrzahl der Mitgliedstaa-
ten der alten Unionen be finden. 

II. Besonderer Teil 

A. 
Weltorganisation für geistiges Eigentum 

(WIPO) 

1. Zweck und Aufgaben der neuen Weltorganisation 
(Präambel, Artikel 2, 3 und 4) 
Zweck der neuen Weltorganisation ist es, „den 
Schutz des geistigen Eigentums durch Zusammen-
arbeit der Staaten weltweit zu fördern, gege-
benenfalls im Zusammenwirken mit jeder ande-
ren internationalen Organisation", sowie „die 
verwaltungsmäßige Zusammenarbeit zwischen 
den Verbänden zu gewährleisten" (Artikel 3). Der 
Begriff des geistigen Eigentums ist dabei, wie die 
Legaldefinition in Artikel 2 Absatz 8 zeigt, im 
weitesten Sinn zu verstehen und umfaßt nicht 
nur die überkommenen Vertragsgegenstände der 
Pariser und Berner Union, sondern darüber hin-
aus „alle Rechte, die sich aus der geistigen Tätig-
keit auf gewerblichem, wissenschaftlichem, lite-
rarischem und künstlerischem Gebiet ergeben". 
Hervorzuheben ist, daß als Gegenstand des Schut-
zes des geistigen Eigentums sowohl der Schutz 
gegen den unlauteren Wettbewerb als auch die 
wissenschaftlichen Entdeckungen aufgeführt sind; 
bei diesen beiden Schutzgegenständen war es 

bisher international nicht unbestritten, daß sie 
zum Gesamtbereich des geistigen Eigentums ge-
hörten. 
Die ausdrückliche Erwähnung des Vertragszwecks 
der Zusammenarbeit mit anderen internationalen 
Organisationen in Artikel 3 Absatz 1 soll die 
Rechtsgrundlage für die von den Vereinigten 
Internationalen Büros für den Schutz des geisti-
gen Eigentums bereits vor Jahren eingeleitete 
Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und 
ihren Sonderorganisationen darstellen. 

Von besonderer Bedeutung ist darüber hinaus, 
daß in Artikel 4 Absatz v es als Aufgabe der 
neuen Organisation angesehen wird, den Ent-
wicklungsländern juristisch-technische Hilfe auf 
dem Gebiet des Schutzes des geistigen Eigentums 
zu gewähren. Insbesondere ist an die Veranstal-
tung von Seminaren und Kursen, die Ausbildung 
von Beamten, die Entsendung von Sachverstän-
digen und an die Ausarbeitung von Muster-
gesetzentwürfen gedacht, um den Entwicklungs-
ländern eine Gesetzgebung auf dem Gebiet des 
geistigen Eigentums zu erleichtern und so den 
weltweiten Schutz des geistigen Eigentums sicher-
zustellen. 

Der zweite Hauptvertragszweck der Konvention 
ist es, die Verwaltung der verschiedenen Unio-
nen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums zu 
modernisieren und wirksamer zu gestalten. Die 
neue Organisation soll zu diesem Zweck die 
Ausführung aller Verwaltungsaufgaben der Unio-
nen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums 
übernehmen, ohne dadurch die Unabhängigkeit 
der einzelnen Unionen zu beeinträchtigen. Sie 
wird außerdem die in den Unionsverträgen vor-
gesehenen Einrichtungen zur Registrierung ge-
werblicher Schutzrechte unterhalten. 

2. Die Beitrittsklauseln (Artikel 5 und 14) 

a) Als besonders problematisch erwies sich schon 
bei den Vorverhandlungen und dann auch auf 
der Stockholmer Konferenz selbst die Formu-
lierung der Beitrittsklauseln der WIPO-Kon-
vention. Dabei ging es vor allem darum, ob 
eine Beitrittsklausel aufgenommen werden 
sollte, die dem anderen Teil Deutschlands ge-
stattet hätte, der neuen auf souveräne Staaten 
ausgerichteten Übereinkunft als souveräner 
Staat beizutreten. Die bisherigen Fassungen 
der beiden Übereinkünfte enthielten nämlich 
eine sog. All-Staaten-Klausel. Der andere Teil 
Deutschlands hatte unter Berufung auf diese 
All-Staaten-Klauseln und auf seine angebliche 
Staatsqualität Beitrittserklärungen hinterlegt. 

Das Ergebnis der langwierigen Erörterungen 
über diese Frage ist eine Lösung, die im 
Grunde den Status quo bestätigt, wie er sich 
seit erstmaliger Geltendmachung des An-
spruchs des anderen Teils Deutschalnds auf 
volle Mitgliedschaft in der Pariser Verbands-
übereinkunft und der Berner Übereinkunft in 
den Jahren 1955 und 1956 herausgebildet hat. 
Da nach Artikel 5 Abs. 1 der WIPO-Konvention 
nur jeder Staat Mitglied der neuen Welt

-

organisation werden kann, der Mitglied der 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 	Drucksache V/3582 

Pariser Verbandsübereinkunft oder der Ber-
ner Übereinkunft ist, werden wie bisher auch 
künftig die Staaten, die den anderen Teil 
Deutschlands nicht als Völkerrechtssubjekt 
anerkennen, an ihrem Standpunkt festhalten 
können, daß der andere Teil Deutschlands 
mangels eigener Staatsqualität weder der 
Pariser Verbandsübereinkunft noch der Berner 
Übereinkunft angehören und deshalb auch der 
WIPO-Konvention nicht beitreten kann. 

b) In Artikel 14 der WIPO-Konvention ist ange-
sichts der engen organisatorischen Verzahnung 
der WIPO mit der Pariser und der Berner 
Union und im Interesse der Vermeidung prak-
tischer Schwierigkeiten bei der Verwaltung 
dieser Unionen durch die neue Organisation 
der Beitritt der Mitgliedstaaten dieser Unionen 
zur WIPO-Konvention von einem Beitritt zu 
den neuen Organisationsnormen der Pariser 
Verbandsübereinkunft und der Berner Über-
einkunft abhängig gemacht worden: Unions-
staaten können danach nur dann Mitglied der 
neuen Organisation werden, wenn sie vorher 
oder zumindest gleichzeitig entweder die 
Stockholmer Fassung der Organisationsnormen 
der Pariser Verbandsübereinkunft (Artikel 13 
bis 17) oder die Stockholmer Fassung der ent-
sprechenden Vorschriften der Berner Überein-
kunft (Artikel 22 bis 26) ratifiziert haben oder 
ihnen beigetreten sind. Der Beitritt zur Stock-
holmer Fassung der Pariser Verbandsüberein-
kunft und der Berner Übereinkunft kann nach 
Artikel 20 der Pariser Verbandsübereinkunft 
und Artikel 28 der Berner Übereinkunft auf 
die materiellrechtlichen Vorschriften oder die 
Organisationsnormen dieser Übereinkünfte be-
schränkt werden. Der Beitritt zu der neuen 
Weltorganisation setzt aber schon aus prak-
tischen Gründen für die Unionsstaaten einen 
Beitritt auch zu den neuen Organisationsnor-
men der beiden Unionsverträge voraus, weil 
die Organe der Organisation aus den neuen 
Organen der Pariser und Berner Union heraus 
gebildet werden sollen. Dies gilt insbesondere 
für den Koordinierungsausschuß der Organi-
sation, der sich aus den Mitgliedern der erst 
durch die Stockholmer Fassung der Unions-
verträge gebildeten Verwaltungsausschüsse 
der Pariser und Berner Union zusammensetzen 
soll. Ein Beitritt von Unionsstaaten ist deshalb 
nach der ausdrücklichen Vorschrift des Arti-
kels 14 Abs. 2 der WIPO-Konvention nur mög-
lich, wenn sie die Stockholmer Fassung der 
Pariser Verbandsübereinkunft oder der Ber-
ner Übereinkunft entweder in ihrer Gesamt-
heit oder jedenfalls in ihren Organisations-
normen ratifiziert haben oder ihr beigetreten 
sind. 

3. Organe der neuen Organisation 

a) Generalversammlung (Artikel 6) 
Die Generalversammlung ist das oberste Organ 
der neuen Weltorganisation. Sie besteht nur 
aus denjenigen Mitgliedstaaten, die zumindest 
einer der von der neuen Organisation verwal

-

teten Unionen angehören. Die der neuen Or-
ganisation angehörenden Nichtunionsstaaten 
sind nur als Beobachter zur Generalversamm-
lung zugelassen. Die unterschiedliche Behand-
lung der Mitgliedstaaten der neuen Orga-
nisation rechtfertigt sich daraus, daß nur 
diejenigen Staaten, die durch Mitgliedschaft 
in einer der Unionen bereits die Verpflichtung 
zum Schutz des geistigen Eigentums über-
nommen haben, volle Mitglieder des entschei-
denden Gremiums der neuen Weltorganisation 
sein sollen. Die anderen Mitgliedstaaten, die 
zwar am Schutz des geistigen Eigentums inter-
essiert sind, aber noch keine entsprechende 
Verpflichtung übernommen haben, sollen zwar 
an den Beratungen teilnehmen, bei der Ent-
scheidung aber kein Stimmrecht haben. 

Die vornehmste Aufgabe der Generalver-
sammlung ist es neben dem Budgetrecht, auf 
Vorschlag des Koordinierungsausschusses den 
Generaldirektor der Organisation zu ernennen 
und ihm und dem Koordinierungsausschuß 
alle notwendigen Weisungen zu geben. Damit 
wird erstmals den Mitgliedstaaten der Unio-
nen ein bestimmender Einfluß eingeräumt. 

Die Generalversammlung entscheidet grund-
sätzlich mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen. Für besonders 
schwerwiegende Entscheidungen sieht die 
Übereinkunft weitere Qualifizierungen vor: 
Für die Übernahme der Verwaltung weiterer 
Verträge durch die neue Organisation ist nach 
Artikel 6 Abs. 3 e eine Mehrheit von drei 
Vierteln, für die Umwandlung der neuen Or-
ganisation in eine Sonderorganisation der 
Vereinten Nationen eine Mehrheit von neun 
Zehnteln vorgesehen. In dieser Sperrklausel 
kommt insbesondere das Zögern vieler Staa-
ten zum Ausdruck, den im Grunde unpoliti-
schen Bereich des Schutzes des geistigen 
Eigentums politischen Einflüssen auszusetzen. 
Hervorzuheben ist, daß bei bestimmten Ent-
scheidungen, der Ernennung des neuen Gene-
raldirektors, der Übernahme der Verwaltung 
weiterer Verträge und der Verlegung des 
Sitzes der Organisation, die erforderliche 
Mehrheit nicht nur in der Generalversamm-
lung, sondern auch in den Versammlungen 
der Pariser und der Berner Union erreicht 
werden muß. Auch in dieser Vorschrift zeigt 
sich wieder, daß die Unabhängigkeit der alten 
Unionen nicht angetastet werden soll. 

Um die Kontinuität der Handlungsfreiheit der 
neuen Organisation zu gewährleisten, ist 
außerdem in Artikel 11 Abs. 4 e der Konven-
tion ausdrücklich bestimmt, daß der Haushalt 
für ein neues Kalenderjahr als auf der Grund-
lage des Haushalts des Vorjahres beschlossen 
gilt, wenn die für die Entscheidung über den 
Haushalt erforderliche Zweidrittelmehrheit 
nicht rechtzeitig erreicht wird. 

b) Konferenz (Artikel 7) 
Die Konferenz ist das einzige Organ der 
neuen Weltorganisation, in dem alle Mitglied- 
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Staaten gleichberechtigt vertreten sind ohne 
Rücksicht darauf, ob sie einer der von der 
Organisation verwalteten Unionen angehören 
oder nicht. Nur bei der Entscheidung über die 
Höhe der Beiträge, die diejenigen Staaten zu 
zahlen haben, die keiner der Unionen ange-
hören, sind allein diese Staaten zur Abstim-
mung berechtigt. Auf diese Weise soll ver-
hindert werden, daß die Nichtunionsstaaten, 
die sich in der Minderheit be finden dürften, 
bei der Festsetzung ihrer Leistungen an die 
Organisation von der Mehrheit überstimmt 
werden können. 

Die Konferenz soll in erster Linie ein Forum 
zur Erörterung aller den Schutz des geistigen 
Eigentums in der Welt betreffenden Fragen 
zwischen allen Mitgliedstaaten der neuen 
Weltorganisation sein. Darüber hinaus ist sie 
das oberste Organ der neuen Organisation 
für die Gewährung juristisch-technischer Hilfe 
an die Entwicklungsländer. Zu diesem Zweck 
verfügt die Konferenz über einen eigenen 
Haushalt, über den sie selbst Beschluß zu 
fassen hat. 

Als Abstimmungsregel ist für die Beschlüsse 
der Konferenz ebenso wie für die Beschlüsse 
der Generalversammlung das Erfordernis 
einer Mehrheit von zwei Dritteln vorgesehen. 
Auch insoweit gilt aber wieder die Einschrän-
kung für die Verabschiedung des Haushalts. 

Im übrigen entsprechen die Vorschriften über 
die Konferenz weitgehend den Vorschriften 
über die Generalversammlung. Hervorzuheben 
ist nur, daß die Konferenz im Gegensatz zur 
Generalversammlung nur auf Antrag der 
Mehrheit der Mitgliedstaaten zu einer außer-
ordentlichen Sitzung einberufen werden kann. 
Diese Erschwerung ist darin begründet, daß 
Dringlichkeitsentscheidungen der Konferenz 
kaum je erforderlich sein dürften. 

c) Koordinierungsausschuß (Artikel 8) 
Der Koordinierungsausschuß ist einerseits das 
ausführende Organ der Generalversammlung 
und der Konferenz und andererseits das vor-
bereitende und beratende Organ in allen An-
gelegenheiten, die entweder zwei oder mehr 
der von der Organisation verwalteten Unionen 
oder eine oder mehrere Unionen und die Or-
ganisation betreffen. Die Zuständigkeit des 
Koordinierungsausschusses endet dort, wo es 
sich um Fragen handelt, die nur die Interessen 
einer Union berühren. Die Regelung ist wie-
derum bestimmt von dem die gesamte Kon-
vention beherrschenden Grundsatz der abso-
luten Unabhängigkeit und Souveränität der 
von ihr verwalteten Unionen. 

Dem Koordinierungsausschuß sollen diejeni-
gen Mitgliedstaaten der Organisation angehö-
ren, die Mitglied des Verwaltungsausschusses 
der Pariser oder der Berner Union sind, sofern 
den Verwaltungsausschüssen nicht mehr als 
jeweils ein Viertel der Mitgliedstaaten jeder 
Union angehören. Außerdem hat die Schweiz 

als Land des Sitzes der neuen Organisation 
einen ex officio-Sitz im Koordinierungsaus-
schuß. Die übrigen von der Organisation ver-
walteten Unionen (z. B.  die Madrider Marken-
union oder die Haager Musterunion) können 
sich nur durch die Vertreter der Pariser und 
der Berner Union im Koordinierungsausschuß 
vertreten lassen. Diese Regelung soll eine 
weitere Komplizierung der Zusammensetzung 
des Koordinierungsausschusses verhindern. 
Sie erscheint unbedenklich, weil die Mitglied-
schaft in den Sonderunionen die Mitgliedschaft 
in der Pariser Verbandsübereinkunft zur Vor-
aussetzung hat. Dagegen ist für den Fall, daß 
die neue Weltorganisation die Verwaltung 
einer weiteren Union übernimmt, die nicht 
die Mitgliedschaft in der Pariser oder Berner 
Union voraussetzt, keine Regelung getroffen 
worden. Die insoweit bestehende Lücke kann 
aber durch entsprechende Bestimmungen in 
dem Vertrag zwischen der neuen Union und 
der Weltorganisation über die Übernahme der 
Verwaltung geschlossen werden. 

Um auch die Nichtunionstaaten in den Fragen, 
die auch sie betreffen, angemessen am Koor-
dinierungsausschuß zu beteiligen, ist ferner 
vorgesehen, daß ein Viertel dieser Staaten 
dem Koordinierungsausschuß dann angehört, 
wenn Angelegenheiten des Haushalts oder 
des Programms der Konferenz oder Vorschläge 
zur Änderung der Konvention behandelt 
werden, die Rechte oder Verpflichtungen der 
Nichtunionsstaaten berühren würden. Für 
diese Fälle bestimmt die Konferenz die Ver-
treter der Nichtunionsstaaten im Koordinie-
rungsausschuß. 

Der Koordinierungsausschuß soll, weil er prak-
tisch die Verwaltung der neuen Organisation 
leitet, jedes Jahr einmal zu einer ordentlichen 
Sitzung zusammentreten. Anders als bei der 
Generalversammlung und der Konferenz kann 
eine außerordentliche Sitzung nicht nur auf 
Antrag eines bestimmten Teils der Mitglied-
staaten, sondern auch auf Initiative des Gene-
raldirektors oder auf Antrag des Vorsitzenden 
des Ausschusses einberufen werden. Auch 
diese - Vorschrift erklärt sich aus der Bedeu-
tung des Ausschusses als dem ständigen Kon-
trollorgan der Organisation. Der Ausschuß 
faßt zwar grundsätzlich seine Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit, jedoch kann jedes Mitglied 
des Ausschusses eine erneute Abstimmung 
verlangen, bei der den Verwaltungsausschüs-
sen der Pariser und der Berner Union eine 
Art Sperrminorität eingeräumt ist (Artikel 8 
Abs. 6b). Auch dieses komplizierte Abstim-
mungsverfahren ist wiederum nur aus dem 
Bemühen heraus verständlich, die Unabhän-
gigkeit der Pariser und der Berner Union so 
weit wie möglich zu wahren. 

d) Internationales Büro (Artikel 9) 
Als Sekretariat der neuen Organisation sieht 
die Konvention das „Internationale Büro" 
unter Leitung eines Generaldirektors vor. 
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Dieses Büro wird alle Aufgaben übernehmen, 
die heute den Vereinigten Internationalen 
Büros für den Schutz des geistigen Eigentums 
obliegen. Dem Generaldirektor wird jedoch 
eine international gewichtigere Rolle zufallen 
als heute dem Direktor der Vereinigten Inter-
nationalen Büros, weil er nach Artikel 9 Abs. 4 
das oberste ausführende Organ der neuen 
Weltorganisation sein und diese nach außen 
hin vertreten wird und weil er außerdem die 
Funktionen des Depositars der neuen Organi-
sation mit all ihren politischen Konsequenzen 
wahrzunehmen hat (vgl. Artikel 14 Abs. 3, 
Artikel 18 Abs. 1, Artikel 19). 

4. Finanzfragen (Artikel 11) 

Auch bei den Finanzfragen war der entscheidende 
Gesichtspunkt, den Grundsatz der Unabhängig-
keit der alten Unionen im Verhältnis zu der 
neuen Weltorganisation zu wahren. Deshalb soll 
jede der Unionen über ein eigenes Budget und 
die Weltorganisation über zwei getrennte Haus-
halte verfügen, ein Budget für die die Unionen 
gemeinsam betreffenden Ausgaben und ein Bud-
get für die Konferenz. Über den Haushalt für die 
gemeinsamen Ausgaben für die Unionen entschei-
det allein die Generalversammlung; die Nicht-
unionsstaaten sind insoweit von einer Mitwir-
kung ausgeschlossen. Der Haushalt wird durch 
Beiträge der Unionen als solcher (nicht der 
Unionstaaten) sowie aus Einnahmen aus den ver-
schiedensten Dienstleistungen und Veröffent-
lichungen des Internationalen Büros, die die 
Unionen gemeinsam betreffen, finanziert. 

Demgegenüber sind im Haushalt der Konferenz 
nur die Ausgabenansätze für die Sitzungen der 
Konferenz und für die Kosten der juristisch-tech-
nischen Entwicklungshilfe enthalten. Der Haushalt 
wird im wesentlichen durch Beiträge der Unionen 
in eigener Zuständigkeit souverän festgesetzt 
werden. Um den Grundsatz der Unabhängigkeit 
der Unionen zu wahren, steht es den Unionen 
völlig frei, ob sie einen Beitrag zum Haushalt 
der Konferenz leisten wollen oder nicht. Die 
Nichtunionsstaaten dagegen leisten eigene Bei-
träge zum Haushalt der Konferenz, und zwar 
nach einem besonderen Klassensystem, dessen 
Einzelheiten in Artikel 11 Abs. 4 geregelt sind. 

Diese Finanzierungsregelung, die ungewöhnlich 
kompliziert ist, macht den Kompromißcharakter 
der Gesamtkonzeption besonders deutlich. An-
gesichts des erheblichen Widerstandes eines Teils 
der Unionsstaaten gegen die neue Weltorganisa-
tion und ihrem Beharren auf dem Prinzip der 
Unabhängigkeit und Souveränität der Unionen 
war jedoch eine einfachere Regelung der Finanz-
fragen in der Stockholmer Konferenz nicht zu 
erreichen. 

5. Sonstige Bestimmungen 

Die übrigen Bestimmungen der Konvention ent-
sprechen im wesentlichen den üblichen Bestim-
mungen in internationalen Verträgen, jedoch ist 
auf folgende Besonderheiten hinzuweisen: 

a) Änderung der Konvention 
Über Änderungen der Konvention entscheidet 
zwar nach Artikel 17 Abs. 2 grundsätzlich die 
Konferenz, also das einzige Organ, in dem alle 
der Organisation angehörenden Staaten ver-
treten sind. Denjenigen Staaten, die keiner 
der Unionen angehören, ist aber nur für solche 
Änderungen ein Stimmrecht zugebilligt wor-
den, durch die ihre Rechte und Verpflichtungen 
berührt werden. Für alle anderen Fälle haben 
allein die Unionsstaaten Stimmrecht. Auch 
diese ungewöhnliche Regelung beruht darauf, 
daß den entscheidenden Einfluß in der neuen 
Weltorganisation nur diejenigen Staaten aus-
üben sollen, die bereits Verpflichtungen zum 
Schutz des geistigen Eigentums übernommen 
haben. 

Besonders bedeutsam ist, daß für die neue 
Organisation nicht, wie dies früher in den 
Unionen der Fall war, für Änderungen der 
Konvention das Einstimmigkeitsprinzip gilt. 
Die neue Konvention kann vielmehr durch 
Mehrheitsentscheidungen geändert werden, um 
eine laufende Anpassung der Konvention an 
die Gegebenheiten zu erleichtern. 

b) Übergangsregelung 
Nach Artikel 21 Abs. 2 a können diejenigen 
Unionsstaaten, die die neue Konvention noch 
nicht ratifiziert haben oder ihr noch nicht bei-
getreten sind, innerhalb einer Frist von fünf 
Jahren nach dem Inkrafttreten der Konven-
tion auf Antrag dieselben Rechte ausüben, die 
ihnen als Mitglieder der neuen Konvention 
zustehen würden. Durch diese Regelung soll 
den Unionsstaaten, die der neuen Organisation 
noch zurückhaltend gegenüberstehen und die 
daher noch nicht zur Ratifikation oder zum 
Beitritt bereit sind, die Möglichkeit gegeben 
werden, in der Aufbauphase mit vollen Rech-
ten mitzuwirken und sich so von den Vor-
teilen der Errichtung der neuen Weltorga-
nisation zu überzeugen. Letztlich soll damit er-
reicht werden, daß auch diese Staaten Mit-
glieder der neuen Organisation werden, deren 
Erfolg wesentlich von ihrem weltweiten Cha-
rakter abhängt. 

B. 
Organisationsnormen 

der Pariser Verbandsübereinkunft 
und der Berner Übereinkunft 

1. Organe der Unionen 

Die Errichtung der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum setzt voraus, daß gleichzeitig auch die 
Organisationsnormen der Pariser Verbandsüber-
einkunft und der Berner Übereinkunft geändert 
wurden, weil die Organe der Weltorganisation 
aus den Organen der beiden Unionen heraus ge-
bildet werden sollen. Durch die Änderung der 
Organisationsnormen der Pariser Verbandsüber-
einkunft und der Berner Übereinkunft wird die 
Schweizerische Regierung als geschäftsführende 
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Regierung der Unionen abgelöst und eine eigene 
Selbstverwaltung für jede der Unionen geschaf-
fen. Im einzelnen sind folgende Organe der Unio-
nen vorgesehen: 

a) Die Versammlung (Artikel 13 Pariser Ver-
bandsübereinkunft, Artikel 22 Berner Über-
einkunft) 

Die Versammlung ist das oberste Organ jeder 
Union. Ihr kommt die Entscheidung aller die 
Union betreffenden Fragen, insbesondere die 
Annahme eines jeweils für drei Jahre vor-
gesehenen Programms und Haushalts, die 
Wahl des Verwaltungsausschusses, die Auf-
sicht über das Büro und seinen Direktor in 
den Fragen, die in die Zuständigkeit der Union 
fallen, und schließlich die Beschlußfassung 
über die Änderungen der Organisationsnor-
men der Übereinkunft zu. 

Mit der Errichtung der Versammlungen ge-
winnen die Mitgliedstaaten der Übereinkünfte 
einen unmittelbaren Einfluß auf die Geschäfts-
führung der Unionen, da das Internationale 
Büro und sein Generaldirektor an die Weisun-
gen der Versammlungen gebunden sind und 
alle wichtigen Entscheidungen von der Ver-
sammlung getroffen werden. Vor allem aber 

 werden die Versammlungen im Interesse der 
schnelleren Anpassung der Organisationsnor-
men an neue Bedürfnisse die Organisations-
normen der Übereinkünfte ändern können. 
Derartige Änderungen bedürfen einer Mehr-
heit von drei Vierteln der abgegebenen Stim-
men oder, sofern es sich um Änderungen der 
die Versammlungen betreffenden Vorschriften 
handelt, einer Vierfünftelmehrheit (Artikel 17 
Abs. 2 Pariser Verbandsübereinkunft, Arti-
kel 26 Abs. 2 Berner Übereinkunft). Damit ist 
auch für die Pariser Verbandsübereinkunft 
und die Berner Übereinkunft erstmals das 
Einstimmigkeitsprinzip aufgegeben worden, 
das diese Übereinkünfte von Anfang an be-
herrschte. Zwar bleiben die innerstaatlichen 
Vorschriften der Vertragsstaaten über die 
Ratifikation solcher Mehrheitsbeschlüsse un-
berührt (Artikel 17 Abs. 3 Pariser Verbands-
übereinkunft, Artikel 26 Abs. 2 Berner Über-
einkunft). Sobald aber drei Viertel der Mit-
gliedstaaten dem Generaldirektor schriftlich 
die Annahme des Mehrheitsbeschlusses der 
Versammlung mitgeteilt haben, sind nach die-
sen Vorschriften auch die übrigen Vertrags-
staaten völkerrechtlich gebunden; ausgenom-
men von der automatischen Bindung sind 
lediglich solche Änderungen der Organisa-
tionsnormen, die den Mitgliedstaaten grö-
ßere finanzielle Verpflichtungen auferlegen. 
Für die Bundesrepublik Deutschland wird 
diese Regelung durch Artikel 24 Abs. i des 
Grundgesetzes ermöglicht: mit dem Zustim-
mungsgesetz überträgt hier der Bund Hoheits-
rechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen. 
Änderungen der materiellrechtlichen Bestim-
mungen der Übereinkünfte bleiben aber 

weiterhin den einstimmigen Beschlüssen der 
Revisionskonferenzen vorbehalten. 

b) Der Verwaltungsausschuß (Artikel 14 Pari-
ser Verbandsübereinkunft, Artikel 23 Berner 
Übereinkunft) 

Da die Versammlungen der Pariser Verbands-
übereinkunft und der Berner Übereinkunft 
schon wegen ihrer Größe nicht in der Lage 
sein werden, sich um die Einzelheiten der 
praktischen Verwaltungsaufgaben zu küm-
mern, und da sie außerdem nur im Turnus 
von drei Jahren zusammentreten, soll aus 
jeder der Versammlungen ein Verwaltungs-
ausschuß gebildet werden. Der Verwaltungs-
ausschuß umfaßt ein Viertel der Mitgliedstaa-
ten der Versammlung. Bei der Wahl der Mit-
glieder der Verwaltungsausschüsse ist gemäß 
Artikel 14 Abs. 4 Pariser Verbandsübereinkunft, 
Artikel 23 Abs. 4 Berner Übereinkunft auf 
eine ausgeglichene geographische Verteilung 
Rücksicht zu nehmen. Mit dieser Bestimmung 
wird einem Wunsch insbesondere der den 
Unionen angehörenden Entwicklungsländer 
entsprochen, bei der Einflußnahme auf die 
Geschicke der Unionen stärker berücksichtigt 
zu werden. Ferner soll bei der Wahl der 
Mitglieder der Verwaltungsausschüsse dafür 
Sorge getragen werden, daß diejenigen Staa-
ten, die den Nebenabkommen zur Pariser Ver-
bandsübereinkunft angehören, bei der Wahl 
zum Verwaltungsausschuß der Pariser Union 
berücksichtigt werden. Auf diese Weise soll 
sichergestellt werden, daß die Nebenabkom-
men in der Geschäftsführung der Pariser 
Union gebührend berücksichtigt werden kön-
nen, ohne daß es erforderlich ist, für sie 
eigene Verwaltungsausschüsse einzurichten. 
Um zu gewährleisten, daß alle Mitgliedstaaten 
in gleicher Weise an den Verwaltungsaus-
schüssen beteiligt werden, ist in Absatz 5 b 
vorgesehen, daß nach Ablauf der jeweiligen 
dreijährigen Wahlperiode nicht mehr als 
zwei Drittel der Mitglieder des jeweiligen 
Verwaltungsausschusses wieder gewählt wer-
den können. 

Zu den Einzelaufgaben der Verwaltungsaus-
schüsse gehört insbesondere die Verabschie-
dung des Programms des Haushalts für jeweils 
ein Jahr, also die Annahme der Einzelpläne 
innerhalb der von den Versammlungen für drei 
Jahre beschlossenen Generalpläne. Außerdem 
hat sie alle Aufgaben zu übernehmen, die sich 
aus der praktischen Verwaltungsarbeit er-
geben. 

c) Internationales Büro (Artikel 15 Pariser Ver-
bandsübereinkunft, Artikel 24 Berner Überein-
kunft) 

Bisher sahen die Artikel 13 ff. der Pariser Ver-
bandsübereinkunft und die Artikel 21 ff. der 
Berner Übereinkunft für jede Union ein eige-
nes, nur für sie gebildetes Büro vor; beide 
Büros wurden im Jahre 1893 durch eine Ver-
fügung der Schweizerischen Regierung unter 
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einer gemeinsamen Leitung vereinigt. Nach 
den Beschlüssen der Stockholmer Konferenz 
sollen diese Vereinigten Büros für den Schutz 
des geistigen Eigentums (BIRPI) durch das Büro 
der neu gegründeten Weltorganisation er-
setzt werden und in ihm aufgehen. Artikel 15 
der Pariser Verbandsübereinkunft und Arti-
kel 24 der Berner Übereinkunft beziehen sich 
demgemäß auf das Internationale Büro der 
Weltorganisation für geistiges Eigentum, das 
künftig alle Aufgaben des Büros der Pariser 
Union und der Berner Union wahrnehmen 
wird. 

2. Finanzverfassung (Artikel 16 Pariser Verbands

-

übereinkunft, Artikel 25 Berner Übereinkunft) 

Diese Vorschriften der beiden Übereinkünfte ent-
halten nur die Grundsätze der Finanzverfassung 
der Unionen. Die Regelung der Einzelheiten 
bleibt einer besonderen Finanzordnung überlas-
sen. Der Katalog der Gegenstände der Haushalts-
pläne der Unionen in Absatz 1 d macht die starke 
Verzahnung der Pariser Union und der Berner 
Union miteinander und beider Unionen mit der 
Weltorganisation für den Schutz des geistigen 
Eigentums deutlich. Er unterscheidet zwischen 
Ausgaben, die nur die Union betreffen, gemeinsa-
men Ausgaben der Unionen und Zuschüssen zur 
„Konferenz" der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum. Bei den gemeinsamen Ausgaben der 
Union handelt es sich um die anteilige Finanzie-
rung der Weltorganisation für den Schutz des gei-
stigen Eigentums, die u. a. das Büro für die Ver-
waltung der Unionen stellt. Auch die Konferenz 
der neuen Weltorganisation, in der nicht nur die 
Mitgliedstaaten der von der Weltorganisation 
verwalteten Unionen, insbesondere der Pariser 
und Berner Übereinkunft, vertreten sind, sondern 
auch Drittstaaten, die den Unionen noch nicht bei-
getreten sind, dient letztlich der Förderung der 
mit der Pariser Verbandsübereinkunft und der 
Berner Übereinkunft verfolgten Ziele; sie soll da-
her von den Mitgliedstaaten dieser Übereinkunft 
mitfinanziert werden. 

In den Einzelheiten entspricht die Regelung des 
Artikels 16 der Pariser Verbandsübereinkunft 
und des Artikels 25 der Berner Übereinkunft im 
wesentlichen der Regelung, die die betreffenden 
Bestimmungen der Pariser Verbandsübereinkunft 
und der Berner Übereinkunft schon heute vor-
sehen. Neu ist nur die Bestimmung, nach der Mit-
gliedstaaten ihr Stimmrecht verlieren, wenn sie 
mit ihren Beitragszahlungen um zwei Jahresbei-
träge oder mehr im Rückstand sind (Absatz 4 e). 
Bereits heute sind einige Staaten mit ihren Bei-
tragszahlungen erheblich im Rückstand, so daß 
für eine solche Regelung ein dringendes Bedürf-
nis besteht. Um sie gleichwohl flexibel zu halten, 
ist vorgesehen worden, daß ein Land trotz Bei-
tragsrückständen sein Stimmrecht mit Billigung 
der anderen Mitgliedstaaten weiter ausüben 
kann, wenn diese Staaten der Meinung sind, daß 
der Zahlungsverzug auf ungewöhnlichen und un-
vermeidlichen Umständen beruht. Die gleiche Be-
stimmung enthält Artikel 11 Abs. 5 der WIPO- 

Konvention, dort aber nur für die Nichtunions-
staaten, da die Unionsstaaten keine eigenen Bei-
träge an die Weltorganisation zu entrichten haben 
(vgl. dazu oben A Nr. 4). 

Neu ist ferner die Bestimmung des Absatzes 4 f, 
nach der der Gesamtbetrag des Vorjahreshaus-
halts als provisorischer Haushalt aufrechterhalten 
bleibt, wenn ein neuer Haushalt nicht rechtzeitig 
beschlossen wird. Da für alle Entscheidungen der 
Versammlung, also auch für Entscheidungen über 
den Haushalt, eine Zweidrittelmehrheit vorgese-
hen ist, kann es vorkommen, daß ein neuer Haus-
halt nicht rechtzeitig verabschiedet wird. Da aber 
das Büro ohne Haushalt nicht arbeitsfähig ist, war 
eine Interimsregelung notwendig. Die Einzelhei-
ten dieser Regelung bleiben dem Finanzstatut 
überlassen. 

Neu aufgenommen wurde ferner eine Bestim-
mung über die Errichtung eines Reservefonds (Ab-
satz 6). Der Reservefonds besteht außerhalb des 
Haushalts und hat nur den Zweck, Liquiditäts-
schwierigkeiten, die sich aus einer verzögerten 
Beitragszahlung ergeben können, zu überbrücken. 

C. 

Übergangs- und Schlußbestimmungen der 
Pariser Verbandsübereinkunft und der 

Berner Übereinkunft 

1. Mitgliedschaft in den Unionen 

Die Artikel 20 und 21 der Pariser Verbandsüber-
einkunft und die Artikel 28 und 29 der Berner 
Übereinkunft, die den Beitritt zur Stockholmer 
Fassung der Übereinkünfte regeln, machen einen 
grundsätzlichen Unterschied zwischen Staaten, die 
den Unionen bereits angehören (Artikel 20 Pari-
ser Verbandsübereinkunft, Artikel 28 Berner 
Übereinkunft), und Staaten, die ihnen noch nicht 
angehören (Artikel 21 Pariser Verbandsüberein-
kunft, Artikel 29 Berner Übereinkunft). Die 
Unionsländer können ihren Beitritt auf die revi-
dierten materiellrechtlichen Vorschriften oder die 
revidierten Organisationsnormen der Stockholmer 
Fassung beschränken. Die Länder dagegen, die 
den Unionen bisher nicht angehören, können die 
Stockholmer Fassungen nur in ihrer Gesamtheit 
annehmen. Durch diese Regelung soll insbeson-
dere sichergestellt werden, daß die Staaten, die 
den Unionen angehören und die Änderung der 
Organisationsnormen der Übereinkünfte nicht für 
zweckmäßig halten, nicht gehindert werden, die 
materiellrechtlichen neuen Bestimmungen zu rati-
fizieren. 

Die Vorschriften über das Inkrafttreten der Neu-
fassung enthalten die notwendigen besonderen 
Bestimmungen im Hinblick auf die besondere Si-
tuation, die sich daraus ergibt, daß die materiell

-

rechtlichen Vorschriften und die Organisations-
normen der Übereinkünfte nach ihren Stockhol-
mer Fassungen gesondert ratifiziert werden kön-
nen. 

2. Anwendbarkeit der verschiedenen Fassungen (Ar-
tikel 27 Pariser Verbandsübereinkunft, Artikel 32 
Berner Übereinkunft) 
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Der bisherigen Regelung entsprechend ersetzt die 
Stockholmer Fassung der beiden Übereinkünfte 
die früheren Fassungen, die aber für die Ver-
bandsländer anwendbar bleiben, die die Stockhol-
mer Fassung weder ratifizieren noch ihr beitreten. 
Zwischen den Verbandsländern gilt hiernach stets 
die jüngste Fassung, der sie gemeinsam ange-
hören. Neu ist lediglich die Regelung der Bezie-
hungen zwischen Nichtverbandsländern, die der 
Stockholmer Fassung beitreten, und Verbands-
staaten, die dieser Fassung nicht angehören. Um 
auch zwischen diesen beiden Gruppen die Anwen-
dung der Übereinkünfte sicherzustellen, ist be-
stimmt, daß die neu beitretenden Staaten die 
Stockholmer Fassung anwenden, während die Ver-
bandsstaaten, die diese Fassung nicht ratifizieren 
oder ihr nicht beitreten, die Fassung anwenden, 
der sie angehören. Da das Schutzniveau der Stock-
holmer Fassung der Berner Übereinkunft in ge-
wissen Punkten niedriger ist als das Niveau frü-
herer Fassungen, ist für die Berner Übereinkunft 
zusätzlich bestimmt, daß die Staaten, die nur einer 
früheren Fassung der Übereinkunft angehören, 
berechtigt sind, den Schutz dem in der Stockhol-
mer Fassung vorgesehenen Stand anzupassen. 

3. Schiedsklausel (Artikel 28 Pariser Verbandsüber-
einkunft, Artikel 33 Berner Übereinkunft) 

Diese Vorschriften regeln die Frage der Beilegung 
von Streitigkeiten. Die Pariser Verbandsüberein-
kunft sah bisher im Gegensatz zur Berner Über-
einkunft eine Schiedsklausel nicht vor. Auf der 
Stockholmer Konferenz wurden zur Frage der 
Schiedsklausel zwei entgegengesetzte Auffassun-
gen deutlich. Auf der einen Seite standen Staaten, 
die eine obligatorische Schiedsklausel, wie sie die 
Berner Übereinkunft enthielt, auch für die Pariser 
Verbandsübereinkunft wünschten. Diese Staaten 
vertraten den Standpunkt, daß internationale Ver-
träge in ihrem Wert entscheidend beeinträchtigt 
würden, wenn ihre Anwendbarkeit im Streitfall 
nicht auch erzwungen werden könnte. Andere 
Staaten dagegen, insbesondere die osteuropä-
ischen Staaten, sahen in der Unterwerfung unter 
ein Gerichtsurteil oder auch nur unter einen 
Schiedsspruch eine Beeinträchtigung ihrer Sou-
veränität. Sie lehnten daher Schiedsklauseln 
grundsätzlich ab oder wollten sie jedenfalls so 
ausgestalten, daß sie ihnen nicht zwangsläufig 
unterworfen wären. 

Diese entgegengesetzten Bestrebungen führten 
wiederum zu einer Kompromißlösung. In die Pa-
riser Verbandsübereinkunft wurde eine Schieds-
klausel eingefügt, die jedoch nicht obligatorisch 
ist. Jeder Staat kann bei der Ratifikation der 
Stockholmer Fassung erklären, daß er die Schieds-
klausel auf sich nicht angewendet wissen möchte. 
Die bisherige obligatorische Schiedsklausel der 
Berner Übereinkunft wurde in diesem Sinne ab-
geschwächt. 

Für die Bundesrepublik Deutschland ergibt sich 
damit die Frage, ob sie von der Möglichkeit, die 
Nichtanwendbarkeit der Schiedsklausel zu erklä-
ren, Gebrauch machen soll. Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß die Möglichkeit, eine Ent

-

scheidung von Streitigkeiten über die Auslegung 
und Anwendung der Unionsverträge durch den 
Internationalen Gerichtshof herbeizuführen, von 
der Sache her grundsätzlich zu begrüßen ist. Die 
Bundesregierung wird daher eine Erklärung über 
die Nichtanwendbarkeit der Schiedsklausel vor-
aussichtlich nicht abgeben. 

D. 

Nebenabkommen der Pariser 
Verbandsübereinkunft 

Die Nebenabkommen der Pariser Verbandsüberein-
kunft sind auf der Stockholmer Konferenz der neuen 
Verwaltungsstruktur der Pariser Union angepaßt 
worden. Soweit die Nebenabkommen selbst Unio-
nen zum Gegenstand haben (Madrider Markenab-
kommen, Haager Musterabkommen und Nizzaer 
Klassifikationsabkommen), haben diese Abkommen 
die gleichen Organisationsnormen wie die Pariser 
Verbandsübereinkunft erhalten. Die Nebenunionen 
werden auch mit den gleichen Organen ausgestattet 
sein; lediglich auf einen besonderen Verwaltungs-
ausschuß hat man bei den Nebenabkommen ver-
zichtet. 

Eine Besonderheit gilt jedoch für das Haager Muster-
abkommen. Dieses Abkommen ist in Stockholm nicht 
als solches geändert worden; seine Organisations-
normen und Schlußbestimmungen sind vielmehr 
durch eine besondere Ergänzungsakte an die geän-
derte Fassung der Pariser Verbandsübereinkunft an-
geglichen worden. Diese Sonderbehandlung war not-
wendig, weil die letzte Fassung des Haager Muster-
abkommens (die Haager Fassung vom 28. November 
1960 — Bundesgesetzbl. 1962 II S. 775 —) noch nicht 
in Kraft getreten ist und mit ihrem Inkrafttreten 
auch in absehbarer Zeit noch nicht gerechnet werden 
kann. Die Ergänzungsakte stellt daher ein Zusatz-
abkommen zu der in Kraft befindlichen Londoner 
Fassung des Abkommens, zu seiner Haager Fassung 
und zu dem ebenfalls in Kraft be findlichen Zusatz-
abkommen von Monaco vom 18. November 1961 zur 
Haager Fassung des Abkommens (Bundesgesetzbl. 
1962 II S. 938) dar. 

Für das Madrider Herkunftsabkommen ist ebenfalls 
eine Zusatzakte beschlossen worden, weil dieses Ab-
kommen keine besondere Union zum Gegenstand 
hat und deshalb bisher auch keine Organisations-
normen enthält. Auch durch die Zusatzakte wird das 
Abkommen nicht derart umgestaltet, daß eine Son-
derunion geschaffen wird. Die Zusatzakte enthält 
vielmehr nur die erforderlichen Anpassungsvor-
schriften, die durch die neuen Organisationsnormen 
der Pariser Verbandsübereinkunft als des Hauptab-
kommens für das Madrider Herkunftsabkommen not-
wendig geworden sind. Dies gilt insbesondere für 
den Übergang der Depositarfunktionen (Artikel 1 
der Zusatzakte), für die Verweisung auf Vorschrif-
ten der Pariser Verbandsübereinkunft (Artikel 2 der 
Zusatzakte) und für die Unterzeichnung und Ratifi-
kation der Zusatzakte (Artikel 3). Außerdem enthält 
diese Akte die üblichen Übergangs- und Schlußbe-
stimmungen. 
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E. 
Änderung des Artikels 4 der Pariser 

Verbandsübereinkunft 

In materiellrechtlicher Hinsicht wird die Pariser Ver-
bandsübereinkunft lediglich durch Ergänzung des Ar-
tikels 4 um einen neuen Absatz I geändert. Durch 
diese neue Bestimmung wird dem Wunsch der Ost-
blockstaaten entsprochen, Anträge auf Erteilung 
eines Erfinderscheins als Prioritätsgrundlage den 
Patentanmeldungen und Gebrauchsmusteranmeldun-
gen gleichzustellen. 

Erfinderscheine werden nach dem Recht der Sowjet-
union, Bulgariens, Polens und Rumäniens erteilt. Sie 
unterscheiden sich von einem Patent dadurch, daß 
sie ihren Inhabern kein Ausschlußrecht gewähren. 
Die Auswertung der Erfindung steht dem Staat zu. 
Der Inhaber des Erfinderscheins erhält neben der 
Anerkennung seiner Erfindereigenschaft lediglich 
einen Anspruch auf eine Vergütung sowie auf be-
sondere soziale Vorteile. Die Voraussetzungen für 
die Anmeldung einer Erfindung zum Erfinderschein 
und für die Erteilung eines Erfinderscheins ähneln 
den Voraussetzungen für eine Patentanmeldung und 
für die Erteilung eines Patents. Insbesondere hat 
auch der Erfinderscheinanmelder die Erfindung der 
Allgemeinheit zu offenbaren. Mit Rücksicht hierauf 
ist die auf den Prioritätsanspruch beschränkte Gleich-
stellung der Erfinderscheinanmeldungen und Patent-
anmeldungen gerechtfertigt. 

Absatz 1 macht die Gleichstellung allerdings davon 
abhängig, daß in dem Land, in dem der Antrag auf 
Erteilung eines Erfinderscheins eingereicht worden 
ist, die Anmelder zwischen der Erteilung eines Er-
finderscheins oder der Erteilung eines Patents wäh-
len können. Hierdurch soll sichergestellt werden, 
daß dieses Land, dessen Angehörige in den Genuß 
der Gleichstellung kommen, auch eine Schutzform 
zur Verfügung stellt, die für den ausländischen An-
melder in der Regel allein von Interesse ist. 

Durch Absatz 2 des Artikels 4 I wird gewährleistet, 
daß in einem Land, in dem neben Patenten auch Er-
finderscheine erteilt werden, der Anmelder im Er-
finderscheinverfahren die Priorität einer ersten Pa-
tent-, Gebrauchsmuster- oder Erfinderscheinanmel-
dung in einem anderen Verbandsland in Anspruch 
nehmen kann. 

Eine über diese Prioritätsregelung hinausgehende 
Gleichstellung der Erfinderscheine mit Patenten ist 
nicht vorgesehen. Dahingehende Wünsche der Ost-
blockstaaten wurden bis zu einer der nächsten Revi-
sionskonferenzen zurückgestellt. 

F. 

Änderung der materiellrechtlichen 
Vorschriften der Berner Übereinkunft 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel ist unverändert geblieben. 

Zu Artikel 2 

In Absatz 1 ist die Einschränkung, daß choreogra

-

phische Werke und Pantomimen nur zu schützen 
sind, wenn deren Bühnenvorgang schriftlich oder 

auf andere Weise festgelegt ist, gestrichen worden, 
weil kein sachlicher Grund besteht, diese Werke 
anders zu behandeln als die übrigen Werke, bei 
denen der Schutz von einer Festlegung nicht ab-
hängt. Es wurde jedoch ein neuer Absatz 2 ein-
gefügt, nach dem den Verbandsländern allgemein 
vorbehalten bleibt, Werke nur zu schützen, wenn 
sie schriftlich, durch Bild- oder Tonträger oder auf 
sonstige Weise körperlich festgelegt sind. 

Nach Absatz 2 Satz 2 der Brüsseler Fassung ist es 
bisher den Verbandsländern vorbehalten, den 
Schutz für Übersetzungen offizieller Texte auf dem 
Gebiet der Gesetzgebung, Verwaltung und Recht-
sprechung zu bestimmen. Da kein sachlicher Grund 
besteht, den Schutz privater Übersetzungen amt-
licher Texte zu beschränken, ist diese Vorschrift 
geändert worden. Sie bezieht sich jetzt nur noch auf 
amtliche Übersetzungen dieser Texte. Außerdem ist 
sie auf diese amtlichen Texte selbst erstreckt worden. 

Nach Artikel 2 Abs. 5 der Brüsseler Fassung ist es 
den Verbandsländern vorbehalten, die Vorausset-
zungen für den Schutz der Werke der angewandten 
Kunst und der Geschmacksmuster festzulegen. Für 
Werke, die im Ursprungsland nur als Geschmacks-
muster geschützt sind, kann in den anderen Ver-
bandsländern nur der Schutz beansprucht werden, 
der in diesen Ländern den Geschmacksmustern ge-
währt wird. Diese Bestimmung hat teilweise zu der 
Auslegung geführt, daß Verbandsländer, die keinen 
Geschmacksmusterschutz kennen, Werke, die im Ur-
sprungsland nur als Geschmacksmuster geschützt 
sind, überhaupt nicht zu schützen brauchen. Der 
neue Absatz 7, der im übrigen den bisherigen Ab-
satz 5 unverändert übernimmt, stellt klar, daß in 
diesem Falle Urheberrechtsschutz zu gewähren ist. 
Der neue Absatz 8 gibt unverändert den Inhalt des 
Absatzes 3 des Artikels 9 der Brüsseler Fassung 
wieder, der aus systematischen Gründen vorgezogen 
ist. 

Zu Artikel 2bis 

In diesem Artikel ist lediglich Absatz 2 geändert 
worden. 

Während bisher die Verbandsländer nur bestimmen 
dürfen, daß Vorträge, Ansprachen, Predigten und 
ähnliche Werke frei durch die Presse vervielfältigt 
werden dürfen, können sie nunmehr auch die Rund-
funksendung, die Drahtübertragung und die öffent-
liche Wiedergabe der durch Rundfunk gesendeten 
Werke dieser Art zulassen. Diese Erweiterung dient 
der Gleichstellung von Presse und Rundfunk. 

Die Bestimmung ist andererseits dadurch einge-
schränkt worden, daß die Predigten nicht mehr zu 
den von der Ausnahmevorschrift betroffenen Wer-
ken gehören. Predigten dürfen daher nur noch mit 
Zustimmung des Urhebers durch die Presse abge-
druckt oder in sonstiger Weise wiedergegeben 
werden. 

Außerdem bezieht sich die Bestimmung nur auf 
öffentlich dargebotene Werke, so daß private Vor-
träge, Ansprachen usw. nicht unter die Ausnahme-
vorschrift fallen. 
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Eine weitere Einschränkung besteht darin, daß die 
Benutzung nur zulässig ist, wenn sie durch den In-
formationszweck gerechtfertigt ist. 

Eine dem Artikel 2bis Abs. 2 entsprechende Bestim-
mung findet sich in § 48 des deutschen Urheber-
rechtsgesetzes; sie steht mit der Neufassung im Ein-
klang. 

Zu den Artikeln 3 bis 6 

In den Artikeln 3 bis 6 sind die bisher in den 
Artikeln 4 bis 6 enthaltenen Bestimmungen darüber, 
welche Werke den Schutz nach der Übereinkunft 
genießen und welches Land Ursprungsland für ein 
Werk ist, systematisch neu geordnet worden. Da-
bei wurden außerdem folgende sachliche Änderun-
gen vorgenommen: 

Nach Artikel 4 Abs. 1 der Brüsseler Fassung ge-
nießen die verbandsangehörigen Urheber keinen 
Schutz für ihre Werke, die sie zum erstenmal in 
einem Nichtverbandsland veröffentlicht haben. Nach 
dem neuen Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe a genießen sie 
den Schutz für alle ihre Werke unabhängig davon, 
wo sie ihr Werk zum erstenmal veröffentlicht 
haben. Neu ist auch die Bestimmung in Artikel 3 
Abs. 2, nach der die Urheber, die keinem Verbands-
land angehören, jedoch ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in einem Verbandsland haben, den Urhebern 
gleichgestellt werden, die diesem Land angehören. 

In dem neuen Artikel 3 Abs. 3 ist die Begriffs-
bestimmung für veröffentlichte Werke geringfügig 
geändert worden. Während nach Artikel 4 Abs. 4 
der Brüsseler Fassung hierunter die Werke zu ver-
stehen sind, die in genügender Anzahl zur Ver-
fügung des Publikums gestellt sind, gelten nunmehr 
die Werke als veröffentlicht, die mit Zustimmung 
ihrer Urheber je nach der Natur des Werkes in 
einer Weise der Öffentlichkeit zur Verfügung ge

-

stellt sind, die deren normalen Bedarf befriedigt. 

Nach dem neuen Artikel 4 werden zwei Gruppen 
von Urhebern in den Schutz der Übereinkunft ein-
bezogen, auch wenn sie nicht Angehörige eines Ver-
bandslandes sind: 

a) die Urheber von Filmwerken, deren Hersteller 
seinen Sitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
in einem Verbandsland hat und 

b) die Urheber von Werken der Baukunst, die in 
einem Verbandsland errichtet sind, und die Ur-
heber von solchen Werken der graphischen und 
plastischen Künste, die Bestandteile eines in 
einem Verbandsland gelegenen Grundstücks sind. 

Schließlich ist in Artikel 5 Abs. 4 Buchstabe c i die 
neue Bestimmung enthalten, daß für Filmwerke das 
Verbandsland Ursprungsland ist, in dem der Her-
steller seinen Sitz oder seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat. 

Zu Artikel 6bis 

In Artikel 6bis ist nur der zweite Absatz geändert 
worden. Während nach der Brüsseler Fassung der 
Schutz der Persönlichkeitsrechte des Urhebers nur 
bis zu seinem Tode zwingend vorgeschrieben ist, 
bleiben nach der neuen Fassung des Absatzes 2 

diese Rechte auch nach seinem Tode wenigstens bis 
zum Erlöschen der vermögensrechtlichen Befugnisse 
in Kraft. Jedoch können die Verbandsländer, die 
nach ihren Rechtsvorschriften im Zeitpunkt der Rati-
fikation dieser Fassung der Übereinkunft oder des 
Beitritts zu ihr die Persönlichkeitsrechte des Ur-
hebers nach seinem Tode nicht oder nur teilweise 
schützen, diesen Rechstzustand aufrecht erhalten. 
Nach deutschem Recht ist das Persönlichkeitsrecht 
des Urhebers bis zum Erlöschen seiner vermögens-
rechtlichen Befugnisse geschützt. 

Zu Artikel 7 

Absatz 1, nach dem der durch die Übereinkunft 
gewährte Schutz das Leben des Urhebers und 50 
Jahre nach seinem Tode umfaßt, ist unverändert 
geblieben. Jedoch ist in dem neuen Absatz 6 klar-
gestellt, daß die Verbandsländer befugt sind, eine 
längere Schutzdauer zu gewähren. Nach deutschem 
Recht erlischt das Urheberrecht erst 70 Jahre nach 
dem Tode des Urhebers (vgl. § 64 des Urheber-
rechtsgesetzes). 

Abweichend vom bisherigen Absatz 3 ist für Film-
werke, Werke der Photographie und Werke der an-
gewandten Kunst, für die bisher eine Mindest-
schutzfrist nicht festgesetzt ist, in den Absätzen 2 
und 4 eine solche Frist vorgesehen. Das deutsche 
Urheberrechtsgesetz enthält keine besonderen Be-
stimmungen über die Schutzdauer für Filmwerke 
und Werke der angewandten Kunst. Dagegen ist für 
Werke der Photographie in § 68 des Urheberrechts-
gesetzes eine dem Absatz 4 entsprechende Schutz-
frist von 25 Jahren vorgesehen. 

Absatz 3 entspricht dem bisherigen Absatz 4, jedoch 
ist durch den Schlußsatz klargestellt, daß die Ver-
bandsländer nicht gehalten sind, anonyme Werke 
zu schützen, bei denen aller Grund zu der Annahme 
besteht, daß ihr Urheber seit 50 Jahren tot ist. 

Der neue Absatz 7 ermöglicht es Verbandsländern, 
die noch durch die Rom-Fassung der Berner Über-
einkunft gebunden sind und im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung der vorliegenden Fassung kürzere Schutz-
fristen als in dieser Fassung vorgesehen ist, gewäh-
ren, diese kürzeren Schutzfristen beizubehalten. 

Zu Artikel 7bis 

Dieser Artikel ist sachlich nicht geändert worden. 

Zu Artikel 8 

Auch dieser Artikel ist unverändert geblieben. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 der Brüsseler Fassung sieht nur für be-
stimmte Werke ein ausschließliches Vervielfälti-
gungsrecht des Urhebers vor. Der neue Absatz 1 
erweitert dieses Vervielfältigungsrecht auf alle 
Werke der Literatur und Kunst. Der neue Absatz 2 
läßt Ausnahmen vom Vervielfältigungsrecht zu, die 
aber weder zu einer Beeinträchtigung der normalen 
Auswertung des Werkes noch zu einer unzumut-
baren Verletzung der berechtigten Interessen des 
Urhebers führen dürfen. Man kann hierbei davon 
ausgehen, daß in den Fällen, in denen die Verviel- 
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fältigung nur gegen Zahlung einer angemessenen 
Vergütung an den Urheber gestattet wird, eine 
solche unzumutbare Verletzung nicht vorliegt. Das 
deutsche Urheberrechtsgesetz enthält eine Reihe 
von Ausnahmen vom Vervielfältigungsrecht, die sich 
jedoch im Rahmen dieser Bestimmung halten (vgl. 
z. B. §§ 45, 53, 54 und 56 bis 60). 

Der bisherige Absatz 2 erscheint jetzt in Artikel 10bis 
Abs. 1. 

Der bisherige Absatz 3 ist aus Gründen der Syste-
matik unverändert in Artikel 2 Abs. 8 übernommen 
worden. 

Zu Artikel 10 

Absatz 1, der bisher nur Zitate aus Zeitungs- und 
Zeitschriftenartikeln erlaubt, ist auf alle Arten von 
Werken erstreckt worden. Außerdem ist er dadurch 
sachlich eingeschränkt worden, daß Zitate nur aus 
solchen Werken zulässig sein sollen, die der Öffent-
lichkeit bereits erlaubterweise zugänglich gemacht 
worden sind, und nur dann, wenn sie anständigen 
Gepflogenheiten entsprechen und in ihrem Umfang 
durch den Zweck gerechtfertigt sind. 

Absatz 2 ist gleichfalls geändert worden. Die Aus-
nahmevorschrift ist dadurch erweitert worden, daß 
die Benutzung von Werken der Literatur zu Zwek-
ken des Unterrichts nicht nur für Veröffentlichungen, 
sondern auch für Rundfunksendungen, sowie für 
Ton- und Bildaufnahmen zulässig ist. Andererseits 
ist die Benutzung nur noch zur Veranschaulichung 
des Unterrichts und nicht mehr allgemein für Ver-
öffentlichungen, die für den Unterricht bestimmt 
oder wissenschaftlicher Natur sind, zulässig. Die Be-
nutzung muß außerdem den anständigen Gepflogen-
heiten entsprechen. Die in Artikel 10 Abs. 2 der 
Brüsseler Fassung enthaltene Ausnahme für Chre-
stomathien ist ganz beseitigt. 

Die entsprechenden Ausnahmebestimmungen finden 
sich in §§ 46, 47 und 51 des deutschen Urheberrechts-
gesetzes. Sie stehen mit der n euen Regelung im Ein-
klang. 

Absatz 3 ist unverändert geblieben. 

Zu Artikel 10bis 

Die in Artikel 1 vorgesehene Ausnahmebestimmung 
ist bisher schon in Artikel 9 Abs. 2 enthalten. Sie 
ist jedoch dahin erweitert worden, daß Artikel über 
Tagesfragen wirtschaftlicher, politischer oder reli-
giöser Natur nicht nur durch die Presse verviel-
fältigt, sondern auch durch Rundfunk gesendet und 
mittels Draht an die Öffentlichkeit übertragen wer-
den dürfen. Außerdem bezieht sie sich nicht nur 
auf Presseartikel, sondern auch auf durch Rundfunk 
gesendete Werke gleicher Art. Eine entsprechende 
Ausnahmebestimmung ist in § 49 des deutschen 
Urheberrechtsgesetzes enthalten. 

Die Bestimmung in Absatz 2, die dem bisherigen 
Artikel 10b 15 entspricht, ist in mehreren Punkten 
geändert worden. Es dürfen anläßlich der Bericht-
erstattung über Tagesereignisse nicht nur kurze 
Bruchstücke, sondern auch ganze Werke der Lite-
ratur oder Kunst wiedergegeben werden, wenn sie 
im Verlauf der Ereignisse sichtbar oder hörbar wer

-

den; jedoch ist die Wiedergabe nur in dem Umfange 
zulässig, der durch den verfolgten Informations-
zweck gerechtfertigt ist. Andererseits dürfen die 
Werke nicht nur durch Photographie, Kinemato-
graphie und Rundfunk, sondern auch durch Über-
tragung mittels Draht der Offentlichkeit zugänglich 
gemacht werden. Eine entsprechende Ausnahme-
bestimmung ist in § 50 des deutschen Urheberrechts-
gesetzes enthalten. 

Zu Artikel 11 

Artikel 11 ist sachlich nicht geändert worden. Ab-
satz 1 letzter Satz und Absatz 3 sind als überflüssig 
gestrichen worden. 

Im deutschen Urheberrechtsgesetz ist dem Urheber 
das ausschließliche Recht der öffentlichen Auffüh-
rung seines Werkes durch § 15 Abs. 2 Nr. 1 vor-
behalten. 

Zu Artikel 11bis 

Dieser Artikel ist unverändert, 

Zu Artikel 11ter 

Artikel liter  ist dem Artikel 11 aus systematischen 
Gründen angepaßt worden, ohne daß damit eine 
sachliche Änderung verbunden ist. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel ist unverändert geblieben. 

Zu Artikel 13 

Absatz 1 ist gestrichen worden, weil die entspre-
chenden Rechte des Urhebers bereits in den Arti-
keln 9 Abs. 1 und Artikel 11 Abs. i Nr. 1 vorge-
sehen sind. 

Absatz 1 der vorliegenden Fassung entspricht dem 
bisherigen Absatz 2 mit der Maßgabe, daß die Be-
stimmung auch auf die Texte von Werken der Musik 
erweitert worden ist. 

Nach dem bisherigen Absatz 3 dürfen Werke der 
Musik, die vor dem Inkrafttreten der Berliner Fas-
sung der Übereinkunft erlaubterweise auf Tonträger 
übertragen worden waren, ohne Einwilligung der 
Urheber weiter auf Tonträger aufgenommen wer-
den. Diese Ausnahmebestimmung soll nach dem 
neuen Absatz 2 außer Kraft treten. Im deutschen 
Urheberrechtsgesetz ist eine entsprechende Bestim-
mung in § 133 enthalten, die nunmehr zwei Jahre 
nach dem Zeitpunkt außer Kraft treten soll, zu dem 
diese Fassung der Berner Übereinkunft für die Bun-
desrepublik Deutschland in Kraft tritt (vgl. Artikel 2 
des Entwurfs des Vertragsgesetzes). 

Der bisherige Absatz 4 — jetzt Absatz 3 — ist nicht 
geändert worden. 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel ist im wesentlichen nur redaktionell 
geändert worden. Lediglich in Absatz 1 Nr. 2 ist das 
ausschließliche Recht des Urhebers, die Verwertung 
des Filmwerks zu erlauben, auf die öffentliche Über-
tragung des Filmwerkes mittels Draht erweitert 
worden. 



Drucksache V/3582 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

Der bisherige Absatz 2 ist in den neuen Artikel 14bis 
als Absatz 1 übernommen worden, während der bis-
herige Absatz 5 gestrichen worden ist, weil die 
Gleichstellung von Filmwerken mit den Werken, 
die durch ein der Kinematographie ähnliches Ver-
fahren erzielt worden sind, jetzt in Artikel 2 Abs. 1 
geregelt ist. 

Zu Artikel 14bis 

Absatz 1 entspricht dem früheren Absatz 2 des 
Artikels 14. 

Absatz 2 Buchstabe a stellt es den Verbandsländern 
frei zu bestimmen, wer als Urheber des Filmwerkes 
anzusehen ist. Im deutschen Urheberrechtsgesetz ist 
diese Frage nicht ausdrücklich geregelt, es ergibt 
sich aber aus der allgemeinen Bestimmung des § 7 
des Urheberrechtsgesetzes, daß als Urheber diejeni-
gen anzusehen sind, die die geistigen Schöpfer des 
Filmwerkes sind. 

Die neue Regelung in Absatz 2 Buchstaben b bis d und 
Absatz 3 soll dem Produzenten eines Filmwerkes 
die ungestörte Auswertung des Filmwerkes ermög-
lichen. Wenn die Urheber des Filmwerkes seiner 
Herstellung zugestimmt haben, können sie sich man-
gels gegenteiliger Vereinbarung seiner Verwertung 
nicht widersetzen. 

Entsprechende Bestimmungen sind auch in den §§ 88 
und 89 des deutschen Urheberrechtsgesetzes ent-
halten. Die in Absatz 2 Buchst. c erwähnte Schrift-
form ist nach deutschem Recht nicht vorgesehen. Die 
Bestimmungen in §§ 88 und 89 sind auf alle in Ab-
satz 3 des Artikels 14bis genannten Urheber an-
wendbar. 

Zu Artikel 14ter  

Dieser Artikel enthält unverändert den bisherigen 
Artikel 14bis. 

Zu Artikel 15 

Absatz 1 ist unverändert geblieben. 

Der neue Absatz 2 regelt die Frage, wer als Her-
steller des Filmwerkes anzusehen ist, in entspre-
chender Weise wie Absatz 1 Satz 1. 

In Absatz 3 ist der frühere Absatz 2 unverändert 
übernommen worden. 

Der neue Absatz 4 bezieht sich im wesentlichen auf 
sogenannte folkloristische Werke. Diese Werke sind 
häufig nicht erschienen und ihre Urheber unbekannt. 
Die neue Bestimmung soll die Möglichkeit schaffen, 
daß die Rechte des unbekannten Urhebers durch 
eine besondere Behörde wahrgenommen werden. 

Zu den Artikeln 16 bis 20 

Diese Artikel sind unverändert geblieben. 

Zu Artikel 21 

Die Bestimmung, daß das Protokoll betreffend die 
Entwicklungsländer Bestandteil dieser Fassung der 
Übereinkunft ist, bewirkt, daß die Stockholmer Fas-
sung nur zusammen mit dem Protokoll ratifiziert 
werden kann; das gleiche gilt für den Beitritt zur 
Stockholmer Fassung. 

Zum Protokoll betreffend die Entwick-
lungsländer 
1. Allgemeines 

Viele Entwicklungsländer sind auf Grund ihrer 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Ver-
hältnisse nicht in der Lage, den Urhebern den 
in der Berner Übereinkunft vorgesehenen Min-
destschutz zu gewähren. Um auch diesen Ländern 
den Beitritt zur Übereinkunft zu ermöglichen, 
waren schon seit längerer Zeit Bestrebungen im 
Gange, für sie besondere Vorschriften zu schaffen, 
die es ihnen gestatten, beim Beitritt gewisse Vor-
behalte zu machen. Da sich die meisten Verbands-
länder für eine solche Regelung aussprachen, 
wurde in der Stockholmer Konferenz für geisti-
ges Eigentum das Protokoll betreffend die Ent-
wicklungsländer beschlossen, das Bestandteil der 
Stockholmer Fassung der Berner Übereinkunft 
ist. 
Nach Abschluß der Stockholmer Konferenz wur-
den von den Verbänden der Urheber und Ver-
leger Bedenken gegen das Entwicklungsländer-
protokoll geltend gemacht. Die Verbände ver-
traten den Standpunkt, daß die Ratifizierung des 
Protokolls zu schweren Nachteilen für die Ur-
heber und Verleger führen würde. Es sei ins-
besondere zu befürchten, daß in den Ent-
wicklungsländern, die von den im Protokoll 
zugelassenen Vorbehalten Gebrauch machten, in 
erheblichem Umfange deutsche Werke übersetzt 
und vertrieben werden würden, ohne daß die 
deutschen Berechtigten die Möglichkeit hätten, 
hierfür ein angemessenes Entgelt zu erlangen. 
Die im Protokoll vorgesehene Vergütung werde 
voraussichtlich erheblich geringer sein, als der 
Betrag, den die Verleger sonst für die Gestattung 
der Übersetzung forderten. Die Unterstützung der 
Entwicklungsländer sei nicht Sache der Urheber 
und Verleger, vielmehr müßten die erforderlichen 
Mittel aus dem Steueraufkommen aufgebracht 
werden. 
Ob diese Befürchtungen zutreffen, erscheint zwei-
felhaft. Bisher sind von den Verbänden noch keine 
konkreten Zahlen über den voraussichtlichen 
Schaden durch das Protokoll genannt worden. Man 
muß berücksichtigen, daß hinsichtlich der Ent-
wicklungsländer, die der Berner Übereinkunft 
neu beitreten, ein Schutz nach der Übereinkunft 
noch nicht bestanden hat, so daß das Protokoll, 
das die Verwertung der Werke auf Grund der 
Ausnahmebestimmungen nur gegen Vergütung 
zuläßt, den Urhebern und Verlegern keine Ver-
luste, sondern zusätzliche Einnahmen verschafft. 
In den Entwicklungsländern, die bereits der Ber-
ner Übereinkunft angehören, ist zwar ein ge-
wisser Einnahmeverlust zu erwarten, doch dürfte 
dieser Verlust für die deutschen Urheber und 
Verleger nicht so sehr ins Gewicht fallen wie für 
die französischen und englischen Berechtigten, 
weil in den zahlreichen ehemaligen französischen 
und englischen Kolonien, die nach ihrem Selb-
ständigwerden zu den Entwicklungsländern zäh-
len, die Nachfrage nach Werken in diesen beiden 
Sprachen ungleich größer sein wird als nach 
deutschsprachigen Werken. Man darf im übrigen 
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auch nicht davon ausgehen, daß bei einer Nicht-
ratifizierung des Entwicklungsländerprotokolls 
der gegenwärtige Bestand an Entwicklungslän-
dern in der Berner Übereinkunft (zur Zeit 24 Staa-
ten) unverändert bleiben würde. Sehr wahr-
scheinlich würden zahlreiche der Übereinkunft 
bereits angehörende Entwicklungsländer durch 
Kündigung aus dem Berner Verband ausscheiden. 
Sie haben zum Teil schon mit der Kündigung 
gedroht. In den ausgeschiedenen Ländern würden 
dann die Urheber überhaupt keinen Schutz ge-
nießen; sie würden dann dort ihre bisherigen 
Einnahmen verlieren. Die Bindung der Entwick-
lungsländer an die Berner Übereinkunft dürfte 
außerdem bewirken, daß auch die Länder, die 
zunächst von den Vorbehalten nach dem Proto-
koll Gebrauch machen, durch die vorgesehene 
Befristung der Vorbehalte dazu angehalten wer-
den, ihr nationales Recht allmählich dem vollen 
Schutzniveau der Berner Übereinkunft anzupas-
sen; dies würde zu einer Verstärkung des inter-
nationalen Urheberrechtsschutzes führen. 

Aus diesen Gründen ist die baldige Ratifizierung 
des Entwicklungsländerprotokolls geboten. 

2. Die einzelnen Bestimmungen 

Zu Artikel 1 
Dieser Artikel bestimmt, welche Länder die Vor-
behalte des Protokolls in Anspruch nehmen kön-
nen, und regelt die Vorbehalte im einzelnen. 

Buchstabe a 
Die Bestimmung ermöglicht es den Entwicklungs-
ländern, kürzere Schutzfristen vorzusehen, als die 
Berner Übereinkunft zwingend vorschreibt. 

Buchstabe b 
Der Vorbehalt hinsichtlich des Übersetzungsschut-
zes verbindet die Regelung in Artikel 5 der im 
Jahre 1896 in Paris vervollständigten Berner 
Übereinkunft (vgl. Artikel 30 Abs. 2 Buchstabe b 
der Stockholmer Fassung der Übereinkunft) mit 
der Regelung in Artikel V des Welturheberrechts-
abkommens; die Bestimmung weicht hiervon je-
doch in folgenden Punkten ab: 
Die in Artikel V des Welturheberrechtsabkom-
mens für die Erteilung von Zwangslizenzen vor-
gesehene Schonfrist von 7 Jahren ist auf 3 Jahre 
nach der Erstveröffentlichung des Werkes ver-
kürzt. Dafür hat jedoch der Urheber die im Welt-
urheberrechtsabkommen nicht vorgesehene Mög-
lichkeit, durch Nachholung der eigenen Veröffent-
lichung einer Übersetzung innerhalb von 10 Jah-
ren nach der Erstveröffentlichung sein ausschließ-
liches Recht voll zurückzuerwerben. Ferner wird 
bei der Regelung der Vergütung nur Angemessen

-

heit gefordert, während nach dem Welturheber-
rechtsabkommen die Vergütung der zwischen-
staatlichen Übung entsprechen muß. Auch ist hin-
zugefügt, daß die Zahlung und der Transfer der 
Vergütung den nationalen Devisenbestimmungen 
unterworfen sind. Außerdem ist ausdrücklich klar-
gestellt, daß der Urheber die Zwangslizenz nur 
durch Veröffentlichung einer Übersetzung in dem 
betreffenden Lande selbst vermeiden kann. Im 
Welturheberrechtsabkommen ist über den Ort 
der Veröffentlichung nichts bstimmt. 

Buchstabe c 

Der Vorbehalt hinsichtlich des Vervielfältigungs-
rechts ist dem Vorbehalt zu Buchstabe b nach-
gebildet, jedoch mit der Einschränkung, daß die 
Zwangslizenz nur zu kulturellen oder Erziehungs-
zwecken erteilt werden darf. 

Buchstabe cl  
Der Vorbehalt hinsichtlich des Senderechts gibt 
den Entwicklungsländern insbesondere die Mög-
lichkeit, die öffentliche Wiedergabe von Rund-
funksendungen zu gestatten, wenn sie keinen 
Erwerbszwecken dient. 

Buchstabe e 
Diese Bestimmung bezieht sich im Gegensatz zu 
den vorgenannten Vorbehalten nicht auf be-
stimmte Befugnisse des Urhebers, sondern auf 
alle Arten der Verwertung des Werkes. Anderer-
seits ist die Verwertung ausschließlich zu Unter-
richts-, Studien- uud Forschungszwecken auf allen 
Gebieten der Erziehung zulässig. 

Zu Artikel 2 
Dieser Artikel regelt die Zurücknahme der Vor-
behalte. 

Zu Artikel 3 
Wie bereits erwähnt, können die nach Artikel i 
zunächst für 10 Jahre erklärten Vorbehalte unter 
gewissen Voraussetzungen weiter in Anspruch ge-
nommen werden. 

Zu Artikel 4 
Dieser Artikel regelt den Fall, daß ein Land nicht 
mehr als Entwicklungsland anzusehen ist. 

Zu Artikel 5 
Artikel 5 läßt eine Anwendung des Protokolls 
vor Inkrafttreten der Stockholmer Fassung der 
Berner Übereinkunft und des Protokolls zu. 

Zu Artikel 6 
Nach Artikel 6 können Nichtentwicklungsländer 
die Vorbehalte nach dem Protokoll für Gebiete in 
Anspruch nehmen, deren auswärtige Beziehungen 
sie wahrnehmen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich nach 
ständiger Auffassung des Bundesrates daraus, 
daß durch Artikel 2 des Ratifikationsgesetzes das 
Urheberrechtsgesetz, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist, förmlich geändert wer-
den soll. 

2. Zu dem Protokoll betreffend die Entwicklungs-
länder: 

Der Bundesrat befürwortet die Ziele des Proto-
kolls betreffend die Entwicklungsländer. Er hat 
jedoch erhebliche Zweifel, ob die in dem Proto-
koll vorgesehene Einschränkung der Rechte der 

Urheber mit den schutzwürdigen Interessen der 
Urheber und Verleger zu vereinbaren ist. Dies 
gilt insbesondere für Artikel 1 Buchstabe e des 
Protokolls, der den Entwicklungsländern ohne 
Genehmigung den Nachdruck von Werken der 
Literatur und Kunst zu Unterrichts-, Studien- und 
Forschungszwecken und den Export der Nach-
druckexemplare in andere Entwicklungsländer 
gestattet. Die Förderung der Entwicklungsländer 
ist eine Aufgabe der Allgemeinheit; die damit 
verbundenen Lasten dürfen nicht einzelnen oder 
einem Teil der Wirtschaft aufgebürdet werden. 
Die Bundesregierung wird deswegen gebeten, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren die Auswir-
kungen der vorgesehenen Regelung noch einmal 
zu überprüfen und gegebenenfalls Vorschläge 
dafür zu unterbreiten, wie berechtigten Inter-
essen der deutschen Urheber und Verleger Rech-
nung getragen werden kann. 

Anlage 3 

Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellung-
nahme des Bundesrates wie folgt: 

Zu 1.  
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Das Urheberrechtsgesetz, das durch Artikel 2 des 
Vertragsgesetzes geändert werden soll, war nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht zustim-
mungsbedürftig und ist mit der dieser Auffassung 
entsprechenden Einleitungsformel verkündet wor-
den. Im übrigen hat der Bundesrat seinerzeit die 
Zustimmungsbedürftigkeit des Urheberrechtsgeset-
zes nicht aus der Bestimmung abgeleitet, deren 
Änderung jetzt vorgesehen ist. Die Bundesregie-
rung vertritt in ständiger Praxis die Auffassung, 
daß die Änderung eines Zustimmungsgesetzes nur 
dann der Zustimmung des Bundesrates bedarf, wenn 
durch das Änderungsgesetz Vorschriften geändert 
werden, die die Zustimmungsbedürftigkeit des ur-
sprünglichen Gesetzes begründet haben. 

Zu 2.  
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es sich 
bei den im Protokoll betreffend die Entwicklungs

-

länder vorgesehenen Einschränkungen des Urheber-
rechts nicht um eine Entwicklungshilfe zu Lasten 
einzelner oder eines Teils der Wirtschaft handelt. 
Ziel des Protokolls ist es im Gegenteil, im Inter-
esse der betroffenen Urheber und Verleger den 
bestehenden Urheberrechtsschutz in den Entwick-
lungsländern in angemessenem Umfang zu erhal-
ten und schrittweise dem hohen Stand der Berner 
Übereinkunft anzupassen. Tritt das Protokoll nicht 
in Kraft, so erscheint es ausgeschlossen, weitere 
der zum größten Teil der Berner Übereinkunft noch 
nicht angehörenden Entwicklungsländer für einen 
Beitritt zu dieser Übereinkunft zu gewinnen. Dar-
über hinaus wäre mit dem Ausscheiden einer großen 
Zahl der Entwicklungsländer zu rechnen, die der Ber-
ner Übereinkunft bereits angehören. Eine solche 
Entwicklung würde für die deutschen Urheber in 
diesen Ländern zu einer noch ungünstigeren Situation 
führen als die Annahme des Protokolls. 

Die Bundesregierung wird die deutschen Urheber 
und Verleger bei der Wahrung ihrer Interessen in 
den Entwicklungsländern auch künftig unterstützen. 


